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Offentliche Sitzung

Vortrag der Referentinnen und Referenten

Zusténdig fir die Entscheidung ist die Vollversammlung des Stadtrates gemaf 84 Ziffer 9b der
Geschéaftsordnung des Stadtrates nach Vorberatung im gemeinsamen Ausschuss fiir Stadtplanung
und Bauordnung, Sozialausschuss, Kommunalausschuss und Finanzausschuss.

Zentrale Inhalte von ,Wohnen in Miinchen VI* (WiM VI)

Ausreichend bezahlbare Wohnungen zu schaffen und zu sichern ist die zentrale Herausforderung
der Munchner Stadtentwicklungspolitik. Die Attraktivitat und der wirtschaftliche Erfolg unserer Stadt
fuhren dazu, dass nach aktuellen Prognosen die Bevolkerungszahl in Minchen bis 2030 um rund
15,4 Prozent wachsen wird. Seit 2005 steigen die Mieten und Immobilienpreise kontinuierlich an. In
Zusammenhang mit der steigenden Wohnungsnachfrage muss die Stadt daher alle MaZnahmen
treffen, um den Anteil an preiswertem Wohnraum zu schiitzen und den Neubau von Wohnungen zu
fordern.

Ein wichtiger Beitrag dazu ist das wohnungspolitische Handlungsprogramm ,Wohnen in Miinchen®,
in dem die Zielvorgaben der Miinchner Wohnungspolitik fortgeschrieben und weiterentwickelt
werden. Seit mehr als 25 Jahren wird dieses wohnungspolitische Handlungsprogramm im
regelméRigen Turnus fortgeschrieben. Es ist ein wichtiger Baustein des Stadtentwicklungskonzepts
.Perspektive Minchen®“.
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In den strategischen Leitlinien der ,Perspektive Minchen* (Fortschreibung 2013, Sitzungsvorlage
Nr.: 08-14/V 11217) wird den Themen der Wohnungsversorgung und der sozialrdumlichen
Durchmischung ein hoher Stellwert eingerdumt. Fir alle wohnungspolitischen
Handlungsprogramme bilden die Leitlinien der ,Perspektive Miinchen®, insbesondere der
stadtebauliche Grundsatz ,kompakt-urban-griin“, als auch der Grundsatz der sozialrdumlichen
Mischung (Erhalt der ,Minchner Mischung®) den strategischen Rahmen.

Die Erfolgsbilanz des wohnungspolitischen Handlungsprogramms seit seiner Erstauflage im Jahr
1989 kann sich sehen lassen:

« Es wurde neues Baurecht fur tber 75.000 Wohnungen geschaffen;

- Der Bau von knapp 174.000 Wohnungen wurde genehmigt und Gber 157.000 Wohnungen
wurden fertiggestellt;

« Die Wiedervermietungsmieten sind im Durchschnitt der letzten 26 Jahre pro Jahr im Altbau
um 3,2 Prozent und in den Nachkriegsbauten um 2,7 Prozent pro Jahr gestiegen (siehe
dazu auch Kap. 2.1, Seite 19). Ohne diese erhebliche Neubauleistung wéren die
Mietsteigerungen noch wesentlich stérker ausgefallen.

Das wohnungspolitische Handlungsprogramm ,Wohnen in Miinchen” biindelt die vielféaltigen
erfolgreichen Aktivitdten und Programme im Bereich der kommunalen Wohnungspolitik, die auch in
den kommenden Jahren kontinuierlich weiterentwickelt werden sollen.

Das nun fortgeschriebene Programm ,Wohnen in Miinchen VI* umfasst folgende neue
Schwerpunktthemen:


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2895840
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Fachliche Schwerpunkte des neuen
wohnungspolitischen Handlungsprogramms

»Wohnen in Miinchen VI (2017-2021):

1. Erh6éhung der Einkommensgrenzen im
Munchen Modell: Damit bleiben
weiterhin 50- 60 Prozent der Minchner
Haushalte anspruchsberechtigt.

2. Forderung zielgruppenspezifischer
Wohnprojekte fiir den Erhalt der
Munchner Mischung.
Zielgruppenspezifische
Programmbausteine werden flexibel je
Standort und Bedarf eingesetzt.

3. Erhéhung der Zielzahl fir die
Baurechtschaffung von 3.500 auf 4.500
Wohneinheiten (WE). Hinzu kommt die
Bautatigkeit nach § 34 BauGB.
Mittelfristig sollen so in der Summe
8.500 WE pro Jahr fertiggestellt werden
(Erhéhung Baufertigstellung bereits
durch StR-Beschluss 2015).

4. Kontinuierliche Umsetzung der
Strategien zur Langfristigen
Siedlungsentwicklung (LaSie): Bis 2030
sollen moglichst viele Flachen fir den
Wohnungsbau mit den Instrumenten
Nachverdichtung, Umstrukturierung und
Neuentwicklung generiert werden.
Derzeit wird das Wohnbaupotenzial fur
die nachsten 20 Jahre auf rund 61.000
WE geschatzt.

5. Konzeptionellen Mietwohnungsbau
(KMB) dauerhaft einfiihren: 30 Prozent
der stadtischen Flachen werden fur den
preisgedampften Mietwohnungsbau
(Bindung 60 Jahre) vergeben.

6. Konzeptausschreibungen weiter
entwickeln und mehr Erbbaurecht auf
stadtischen Grundstiicken. Die Vergabe
im Erbbaurecht dient der langfristigen
Sicherung stadtischer Flachen. Private
KMB-Vorhaben sollen nur im
Erbbaurecht erfolgen. Im KMB werden
auch zielgruppenspezifische Projekte
(zum Beispiel Senioren-WGs)
ausgeschrieben.

7. Erhéhung der Zielzahl im geférderten
und preisgedampften (KMB)
Wohnungsbau auf 2.000
Wohneinheiten pro Jahr (von 1.800 WE

10.

11.

12.

in "Wohnen in Minchen V"). Der Fokus
der kommunalen Forderung liegt
ausschlief3lich auf dem
Mietwohnungsbau fir die untere und
mittlere Einkommensgruppe.
Programmvereinfachung im geférderten
Wohnungsbau. Die Einzelprogramme
des kommunalen
Wohnungsbauprogramms KomPro A,
B, C werden in den ,Munchner
Wohnungsbau“ tberfiihrt. Die mittlere
Einkommensgruppe erhélt Angebote
aus dem Munchen Modell (Miete und
Genossenschaften).

Neue Forderbausteine im geférderten
Wohnungsbau fiir mehr
Kostentransparenz: Fallen
unabweisbare Mehrkosten fir zum
Beispiel Larmschutz,
Gemeinschaftsrdume, Dachgarten etc.
an, kénnen diese gefdrdert werden, um
die Wirtschaftlichkeit der Projekte zu
sichern. Durch diesen Baustein soll
mehr Kostentransparenz als bisher
geschaffen werden.

Energetische Standards im Neubau
beibehalten: Die Anforderungen an die
Qualitat der Gebaudehiille bei der
Vergabe stadtischer Grundstiicke, im
geforderten Wohnungsbau auf privaten
Flachen und im freifinanzierten
Wohnungsneubau der stadtischen
Wohnungsgesellschaften werden
vereinheitlicht und analog zum
Okologischen Kriterienkatalog
festgelegt.

Ausbau der energetischen
Bestandssanierung: Erfahrungen aus
dem ersten energetischen
Sanierungsgebiet
Neuaubing-Westkreuz und dem Smart
City Projekt ,Smarter Together* nutzen.
Bereitstellung von
Grundlageninformationen zum
energetischen Zustand von
Bestandsquartieren aus dem
Energienutzungsplan.

Volle Ausschdpfung aller rechtlichen
Maoglichkeiten zur Bestandssicherung
(Erhaltungssatzungen,
Zweckentfremdungssatzung,
Mietspiegel)
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1.1 Bilanz und Evaluierung ,Wohnen in Miinchen V*

Die Landeshauptstadt Miinchen hatte mit ,Wohnen in Miinchen V* das gré3te kommunale
Wohnungsbauprogramm Deutschlands mit einem Férdervolumen von 800 Millionen Euro fiir den
Zeitraum von 2012 bis 2016 aufgelegt und férderte mit innovativen Instrumenten gezielt
bezahlbares Wohnen fiir verschiedene Zielgruppen.
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Abbildung 1: Zielerreichung der Baurechtschaffung und Baufertigstellung seit "Wohnen in
Munchen V"

Das wohnungspolitische Handlungsprogramm ,Wohnen in Minchen V* stand unter dem Motto
~Wohnungsbauoffensive 2012-2016". Die ausreichende Baurechtschaffung wurde hier als zentrales
Ziel des Programms festgelegt, da die Stadtverwaltung darauf direkten Einfluss nehmen kann. Ziel
war es, im Programmzeitraum zunachst Baurecht fir die Errichtung von 17.500 Wohneinheiten
(3.500 Wohneinheiten pro Jahr) zu schaffen: Schon in den ersten vier Jahren 2012-2015 wurde
bereits Baurecht fur tber 15.000 Wohneinheiten geschaffen (siehe 1).

Im Beschluss ,Wohnen in Minchen VI — Zeitplan und Themenvorschau® vom 29.07.2015
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 03161) wurde das Referatsziel fur die Baurechtschafffung von
jahrlich 4.000 Wohneinheiten fiir die Jahre 2015 und 2016 bestétigt. Im Jahr 2015 konnte dieses
Ziel durch groRe Bebauungsplanvorhaben wie in Freiham deutlich tbertroffen werden. Es wurde
sogar fir 7.923 Wohneinheiten Baurecht geschaffen. Dies entspricht zwei vollen Jahresraten.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3667675
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Im Zeitraum von ,Wohnen in Minchen V* wurde eine Baufertigstellung von jahrlich 7.000
Wohneinheiten angestrebt; im Beschluss ,Wohnen in Miinchen VI — Zeitplan und
Themenvorschau” wurde diese Zahl ab dem Jahr 2016 auf 8.500 Wohneinheiten weiter
angehoben. Die urspriinglich angestrebte Baufertigstellung von 7.000 Wohneinheiten jahrlich
wurden im Mittel der Jahre 2012 - 2015 erreicht. Die erhdhte Zielzahl von 8.500 Wohneinheiten
wird erst mittelfristig realisiert werden kdnnen. Sie ist angesichts der begrenzten Flachenpotenziale
(siehe 4.3, Seite 37) ambitioniert. Der Prozess von der Baurechtschaffung tiber die Genehmigung
bis hin zur Baufertigstellung bendétigt mehrere Jahre Vorlaufzeit und ist zudem durch die Aktivitaten
der externen Bautrager fremdbestimmt.
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Abbildung 2: Zielerreichung im geférderten Wohnungsbau fur "Wohnen in Minchen V"

Die Zielzahl im geférderten Wohnungsbau von 1.800 bewilligten Wohnungen pro Jahr konnte mit
der Wohnungsbauoffensive und der Einrichtung einer Task Force zur Koordinierung des
Kommunalen Wohnungsbauprogramms (KomPro) Jahr fur Jahr gesteigert werden (siehe 2) und
néher an die ZielgréRe herangefuhrt werden.

Angesichts der stark gestiegen Immobilienpreise setzte ,Wohnen in Miinchen V* ein Zeichen
gegen die Preisspirale auf dem Grundstiicksmarkt. Grundstiicke sollten nicht mehr, wie bisher nach
dem hochsten Preis, sondern nach dem besten Konzept zu einem Festpreis
(Konzeptausschreibung) oder nach dem gebotenen Preis und der Qualitat des Konzepts
(,Bestgebotsverfahren®: die Konzeptqualitat sollte zu 70 Prozent in die Bewertung eingehen)
vergeben werden. Das Bestgebotsverfahren wurde 2013 aufgrund der weiter steigenden Preise
ausgesetzt (vergleiche Beschluss zum Konzeptionellen Mietwohnungsbau, Sitzungsvorlage Nr.
08-14/ V 12582), so dass stadtische Grundstiicke nur noch zum festgestellten Verkehrswert und
der Bewertung des Konzepts vergeben werden.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3031944
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Aufgrund der schwindenden stadtischen Flachenressourcen wurde in ,Wohnen in Munchen V* das
Ziel formuliert, aktiv Grundstiicke fur den geférderten Wohnungsbau anzukaufen. Von 2012 bis
2015 wurden demnach 238.650 Quadratmeter Grund fur den geférderten Wohnungsbau erworben.
Die hierfur aufgewendeten Mittel betragen 39.773.256 Euro.

Einen weiteren wichtigen neuen Konzeptbaustein, der in der Programmlaufzeit von "Wohnen in
Minchen V" entwickelt wurde, stellt der ,Konzeptionelle Mietwohnungsbau“ (KMB, siehe
Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 12582 vom 24.07.2013) dar. Ziel bei der Grundstiicksvergabe ist es
hierbei, bezahlbaren Mietwohnungsbau Uber Bindungen zu sichern. Die Bindungen senken den
Verkehrswert des Grundsttickes. Wichtig war es hierbei, dass nicht Giber Umwege eine neue Form
des gefdrderten Wohnungsbaus, sondern preisgedampfter frei finanzierter Wohnungsbau entsteht.
Der Anteil des geférderten Wohnungsbaus auf stadtischen Flachen sollte dabei nicht geandert
werden, sondern blieb bei 50 Prozent. Bis Redaktionsschluss sind seit 2013 rund 1.700
Wohneinheiten im KMB vergeben worden beziehungsweise in Planung (detaillierte Ausfiihrungen
dazu im ,Bericht zur Wohnungssituation 2014 -2015“, Kapitel 6.3, siehe Sitzungsvorlagen Nr.
14-20/ V 07098).

In ,Wohnen in Miinchen V* wurde das KfW-Effizienzhaus 70 als energetischer Standard fiir den
geférderten Wohnungsbau und den Neubau durch die stadtischen Gesellschaften festgelegt.
Stadtische Flachen wurden entsprechend der Auflagen des ,6kologischen Kriterienkatalogs*
vergeben. Damit war die Landeshauptstadt Minchen Vorbild, da sie wirtschaftlich realisierbare
Standards vorgibt, sie durch ihre Tochter selbst umsetzt und dadurch langfristig die Nebenkosten
der Mieterhaushalte begrenzt sowie einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leistet.

Neben der Schaffung von neuem sozial gebundenen Wohnraum sollte der Ankauf von
Belegrechten fir bis zu 100 Wohnungen pro Jahr im Bestand erfolgen. Der hohe Bedarf an
geférdertem Wohnraum kann aufgrund schwindender Flachenpotentiale in der Landeshauptstadt
Minchen nicht mehr nur im Neubau gedeckt werden. Deshalb wurde der Ankauf von Belegrechten
als erganzende Mdglichkeit eingefiihrt, um preiswerten Mietraum zu sichern. Es konnten aber von
2012 bis 2015 nur Belegrechte fiir rund 50 Wohnungen angekauft werden.

BestandssicherungsmafRnahmen wie der Erlass von Erhaltungssatzungen, der Vollzug der
Zweckentfremdungsverordnung sowie die Mieterberatung wurden im Programmzeitraum
konsequent weiter verfolgt. Seit 2014 gilt der Genehmigungsvorbehalt fir die Umwandlung von
Miet- in Eigentumswohnungen in Erhaltungssatzungsgebieten. Damit wurde das Instrument der
Erhaltungssatzung gestarkt.

Wahrend der Programmlaufzeit von ,Wohnen in Minchen* wird aktiv Wohnungspolitik betrieben
und es werden neue Programme (wie zum Beispiel der KMB) oder Programmergénzungen vom
Stadtrat beschlossen. Im Jahr 2015 wurde das Sonderprogramm ,250 Millionen-Paket fur die
stadtischen Gesellschaften” (2016-2020) auf den Weg gebracht (Sitzungsvorlage Nr.: 14-20/ V
03607). Die Landeshauptstadt Miinchen stellt dafiir im Rahmen eines Sonderprogramms fiir den
geférderten Wohnungsbau den stadtischen Wohnungsbaugesellschaften ab 2016 insgesamt 250
Millionen Euro fir zehn Jahre zur Verfigung. Zudem erhalten GEWOFAG und GWG im Zeitraum
von 2016 bis einschlieBlich 2020 eine zusétzliche jahrliche Bareinlage von insgesamt 15 Millionen
Euro pro Jahr und es werden ihnen fir ihre Vorhaben stadtische Grundstiuicke als Sacheinlage
unentgeltlich Ubertragen. Die Fertigstellungszahlen fur Neubauten der GEWOFAG und der GWG
sollen damit schrittweise erhoht werden und ab 2018 insgesamt durchschnittlich 1.250
Wohneinheiten pro Jahr erreichen.


http://ris03.muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3704559
http://ris03.muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3704559
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3031944
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1.2 Miinchner Wohnungspolitik: ,,Wohnen in Miinchen VI“, ,Wohnen fiir Alle“ und

Gesamtplan Il
Regionale Kooperation Regionales Biindnis fir Wohnungsbau
Gesamtplan 111 und Infrastruktur

Region Miinchen

Landeshauptstadt Miinchen

Dauerhaftes
Wohnen

Unterbringung

Abstimmungsbedarf:
Finanzierung (Eigen-/ Fremdfinanzierung),
Akteure (stadt. Wohnungsgesellschaften, Genossenschaften, Private)
Zielgruppen,
Flachen

Abbildung 3: Programme der Miinchner Wohnungspolitik

Wohnen in Miinchen VI

-Wohnen in Minchen VI“ férdert nur den Neubau von geférderten Mietwohnungen fiir Zielgruppen
im dauerhaften Wohnen innerhalb der Einkommensgrenzen der staatlichen
(Einkommensorientierte Forderung — EOF) und der stadtischen Forderprogramme (Miinchner
Wohnungsbau, Miinchen Modell). Es werden keine Unterkunfte geférdert. Aufgrund der
besonderen Situation auf dem Wohnungsmarkt unterstitzt die Stadt mit dem Konzeptionellen
Mietwohnungsbau (KMB) aber auch den Bau von preisgedampften, freifinanzierten
Mietwohnungen fiir Haushalte, deren Einkommen oberhalb der Einkommengrenzen der
Wohnraumférderprogramme liegen.

Staatliche und stadtische Férderprogramme sowie der KMB tragen zur Minchner Mischung bei,
das heif3t zu einem vielfaltigem Wohnungsangebot fir breite Einkommensgruppen. Dariiber hinaus
liegt der Fokus auf der Entwicklung von Férderkonzepten im Bestand zur Sicherung von
Belegungsrechten beziehungsweise der Aktivierung von Flachenpotenzialen im Bestand. Die
Programme ,Wohnen in Minchen, ,Gesamtplan IlI“ und ,Wohnen fir Alle” sind hinsichtlich der
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Flachen, Zielgruppen, Zielzahlen und Finanzmittel abzustimmen.
Gesamtplan Ill - Soziale Wohnraumversorgung, Wohnungslosenhilfe — Miinchen und
Region

Parallel zu ,Wohnen in Miinchen* wird der ,Gesamtplan IlI* des Sozialreferats mit Fokus auf das
Thema Wohnungslosigkeit im 2. Halbjahr 2016 aktualisiert. Der Gesamtplan beschreibt Ziele und
MaRnahmen flr den Bereich der Sofortunterbringung (“temporéares Wohnen") und formuliert
Bedarfe beziehungsweise regt Konzepte in Richtung dauerhaftes Wohnen an. So werden im
Gesamtplan auch vom Sozialreferat entwickelte Programme beziehungsweise Konzepte
hinsichtlich der zielgruppenspezifischen Bedarfe (Zielgruppe, Vergabe, Betreuung) dargestellt. Im
Jahr 2000 hat der Munchner Stadtrat den Auftrag zur Entwicklung eines Gesamtplanes zur
sozialen Wohnraumversorgung/ Wohnungslosenhilfe und dessen kontinuierlicher Fortschreibung
erteilt. Der Miinchner ,Gesamtplan | Soziale Wohnraumversorgung/ Wohnungslosenhilfe* wurde
2001 und der Munchner ,Gesamtplan Il Soziale Wohnraumversorgung/ Wohnungslosenhilfe*
2004/5 beschlossen. Spater kamen sukzessive weitere Elemente wie zum Beispiel im Jahr 2015
die sogenannten ,Flexi-Wohnheime* (siehe Vorlage Nr. 14-20/ V 02858) hinzu.

Die wesentlichen Inhalte dieses Gesamtplans sind:

«  Ganzheitlich sozialpolitische Betrachtung von Wohnungsmarktsituation und Wohnungsnot,
von Wohnraum- und sonstiger sozialer Versorgung, Wohnraumbedarf spezieller
Zielgruppen insbesondere von jungen Erwachsenen, alterer Menschen, Familien,
Pflegebedurftigen und niedrigen Einkommensgruppen;

« Praventive und akute MaBnahmen zum Erhalt von Mietverhéltnissen und zur Vermeidung
von Wohnungslosigkeit;

- Strategien und MaRnahmen zur Reduzierung bestehender Wohnungslosigkeit zum
Beispiel durch Neuschaffung dauerhafter Wohnverhéltnisse. Hierbei stehen Konzepte
beziehungsweise Programme zu "Wohnen statt Unterbringen" wie zum Beispiel die ,Sozial
Betreuten Wohnhauser“ und neue Wohnformen fir Menschen in bestimmten Lebenslagen
im Fokus;

« Angebote und MaRhahmen zur Férderung einer nachhaltigen Quartiersentwicklung und
stabilen Nachbarschaften;

«  Entwicklung von Instrumenten und Mafnahmen zur Befahigung, Unterstitzung sowie
gesundheitliche und soziale Versorgung fiir verschiedene Teilgruppen.

Im ,Gesamtplan lll — Soziale Wohnraumversorgung, Wohnungslosenhilfe — Miinchen und Region*
werden diese und weitere Themenschwerpunkte nun in mehreren Modulen fortgeschrieben,
erganzt, neu fokussiert und strukturiert. Das Thema Ausweitung und Kooperationsmaglichkeiten in
die und mit der Region wird hierbei neu aufgegriffen. Ziel ist eine Kooperation von Verwaltung,
Tragern und Wohnungsunternehmen der sozialen Wohnraumversorgung. Im Sommer 2015 fand
hierzu in Freising eine entsprechende Fachkonferenz statt. Der Gesamtplan Il soll beispielhaft
anhand von bestehenden Projekten darlegen, welche Mdglichkeiten bestehen, das Wohnen in der
Metropolregion Miinchen weiter zu entwickeln und wie die gemeinsamen Handlungsfelder um
Wohnen, Infrastruktur und Sozialregion gestarkt werden kénnen.

Wohnen fiir Alle (WAL)

Um das Wohnungsbauprogramm zusétzlich zu beschleunigen, wurde das Programm ,Wohnen fir
Alle* aufgesetzt. Mit diesem Programm sollen bis 2019 bis zu 3.000 weitere geférderte


http://ris03.muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3630908
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Mietwohnungen in Miinchen entstehen, davon rund 1.500 durch die stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften. Fir private Investoren hat der Stadtrat zusétzlich zu den staatlichen
Wohnraumférdermitteln 135 Millionen Euro an Darlehen bereitgestellt.

Die einzelnen Wohnungsbauprojekte werden dezentral und integrierend - Gber das Stadtgebiet
verteilt - auf stadtischen und privaten Flachen verwirklicht. ,Wohnen fur Alle* ist ein ambitioniertes
stadtisches Projekt zur Schaffung zusétzlicher Wohnungen vor allem fiir Familien mit geringem
Einkommen, fur Auszubildende und junge Berufstétige sowie fur anerkannte Flichtlinge. Ziel ist es,
bis Ende 2016/ Anfang 2017 mdglichst 1.000 Wohneinheiten im Rahmen eines Sofortprogramms
der stadtischen Wohnungsbaugesellschaften fertigzustellen.

Durch das Programm ,Wohnen fiir Alle* (WAL, siehe Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 05437 vom
16.03.2016) sollen in kiirzester Zeit auch planungsrechtlich herausfordernde Flachen aktiviert
werden. Die Projekterfahrungen aus WAL werden nach einer Evaluierungsphase fur die
Weiterentwicklung von "Wohnen in Minchen VI" und den Gesamtplan Il verwendet. Aspekte wie
zum Beispiel kompaktere Grundrisse, eine erhdhte Transparenz bei den Baukosten und die
Beschleunigung der Vorhaben sind wichtig.

1.3 Zielgruppen und Strategien der Wohnungspolitik

Die Zielgruppenorientierung der Minchner Wohnungsbauprogramme wird verstérkt. Um diejenigen
Zielgruppen zu erreichen, die fiir eine nachhaltige Stadtentwicklung wichtig sind, kénnen die
einzelnen Programmbausteine zukiinftig flexibler eingesetzt werden. Auf den Erhalt der Miinchner
Mischung wird besonderen Wert gelegt. Folgende Zielgruppen beziehungsweise Wohnformen
stehen im Fokus der Wohnbauoffensive:

- Familien beziehungsweise Haushalte mit Kindern

«  Wohnungssuchende Haushalte mit unteren und mittleren Einkommen

«  Wohnungslose Haushalte einschlief3lich anerkannter Flichtlinge

»  Wohnvorhaben fir Junges Wohnen, Azubis, Studierende etc.

« Genossenschaften und Baugemeinschaften

«  Spezifische Wohnprojekte / Wohnformen (zum Beispiel integrativ, intergenerativ)

« Stéadtische Bedienstete / Berufe der Daseinsfiirsorge und Beschéftigte der freien
Wohlfahrtspflege

Angesichts der Steigerung der Bruttoldhne und Gehalter zwischen 2010 und 2015 um rund
15 Prozent soll die Einkommensgrenze fir das Minchen Modell entsprechend fortgeschrieben
werden. Damit sind weiterhin 50 bis 60 Prozent der Miinchner Haushalte anspruchsberechtigt.

Im Konzeptionellen und im geférderten Wohnungsbau werden verstarkt zielgruppenspezifische
Projekte aufgenommen.

1.4 Mehr (bezahlbarer) Wohnungsbau in Stadt und Region

In Miinchen leben etwa 4.800 Menschen pro Quadratkilometer. Die Landeshauptstadt ist damit die
am dichtesten besiedelte Stadt der Bundesrepublik Deutschland. Die fur die Baulandentwicklung
zur Verflgung stehenden Flachen sind sehr knapp.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3967368
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Um dieser Herausforderung zu begegnen, wurde das Projekt der Langfristigen
Siedlungsentwicklung (LaSie, Stadtratsbeschliisse vom 24.07.2013, Sitzungsvorlagen Nr. 08-14/
V 12019 sowie vom 20.07.2016 Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 06054) entwickelt. Damit sollen bis
2030 maoglichst viele Flachen fir den Wohnungsbau mit den Instrumenten Nachverdichtung,
Umstrukturierung und Neuentwicklung generiert werden.

Auch als Ergebnis des mit LaSie angestof3enen Prozesses wurde im Zeitraum von 2013 bis 2015
Baurecht fur rund 15.000 Wohneinheiten geschaffen. Insgesamt wurden in diesem Zeitraum rund
24.200 Wohneinheiten genehmigt. Die Abschatzung der Wohnbaupotenziale fir die nachsten 20
Jahre belauft sich derzeit auf rund 61.000 Wohneinheiten. Dabei wurde auch die Festsetzung einer
héheren baulichen Dichte als bisher in neuen Bebauungsplanen mit bertcksichtigt. Ein weiteres
Instrument fiir die Erhéhung der Flachenpotenziale im geférderten Wohnungsbau ware eine derzeit
diskutierte Erhéhung der Forderquote in der sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN).

Die Schaffung von Baurecht ist eine hoheitliche Aufgabe der Gemeinde. Hierfiir hat sich die
Landeshauptstadt Minchen im Jahr 2015 personell besser aufgestellt, um so in kiirzerer Zeit mehr
Baurecht generieren zu kénnen. Der Stadtrat hat in der Vollversammlung am 16.03.2016 die
Zuschaltung von 65 neuen Stellen im Bereich Stadtplanung, Baugenehmigung, verstarkte
Biirgerbeteiligung und Offentlichkeitsarbeit beschlossen (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 04459).
Weitere 48 Stellen hat der Stadtrat am 20.07.2016 (Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 06735 und
14-20/ V 06785 — nicht 6ffentliche Sitzung) fir das Kommunalreferat beschlossen.

Fur eine langfristige Sicherung von Flachen ist die Vergabe im Erbbaurecht ein wichtiges
Instrument. Das Erbbaurecht kann auch der Sicherung von Grundstiicken fiir den geférderten
Wohnungsbau dienen. Als Akteure treten nicht nur die Stadt, sondern auch andere Eigentiimer wie
zum Beispiel Stiftungen und Kirchenverwaltungen auf, die nicht an einem Verkauf interessiert sind
oder das Stiftungsvermogen nicht verau3ern durfen. Das Erbbaurecht soll kiinftig bei der Vergabe
stadtischer Flachen im Konzeptionellen Mietwohnungsbau (KMB) vermehrt angeboten werden.

Die stadtischen Flachen werden im Konzeptionellen Mietwohnungsbau (KMB) vergunstigt mit 40
bis 60 jahrigen Bindungen vergeben: Die Wohnungen diirfen nicht in Einzeleigentum aufgeteilt
werden und die Miethdhe ist gedeckelt. Das Programm schafft somit bezahlbaren
Mietwohnungsbau. Es soll zielgerichteter fir besondere Zielgruppen (Auszubildende/
Studierenden, Altere, Familien, stadtische Bedienstete, siehe Kapitel 1.3) weiterentwickelt werden,
die in den Konzepten eine besondere Beachtung finden. Um dies besser zu erreichen, werden
einzelne speziell zielgruppenorientierte Projekte ausgeschrieben.

Eine bedarfsgerechtere Wohnraumversorgung wird die Landeshauptstadt Minchen nur in der
Zusammenarbeit mit der Region bereitstellen kénnen. Das ,Regionale Bindnis fir Wohnungsbau
und Infrastruktur” trégt hierzu bei, wie die Regionalen Wohnungsbaukonferenzen in den Jahren
2015 und 2016 gezeigt haben. Dabei wurden konkrete Projekte vorgestellt und das gemeinsame
weitere Vorgehen und konkrete Projekte dazu vereinbart.

1.5 Zielzahlen und Programme im geférderten Wohnungsbau

Mit dem Beschluss ,Wohnen in Miinchen VI — Zeitplan und Themenvorschau” (Sitzungsvorlage Nr.
14-20/ V 03161) besteht der Auftrag zu priufen, ob die Zielzahl im geférderten Wohnungsbau von


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3667675
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3667675
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3819117
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=4047584
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2973357
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2973357
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derzeit 1.800 auf 2.000 Wohnungen erhdht und ob der Grad der Zielerreichung verbessert werden
kann.

Neben der Sicherung und Entwicklung von Flachenpotenzialen fiir das Wohnen ist auch die
Umsetzung kompakter Grundrisse im gefdrderten Wohnungsbau ein Ansatz, den abnehmenden
Flachenreserven Rechnung zu tragen. So werden zum Beispiel 200 kleinere Wohnungen mit einer
Wohnflache von 25 Quadratmeter eingeplant.

Die Zielzahlen im Neubau fur die unteren und mittleren Einkommensgruppen werden gegeniiber
den bisherigen wohnungspolitischen Handlungsprogrammen angehoben. Au3erdem wird der
Fokus der kommunalen Forderung ausschlieRlich auf den Mietwohnungsbau ausgerichtet.

Das KomPro wird in den ,Miinchner Wohnungsbau* Gberfihrt. Darin werden die vielen
Einzelprogramme durch eine Basisférderung und eine ggf. zuséatzliche Férderung der
unabweisbaren Mehrkosten vereinfacht. Die zielgruppenspezifischen Angebote bleiben bestehen.
Eine Angleichung der Foérdersystematik aus staatlicher Férderung (EOF) und kommunaler
Forderung (in Richtung der EOF) wird angestrebt.

Die Neuausrichtung betrifft auch das ,Minchen Modell*: Die beiden bisherigen Teilprogramme
Eigentum und Eigentum fir Kapitalanleger werden abgeschafft, um mehr bezahlbaren
Mietwohnungsbau zu erméglichen. Da die Zielzahl im Miinchen Modell insgesamt konstant bleibt,
erhthen sich die Zielzahlen fur Mieter/Mieterinnen und Genossenschaften.

Die Miete soll zuklnftig in allen Foérderprogrammen und im KMB nach einheitlichen Regeln
gestaltet werden. Dabei wird die H6he der Ausgangsmiete, die Mdglichkeiten der Mieterh6hung
und die Wiedervermietung gleichen Mechanismen unterliegen. Diese Regelungen sollen auch
Gegenstand der Mietvertréage sein, um fur die Haushalte mehr Transparenz und Sicherheit
herzustellen. Unterschiede wird es bei der Anfangsmiete geben, die je nhach Einkommensgruppe
variiert.

Die Vielfalt der Grundstickspreise im geférderten Wohnungsbau wird auf zwei unterschiedliche
Preise, die ,Signalcharakter haben, reduziert. Sie stehen jeweils fur die untere und die mittlere
Einkommensgruppe, sind leicht zu merken und werden gegentber bisher leicht erhoht.

Die Forderung des Wohneigentums wird zukinftig ausschlie3lich im Bereich
SoBoN-Eigenwohnraum (SoBoN — Sozialgerechte Bodennutzung) méglich sein.

1.6 Qualitaten und Baukosten im geférderten Wohnungsbau

Um mehr Wohnungen in kiirzerer Zeit bauen zu kénnen, werden derzeit die stadtischen Standards
und Satzungen uberprift. Mit Vorgaben zur Reduzierung von Stellplatzen bei bestimmten
Wohnformen, die der Stadtrat am 29.6.2016 in der Vollversammlung beschlossen hat
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 13593), wurde fiir den geférderten Wohnungsbau eine gréf3ere
Flexibilitat eingefihrt.

Im Minchner Wohnungsbau wird die schon bisher mégliche Férderung unabweisbarer
Mehrkosten, die lage-, planungs-, nutzungs- oder projektbedingt sein kénnen (siehe
Sitzungsvorlage Nr.14-20 / V 03584 vom 21.10.2015) prazisiert und transparenter gemacht. Dieser


http://ris03.muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3701052
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3153752
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Forderbaustein kann mit der Basisforderung (aus EOF, Munchner Wohnungsbau) kombiniert
werden, falls die Wirtschaftlichkeit des Projektes sonst nicht gewahrleistet ist. Unabweisbare
Mehrkosten entstehen zum Beispiel fiir Errichtung von Dachgérten als Teil einer teilrdumlichen
Nachverdichtungsstrategie (LaSie) oder fir intensive Larmschutzmaf3nahmen.

Darunter kénnen aber auch die Kosten fir die Standortsicherung von Nachbarschaftstreffs und die
Errichtung von Gemeinschaftsraumen fallen: In jedem gréReren Wohnungsbauprojekt sollen von
Anfang an Bewohner- und Nachbarschaftstreffs mitgeplant werden. Die Entwicklung hin zu
Wohnformen mit kompakteren Grundrissen macht die Bereitstellung von Gemeinschaftsflachen fur
die Hausgemeinschaften noch wichtiger. Beide MalBnahmen tragen zu einer nachhaltigen
Quartiersentwicklung und besseren Integration bei.

In ,Wohnen in Miinchen V* galten zwei verschiedene stadtische Energieeffizienzstandards: Zum
Einen der KfW-Effizienzhaus-Standard 70 fur den geférderten Wohnungsbau und die Neubauten
der stadtischen Gesellschaften und zum Anderen die Anforderungen an die Gebaudehille aus dem
jeweils giiltigen Okologische Kriterienkatalog fiir den Neubau auf stadtischen Flachen.

Nach der Verscharfung der EnEV zum 01.01.2016 ist der Abstand des EH 70 zur gesetzlichen
Anforderung nur noch gering, weshalb die KfW dessen Férderung zum April 2016 eingestellt hat.
Aus diesem Grund wurde auch eine Anpassung der stadtischen Vorgaben erforderlich. Fir die
Forderung im Forderprogramm Energieeinsparung (FES) wurde hierfir ein Kompromiss
geschlossen, welcher statt der vorherigen 30 Prozent noch einen Abstand von 15 Prozent zum
gesetzlichen Standard einhalt. Sowohl fiir das FES als auch fiir den Okologischen Kriterienkatalog
erfolgte im Vergleich zu ,Wohnen in Miinchen V* keine Verscharfung der Anforderungen an die
Gebaudehtille (H'r). Ein Teil der Mehrkosten fur den héheren energetischen Standard kann Uber
das FES abgedeckt werden. Dieser wird mit 50 Euro je Quadratmeter 6ffentlich geférderter
Wohnflache bezuschusst.

Einige deutsche Stadte wie zum Beispiel Freiburg, Frankfurt und Hannover orientieren sich beim
Bau stadtischer Gebaude oder bei der Vergabe stadtischer Flachen am Passivhausstandard und
haben damit hhere Standards bezuglich der Energieeffizienz.

Die Entwicklung einer Dachmarke ,Forderung der Energieeffizienz im Wohnungsbau in Minchen*
fur die verschiedenen bisher existierenden Angebote des Referats flir Stadtplanung und
Bauordnung und des Referats fur Gesundheit und Umwelt fir den Neubau und den Bestand wird
wahrend des Programmzeitraums von "Wohnen in Minchen VI" in Angriff genommen.

1.7 Bestandsentwicklung und Sanierung

Erfahrungen aus dem Sanierungsgebiet Neuaubing-Westkreuz mit der verstérkten Behandlung
energetischer Missstéande und dem europédischen Smart City Projekt ,Smarter Together* mit dem
Fokus auf der Sanierungsaktivierung von Wohneigentimergemeinschaften flieRen in die
Fortentwicklung von ,Wohnen in Miinchen* ein und zeigen modellhaft das Vorgehen in diesem
Themenfeld auf.

Es wird angeregt, die verschiedenen rdumlichen Ebenen der Planungen zum Thema ,mehr
Energieeffizienz" (Vorbereitende Untersuchungen nach § 141 Baugesetzbuch (BauGB),
gesamtstadtisches Energienutzungsplan-System (ENP), energetische Quartierskonzepte im
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Neubau) weiter zu standardisieren und hinsichtlich der erhobenen beziehungsweise dargestellten
Kriterien soweit moglich zu vereinheitlichen. Die Entwicklung einer modellhaften Vorgehensweise
bei energetischer Sanierung - von der Aufdeckung energetischer Misssténde bis hin zur
Umsetzung beziehungsweise dem Abschluss der Arbeiten in energetischen Sanierungsgebieten -
wird angestrebt. Erfahrungen aus dem ersten energetischen Sanierungsgebiet
Neuaubing-Westkreuz sollen darin mit einfliel3en.

Der Arbeitsauftrag aus ,Wohnen in Miinchen V* (Beschlusspunkt 33) - die Untersuchung der
energetischen Qualitat beziehungsweise des Warmebedarfs in den Stadtbezirksteilen - wird mit
den umfassenden Analysen im Rahmen des Energienutzungsplans Minchen bearbeitet. Die
Aufstellung erfolgt erstmals 2017/ 2018 und wird dann periodisch fortgeschrieben. Die Warme- und
Kaltebedarfsermittlung sowie die Potenzialberechnung zur Nutzung von erneuerbaren Energien
fuhrt zur Lokalisation von Gebieten mit energetischen Misssténden, fiir die energetische
Quartierskonzepte in der Stéadtebauférderung oder mit KfW-Férderung aufgestellt werden kénnen.

Die Auflage eines kommunalen Férderprogramms zum Umbau von Biiro- in Wohngebaude wurde
gepruft (,Wohnen in Miinchen V* - Beschlusspunkt 34). Die Ergebnisse zeigen, dass die meisten
rentablen Umwandlungen in Minchen bereits durchgefiihrt wurden. Erfahrungen mit kommunalen
Forderprogrammen in anderen Stadten haben gezeigt, dass es vermehrt zu Mitnahmeeffekten
kommt. Die Programme in den anderen Kommunen wurden mittlerweile wieder eingestellt. Die
genauen Ergebnisse der Untersuchung werden im Bericht zur Wohnungssituation 2014-2015
(siehe Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 07098), der im Herbst 2016 erscheint, dargestellt. Die
Einfihrung eines speziellen Forderprogramms fir den Umbau von Buro- zu Wohngebauden wird
fur die Landeshauptstadt Miinchen nicht empfohlen.

Das Programm fiir den Ankauf von Belegungsrechten soll umgestellt werden, da seine Umsetzung
in den ersten Jahren seiner Einfihrung schleppend verlief. Griinde fiir den ausbleibenden Erfolg
waren bisher die wirtschaftlich geringe Attraktivitat, ein kompliziertes Berechnungsmodell, das hohe
Risiko (durch Mietausfall), die schwer vermittelbaren Zielgruppen und die fir viele abschreckende
Direktbelegung. Es wird eine Restrukturierung und Vereinfachung des Programms und eine
Zielgruppenerweiterung angestrebt. Damit soll die Attraktivitat fur Eigentimer/-innen und
Vermieter/-innen gesteigert und so die angestrebten Zielzahlen im Bestand erreicht werden.

In Programmzeitraum von ,Wohnen in Miinchen VI“ soll in Anlehnung an den LaSie-Statusbericht
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 06054, Kapitel 4.6 im Vortrag) die Entwicklung eines
Forderprogramms fiir den Dachgeschossausbau beziehungsweise die Aufstockung geprift
werden. Der Fokus sollte auf der Schaffung von geftérderten Mietwohnraum liegen. Dem Stadtrat
wird in einem der Erfahrungsberichte zu ,Wohnen in Miinchen VI* das Ergebnis der Priifung
beziehungsweise ein Entwurf eines Férderprogramms zur Entscheidung vorgelegt.

1.8 Schutzinstrumente der Bestandspolitik

Kaum eine andere deutsche GroRRstadt engagiert sich wie die Landeshauptstadt Miinchen dafir,
bezahlbaren Wohnraum zu erhalten. Es werden alle rechtlichen Méglichkeiten
(Erhaltungssatzungen, Zweckentfremdungssatzung, Mietberatung) voll ausgeschopft. Das Referat
fur Stadtplanung und Bauordnung bleibt beauftragt, auf eine Verbesserung der gesetzlichen
Mdoglichkeiten - wie zum Beispiel durch die Einfuhrung eines generellen Genehmigungsvorbehalts
fur Umwandlungen in Stadten mit erhéhtem Wohnraumbedarf im BauGB - hinzuwirken.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=4047584
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Im Stadtgebiet gibt es derzeit 20 Erhaltungssatzungsgebiete mit rund 239.000 Einwohnerinnen und
Einwohnern sowie rund 136.000 Wohnungen. Mit dem Instrument des Vorkaufsrechts schitzt der
Stadtrat Mieterinnen und Mieter vor Verdrangung durch Luxussanierung und entsprechende
Mietsteigerungen. Zwischen 1993 bis 2015 wurde in 73 Fallen das Vorkaufsrecht mit 1.058
Wohnungen ausgetibt. Zu 406 Abwendungserklarungen mit 6.871 Wohnungen kam es im gleichen
Zeitraum. Allein 2015 wurden 561 Wohnungen auf diese Weise geschitzt. Insgesamt betréagt der
heute geschiitzte Wohnraum 516.108 Quadratmeter.

Nachdem die Landeshauptstadt Miinchen von der Bayern-LB nicht den Zuschlag fir den Kauf der
GBW-AG erhalten hatte, war sie bestrebt, durch Einzelank&ufe mdglichst viele bezahlbare
Wohnungen langfristig zu sichern. Dabei investierte die Stadt 216 Millionen Euro fir den Ankauf
von rund 950 Wohneinheiten.

1.9 Wichtige Akteure und Umsetzung

Fur die langfristige Sicherung bezahlbaren Wohnens sind Programme wie der Konzeptionelle
Mietwohnungsbau (KMB) weiter zu entwickeln und wichtige Akteure wie die stadtischen
Wohnungsgesellschaften und Genossenschaften wie bisher intensiv zu unterstitzen.

Genossenschaften und Baugemeinschaften helfen durch ihren nicht nur renditeorientierten Ansatz
mit, den Wohnungsmarkt zu entlasten und leisten wichtige Beitrdge zu Themen des innovativen
Wohnungsbaus (wie zum Beispiel besondere Wohnformen, energetisches und 6kologisches
Bauen, gemeinschaftlich nutzbare Raume).

Daher werden fur Genossenschaften und Baugemeinschaften auf stadtischen Flachen feste
Flachenanteile zwischen 20 und 40 Prozent in den neuen Wohnungsbauprojekten vorgesehen.
Zudem werden Grundstilicksausschreibungen auf die Belange von Genossenschaften und
Baugemeinschaften zugeschnitten.

Im Gegensatz zu anderen deutschen Stadten und Landern hat die Landeshauptstadt Munchen ihre
Wohnungsbaugesellschaften nicht verkauft und verfligt damit Giber ein wichtiges Regulativam
Miinchner Wohnungsmarkt. So ist mit tiber 35.000 Wohnungen die GEWOFAG Miinchens grofite
Vermieterin, die GWG Minchen hélt tiber 26.000 Wohnungen in ihrem Wohnungsbestand.

Die beiden Wohnungsbaugesellschaften sind somit ein Garant fiir langfristig sichere Mieten.
Dariber hinaus sind GEWOFAG und GWG nicht nur Bestandshalter, sondern zwei der wenigen
Wohnungsbaugesellschaften in der Bundesrepublik, die selbst ehrgeizige Neubauprogramme
aufgelegt haben.

Die Landeshauptstadt Miinchen stellt daftir im Rahmen eines Sonderprogramms flir den
geférderten Wohnungsbau fir die stadtischen Wohnungsbaugesellschaften ab 2016 insgesamt
250 Millionen Euro fur zehn Jahre zur Verfigung. Stadtische Grundstiicke werden in das
Stammkapital der Wohnungsbaugesellschaften eingebracht. Zudem erhalten GEWOFAG und
GWG im Zeitraum von 2016 bis einschlieB3lich 2020 eine zusétzliche jahrliche Bareinlage von
insgesamt 15 Millionen Euro pro Jahr und stadtische Grundstiicke als Sacheinlage. Die
Fertigstellungszahlen fir Neubauten der GEWOFAG und der GWG sollen damit schrittweise erhoht
werden und ab 2018 insgesamt durchschnittlich 1.250 Wohneinheiten pro Jahr erreichen.



Seite 15



Seite 16

1.10 Finanzierung

"Wohnen in Miinchen VI" ist das grofite kommunale Wohnungsbauférderprogramm in Deutschland
und auch starker dotiert als seine Vorgangerprogramme:

Insgesamt werden in den nachsten Jahren von der Landeshauptstadt Miinchen 1,25
Milliarden Euro stadtische Fordermittel fir den geférderten und preisgedampften
Wohnungsbau eingesetzt, davon 870 Millionen Euro neue Mittel fir Wohnen in Miinchen VI
und rund 410 Millionen Euro an Restmitteln aus "Wohnen in Minchen V", die schon fur
konkrete Projekte gebunden sind und nun sukzessive ausgezahlt werden.

Dazu kommen noch Grundstiicksmindererlose, das hei3t die Landeshauptstadt verzichtet
beim Grundstiicksverkauf auf Einnahmen, damit dort giinstige Wohnungen entstehen. In
der Summe sind das zusétzlich mehrere hundert Millionen Euro. Angesichts der
Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt wird auch der Wertverzicht bei den stadtischen
Grundstucksverkaufen weit hoher ausfallen als in den Vorjahren.

Friuher wurden die Férdermittel fir Wohnen in Munchen in einzelnen Jahren nicht komplett
aufgebraucht, da die Zielzahlen nicht erreicht wurden. ,Wohnen in Miinchen V* war am
Ende sogar eher Uberzeichnet, das heil3t die Mittel sind restlos aufgebraucht
beziehungsweise gebunden.

-Wohnen in Minchen V* hatte ein Férdervolumen von 800 Millionen Euro, darin waren
auch 325 Millionen Euro fur Grundstiuicksmindererlgse enthalten. Bei den 870 Millionen
Euro in ,Wohnen in Miinchen VI* handelt es sich ausschlie3lich um echte Fordergelder, die
Grundsticksmindererlose werden haushaltstechnisch nicht mehr eingestelit.

Somit werden nun deutlich mehr Férdermittel als im Vorgangerprogramm WiM V eingesetzt
beziehungsweise eingeplant.
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2 Wohnungssituation und zukiinftige Entwicklung
2.1 Wohnungsmarktsituation und Rahmenbedingungen

Allgemeine Wohnungsmarktsituation

Im Jahr 2015 wohnten rund 1,52 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner in der
Landeshauptstadt Minchen. Den rund 823.000 privaten Haushalten stand ein Wohnungsbestand
von Uber 780.000 Wohnungen zur Verfiigung. Bis zum Jahr 2030 wird die Einwohnerzahl
Miinchens um tber 200.000 weitere Einwohnerinnen und Einwohner wachsen.
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Abbildung 4: Entwicklung von Baulandpreisen und Mieten in Miinchen

Der Wohnraum in der Landeshauptstadt ist knapp beziehungsweise teuer und der Bedarf an
neuem Wohnraum hoch. Die Preise fur Wohnen in Miinchen steigen seit etwa zehn Jahren. Das
erwartete starke Bevdlkerungswachstum verstarkt die hohe Nachfrage bei gleichzeitigen
Flachenengpassen weiter. Die Grundstlckspreise fiir Wohnbauland und folglich auch die Mieten in
Minchen sind in den letzten Jahren weiter deutlich angestiegen. In der Vergangenheit konnte ein
zehnjahriger Mietpreiszyklus mit Spitzen in den Jahren 1992 und 2002 beobachtet werden. Dieser
ZyKlus verlangert sich derzeit aufgrund wirtschaftlicher Sonderfaktoren deutlich tiber das Jahr 2015
hinaus (siehe 4).

Die Erstbezugsmieten fur Wohnungen mit gutem Wohnwert erreichten in Minchen im Jahr 2015
einen neuen Héchstwert von 16,60 Euro/m2 und sind in den letzten fiinf Jahren um jahrlich

4,7 Prozent gestiegen. Auch die Preise fir Wohnbauland steigen seit 2010 verstarkt an, wie 4
zeigt. In den letzten funf Jahren liegt der jahrliche Anstieg mit durchschnittlich 12,4 Prozent deutlich
Uber der Entwicklung der Mieten.
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Dies hat zur Folge, dass die erwirtschafteten Mietrenditen kontinuierlich sinken und ist im
Gesamtkontext generell sinkender Renditen bei der Geldanlage bis hin zu Negativrenditen fur
Bundesanleihen als Folge der gegenwartigen Negativzinsen zu sehen.

Die Anspannung am Wohnungsmarkt stoppt nicht an Miinchens Grenzen. Auch im Umland wachst
die Bevolkerung und die Zahl der Erwerbstétigen stetig an. Die Resonanz der beiden regionalen
Wohnungsbaukonferenzen zeigt den Bedarf an gemeinsamen Lésungen. Darlber hinaus erfordert
die Flichtlingszuwanderung den Mut, neue Wege zu beschreiten. Damit Miinchen weiterhin eine
solidarische und sozial gut gemischte Stadt bleibt, missen bisherige Verfahren und manche
gewohnten Standards Uberprift werden, um neue Lésungswege zu finden.

Zur Situation auf dem Miinchner Wohnungsmarkt wird im Detail auf folgende Publikationen der
Wohnungsmarktbeobachtung des Referats fur Stadtplanung und Bauordnung verwiesen:

«  Bericht zur Wohnungssituation in Minchen fur 2014-2015

«  Flyer Wohnungsmarktdaten 2015

«  Wohnungsmarktbarometer 2016

«  Wohnungsbauatlas fiir Minchen und die Region 2016

- Expertenbefragung 2015

Die Veroffentlichungen kdnnen online auf der Internetplattform www.muenchen.de unter der
Stichwortsuche ,Wohnungsmarkt“ abgerufen werden.

Wohnungspolitische Rahmenbedingungen und Rentabilitét
Wohnungspakt Bayern

Mit dem ,Wohnungspakt Bayern* hat das Bayerische Kabinett am 09.10.2015 ein umfangreiches
Maflnahmenpaket fir mehr preisgiinstigen Wohnraum beschlossen. Bis 2019 werden 2,6
Milliarden Euro bereitgestellt, mit Hilfe derer bayernweit 28.000 neue staatlich finanzierte oder
geférderte Mietwohnungen entstehen sollen.

Der ,Wohnungspakt Bayern* besteht aus drei Saulen, wie 5 zeigt: Im Rahmen des staatlichen
Sofortprogramms als erste Saule des Wohnungspakts plant und baut der Freistaat Wohnungen fir
anerkannte Fliichtlinge auf staatlichen Grundstiicken. Das kommunale Férderprogramm ist die
zweite S&ule und richtet sich an Gemeinden, um vor Ort Wohnraum fir anerkannte Fliichtlinge und
andere einkommensschwache Personen zu schaffen. Mit dieser Saule sollen in Bayern jahrlich
rund 1.500 Wohnungen geférdert werden.

Die dritte Saule des Wohnungspakts Bayern zielt auf den Ausbau der staatlichen
Wohnungsbauférderung. Mit dieser Séule sollen 2016 zunachst 2.500 Mietwohnungsneubauten,
die allen Sozialwohnungsberechtigten zur Verfugung stehen, geférdert werden. Dazu kommen
zusatzlich rund 1.200 Wohnheimplatze fur Studierende. Die Zahl der neugebauten
Sozialmietwohnungen soll in den Folgejahren kontinuierlich um jahrlich 500 Wohnungen gesteigert
werden. Dartber hinaus ist geplant, weitere zusatzliche Investitionsanreize fir private Investoren
und Wohnungsunternehmen zu schaffen, da sie gréf3tenteils den Bau neuer Wohnungen
Ubernehmen und somit einen grofRen Beitrag zu Verbesserungen auf dem angespannten
Wohnungsmarkt leisten kénnen.

Mittel des Wohnungspakts Bayern werden in Munchen fir das Programm ,Wohnen fir Alle*


http://www.muenchen.de/

eingesetzt (siehe 1.2).
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Abbildung 5: Wohnungspakt Bayern

Senkung der Kappungsgrenze

Im Zuge der Mietrechtsreform im Jahr 2013 wurde eine neue Regelung beziiglich der
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Kappungsgrenze fur Mieterhdhungen eingefiihrt. In Gebieten mit Wohnungsknappheit wurde die
Kappungsgrenze fir Mieterh6hungen bei bestehenden Mietverhaltnissen von 20 Prozent auf 15
Prozent gesenkt. Somit durfen die Bestandsmieten nur noch um 15 Prozent innerhalb von drei
Jahren erhoht werden. Ziel ist die Verhinderung einer iberméaRigen Belastung der betroffenen

Mieterinnen und Mieter bei einem grof3en Unterschied zwischen der Vertragsmiete und der
ortsublichen Vergleichsmiete durch eine Mietanpassung. Die Kappungsgrenze gilt nur fur
Bestandsmieten von Wohnraummietverhéltnissen und bei Mieterh6hungen nach § 558 Abs. 1 BGB
(Mieterhdhung bis zur ortstiblichen Vergleichsmiete). Sie gilt nicht fir Neu- beziehungsweise
Wiedervermietungen.

Mietpreisbremse

Die Mietpreisbremse wurde zum 1. August 2015 in Bayern eingefiihrt und regelt, dass Mieten fir
Bestandswohnungen bei Wiedervermietung die ortsiibliche Vergleichsmiete héchstens um zehn
Prozent Uberschreiten dirfen. Sie gilt in Gegenden mit einem ,angespannten Wohnungsmarkt*, wie
zum Beispiel der Landeshauptstadt Minchen. Die Festlegung der Gebiete erfolgt durch die Lander.
Neu errichtete und umfassend modernisierte Wohnungen sind bei Erstvermietung von der
Mietpreisbegrenzung ausgenommen. Die Mieten miissen nicht unterhalb des Niveaus des
vorherigen Mietverhaltnisses gesenkt werden.
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Bestellerprinzip

Im Maklerrecht gilt seit dem 1. Juni 2015 das allgemein akzeptierte Bestellerprinzip. Dadurch soll
sichergestellt werden, dass derjenige die Maklergebuhren zahlt, der den Makler beauftragt hat,
beziehungsweise in dessen Interesse der Makler Uberwiegend tatig geworden ist. In der Praxis ist
dies meist der Vermieter. Eine von dieser Neuregelung abweichende Vereinbarung ist unwirksam,
VerstdlRe dagegen sind bul3geldbewehrt.

2.2 Zukiinftige Entwicklung des Wohnungsmarkts und des Wohnungsbedarfs in
Miinchen und der Region

Bedarf an Wohnungsbau insgesamt

Der Wohnungsbedarf setzt sich aus dem Ersatzbedarf und dem Zusatzbedarf zusammen. Der
Zusatzbedarf kann durch Einwohnerwachstum sowie durch die Wohnflachenentwicklung
entstehen:

« Der Ersatzbedarf fir dem Wohnungsmarkt verloren gehende Wohnungen, zum Beispiel
durch Abriss, wird fir Minchen auf rund 1.000 Wohneinheiten pro Jahr geschéatzt, die
offizielle Wohnungsabgangsstatistik ist unvollstandig.

« Die Einwohnerzahl Miinchens ist in den letzten Jahren stark gestiegen, im Jahr 2015 um
rund zwei Prozent. Dies wiirde rein rechnerisch einen Wohnungsbau von gut 15.000
Wohnungen pro Jahr erfordern Die Bevdlkerungsprognose geht aber von einer mittelfristig
leichten Abschwéachung dieser starken Wachstumsraten aus.

- Die Wohnflachen pro Kopf steigen in Miinchen seit langerem nicht mehr. Seit 2010 sind sie
sogar geschrumpft. Dies geht mit starker steigenden Mieten einher. Daher wird in gewissen
Szenarien hier sogar von einem ,Minderbedarf‘ ausgegangen. Dieser kann zum Beispiel
daraus resultieren, dass die Zuwandernden wesentlich weniger Wohnflache pro Kopf in
Anspruch nehmen als das stadtische Mittel von knapp 40 Quadratmetern und so die
mittleren Wohnflachen wie schon in den letzten Jahren weiter schrumpfen. Wenn sich die
Wohnflachen pro Kopf und Jahr um 0,2 Quadratmeter reduzieren, geht dieser Teil des
Wohnungsbedarf um 4.000 Wohnungen pro Jahr zuriick.

Daraus ergibt sich in der Summe fur die Landeshauptstadt Miinchen je nach Szenario ein
Wohnungsbedarf zwischen rund 6.500 (bei 1 Prozent Bevolkerungswachstum und
Wohnflachenriickgang um 0,1 Quadratmeter pro Kopf und Jahr) und 12.000 Wohneinheiten pro
Jahr (bei 2 Prozent Bevdlkerungswachstum und Wohnflachenriickgang um 0,2 Quadratmeter pro
Kopf und Jahr) . Dies korrespondiert mit anderen Wohnungsmarktabschéatzungen (siehe 6).

Ein mittleres Szenario mit einem Wohnungsbedarf von rund 8.000 bis 8.500 Wohneinheiten pro
Jahr erscheint am wahrscheinlichsten. Im Lichte der Flachenknappheit wird die Deckung des
Bedarfs in dieser GréRenordnung auch zukiinftig ambitioniert bleiben. Zur Bedarfsdeckung ist -
davon abgeleitet - pro Jahr eine Zielzahl fur die Baurechtschaffung fur 4.500 Wohneinheiten pro
Jahr erforderlich, wenn optimistisch von einer Bautatigkeit nach § 34 BauGB in H6he von rund
4.000 Wohneinheiten ausgegangen wird. Nur die Baurechtschaffung ist von der Landeshauptstadt
Munchen beeinflussbar.
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Wohnungsbedarfsprognosen verschiedener Institute 2015 - 2020
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Abbildung 6: Wohnungsbedarf Miinchen, Region 14 und Europaische Metropolregion Miinchen (EMM)
nach drei verschiedenen Quellen

Der Wohnungsbau der vergangenen Jahre misste verschiedenen Quellen folgend bis 2020
erheblich gesteigert werden, um den hohen Bedarf vollstdndig abzudecken. Fir die Européische
Metropolregion Miinchen (EMM) insgesamt wird der Bedarf - diesen Abschatzungen folgend - um
50 Prozent hoher, fir die Region 14 sogar um 100 Prozent hoher als die derzeitigen
Fertigstellungsraten gesehen (siehe auch 12, S. 35).

Bedarf an geforderten Wohnungen

Die Bevolkerung in der Region Miinchen ist stark gewachsen. Gleichzeitig sinkt die Anzahl
bezahlbarer Mietwohnungen durch Mietpreisdynamik, Umwandlung und Luxusmodernisierung.
Folgende aufRerordentliche Entwicklungen werden die angespannte Situation auf dem
Wohnungsmarkt weiter verscharfen:

- Wegfall der Wartezeitregelungen: Bisher waren 5 Jahre Mindestwohnsitz in Miinchen
erforderlich, um die Berechtigung fiir eine geférderte Wohnung zu erhalten. Diese
Regelung musste aus rechtlichen Griinden entfallen. Dies wird zu einem einmaligen
Anstieg um rund 1.500 Haushalte fihren.

«  Flichtlingssituation: Eine genaue Prognose ist derzeit kaum méglich, da nur schwer
eingeschatzt werden kann, wie schnell das Bundesamt fuir Migration und Fluchtlinge die
Asylverfahren bearbeiten wird und feststellt, wer eine Bleibeperspektive bekommit.
Schétzungen des Sozialreferats gehen jedoch von einem Anstieg um rund 3.500 zusétzlich
registrierten Haushalten bis 2018 aus.

- Entwicklung der Wohnungslosenzahlen: Die Zahl der akut wohnungslosen Haushalte steigt
derzeit kontinuierlich an. Aktuelle Schatzungen des Sozialreferats gehen von einem
zusatzlichen Wohnraumbedarf fur rund 1.000 Haushalte bis 2018 aus.
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Die dargestellten auBerordentlichen Entwicklungen fiihren nach Einschatzung des Sozialreferates
voraussichtlich zu einem zusatzlichen Bedarf von rund 6.000 Wohneinheiten bis 2018.

2011 2015 2016
Prognose
Wohnungsantrage pro Jahr 18,000 2 22,801 2 26,000
Registrierte Haushalte zum 31.12. 10,490 2 11,534 2 15,000
davon hdchste Dringlichkeitsstufe 5,285 2 7,847 2 8,500
Wohnungsvergaben pro Jahr 3.062 > 3,180 > 3,000
Eingriffsreserve an Wohnungen 75.000 N 74.426 N 73,000
Wohnungsvermittlungen in den 1,100 N 360 N 200

frei finanzierten Bereichen pro Jahr

Tabelle 1: Entwicklung der Bedarfe fiir den geférderten Wohnungsbau in Miinchen (Quelle:
Sozialreferat)

Der Anstieg in der hochsten Dringlichkeitsstufe lasst auf eine zunehmende Verscharfung der
Wohnungs- und Lebenssituation schlief3en. Den tiberwiegenden Anteil innerhalb der Rangstufe 1
stellen beengte Wohnverhaltnisse (Uberbelegungen) dar. Ursache fiir die Stagnation der
Wohnungsvergaben ist die Reduzierung des Sozialwohnungsbestandes durch Wegfall der
Bindung, die den Bedarf nicht voll abdeckenden Neubaufertigstellungen sowie eine gesunkene
Fluktuation. Der Anteil der Eingriffsreserve (geférderte Wohnungen und Belegrechtswohnungen)
am Gesamtwohnungsbestand in der Landeshauptstadt Minchen betragt nur rund zehn Prozent.
Die Landeshauptstadt Miinchen ist bemiht, die Eingriffsreserve zu erhalten beziehungsweise leicht
zu erhohen.

Aufgrund der oben dargestellten Entwicklungen reicht diese Erhéhung jedoch nicht aus, um den
Bedarf an preiswertem Wohnraum zu decken.
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Abbildung 7: Eingriffsreserve in Miinchen

Eine Reduzierung der registrierten Haushalte ist nur durch eine Erhéhung der Vermittlungen in
dauerhaften Wohnraum mdglich. Dies bedingt eine Erh6hung des Wohnungsangebotes und eine
Erhdhung der Zielzahlen im geférderten Wohnungsbau. Um die Zahl der registrierten Haushalte
trotz der oben genannten auf3erordentlichen Entwicklungen konstant bei zirka 11.000 Haushalten
zu halten, misste der mittlere Jahresbedarf an geférderten Wohnungsbau bis 2024 rund 2.800
Wohneinheiten pro Jahr betragen.

Kdnnen keine ausreichenden MalRhahmen zur Erhéhung der Neubaufertigstellungen umgesetzt
werden, ist ein weiterer Anstieg der registrierten Haushalte zu erwarten. Prognosen des
Sozialreferats gehen dann von einem Anstieg auf bis zu 26.000 registrierte Haushalte im Jahr 2024
aus. Die Folgen wéren steigende prekdre Wohnverhéltnisse sowie steigende
Wohnungslosenzahlen. Dies fiihrt wiederum zu erhéhten Unterbringungskosten im
Wohnungslosenbereich.
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3 Zielgruppen der Wohnungspolitik

3.1 Ubergreifende Ziele

Die angespannte Situation auf dem Muinchner Wohnungsmarkt macht den Erhalt von
Mietverhaltnissen und bestehendem Wohnraum, den Erhalt von bezahlbarem Wohnraum, den
Neubau von Wohnungen sowie einen nachhaltigen Umgang mit Flachen zu den wesentlichen
Herausforderungen.

In allen bisherigen Handlungsprogrammen ,Wohnen in Minchen* wird die Schaffung eines
qualitativ und quantitativ ausreichenden Wohnungsangebots, insbesondere fiir
einkommensschwache Haushalte, unter Beriicksichtigung differenzierter werdender
Wohnungsnachfrage als wohnungspolitisches Hauptziel genannt. Dartiber hinaus nimmt die
Forderung und der Erhalt von stabilen Nachbarschaften eine bedeutsame Rolle ein. An diesen
Themen gilt es weiter zu arbeiten.

Dimensionen
der Wohnungspolitik

Intergenerativ

soziale Infrastruktur

Erholung und
Grunflachen

Modernisierung

Vermdégensbildung,
Vorsorge, Erbschaften

Flachenverbrauch

Sozial Stadtebaulich Okonomisch Okologisch Rechtlich
Erhalt und Dichte Baukosten Baustoffe Mietrecht
Weiterentwicklung der
Munchner Mischung Qualitat Mietpreise Nachhaltigkeit Planungs-/ Baurecht
Integration Funktionsmix Rendite Energie Privates Recht
Inklusion Verkehr Sanierung Klimaschutz Steuerrecht

verschiedene rechtliche
Ebenen (Bund/Land/
Kommunal)

Abbildung 8: Zieldimensionen der Minchner Wohnungspolitik

Die Versorgung mit Wohnraum ist eine Grundvoraussetzung fir die soziale Teilhabe an der
Stadtgesellschaft. Dazu z&hlt zum einen die Versorgung mit angemessenem Wohnraum, zum
anderen aber auch die Integration in das Wohnumfeld. Insbesondere den Haushalten, die sich am
freien Markt nicht ausreichend mit Wohnraum versorgen kénnen, soll deshalb bezahlbarer
Wohnraum zur Verfugung gestellt werden.

Besonders Haushalte mit geringem Einkommen sowie Haushalte mit Kindern, Schwangere, altere
Menschen, behinderte Menschen, Wohnungslose, Azubis und Studenten, Personen in
Mangelberufen und sonstige hilfebedurftigen Personen sowie stadtische Bedienstete miissen bei
der Wohnraumversorgung unterstitzt werden.

Neubauprojekte sollen in einem zeitgemaflen Standard errichtet werden, um zukinftigen
Anforderungen mdglichst gerecht zu werden. Dies betrifft einerseits nutzerorientierte Aspekte, zum
Beispiel zeitgemale, flexible und kompakte Grundrisse, die der differenzierter werdenden
Wohnungsnachfrage, dem demographischen Wandel sowie unterschiedlichen Wohnformen und
Anforderungen an Barrierefreiheit gerecht werden, andererseits eine energiesparende und
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trotzdem bezahlbare Bauweise als Strategie zur Erhaltung und Schaffung von bezahlbarem
Wohnraum.

Ein wichtiges Ziel bleibt der Erhalt der Miinchner Mischung, das heif3t einer breiten Streuung von
Einkommensgruppen durch ein entsprechendes differenziertes Wohnungsangebot in allen
Neubaugebieten. Der Neubau preisgiinstiger Miet- und Eigentumsmaf3nahmen durch die
stadtischen Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften und Baugemeinschaften soll weiter
forciert werden. Den stadtischen Gesellschaften und die Genossenschaften kommt eine wichtige
Rolle bei der langfristigen Sicherung preisgiinstiger Mietwohnungen zu.

Die Qualitat des Miinchner Wohnungsbaus hat deshalb einen umfassenden Ansatz, der alle
strategischen Dimensionen des Themas (siehe 8) umfasst.

3.2 Einkommen und Zielgruppen

Das wohnungspolitische Handlungsprogramm ,Wohnen in Minchen* soll mdglichst viele der
genannten Zielgruppen erreichen und dabei das Kriterium der Einkommensorientierung als
Malstab der Bedurftigkeit trotzdem nicht aul3er Acht lassen. Die in den nachfolgenden Kapiteln im
Detail beschriebenen Programme und Zielzahlen soll eine bestmdgliche Ausnutzung der zur
Verfiigung stehenden Ressourcen (Flachen, Finanzen und Personal) sicherstellen.

Zielgruppen
@
Einkommens- K & &¥
O ‘\6 < QN 2 @
gruppen quo &o‘@@’ (&99 & .&é\ 6@\ ,\\Qe qu‘
& GG 5 a o)o&\q&Q

° & a < v <F A9
Einkommensgruppen Miinchner Wohnungsba
Stufe | bis Il | - ungshau

‘ Wohnen fiir Alle
Einkommensgruppen ‘ Minchen-Modell ‘
Miinchen Modell
Einkommen oberhalb des ‘ Konzeptioneller Mietwohnungsbau ‘
Munchen Modells

Abbildung 9: Programmkulisse nach Einkommen und Zielgruppen

Da eine Vielzahl von Haushalten in Miinchen auch jenseits der Einkommensgrenzen des
geférderten Wohnungsbaus erhebliche Schwierigkeiten hat, angemessenen Wohnraum zu finden,
sollte auch diese Gruppe nicht vollsténdig vernachlassigt werden. Dies ist im Sinne der Minchner
Mischung, die mehr ist als die richtige Zusammensetzung nach Einkommen, sondern auch die
Vielfalt an Haushalten, Lebensformen und anderen soziodemografischen Facetten umfasst. 9 gibt
einen Uberblick, in welcher Art und Weise diese Zielstellung umgesetzt werden soll.
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3.3 Zielgruppen

Neben dem Einkommen als zentralem Kriterium fir die Vergabe von 6¢ffentlich geférderten
Wohnungen wird eine im Detail stérkere Zielgruppenorientierung der Minchner
Wohnungsbauprogramme angestrebt.

Anforderungen an Miete Wohndauer WohnungsgroRen Sonstige
Wohnraum und
Wohnumfeld
'h .
& N4
& Q W) Q @
& AN EONN AN & &
i i S o7 o ¢ P ¢ N
Soziodemografische S p N F& NI S & &
Gruppen W ¥ & & O 3
PP N RO O R & &

Kleinhaushalte Q O O Q O O O

neb.invangebenien’. | O | O | O | O[O O | O O

Wohnungslose (Gesamtplan) Q O Q Q O O O Q

Abbildung 10: Wohnungsbedarf nach Zielgruppen

Um diejenigen Zielgruppen zu erreichen, die fir eine nachhaltige Stadtentwicklung wichtig sind,
sollen die einzelnen Programmbausteine flexibel eingesetzt werden kénnen, damit die Miinchner
Mischung in den Wohnquartieren dauerhaft erhalten bleibt. Folgende Zielgruppen beziehungsweise
Wohnformen sollen beispielhaft im Fokus des wohnungspolitischen Handlungsprogramms stehen:

- Familien beziehungsweise Haushalte mit Kindern

« Kleinhaushalte mit speziellen Wohnformen zum Beispiel fir Junges Wohnen, Azubis und
Studierende

+  Wohnungslose Haushalte

« Beschaftigte der stadtischen und offentlichen Daseinsvorsorge

- Spezifischen Wohnprojekte / Wohnformen (zum Beispiel integrativ, intergenerativ, inklusiv)

Diese Haushalte haben tendenziell Schwierigkeiten, sich mit Wohnraum in Mlnchen zu versorgen.
Die Abgrenzung der Zielgruppen soll nach Handlungsbedarf, Gruppengrof3e und sozialer
Dringlichkeit erfolgen. Zu diesem Zweck wurde die Matrix in 10 entwickelt. Sie kann hinsichtlich der
Zielgruppen erweitert werden, und es kdnnen darin auch Prioritéaten abgebildet werden.

Im weiteren werden die Zielgruppen néher charakterisiert. In der Regel sind diese Zielgruppen
auch in vielfaltiger Weise bereits Gegenstand von Beschliissen des Miinchner Stadtrats gewesen.
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Familien

Die Forderung von Kindern und Familien ist in Minchen ein wichtiges politisches Ziel. Auch die
groRe Zahl Zuziehender 20 bis 35 Jahriger (potenziellen Familiengriinder) sollen in der Stadt
verbleiben, um einer Uberalterung entgegen zu wirken und einer méglichst groRen Vielfalt an
Menschen ein Wohnen und Leben in Munchen zu erméglichen. Die hohen Wohnkosten in
Munchen treffen Haushalte, in denen nicht alle Mitglieder zum Haushaltseinkommen beitragen
kénnen, in besonderer Weise. Deshalb bedarf es im Ballungsraum Miinchen besonderer
Anstrengungen, um Familien bezahlbaren und lebenswerten Wohnraum bereitstellen zu kénnen,
der ihren Bedirfnissen gerecht wird. Siehe hierzu Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 08187, "Wohnen in
Minchen V", Kapitel 4.3.1, Beschlusspunkte 4 und 15 und Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 02891,
PERSPEKTIVE MUNCHEN, Leitlinie Kinder- und Familienpolitik.

Altere Menschen, Menschen mit Pflegebedarf und Menschen mit Behinderung

Wo und wie wir im Alter leben werden, ist fiir die meisten eine wichtige Frage. Dabei steht der
Wunsch, auch im Falle von kérperlichen Einschrankungen in der bisherigen Umgebung zu bleiben,
im Vordergrund. Mehr Selbstbestimmung in der persdnlichen Lebensplanung und einem Verbleib in
der gewohnten Umgebung beziehungsweise Verbleib in der Wohnung sind wichtige Faktoren. Die
Suche nach Wohn- und Versorgungsangeboten mit der Mdglichkeit einer aktiven
Lebensgestaltung, welche hilft, kérperliche und geistige Krafte méglichst lange zu erhalten, ist eine
groRRe Herausforderung. Der vorhandene Bestand an Wohnraum deckt die kiinftigen Bedirfnisse
nicht ausreichend ab.

Siehe hierzu Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 08187, "Wohnen in Minchen V", Kapitel 4.3.2,
Beschlussnummer 4 + 15; Sitzungsvorlage Nr: 08-14/ V 07850, Neue Wege in der
Wohnraumversorgung fur unsere alteren Birgerinnen und Blrger und Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V
02696, Studie "Alter werden in Minchen".

Auszubildende und Studierende

Fur den Ausbildungs- und Wirtschaftsstandort Miinchen ist es von groRer Bedeutung, dass
ausreichend qualifizierte Nachwuchskrafte ausgebildet werden, und die Stadt ein tberregional
attraktiver Ausbildungsstandort bleibt, nicht zuletzt, um dem immer wieder beklagten
Fachkraftemangel entgegenzuwirken. Auch im Hinblick auf die demographische Entwicklung bilden
junge Erwachsene gleichsam ein Gegengewicht zur Uberalterung der Gesellschaft mit all ihren
Folgen und stellen die potenzielle Elterngeneration der Stadt dar.

Die Zusténdigkeit fur die Studentenwohnraumférderung liegt beim Freistaat Bayern. Da sich die
Stadt auch ohne rechtliche Verpflichtung ihrer Verantwortung im Hinblick auf den Wissenschafts-
und Hochschulstandort Miinchen bewusst ist, ist ihr an einer Ausweitung des Wohnungsangebots
fur Studierende gelegen.

Siehe hierzu Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 11131 ; Wohnungen fur Auszubildende und Studierende,
Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 10665, Perspektive Miinchen, Leitlinie Stadt des Wissen und
Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 02675, SEM Funkkaserne, Modell-Projekt Werksmietwohnungsbau.



https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3610204
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=2884631
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2884631
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3612024
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3612024
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2451966
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2508175
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=1799054
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2508175
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Beispiel Azubi-Wohnen, Innsbrucker Ring 27 Wohnungen im Férderprogramm Kom/Pro B,
einer Kinderkrippe mit sechs Gruppen sowie
Raumlichkeiten fur Supermarkt und Drogerie.
Geplante Fertigstellung: Ende 2017

Lage: Grafinger StraRe, Kreuzung Innsbrucker Ring
Pilotprojekt der GEWOFAG mit 91 Ein- und
Zwei-Zimmer-Appartements fiir Auszubildende und

Junge Erwachsene

Neben konkreten Angeboten fur Auszubildende und Studierende besteht eine zunehmende
Nachfrage von jungen Erwachsenen, die in normales Wohnen gebracht werden sollen. Zum Teil
Uberschneiden sich hier die Zielgruppen. Diese eher heterogene Zielgruppe lasst sich im
Wesentlichen nach folgenden Teilgruppen unterscheiden:

« Aus der Wohnungslosigkeit kommende junge Erwachsene ohne Schulabschluss oder
Ausbildung,

- Einheimische junge Erwachsene nach mehrjahriger Betreuung in einer Einrichtung,

« Junge Fluchtlinge, die nur noch geringe Unterstutzung brauchen, sowie junge Fluchtlinge
aus Gemeinschaftsunterkinften.

Insgesamt belauft sich der Bedarf laut Sozialreferat auf rund 1.000 Personen jahrlich fiir rund 3
Jahre. Es werden vor allem kleine Wohnformen benétigt und es geht vorrangig um die Schaffung
von einfachem Wohnraum. Hier gibt es auch flieRende Ubergange zum ,Gesamtplan I11“ des
Sozialreferats. Neben den Wohnheimplétzen ist auch die Unterbringung in Wohnungen (EOF) ins
Auge zu fassen. Hier sind insbesondere kleinere Wohnungen notwendig, die in bei der
Ausgestaltung des Wohnungsschlissels zu bertcksichtigen sind (siehe Kapitel 6.2). Siehe
Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 05662, Neue Forderkategorie im Wohnungsbau (Klein-Wohnungen).


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3997279
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Stadtische Bedienstetel/ Berufe der Daseinsfiirsorge und Beschiftigte der freien
Wohlfahrtspflege

Der Wettbewerb um geeignete und qualifizierte Arbeitskrafte mit der Wirtschaft und auch anderen
offentlichen Arbeitgebern nimmt spurbar zu. Das hohe Mietpreisniveau und die angespannte
Wohnraumsituation im Ballungsraum Miinchen stellen erschwerende Faktoren sowohl fur die
Personalgewinnung als auch fur den Personalerhalt dar. Die Verflgbarkeit von bezahlbarem
Wohnraum in Minchen ist ein entscheidender Faktor, um als Arbeitgeberin attraktiv zu sein. Ziel ist
es, zwischen 2015 und 2025 1.700 Wohneinheiten fiir stadtische Bedienstete zu schaffen. Im
Hinblick auf die Wohnungsfirsorge fir stadtische Dienstkrafte und Mangelberufe sind daher neue
Losungsansatze gefragt. Besonders im Erziehungsdienst und Pflegedienst — der grof3tenteils von
Tragern der Wohlfahrtspflege betrieben wird — ist dies dringend erforderlich. Aufgrund des
prognostizierten Fachkraftemangels wird erwartet, dass zuklinftig weitere Berufsfelder
hinzukommen. Siehe Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 13430, Wohnraumversorgung: Bezahlbaren
Wohnraum flr stadtische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schaffen sowie dauerhaft sichern,
Sitzungsvorlage Nr.14-20/ VV 03436 , SEM Funkkaserne, Studenten- und Auszubildendenwohnen
und IHK-Studie zum Fachkraftemangel ,Wachstumsdruck erfolgreich managen®, Beschluss zur
LStadtischen Wohnungsfiirsorge* Nr. 14- 20/V 03569 vom 29.07.2015; Beschluss zur ,Stadtische
Wohnungsfirsorge; Gesamtkonzept zur Weiterentwicklung der Wohnungsfiirsorge fiir stadtische
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter” Nr. 14- 20/V 06183 vom 20.07.2016.

Wohnungslose

Das Thema Wohnungslosigkeit ist in Minchen in Zeiten eines angespannten Wohnungsmarktes
von besonderer Bedeutung, weil die Zahl der Vormerkungen fir geférderte Wohnungen in diesen
Phasen deutlich ansteigt und die Chancen der Vermittlung Wohnungsloser somit sinken. Neben
der Verdrangung von einkommensschwachen Haushalten aus ihren Wohnungen gibt es eine
zunehmende Problematik durch Haushalte in Miinchen, die nicht in der Lage sind, sich selber mit
Wohnraum zu versorgen. Das Thema wird schwerpunktmaRig im Rahmen des Gesamtplans des
Sozialreferats als eigenstandiges Handlungskonzept umgesetzt. Zu den Wohnungslosen gehéren
auch anerkannte Fliichtlinge, die noch in Gemeinschaftsunterkiinften wohnen.

Geringverdienende Kleinhaushalte

In Minchen gibt es ein zu geringes Angebot an kleinen, kompakten und zugleich kostenglinstigen
Wohnungen. Durch reduzierte Wohnflachen und abgesenkte Ausbaustandards kénnten daher
mehr bezahlbare Wohnungen entstehen. Einkommensschwache Haushalte, junge
Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteiger, Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer im
Niedriglohnbereich, aber auch Alleinstehende und junge Paare haben es auf dem angespannten
Munchner Mietwohnungsmarkt schwer. Hier gibt es ebenfalls Uberschneidungen mit anderen
genannten Zielgruppen. Lésungsansatze kdnnten kompakte Einzimmerwohnungen sein, die auch
unter den Begriffen Mikroappartements und Smart Wohnungen diskutiert werden. Diese Wohnform
ist wie bereits oben ausgefiihrt bei der Ausgestaltung des Wohnungsschliissels zu bericksichtigen
(siehe Kapitel 6.2, Seite, 68), siehe hierzu Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 00958, Smart-Wohnungen.



https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3376140
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=4060759
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3699592
https://www.muenchen.ihk.de/de/standortpolitik/Anhaenge/studie-wachstumsdruck-erfolgreich-managen-.pdf
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3689381
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3138113
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3.4 Anpassung der Einkommensgrenzen im Miinchen Modell

Der Anteil der Férderberechtigten ist seit Jahren zuriickgegangen (siehe 11). Ursache daftir sind
die Steigerungen der nominalen Léhnen und Gehaltern, die angesichts der gestiegenen
Lebenshaltungskosten jedoch nichts an der Férderwirdigkeit vieler Haushalte geandert hat. Als
Reaktion auf diese Entwicklung wurden bereits in ,Wohnen in Mlinchen V* die
Einkommensgrenzen der Zielgruppen erweitert. Es wurde nach der Systematik der bayerischen
Wohnungsbauférderung eine neue Stufe eingefiihrt.

Seit 2011 ist es zu weiteren Steigerung der Einkommen um rund 15 Prozent gekommen, die
Einkommensstufen der staatlichen Wohnraumférderung (Stufen | mit Ill) blieben aber unverandert.
Deshalb soll die in ,Wohnen in Miinchen V* aus der Systematik der staatlichen
Wohnraumforderung weiterentwickelte Einkommensgrenze fur das Miinchen Modell der aktuellen
Entwicklung angepasst werden. Die neuen Einkommensgrenzen sind mit Beispielen der 2 zu
entnehmen. Mit dieser Anpassung wird sicher gestellt, dass entsprechend der langjahrigen
Zielstellung wieder 50 — 60 Prozent der Minchner Haushalte von den Einkommen her
forderberechtigt sind. Die neue Einkommensgrenze im Miinchen Modell entspricht der Stufe V in

11.
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Quelle: Mikrozensus, eigene Berechnungen

Abbildung 11: Verteilung der Haushaltseinkommen in Minchen auf Einkommensstufen des
BayWoFG (und weiterer fiktive Stufen IV und mehr) auf Basis des Mikrozensus

Die Notwendigkeit fiir eine Anhebung der Einkommensgrenzen wird daran deutlich, dass zum
Beispiel ein/e (alleinstehende) Erzieher/-in bereits tiber der gegenwartigen Einkommensgrenze fir
das Minchen Modell verdient. Die Tabellen machen allerdings auch deutlich, dass ein
férderwirdiger 4-Personen-Haushalte nun bis zu rund 95.000 Euro brutto jahrlich verdienen darf.
Angesichts der Wohn- und Lebenshaltungskosten ist es in Miinchen allerdings auch fur diese
Haushalte schwer, angemessenen Wohnraum zu finden.

Die Einkommensgrenzen fur das Minchen Modell werden wie folgt fortgeschrieben: Sie erh6hen



sich flir einen 1-Personen-Haushalt von 22.800 Euro auf 26.400 Euro im Jahr und fir einen
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2-Personen-Haushalt von 34.200 Euro auf 39.600 Euro im Jahr. Fir jede weitere Person wird

anstatt bisher 7.700 Euro zukiinftig 8.900 Euro zugeschlagen. Fir jedes Kind unter 18 Jahren wird
der Zuschlag von 1.250 Euro auf 1.500 Euro erhéht. Die genannten Grenzen beziehen sich auf die
Einkommensdefinition der bayerischen Wohnungsbauférderung.

Einkommensgrenzen Wohnungsbauférderung

Freistaat
Bayr.
Wohnungsbau-
forderung
HaushaltsgroRe €
1-Personen-Haushalt 19.000
2-Personen-Haushalt 29.000
Zuzigl. fur jede weitere Person 6.500
Fir jedes Kind zuziiglich 1.000
Bruttoeinkommen
1-Personen-Haushalt 28.100
2-Personen-Haushalt 42.300
3-Personen davon 1 Kind 58.100
4-Personen davon 2 Kinder 73.800
Nettoeinkommen
1-Personen-Haushalt 18.400
2-Personen-Haushalt 29.000
3-Personen davon 1 Kind 38.500
4-Personen davon 2 Kinder 48.400

Minchen
Minchen Minchen
Modell Modell
bisher zukiinftig
€ €
22.800 26.400
34.200 39.600
7.700 8.900
1.250 1.500
33.500 38.600
49.800 57.500
69.700 79.500
82.500 94.300
21.200 23.800
33.500 38.000
45.600 51.950
54.000 61.300

Tabelle 2: Anpassung der Einkommensgrenzen im Miinchen Modell

(in Anlehnung an das BayWoFG)

Fir Haushalte, die Uber den Einkommensgrenzen liegen, wurde vom Stadtrat am 24.07.2013
(Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 12582) der Konzeptionelle Mietwohnungsbau eingefiihrt. Dieser
preisgedampfte Wohnungsbau soll ein Angebot an Mietwohnungen schaffen, das sich an der
ortsuiblichen Vergleichsmiete orientiert (siehe Kapitel 4.9, Seite 48).



https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3031944
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4 Mehr (bezahlbarer) Wohnungsbau in Stadt und Region

Der Wohnungsmarkt Miinchens endet nicht an der Stadtgrenze, sondern umfasst mindestens die
Planungsregion Miinchen. Die Wanderungsmotivuntersuchung fir die Landeshauptstadt Miinchen
aus dem Jahr 2011 legt nahe, den raumlichen Umgriff der Betrachtung bis auf die Metropolregion
zu erweitern. Nachfolgend werden diese verschiedenen rdumlichen Ebenen unter Wohnungs-
marktaspekten kurz dargestellt. Fir die Landeshauptstadt Miinchen werden dann die Themen
Grundstiicksvergabe, insbesondere Konzeptauschreibungen und die Erbbaurechtsvergabe, und
der konzeptionelle Mietwohnungsbau vertieft dargestelit.

4.1 Metropolregion Miinchen

Die Grenzen des Wohnungsmarkts zwischen Stadt und Umland sind flieRend, und die Nachfrage
der Mieter/-innen und Kaufer/-innen geht in beide Richtungen Uber die Stadtgrenze hinweg.
Dementsprechend ist eine Verbesserung der Wohnraumversorgung auf Dauer nur in Kooperation
mdglich. Dies wird besonders deutlich, wenn man sich die Bedarfslage in der Region Miinchen
beziehungsweise der Europaischen Metropolregion Minchen (EMM) vergegenwartigt. Hierzu liegt
auch der Wohnungsbauatlas fur Miinchen und Region vor (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 05936,
Ausschuss fir Stadtplanung und Bauordnung, 27.04.2016), in dem unter anderem der
Wohnungsbaubedarf laut Institut fir Wirtschaft (IW) fir die EMM und ihre Teilraume dargestellt
wird.

Die 6 bringt zum Ausdruck, dass die Baufertigstellungen in der Landeshauptstadt Miinchen wie
auch im Umland noch gesteigert werden missen. Ansonsten ist Uber einen langeren Zeitraum mit
einem erheblichen Wohnraummangel zu rechnen. Der Planungsverband AuRRerer Wirtschaftsraum
Minchen (PV) geht in seinen Abschéatzungen fur die Planungsregion 14 (Miinchen) von einem
jahrlichen Neubaubedarf von 20.000 Wohneinheiten aus. Dies entspricht auch etwa der
Einschatzung des Instituts der deutschen Wirtschaft in der 6, Seite 23.

Entsprechend der hohen Nachfrage haben sich auch die Preise in Miinchen und Umland
entwickelt. Wie das Wohnungsmarktbarometer der Landeshauptstadt Miinchen zeigt, ist dies ein
stetiger Prozess, der die gesamte Region Minchen umfasst.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=4026674
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Abbildung 12: Wohnungsbaubedarf in der Metropolregion Miinchen 2015-2020 auf der Basis der
Fertigstellungen 2010-2014

4.2 Mehr Wohnungsbau in der Region Miinchen

Der PV hat in einer Studie eine Abschatzung der Wohnungsbaupotentiale fiir die Region Miinchen
mit Schwerpunkt auf das Umland, die dem Planungsausschuss des Regionalen
Planungsverbandes Minchen (RPV) in seiner 234. Sitzung am 16.12.2014 vorgestellt wurden. Die
Analyse geht von einem Potenzial von 220.000 Wohneinheiten in der Region 14 aus. Davon
werden rund 100.000 Wohneinheiten auf Flachen der Landeshauptstadt Miinchen angenommen,
diese wiederum zu 50 Prozent auf unbeplanten Flachen nach § 34 BauGB. Diese Einschéatzung ist
eine Uberschlagsbetrachtung, die demnachst aktualisiert werden soll. Sie deckt sich zudem nicht
mit den Einschatzungen der Landeshauptstadt Miinchen zu den Wohnungsbaupotenzialen (siehe
Kapitel 4.3, Seite 37), die deutlich niedriger gesehen werden (maximal 60.000 Wohneinheiten
langfristig). Sie zeigt aber, dass der Wohnungsbedarf in den nachsten Jahren besser gedeckt
werden kdnnte, sofern es besser gelingt, die Potenzialflachen zu aktivieren.

Die Aktivierung der Potenziale von 120.000 Wohneinheiten im Umland ist sowohl von der
Mitwirkungsbereitschaft der Grundstiickseigentiimer/-innen abhangig als auch von der Planung
durch die Kommunen.
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Die Verbesserung der Wohnraumversorgung in Minchen und der Region sollte daher durch die
Vereinbarung gemeinsamer Strategien zur Intensivierung des Wohnungsbaus in allen Teilen der
Region aktiv betrieben werden. Hier kann auch auf den Beschluss des Miinchner Stadtrats im
Ausschuss fir Stadtplanung und Bauordnung ,Regionale Kooperation fordern II“ verwiesen werden
(siehe Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 06894). Dort werden konkrete MaRnahmen zur Verbesserung
der Situation vorgeschlagen.

Regionale Wohnungsbaukonferenzen 2015 und 2016

Im Rahmen der zwei regionalen Wohnungsbaukonferenzen 2015 und 2016 des von Herrn
Oberbiirgermeister Reiter initiilerten Biindnisses fur Wohnungsbau und Infrastruktur wurde die
Zusammenarbeit zu diesen Handlungsfeldern intensiviert und konkrete Projekte zur Umsetzung
vereinbart. Eingeladen waren zu den Diskussionsrunden im Alten Rathaus Expertinnen und
Experten aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft.

In der Wohnungsbaukonferenz 2016, die die Fragen ,Was kann die Region leisten? Ist mehr
interkommunale Kooperation moglich? Was braucht die Region?* behandelte, wurden am Beispiel
konkreter Bauprojekte die Chancen und Mdoglichkeiten erértert, wie in der Metropolregion Miinchen
mehr, aber auch auf schnellere und kostengtinstigere Weise bezahlbarer Wohnraum geschaffen
werden kann. Auf der Konferenz wurden unter anderen folgende Aspekte und Vorschlage
vorgebracht:

- Die derzeit auf Bundesebene erarbeitete Novelle des Baugesetzbuches mit
Erleichterungen fur den Wohnungsbau wird als sehr dringlich angesehen und sollte von
den Vertreterinnen und Vertretern der Region Miinchen als gemeinsame Position bei der
Bundespolitik eingefordert werden;

- Ein erweitertes Vorkaufsrecht fur die Kommunen misse in Betracht gezogen und ebenfalls
gemeinsam bundespolitisch eingefordert werden;

- Die Handlungsfahigkeit bei der Daseinsvorsorge — inshesondere des Wohnungsbaus -
erfordert die Beschleunigung und Flexibilisierung der europaischen Vorgaben, vor allem
eine Lockerung der Beihilfe- und Vergaberegelungen fir die Kommunen und kommunalen
Wohnungsbaugesellschaften, die ebenfalls aktiv bei der Bundes- und Europapolitik
eingefordert werden sollte:

« Eine deutliche Steigerung des Werkswohnungsbaus ist erforderlich, um den
arbeitsplatzbasierten Zuzug angemessen zu begleiten;

« Vorgeschlagen wurde, die starkere Koppelung von Arbeitsplatzansiedlungen mit
entstehenden Wohn- und Infrastrukturbedarfen vorzugeben und einzufordern. Hierzu
kénnten als Instrumente ein gemeinsames Flachenmanagement, ein Umlagefonds oder
regionale Gewerbeflachenentwicklungskonzepte eingesetzt werden, um besonders
geeignete Flachen zu aktivieren und einen Ausgleich zwischen den einzelnen Kommunen
sowie Synergieeffekte zu schaffen.

Deutlich ist, dass gerade die begrenzte Flachenverfiigbarkeit in den Kommunen unter der
Malgabe einer nachhaltigen Entwicklung eine groRe Herausforderung darstellt. Fir eine
qualitatsvolle Entwicklung der Metropolregion Minchen bedarf es integrierter Konzepte und
Planungen mit entsprechender Ausstattung der sozialen Infrastruktur, aber auch der notwendigen
Verkehrsanbindung sowie Freiraumausstattung. Hier gilt es, gemeinsam und Uber die kommunalen
Grenzen hinweg, Losungen zu finden und von Bund und Land einzufordern, die bereits
angebotenen Instrumente und MalRnahmen fur bezahlbaren Wohnungsbau noch wirksamer
auszubauen.
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Um in der Region die entsprechenden Wohnungsbauflachen mit besonderem Potenzial fir
integrierte Losungen zu ermitteln, sollten die entsprechenden Untersuchungen gemeinsam mit dem
PV definiert und vereinbart werden sowie im RPV entsprechende Beschllisse angestrebt werden.
Im Rahmen der laufenden Gesamtfortschreibung des Regionalplans kénnen entsprechende Inhalte
eingebracht werden.

Auch die Einbindung der Offentlichkeit und die Partizipation der Biirgerinnen und Burger werden
als wichtiger Baustein fur die Akzeptanz der Projekte erachtet. Hierzu wurden in den
Wohnungsbaukonferenzen folgende Vorschlage erortert:

- Die Region Miinchen (und dartiber hinaus die gesamte Metropolregion Miinchen) sollte
sich noch intensiver als gemeinsamer Handlungsraum und aktive
Kooperationsgemeinschaft 6ffentlich prasentieren. Hierzu kénnte als ,gemeinsames
Narrativ* zum Beispiel eine regionale Bauausstellung analog der IBA beitragen.

- Die Regionalen Wohnungsbaukonferenzen sollten als Format fortgefiihrt werden, um die
Ergebnisse bereits begonnener oder umgesetzter Projekte vorzustellen und weitere zu
vereinbaren. Um das Engagement der gesamten Region abzubilden, kénnten die
Wohnungsbaukonferenzen auch auf3erhalb der Landeshauptstadt stattfinden.

Die Dokumentation der Regionalen Wohnungsbaukonferenz 2016 ist dann unter
www.muenchen.de/wohnungsbaukonferenz abrufbar.

Die vorhandenen Kooperationen sowie die interkommunalen Projekte sollen weiter voran getrieben
werden. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer begrif3ten den Vorschlag der Stadtbaurétin, sich
hierzu nicht nur bei der nachsten Regionalen Wohnungsbaukonferenz 2017 wieder zu treffen,
sondern auch in der Zwischenzeit fur die gemeinsamen Projekte 6ffentlich, in den Medien und in
der Bevélkerung zu werben.

Zu den entsprechenden Veranstaltungs- und Kooperationsformaten, die die Landeshauptstadt
Minchen mit den Partnerinnen und Partnern in der Region durchfiihren sollte, insbesondere deren
finanziellen und sonstigen Ausstattungsbedarfen, wird der Stadtrat mit der oben genannten
gesonderten Beschlussvorlage ,Regionale Kooperationen férdern 11“ im Herbst 2016bbefasst
(siehe Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 06894).

4.3 Wohnungsbaupotenziale in der Landeshauptstadt Miinchen

Im Rahmen des Projektes Langfristige Siedlungsentwicklung wurden zuletzt mit Beschluss der
Vollversammlung des Stadtrats der Landeshauptstadt Miinchen vom 20.07.2016 (Perspektive
Munchen, Langfristige Siedlungsentwicklung, Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ VV 06054) aktuelle
Schétzungen zu mittel- und langfristigen Wohnbaupotenzialen fiir das gesamte Stadtgebiet erstellt.
Als Basis fur die Schatzung der mittelfristigen Potenziale wurden vorrangig die Eckdaten von
Bebauungsplanen herangezogen, die sich entweder im Verfahren befinden, oder aufgrund hoher
Prioritat aktuell in Vorbereitung sind. Zur Umsetzung der mittelfristigen Potenziale wird von einem
Zeitraum von rund funf Jahren ausgegangen.


http://www.muenchen.de/wohnungsbaukonferenz
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Abbildung 13: GroRe Wohnungsbauprojekte Miinchen

Zur Schéatzung der langfristigen Potenziale wurden die mittelfristigen Daten, um die Ergebnisse aus
einer stadtweiten Durchsicht unter Berlicksichtigung noch vorhandener Potenziale im
Flachennutzungsplan, um weitere mdgliche Potenzialflachen erganzt. Auf den Zeitpunkt der
Umsetzung der langfristigen Potenziale kann seitens der Landeshauptstadt Miinchen lediglich auf
geeigneten stadteigenen Grundstiicken Einfluss genommen werden. Konkrete Zeitangaben zur
Umsetzung der Potenziale kdnnen daher an dieser Stelle nicht erfolgen. Insgesamt kommen die
Schatzungen auf ein Gesamtpotenzial von derzeit rund 61.200 Wohneinheiten. Mittelfristig
(Baurechtschaffung in den nachsten 5 Jahren, siehe 14) steht dabei ein Potenzial in einer
GrolRenordnung von rund 22.800 Wohneinheiten, langfristig zusatzlich von rund 38.400
Wohneinheiten zur Verfiigung. Diese Zahlen enthalten im Unterschied zu friiheren
Potenzialabschatzungen in ,Wohnen in Muinchen® auch Flachen in unbeplanten Bereichen nach §
34 BauGB.
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Abbildung 14: Wohnungsbaupotenziale (LaSie) fur Minchen

Insgesamt lassen sich aufgrund der durchgefiihrten Untersuchungen folgende Schwerpunkte
festgestellter Wohnbaupotenziale identifizieren:

«  Wohnbaupotenziale durch Nachverdichtung

Hierbei wurden Wohnbausiedlungen einheitlicher Pragung untersucht, die im Zeitraum bis
1989 errichtet worden sind, die nicht unter Denkmal- oder Ensembleschutz stehen und die
sich in einheitlichem Eigentum befinden. Die laufenden Untersuchungen und
Beobachtungen haben gezeigt, dass gerade diese Siedlungsbereiche die gréfiten
Verdichtungspotenziale durch Aufstockung und Erganzung bereits bestehender Gebaude
sowie Ausschopfung von vorhandenem Baurecht beziiglich der Schaffung von Wohnraum
bergen. Angesichts des groRen Nachfrageiberhangs auf dem Wohnungsmarkt ist in
diesen Bereichen auch ein reger Verdichtungsprozess zu verzeichnen.

Vor allem bei den Untersuchungen zur Ermittlung mdéglicher Wohnbaupotenziale durch
Nachverdichtung zeichnet sich ab, dass gerade die Versorgung mit sozialer Infrastruktur,
hier insbesondere der Schulversorgung, die Komplexitat des Entwicklungsprozesses
erhoht. Dies beruht einerseits auf den bereits ausgeschopften Kapazitaten bestehender
Schulstandorte, andererseits auf den oftmals nur mehr eingeschréankt verfiigbaren Flachen
fur den Neubau entsprechender Einrichtungen. Ahnliches gilt auch fiir die erforderliche
Freiraumversorgung bei einer Nachverdichtung der Gebiete.
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«  Wohnbaupotenziale durch Umstrukturierung und Umwandlung von
Gewerbegebieten in Mischgebiete / Wohngebiete

Diese Potenziale ergeben sich vorrangig durch die bauliche Verwertung verbliebener
Kasernenflachen (zum Beispiel Bayernkaserne), sowie die Umstrukturierung
beziehungsweise Umwandlung von Gewerbegebieten, die nicht mehr der reinen
Gewerbenutzung dienen und teilweise oder komplett zu Wohngebieten werden (zum
Beispiel Paul-Gerhardt-Allee, Werksviertel am Ostbahnhof).

+  Wohnbaupotenziale durch Neuentwicklung

Neuentwicklungen ergeben sich aus Vorhaben auf Flachen, die zuvor noch keiner
baulichen Nutzung unterlagen, wie landwirtschaftlich genutzte Flachen sowie Griin- oder
Sportflachen. Aktuelle Beispiele hierfur sind die Entwicklung des neuen Stadtteils Freiham
oder die geplante Stadtebauliche EntwicklungsmafRhahme im Minchner Nordosten. Die
Planungsvarianten fiir den Minchner Nordosten werden voraussichtlich Potenziale
ergeben, die die bisherigen Abschatzungen auf Basis des Flachennutzungsplanes deutlich
Ubertreffen, so dass sich das geschatzte Gesamtpotenzial weiter erhéhen kann.

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen ist seit dem Start des Projektes Langfristige
Siedlungsentwicklung als Folge der Sensibilisierung aller Beteiligten und der Flachenknappheit fir
den (geférderten) Wohnungsbau eine eindeutige Entwicklung hin zu héheren Baudichten zu
verzeichnen. Dies lasst sich im Vergleich der urspriinglich geplanten Ausgangsdichten zu den
schlieBlich realisierten Dichten kirzlich in Kraft getretener beziehungsweise sich noch in
Aufstellung befindlicher Bebauungspléane verfolgen.

Bei allen drei genannten Potenzial-Schwerpunkten ist tendenziell eine zunehmende Erschwernis
bei der Baurechtschaffung beziehungsweise der Durchfiihrung der erforderlichen
Bauleitplanverfahren erkennbar. Dies liegt beispielsweise in schwierigen Voraussetzungen zur
Herstellung der Verkehrs- oder sozialen Infrastruktur, in der Bewdltigung des Immissionsschutzes
oder insbesondere in den Féllen der Nachverdichtung/ Umstrukturierung auch in einer mangelnden
Mitwirkungsbereitschaft der Eigentimerinnen und Eigentimer.

Auch zeichnet sich ab, dass - auRer bei den Entwicklungen in Freiham und dem Miinchner
Nordosten — zukinftig keine grof3en Entwicklungsbereiche, sondern nur mehr viele kleinteilige
Entwicklungsflachen zur Verfligung stehen werden. Die Kleinteiligkeit dieser Entwicklungsbereiche
mit der Vielzahl der daraus erwachsenden Verfahren zur Baurechtschaffung wird absehbar einen
erhohten Arbeits- und Zeitaufwand nach sich ziehen.

In diesem Kontext sind die Analysen der Fertigstellungen in den Gebieten nach § 34 BauGB
einzuordnen. Im Bereich des § 34 BauGB sind in den Jahren von 2000 bis 2010 knapp 3.000
Wohneinheiten pro Jahr erstellt wurden. In den letzten Jahren konnten diese Werte deutlich
gesteigert werden, von 2013 bis 2015 wurden jeweils zwischen 3.500 und 4.000 Wohnungen pro
Jahr im Bereich des § 34 BauGB fertiggestellt. Trotz der angespannten Lage am Wohnungsmarkt
kann nur noch von einer geringen weiteren Steigerung dieser Flachenaktivierung ausgegangen
werden kann.

Die in 14 aufgezeigten mittelfristigen Potenziale (bis 5 Jahre) enthalten sowohl die
Baurechtschaffung in diesem Zeitraum als auch einen Teil der méglichen Wohnungspotenziale im
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unbeplanten Bereich nach § 34 BauGB (rund 1.000 Wohneinheiten pro Jahr). Bei Letzteren ist
nach aktueller Einschatzung noch nicht zuordenbar, ob hier Bebauungsplanverfahren eingeleitet
werden miussen oder eine Genehmigung im Rahmen des § 34 BauGB erfolgt.

Die Baurechtschaffung und die Nutzung von bereits vorhandenem Baurecht (auf beplanten und
unbeplanten Flachen) ist ein kontinuierlicher Prozess ist, der zeitlich versetzt vor dem konkreten
Wohnungsbau lauft, so dass die Fertigstellungen zeitlich spater erfolgen. Fur den
Geltungszeitraum von ,Wohnen in Minchen VI“ betragt das geschatzte Gesamtpotenzial fur die
Neuschaffung von Baurecht knapp 4.000 Wohneinheiten jahrlich. Diese Potenziale liegen
allerdings in erheblichem Umfang nicht in der Steuerungskompetenz der Landeshauptstadt
Minchen. Um das ambitionierte Ziel einer Baurechtschaffung fiir 4.500 Wohnungen im
mehrjahrigen Mittel zu erreichen muss zeitlich alles optimal laufen und es sollten noch zusatzliche
Potenziale aktiviert werden.

Spannungsfeld zwischen Wohnungsbau und Umweltschutz

Die Verwirklichung der in "Wohnen in Minchen VI" dargestellten Zielzahlen im Wohnungsbau und
die dafir erforderliche Bereitstellung geeigneter Flachen stellt fir die Stadtplanung - und damit
auch fur die Umweltplanung - eine grof3e Herausforderung dar.

Da in Minchen das Reservoir an geeigneten Flachen beschrankt ist, ist es unvermeidlich, dass es
zu Konflikten mit den umweltpolitischen Zielsetzungen der Landeshauptstadt Miinchen kommt. Die
in den stadtischen Leitlinien sowie in Gesetzen formulierten Ziele beziglich gesunder Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse, zur Versiegelung und zur Biodiversitat sind schon unter den derzeitigen
Flachenentwicklungen kaum einzuldsen. Dieses wird unter der Mal3gabe der erhéhten Zielwerte fiir
den Wohnungsbau zukiinftig in noch geringerem MalR3e méglich sein.

Insofern fordert das Referat fir Gesundheit und Umwelt, dass bei der Entwicklung dieser Flachen
im Héchstmald auf die Einhaltung umweltbezogener Standards geachtet wird. Neben den Kriterien
bezlglich der Freiflachenerhaltung und -gestaltung, der Grinausstattung und der Biodiversitat sind
dies inshesondere auch die Anforderungen, die aus der Erfordernis zur Anpassung an den
Klimawandel resultieren. KlimaanpassungsmafRnahmen sind schon in der friihen Planung von
Wohnbauflachen zu berticksichtigen. Hinzu kommt, dass die vermehrt zum Tragen kommenden
Nutzungskonflikte einen héheren Aufwand im Bereich der Larmvorsorge erfordern.

Weiterhin miissen die gesetzten Ziele zum Klimaschutz und zum Energieverbrauch Grundlage des
zukinftigen Wohnungsbau bleiben. Um die von der Landeshauptstadt Miinchen selbstgesteckten
Ziele fur 2030 zu erreichen (Reduzierung der Pro-Kopf-CO,-Emissionen um 50 Prozent gegeniiber
dem Bezugsjahr 1990, siehe auch Beschlussvorlage zum Klimaschutzprogramm 2015 im
"Integrierten Handlungsprogramm Klimaschutz in Minchen (IHKM)", Sitzungsvorlagen-Nr. 14-20/ V
01751 vom 20.11.2014) sollten bereits heute bei der Errichtung von Neubauten hohe
Effizienzstandards beriicksichtigt werden, auch vor dem Hintergrund der Erfiillung der
europaischen Gebauderichtlinie (2010/31/EU), die spatestens ab 01.01.2021 ein ,Niedrigst-
energiegebaude” fur alle Neubauten fordert.

Zusétzlich zu den vorgenannten Aspekten ist insbesondere darauf zu achten, dass trotz der
geforderten Zielzahlen im Neubau auf eine hohe Qualitat (auch energetische) in der Bauaus-
fuhrung geachtet wird, um Folgeschéden in den nachsten Jahrzehnten zu vermeiden. Weiterhin
mussen die Ziele zum Klimaschutz und zum Energieverbrauch im zukiinftigen Wohnungsbau mit
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beriicksichtigt werden.

4.4 Sozialgerechte Bodennutzung

Im Marz 1994 hatte der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen beschlossen,
Planungsbegiinstigte an den Kosten und Lasten zu beteiligen, die durch die kommunale
Bauleitplanung urséachlich ausgeldst werden. Die Verfahrensgrundséatze der Sozialgerechten
Bodennutzung (SoBoN) werden konsequent fir alle Bebauungsplanverfahren angewendet, und
wurden — in enger Abstimmung mit den Verfahrensbeteiligten — mehrfach fortgeschrieben.

Nach den Verfahrensgrundsatzen der Sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN) vom 26.07.2006
sind auf den Flachen privater Grundeigentiimer und -eigentimerinnen 30 Prozent des neu
geschaffenen Wohnbaurechts fiir den geférderten Wohnungsbau zu verwenden.

Im Zusammenhang mit den Uberlegungen und den laufenden Gesprachen mit der Bau- und
Immobilienwirtschaft zur Anpassung der SoBoN-Grundsétze wird Uber eine Anpassung der Quote
fur den geférderten Wohnungsbau verhandelt. Dabei werden neben einer Erhéhung der
Forderquote auch andere Modelle zur Schaffung von zuséatzlichem preisgtinstigen
Mietwohnungsbau diskutiert.

4.5 Wohnungsbauziele der Landeshauptstadt Miinchen

Am 08.07.2015 hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen in der Vollversammlung
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 03161) beschlossen, dass ab 2016 die Fertigstellungen auf 8.500
Wohneinheiten ansteigen sollen. Ergénzend wurde auch das Ziel fur die Baurechtschaffung von
3.500 auf 4.000 Wohneinheiten pro Jahr erhéht. Die Bilanz fur das Jahr 2015 kann dem Kapitel 2,
Seite 19 entnommen werden. Die Erreichung der erhéhten Ziele im Wohnungsbau stellt eine
Herausforderung dar. So wurden zwar die Ziele des geférderten Wohnungsbau 2015 erreicht, die
Ziele fur den Wohnungsbau insgesamt aber nur annahernd.

Aus den Bedarfen an Wohnungsbau insgesamt und an geférdertem Wohnungsbau im speziellen
ergibt sich, dass auch weiterhin ein Gesamtbedarf von mindestens 8.500 Wohneinheiten pro Jahr
besteht (siehe Kapitel 2.2, Seite 22). Der Anteil der geférderten und preisgedampften Wohnungen
sollte dabei von 1.800 Wohneinheiten pro Jahr auf méglichst 2.000 Wohneinheiten pro Jahr
gesteigert werden.

Im Fokus der Wohnungsbauziele steht fur die Stadt Minchen die Schaffung von neuem oder
zusatzlichem Baurecht, da diese Baurechtschaffung tiber damit verbundene Quoten fur den
geférderten Wohnungsbau (,Férderquoten”) Voraussetzung ist (siehe Kapitel 5, Seite 51). Eine
Steigerung der Baurechtschaffung auf mindestens 4.500 Wohneinheiten pro Jahr ist erforderlich,
um Uber den gesamten Zeitraum die angestrebte Baufertigstellung von 8.500 Wohneinheiten pro
Jahr und eine Erhdéhung der Zielzahl im geférderten und preisgedampfen Wohnungsbau auf 2.000
Wohneinheiten jahrlich zu erméglichen. Angesichts der Flachenknappheit soll hier nachrichtlich
erwahnt werden, dass auch noch weitere Flachenpotenziale fir 750 Wohneinheiten pro Jahr fir
das Programm ,Wohnen fir Alle* (2016 -2019) bendtigt werden.

Der Vergleich von Flachenpotenzialen und Wohnungsbauzielen zeigt, dass diese ambitionierten
Wohnungsbauziele nur erreicht werden kénnen, wenn keine Verzogerungen bei der
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Baurechtschaffung und der Realisierung der Wohnungsbauprojekte eintreten, mittelfristig neue
Wohnungsbaupotenziale entwickelt werden, die Dichten in den grof3en Wohnungsbauprojekten so
weit vertretbar erhéht werden und kontinuierlich weiter nachverdichtet wird.

4.6 Ausgestaltung der Vergabeverfahren fiir stadtische Grundstiicke

-Wohnen in Minchen V* (Ziffer 16 des Beschlusses) sah vor, die stadtischen Wohnbaugrundstiicke
regelmanig nicht mehr gegen Hochstgebot zu vergeben, sondern mit Rucksicht auf die stark
gestiegenen Grundstuickspreise bei der Ausschreibung verstérkt auf die Belange der Zielgruppen
ausgerichtete Konzeptausschreibungen und ,Bestgebotsverfahren* durchzufiihren. Neben dem
Preis sollte also auch die Qualitat des Konzepts in die Bewertung mit einflie3en.

Die Konzeptausschreibungen, bei der die Angebote nach den vom Stadtrat festgelegten Kriterien
nach einer Punktematrix bewertet werden, haben sich sowohl in der zweistufigen Variante fiir
Genossenschaften und Baugemeinschaften (hier greift die eigentliche Konzeptausschreibung erst
in der 2. Stufe, in der 1. Stufe wird nur die Einhaltung von Grundvorgaben verlangt) als auch in der
einstufigen ,Normalvariante* bewdahrt. So betrug die Zahl der ausgeschriebenen beziehungsweise
vergebenen Wohneinheiten (einschliel3lich In-House-Vergaben) im Zeitraum 2012-2015 rund 1.450
Wohneinheiten pro Jahr. Sie lag damit deutlich tber dem Schnitt der Handlungsprogramme
Wohnen in Minchen Ill und IV. Nachprifungsverfahren oder Klagen gegen die
Vergabeentscheidungen, die in Einzelfallen auch im Losverfahren getroffen werden mussten, gab
es, obwohl die Zahl der Bewerbungen bei vielen ausgeschriebenen Grundstiicken im zweistelligen
Bereich lag, nicht.

Trotz Konzeptausschreibung und Verkauf zum Verkehrswert erwiesen sich die stark steigenden
Grundstiickspreise als problematisch, da der Grundstickswert bei den Flachen fur den
freifinanzierten Wohnungsbau héufig noch wahrend des Verfahrens nach oben korrigiert werden
musste. Die ,Nachbewertung“ erfolgt, um nicht in Konflikt mit den Bestimmungen des Art. 75 der
Bayerischen Gemeindeordnung und mit dem europaischen Beihilferecht (Art. 107 ff. AEUV) zu
kommen, die einen Verkauf unter Wert verbieten.

Dies betraf insbesondere Vorhaben von Baugemeinschaften aber auch Flachen von
Genossenschaften im KMB. Auf Initiative von Mitgliedern des Stadtrates konnte von der Verwaltung
in Gesprachen mit Vertretungen des Bayerischen Innenministeriums eine einvernehmliche,
rechtssichere Regelung gefunden werden. Danach kann bei Baugemeinschaften und
Genossenschaften innerhalb von 15 Monaten, beginnend ab der Fertigstellung des Gutachtens,
auf eine Nachbewertung des Grundstlickspreises verzichtet werden, sofern keine
aulRergewohnlichen Umsténde eintreten. Bei den Bautragern und &hnlich professionell in der
Grundstiicksbranche wettbewerblich auftretenden Unternehmen gilt diese Sonderregelung nicht.
Allerdings kann hier, um eine Nachbewertung zu vermeiden, im Einzelfall ein Vorvertrag
abgeschlossen werden. In diesem Fall wird der Kaufpreis mit Abschluss des Vorvertrages féllig.

Im Sinne einer vom ,Interfraktionellen Arbeitskreis Verwaltungsoptimierung“ des Stadtrates
angeregten Optimierung der Schnittstellen zwischen Kommunalreferat und Referat fiir
Stadtplanung und Bauordnung sowie zur Beschleunigung der Ausschreibungsverfahren haben die
beiden Referate dem Stadtrat vorgeschlagen, kinftig von einem Bautragerauswahlbeschluss
Abstand zu nehmen.

Mit dieser Verfahrensanderung wird eine nicht unerhebliche Zeiteinsparung, insbesondere im
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Bereich der Sachbearbeitung und der Vorlauffristen fur die Stadtratsvorlagen, erreicht. In der Folge
kénnen Grundstiicksverkaufe zligiger abgewickelt werden.

Diese Verfahrensédnderung hat der Stadtrat am 11.05.2016 zugestimmt (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/
V 05961). Der optimierte Verfahrensablauf bei der Ausschreibung stadtische Wohnbaugrundstiicke
ist in der folgenden Abbildung dargestellt.

Ausschreibungsbeschluss (Kriterienbeschluss)
im Ausschuss fur Stadtplanung und Bauordnung

11

Ausschreibung

! |

Vortrag der Ergebnisse in der Besprechung der Hauptabteilungsleiter (HALEI) des
Referats fir Stadtplanung und Bauordnung

lrrrrrirsr. assrzad

Schriftliche Unterrichtung aller Mitglieder des Ausschusses fir Stadtplanung und
Bauordnung
sowie des zustandigen Bezirksausschusses
Uiber das Ergebnis des Ausschreibungsverfahrens
sowie Abdruck an das Kommunalreferat zur Herbeifiihrung des Verkaufsbeschlusses
- heu -

11

Schriftliche Mitteilung an die ausgewahlten Bautrager

1 |

Verkaufsbeschluss im Kommunalausschuss

1 1

Beurkundung des Kauf- bzw. Erbbaurechtsvertrags

Abbildung 15: Kunftiger Verfahrensablauf bei Grundstiicksausschreibungen

Konzeptausschreibungen in Anlehnung an das Hamburger Preis-Konzeptverfahren?

Ein Problem der Konzeptauschreibungen ist es, dass oft sehr viele gleich gute Konzepte mit der
Hochstpunktzahl eingereicht werden. Dies fuhrt immer wieder zu einer Verlosung und ist insofern
suboptimal. Um dies zu vermeiden, kénnte zumindest ein beschrankter Preiswettbewerb eingefiihrt
werden: Die Bewertung wiirde nach Grund- und Zusatzkriterien erfolgen. Ein Kriterium ware das
Kaufpreisangebot fir das Grundstiick. Die Angaben aus dem Grundstiickswertgutachten wirden
als Mindestkaufpreis gelten.

Es wird auf das Hamburger Preis-Konzeptverfahren verwiesen, bei dem der Kaufpreis zu 30
Prozent eingeht, und zu 70 Prozent inhaltliche Kriterien (zum Beispiel Berlicksichtigung der
vorgesehenen Zielgruppen) entscheidend sind. Die Gewichtung der Bewertungskriterien wird dabei
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je nach Projekt differenziert festgelegt werden.

Der Nachbewertungs- und Uberprifungszwang wiirde durch die Ermittlung des Verkaufspreises in
einem Wettbewerb nicht ganzlich entfallen, aber die Zeitspanne zur erneuten gutachterlichen
Uberpriifung wiirde deutlich verlangert. Das Verfahren wére so deutlich schlanker und weniger
aufwéandig. Die grundlegenden Bedingungen des KMB wéren auch in diesem Verfahren nicht
verhandelbar und auch im Falle einer Weiterverauf3erung bindend.

4.7 Sicherung stadtischer Kleinstgrundstiicke

In der Diskussion um die aktuellen Flachenpotentiale der Stadt Miinchen stehen die groRen
Neubau- und Umstrukturierungsareale im Vordergrund. Nicht vergessen werden sollte die Vielzahl
an kleinen und kleinsten Grundstiicksflachen, die sich im stadtischen Eigentum befinden, aber aus
wirtschaftlichen oder standortbedingten Griinden nicht verwertet sind. Das Potential dieser Fléachen
kann zum aktuellen Zeitpunkt nur geschétzt werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass in der
Gesamtheit mehrere hundert Wohnungen auf diesen Kleinstgrundstiicken, die sich tiber das
Stadtgebiet verteilen, realisiert werden kdnnen. In Hinblick auf den Riickgang der verfligbaren
Flachen im Stadtgebiet bei gleichzeitig hoher und steigender Nachfrage an bezahlbaren
Wohnraum ist die Sicherung und Verwertung dieser Kleinstgrundstiicke fiir die Umsetzung von
bezahlbarem Wohnraum ein wesentlicher Baustein im kommunalen Wohnungsbau.

Um die stadtischen Kleinstgrundstticke fur den geférderten Wohnraum zu verwerten, wird daher
ein Konzept entwickelt, das zum einen eine wirtschaftliche Umsetzung von ,Mikrowohnprojekten*
ermoglicht und zum anderen flexibel auf standortbedingte Besonderheiten reagieren kann. Hierfir
kénnen die Erfahrungen aus den WAL-Projekten hilfreich sein.

4.8 Mehr Vergaben im Erbbaurecht

Uber die Wohnungsbauférderung hinaus wird ganz allgemein das Ziel der langfristigen Sicherung
bezahlbaren Mietwohnungsbaus verfolgt. Dieser Ansatz lasst sich u. a. dadurch erreichen, dass
stadtische Grundstiicke nicht verkauft werden, sondern zum Beispiel im Erbbaurecht zur Verfigung
gestellt werden oder dass beim Verkauf Beschrankungen zur Nutzung der Grundstiicke vereinbart
werden, die stadtebaulich geboten sind. Eine andere Ldsung ist der Verkauf an Akteurinnen
beziehungsweise Akteure, die in der Regel nicht ertragsmaximierend handeln beziehungsweise
eigenbedarfsorientiert sind.

Das Erbbaurecht hat am Immobilienmarkt in den letzten Jahren eine immer geringere Rolle
gespielt. Ursachlich hierfur waren die niedrigen Zinsen am Kapitalmarkt, die Beleihungsfahigkeit
der Erbbaurechte und die langfristige Orientierung der Erwerber und Erwerberinnen.

Aus Sicht von langfristig orientierten Grundstiickseigentiimern und eigentiimerinnen ist das
Erbbaurecht jedoch eine Option. Kommunen, Kirchen und Stiftungen zahlen hier zum typischen
Kreis solcher Grundstiickseigentiimer und -eigentimerinnen. Angesichts der groRen Nachfrage
nach Flachen in Miinchen befindet sich die Landeshauptstadt Miinchen in der Situation, einen
gréReren eigenen Gestaltungsspielraum zu haben als andere Kommunen mit keiner oder geringer
Wachstumsdynamik. Gleichzeitig ist es vor dem Hintergrund zunehmender Flachenknappheit
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wichtig, diesen Gestaltungsspielraum auch fur nachfolgende Generationen sicherzustellen.

Das Erbbaurecht erscheint weniger geeignet fur private einzelne Immobilienerwerber und
-erwerberinnen, die in der Regel nur einmal im Leben Eigentum bilden und mit dem Erbbaurecht
nicht besonders vertraut sind. Aus diesem Grund wurde bereits in ,Wohnen in Miinchen V*
(Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 08187, Antragspunkt 25) beschlossen, dass dieses Instrument nur
Wohnungsgesellschaften und Genossenschaften angeboten wird.

Um das Instrument konkret umzusetzen, wurde mit Beschluss vom 01.07.2015 (Sitzungsvorlage
Nr. 14-20/ V 03021) das grundsatzliche Vorgehen im Rahmen des kommunalen Wohnungsbaus
(zuklnftig Manchner Wohnungsbau) beschlossen, um zum Beispiel Stiftungsgrundstiicke fir den
geférderten Wohnungsbau im Erbbaurecht zu aktivieren. Hier liegt die Besonderheit darin, dass die
Landeshauptstadt Miinchen nicht Erbbaurechte vergibt, sondern auch selbst
Erbbaurechtsnehmerin wird und diese Erbbaurechte an Dritte weitergibt. Die Erkenntnisse aus
diesem Prozess sollen in die Umsetzung weiterer Projekte einflie3en.

Die Haltung der Vereinigung Muinchner Wohnungsunternehmen und der Genossenschaftlichen
Immobilienagentur Miinchen (GIMA) beziiglich des Erbbaurechts ist grundsatzlich positiv. In einem
Schreiben vom 03.03.2015 an Herrn Oberbirgermeister Reiter sprachen sie sich grundsatzlich
dafur aus, stadtische Grundstiicke alternativ zum Kauf oder im Erbbaurecht anzubieten.

Vorteile des Erbbaurechts

Méoglichkeit der Flachenvergabe zur Bebauung, ohne die Flachen dauerhaft aus der Hand
Zu geben

Mittel gegen Bodenspekulation: Neben dem Grundstiickswert bleibt auch eine eventuell
eintretende Bodenwertsteigerung im Vermégen der Stadt

Langerfristiges Steuerungsinstrument, vor allem auch in wohnungspolitischer Hinsicht. Die
Einflussmdglichkeiten kénnen durch vertragliche Vereinbarung der erforderlichen
Zustimmung bei Fragen beziiglich der Grundstiicksnutzung und Ahnlichem gewahrt
werden.

Handlungsoptionen fur die Zukunft: Nach Ablauf des Erbbaurechts kénnen die
Grundsticke, falls erforderlich, fir andere Zwecke verwendet werden.

Alternativ kann eine erneute Vergabe im Erbbaurecht mit sozialen Bindungen erfolgen,
wobei der Erbbauzins unter Berticksichtigung der sozialen Bindungen ermittelt wird.

Risiken des Erbbaurechts

Wesentliche Risiken aus dem Erbbaurecht ergeben sich aus der Laufzeit, dem konkreten
Verwendungszweck, dem Heimfall und dem Ruickfall des Grundstiicks nach Ablauf des
Erbbaurechts. Die Laufzeit sollte in Abstimmung mit dem Erbbaurechtsnehmer und
-nehmerinnen und unter Beriicksichtigung der Dauer von sozialen Bindungen festgelegt
werden. Das Vertragsrecht macht hier keine konkreten Vorschriften.

Der Verwendungszweck sollte so ausformuliert werden, dass zum Beispiel die Anpassung
der Einkommensgrenzen in der staatlichen oder kommunalen Wohnungsbauférderung
automatisch auch fur die laufenden Erbbaurechtsvertrage gelten.

Um wahrend der Laufzeit des Erbbaurechts die Problematik der zukiinftigen
Zinsentwicklung (mogliches wirtschaftliches Risiko) zu minimieren und auch die
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Anpassungsdiskussionen auszuschlieen, wird empfohlen, den Erbbauzins durch einen
kapitalisierten Einmalbetrag zu entrichten. Dies wurde zum Beispiel im
Ausschreibungsbeschluss des Stadtrates vom 11.05.2016 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V
05961) fur das Grundstiick an der Gartner-, Dirrstrafl3e im staatlichen Férderprogramm der
Einkommensorientierten Férderung-EOF so festgelegt.

- Das Erbbaurecht verursacht unstrittig einen hoheren Aufwand als die Veraul3erung der
Grundstulicke, weil auch bei einer Kapitalisierung/ Einmalzahlung des Erbbauzinses zum
Zeitpunkt des Vertragsschlusses das Erbbaurecht wahrend der gesamten Laufzeit eine
aulerst zeit- und personalintensive Verwaltung erfordert (Mitwirkungen verschiedenster
Art, zum Beispiel Beleihungen, An-, Um- und Erweiterungsbauten und so weiter).

« Durch eine Kapitalisierung des Erbbauzinses werden zudem Rangstellenkonflikte
vermieden, die sonst zwischen der vorrangig fiir den Grundeigentimer und
-eigentiimerinnen im Grundbuch einzutragenden Erbbauzinsreallast und nachrangig
einzutragender Grundschulden entstehen kdnnen.

- Wird bei einer Leistungsstérung seitens des Erbbauberechtigten (etwa vertragswidrige
Nutzung) der Heimfall (Rickgabe des Grundstiicks vor Ablauf der Erbbaurechtsdauer)
ausgeubt oder endet das Erbbaurecht durch Zeitablauf, sind sdmtliche Verpflichtungen zu
Ubernehmen, auch etwaige Mietverhaltnisse. Sowohl beim Heimfall als auch bei
Beendigung des Erbbaurechts durch Zeitablauf ist vom Erbaurechtsgeber und -geberinnen
Ublicherweise 2/3 des Gebaudewertes an den Erbaurechtsnehmer und -nehmerinnen zu
zahlen.

Am Ende der Laufzeit eines Erbbaurechtsvertrags und meist auch bei Leistungsstérungen
sind die Geb&ude erfahrungsgemaR in einem eher schlechten Zustand, weil notwendige
Bauunterhalts- und Sanierungsmaf3nahmen unterlassen wurden. Damit fallt der
Entschadigungswert (Gebéaude) niedriger aus, das heif3t im Heimfall kAmen auf die
Landeshauptstadt Minchen als Erbaurechtsgeber und -geberinnen moderate
Ablése-Summen zu. Beziiglich des Geb&udeunterhalts sind Regelungen im
Erbbaurechtsvertrag zu treffen. Findet ein Heimfall am Anfang bzw. in der Mitte der
Laufzeit des Erbaurechtsvertrages statt, sind die finanziellen Belastungen fir die
Landeshauptstadt Minchen weitaus gréer. Allerdings stehen dieser Belastungen auch
reale Objekte in Form von Mietshdusern gegenilber. Diese kénnen dann in die Bestande
der stadtischen Wohnungsgesellschaften eingegliedert werden oder erneut an einen
Erbbaurechtsnehmer und -nehmerinnen ibergeben werden.

Pilotvorhaben zum Erbbaurecht

Um Erfahrungen zum Erbbaurecht zu sammeln, sollen neben dem bereits genannten Vorhaben in
der EOF zunéchst insbesondere Grundstiicke im Konzeptionellen Mietwohnungsbau
ausgeschrieben werden. Der Stadtrat hat am 15.05.2016 einen entsprechenden
Ausschreibungsbeschluss fur drei Bauquartiere im ersten Bauabschnitt des ersten
Realisierungsabschnitts in Freiham beschlossen (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 05765).

Neben den stadtischen Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften und privaten Investoren
sollen die stadtischen Stiftungen als weiterer Partner fiir den Konzeptionellen Mietwohnungsbau
gewonnen werden (siehe dazu Kapitel 9.4, Seite 103).


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=4009212
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=4029976
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=4029976

Seite 46

4.9 Konzeptioneller Mietwohnungsbau (KMB)

Aufgrund der besonderen Situation auf dem Miinchner Wohnungsmarkt unterstitzt die Stadt mit
dem Konzeptionellen Mietwohnungsbau auch den Bau von preisgedampften, freifinanzierten
Mietwohnungen fur Haushalte, deren Einkommen oberhalb der Einkommengrenzen der
Wohnraumférderprogramme liegt. Staatliche und stadtische Férderprogramme sowie der KMB
tragen zur Miinchner Mischung bei, das heif3t zu einem vielféltigem Wohnungsangebot fiir breite
Einkommensgruppen. Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 24.07.2013 (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/
V 12582) die Einfihrung eines neuen Instruments beschlossen, das die Liicke zwischen dem
geférderten und dem hochpreisigen freifinanzierten Wohnungsmarkt schlief3t.

Ziel war die Bereitstellung von Grundstiicken, die aufgrund langfristig geltender Bindungen fir den
Mietwohnungsbau einen niedrigeren Verkehrswert aufweisen und bei dem sich die
Mietengestaltung am Mietspiegel orientiert.

Die aktuellen Bindungen sind:
» Ausstattung der Wohnungen nach einem bestimmten Standard
«  60-jahrige Bindung als Mietwohnungen
- Aufteilungsverbot
«  Verbot der Eigenbedarfskiindigung
« Begrenzung der Erst- und Wiedervermietungsmiete (Koppelung an den Mietspiegel)
»  Koppelung der Mietanpassungsmadglichkeit an den Verbraucherpreisindex

Der KMB sollte zun&chst in drei Pilotprojekten mit zusammen rund 700 Wohneinheiten erprobt
werden. Von den Flachen in den drei Pilotprojekten befindet sich eine bereits im Bau (Parkstadt
Schwabing-WA 6), die restlichen Flachen sind vergeben (Prinz-Eugen-Park) beziehungsweise in
der Ausschreibungsphase (Messestadt Riem). Erste Erfahrungen der Pilotphase werden im
LBericht zur Wohnungssituation 2014-2015" dargestellt (siehe Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V
07098), der im Herbst 2016 dem Stadtrat bekannt gegeben wird.

Zwischenzeitlich hat der Stadtrat im Rahmen von Einzelbeschliissen weitere Vorhaben im KMB auf
den Weg gebracht (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 06327), so dass derzeit Projekte mit zirka 1.700
WE im KMB in der Planung beziehungsweise Realisierung sind.

Mit ,Wohnen in Minchen VI* soll die dauerhafte Einfihrung des KMB als Programm auf
stadtischen Flachen beschlossen werden.

Mietengestaltung im KMB

Die oben genannten Bindungen wirken sich dampfend auf die Miete und den Verkehrswert des
Grundstiicks aus. In den Ausschreibungsverfahren zeigte es sich, dass die einzelnen Bindungen,
insbesondere hinsichtlich des Standards und der Erstvermietungsmiete konkretisiert werden
missen.

Insbesondere die Anderung der Merkmale im Mietspiegel in der jeweils neusten Fassung filhren zu
Anderungen, die ggf. nachteilig sind. So ist der Verzicht auf eine Flachenheizung (Zuschlag im
Mietspiegel 2013) zwar mietmindernd, aber gleichzeitig wiirden damit im Bereich der Fernwarme
(zukinftig Niedertemperatur-Fernwarme) suboptimale Gebaude gebaut.
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Problematisch war auch, dass der Mietspiegel bei Erstvermietung an sich gar nicht anwendbar ist,
und dass im Vollzug die Zuschlage auf maximal finf Prozent gekappt wurden.

Unter dem Aspekt der Begrenzung der Grundstiicksverkaufspreise wird deshalb vorgeschlagen,
die Erstvermietungsmieten im KMB zukunftig im Rahmen einer Spannweite von 12,00 bis 14,50
Euro je Quadratmeter Wohnflache festzulegen (zur Gesamtibersicht der Einstiegsmieten siehe 20
auf Seite 65). Die Mieth6he wird in Abh&angigkeit von der Lage im Stadtgebiet festgelegt. Die
Festlegung erfolgt jeweils im Zusammenhang mit dem Kriterienbeschluss durch den Stadtrat. Die
Spannweite soll auch nicht von Anfang an ausgenutzt werden, um eine Anpassung der
Eingangsmieten tber die Laufzeit von "Wohnen in Miinchen VI" zu ermdéglichen.

Die Anpassung der Miethéhe sollte, im Sinne einer Verwaltungsvereinfachung und klarer,
einheitlicher Regelungen analog zu den Regelungen erfolgen, wie sie durchgéngig fiir alle Modelle
des geforderten Mietwohnungsbaus gelten sollen (siehe Kapitel 5.4, Seite 57). Das heil3t, dass
nach Ablauf der ersten finf Jahre, in denen keine Mieterh6hung zuléssig ist, eine Anpassung
entlang des Lebenshaltungskostenindex erfolgt. Im Falle von Modernisierung ist eine Begrenzung
der Grundmiete (Nettokaltmiete) auf die Hohe der ortsiiblichen Vergleichsmiete ein angemessener
Schutz.

Die Mieten im KMB sollen kiinftig, wie folgt, gebildet werden:
« Eingangsmiete zwischen 12,00 und 14,50 Euro je Quadratmeter Wohnflache (siehe 20,
Seite 65)
« Maximale Steigerung der Grundmiete nach Lebenshaltungskostenindex
«  Funf Jahre nach Erstvermietung Ausschluss einer Mieterhéhung, keine Nachholung
« Ortsiibliche Vergleichsmiete als Obergrenze.

Grundstiickspreis — Art 75 BayGO

Vergunstigte Grundstickspreise zur Sicherung preiswerten Wohnens sind nach Art. 75 GO und
dem Art. 107 ff. AEUV (europaisches Beihilferecht) méglich. In einem Gesprach des
Kommunalreferats und des Referates fir Stadtplanung und Bauordnung beim Innenministerium am
03.02.2016 wurden folgende Klarstellungen erreicht:

« Der KMB kollidiert nicht mit Art. 75 BayGO und Art. 107 ff. AEUV (Européaisches
Beilhilferecht), soweit der ,richtige Preis” unter Berticksichtigung der Mietpreishindung
ermittelt wurde.

« Die Mietpreise missen nicht marktublich sein, sondern kdnnen an den Zielen der
Kommune nach einem ausreichenden Angebot an bezahlbaren Wohnungen orientiert sein.

» Die Ausstattungsstandards missen nicht beschrankt werden, da angesichts der
preisgedampften Miete davon auszugehen ist, dass keine Luxusausstattungen eingebaut
werden. Damit entfallt die Festlegung des Ausstattungsstandards als Grundvoraussetzung,
Beschrankungen, zum Beispiel bei der Gro3e der Wohnflachen, kénnen aber Kriterien der
Grundstiicksvergabe sein.



Seite 48

Zielgruppen im KMB

Im KMB werden gegenwartig keine konkreten Zielgruppen geférdert. In einigen Féallen konnten
aber Belegungsrechte fiir stadtische Dienstkrafte nach dem vom Stadtrat mit Beschluss vom
29.07.2015 ,Stadtische Wohnungsfirsorge* (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 03569) festgelegten
Fordermodell erworben werden.

Gleichzeitig gibt es verschiedene Zielgruppen, bei denen das Sozialreferat fuir geforderte
Wohnungen Freistellungen erteilt, weil im Sinne der Nutzung zum Beispiel bei Platzen in
Senioren-WGs eine bestimmte Person geeignet ist, diese aber ein zu hohes Einkommen hat. Das
bedeutet, dass die Forderung dann fehlgeleitet ist, da die Person entsprechend ihrem Einkommen
eigentlich nicht auf eine geférderte Wohnung angewiesen ist.

In Kapitel 3.3 (Seite 28) sind Zielgruppen benannt, die unabhangig von ihrem Einkommen fir die
Landeshauptstadt Minchen wichtig sind. Je nach Standort kénnten im Rahmen der Vergabe von
Flachen im KMB auch zielgruppenspezifische Projekte realisiert werden.

So wurde unter anderem vom Behindertenbeauftragten der Landeshauptstadt Miinchen angeregt,
in Freiham, bei dessen Entwicklung besonderer Wert darauf gelegt wird, dass ein inklusives
Stadtquartier entsteht, in den Grundstiicksausschreibungen auch Kriterien zur Inklusion zu
berlicksichtigen . Hierzu werden zusammen mit der mitbauzentrale minchen Vorschlage erarbeitet,
die sich an einem Modell der Stadt Hamburg orientieren (Zusammenarbeit des Bautragers mit
vorgemerkten Projekttragern).

Eine Zusammenarbeit mit der mitbauzentrale miinchen wird als guter Weg angesehen, da hier
regelmaRig Interesse an diesen Themen durch Baugemeinschaften und Genossenschaften
formuliert wird. Auch Kooperationen mit Wohlfahrtsverbanden sind denkbar, um eine starkere
Orientierung an den Beddrfnissen der Zielgruppen zu ermdéglichen.

Flachenanteil fiir KMB auf stadtischen Flachen

Der bisher gewahlte Anteil von 30 Prozent der Geschossflachen fur den KMB hat sich in den
bisherigen Projekten bewéhrt. Es wird deshalb vorgeschlagen, diesen im Rahmen der dauerhaften
Einfihrung des KMB beizubehalten. In Einzelfallen sollte es insbesondere bei kleineren Flachen
die Mdglichkeit geben, bis auf 50 Prozent KMB zu gehen (bisherige Beispiele: Stidpark,
Carl-Wery-Straf3e). Um dem KMB eine stérkere Zielgruppenorientierung zu geben, sollten
zumindest in den grof3en stadtischen Wohnungsbaugebieten auch zielgruppenspezifische Projekte
umgesetzt werden.

Vergabe der Flachen im KMB

Es wird vorgeschlagen, zukinftig die Flachen wie folgt zu gestalten:
- Stadtischen Gesellschaften: In-House-Vergabe durch Stammkapitalerhéhung
- Gemischte Genossenschaftsprojekte: Wahlrecht, ob Kauf oder Erbbaurecht

« Sonstige reine KMB-Vorhaben: Erbbaurecht
- Stadtische Stiftungen: Erbbaurecht
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5 Zielzahlen und Programme im geférderten Wohnungsbau

Angesichts des Ungleichgewichts von Angebot und Nachfrage nach Wohnungen ist die Schaffung
eines grolReren Angebots in Minchen unabdingbar. Dem Neubau von geférderten Mietwohnungen
fur Zielgruppen, die innerhalb der Einkommensgrenzen der staatlichen (Einkommensorientierte
Forderung — EOF) und der stadtischen Foérderprogramme (Miinchner Wohnungsbau, Minchen
Modell) liegen, kommt dabei héchste Prioritat zu.

Im Folgenden sollen die Ziele und Programme im geférderten Wohnungsbau dargestellt werden.

Die Zielzahlen stellen einen Kompromiss zwischen dem hohen Bedarf in Miinchen und den
begrenzten flachenmassigen Umsetzungsmaglichkeiten dar. Geférderter Wohnungsbau kann
schwerpunktmassig nur dort entstehen, wo neues Baurecht geschaffen wird. Auf stadtischen
Flachen werden héhere Anteile geférderten Wohnungsbaus (50 Prozent), auf privaten Flachen im
Rahmen der Sozialgerechten Bodennutzung etwas niedrigere Forderquoten (30 Prozent)
umgesetzt. Letzteres ist derzeit in der Diskussion. Fiur zusatzliche Bebauungsmadglichkeiten, die
keine Infrastrukturkosten fur den Investor ausldsen, sind 40 Prozent der ,befreiten*
Wohnbaugeschossflache fir den geférderten Wohnungsbau zu binden.

Eines der wichtigsten Ziele von "Wohnen in Minchen VI" ist es, die Vielzahl der oben genannten
kommunalen Einzelprogramme mit unterschiedlichen Grundstiickswertansatzen und
Fordermodalitaten kinftig einfacher und ubersichtlicher zu gestalten und sie starker mit der
Einkommensorientierten Férderung des Freistaats Bayern zu harmonisieren. Dabei soll mehr
Transparenz tiber Baukosten im geférderten Wohnungsbau erreicht werden, so dass deutlich wird,
welche Bausteine beziehungsweise Qualitaten wie viel kosten. Diese Thematik wird in Kapitel 6;
Seite 67ff vertieft.

5.1 Férderquoten
Stadtische Flachen

Zukilnftig werden nur noch wenige stadtische Flachen fir die Baurechtschaffung verfiigbar sein.
Primér sind dies bezogen auf den WiM-VI-Zeitraum 2017-2021 die Bayernkaserne, Freiham und
das Kreativquartier. Es wird zukinftig eine mittlere Baurechtschaffung von gut 1.000
Wohneinheiten pro Jahr auf stadtischen Flachen erwartet, der Hauptteil der Baurechtschaffung
wird auf privaten Flachen erfolgen.

Mit ,Wohnen in Minchen IV* wurden die Férderquoten von 72 Prozent auf 50 Prozent (30 Prozent
EOF und 20 Prozent Miinchen Modell-Eigentum, -Miete und -Genossenschaften) der stadtischen
Flachen gesenkt.

Kinftig sollen alle stadtischen Flachen des geférderten Wohnungsbau nur noch fur den
Mietwohnungsbau (30 Prozent fir EOF beziehungsweise Miinchner Wohnungsbau und 20 Prozent
fur das Munchen Modell fur Mieter und Genossenschaften) verwendet werden.

Die Forderung von Eigenwohnraum (Eigentumswohnungen und Eigenheime) erfolgt zukinftig nur
noch auf den privaten Flachen durch den Freistaat. Die Férderung fir die Haushalte, die die
Wohnungen zur Selbstnutzung erwerben, erfolgt bereits seit Anfang 2016 nur noch Uber staatliche
Darlehen im Rahmen des Bayerischen Zinsverbilligungsprogrammes. Die zusétzliche Forderung
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mit zinsgiuinstigen staatlichen Darlehen aus dem Kontingent der staatlichen Fordermittel fir die
Stadt Miinchen wurde vom Referat fir Stadtplanung und Bauordnung in seiner Funktion als
staatliche Bewilligungsstelle ab 2016 fir unbestimmte Zeit ausgesetzt, nachdem die Mittel
vorrangig zur Steigerung der Fallzahlen im Mietwohnungsbau benétigt werden.

Eine wie in verschiedenen Antragen geforderte Quotenerhéhung im geférderten Wohnungsbau um
10 Prozent auf stadtischen Flachen auf dann 60 Prozent wiirde die Zielzahl im geférderten
Wohnungsbau nur um 100 Wohneinheiten pro Jahr erhéhen. Abzuwédgen ware diese geringe
Mengenwirkung gegen die so entstehende soziale Mischung. Aus Griinden der sozialen Stabilitat
der Wohngebiete soll die Férderquote von 50 Prozent auf stadtischen Flachen auch zukiinftig
beibehalten werden, sie hat sich gut bewéahrt. Hinzu kommen zuséatzlich 30 Prozent KMB-Flachen
(siehe Kapitel 4.9, Seite 48) und 20 Prozent freifinanzierter Wohnungsbau, der vorrangig an
Baugemeinschaften vergeben werden soll (siehe Kapitel 9.2, Seite 100 und 9.3, Seite 103).

Wichtig fur die Sozialvertraglichkeit erscheint auch die zeitliche Taktung des Neubaus. Die
Fertigstellung der Wohnungen in den verschiedenen Férderprogrammen, im KMB und im
freifinanzierten Eigentum sollte méglichst gleichzeitig erfolgen.

Private Flachen - Sozialgerechte Bodennutzung (SoBoN)

Nach den Grundsatzen der Sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN) sind auf den Flachen privater
Grundeigentiimer 30 Prozent des neu geschaffenen Wohnbaurechts fur den geférderten
Wohnungsbau zu verwenden. Auf Basis einer geschatzten jahrlichen Baurechtschaffung fur kinftig
rund 3.500 Wohnungen pro Jahr waren somit bei einer Anhebung der Férderquote in der SoBoN
eine entsprechende Erhéhung der Zielzahl im geférderten Wohnungsbau méglich. Eine
entsprechende Diskussion und Priifung erfolgt derzeit im Zusammenhang mit den allgemeinen
Uberlegungen zur Anpassung der SoBoN- Grundsétze.

Mit Beschluss des Stadtrats vom 27.06.2012 wurden die SoBoN-Regelungen bei
Umstrukturierungsféllen angepasst (siehe Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 09511). Die Abschaffung
des sogenannten ,fiktiven Wohnbaurechts* wird derzeit im Zusammenhang mit den allgemeinen
Uberlegungen zur Anpassung der SoBoN-Grundsétze diskutiert.

Fur die SoBoN-Flachen des Freistaats Bayern gilt dieselbe Férderquote wie fiir private
Grundeigentiimerinnen und -eigentiimer (30 Prozent). Die Landeshauptstadt Minchen raumt dem
Freistaat aber die Moglichkeit ein, die Férderquote durch den Bau von
Staatsbedienstetenwohnungen (mindestens ein Drittel fir Haushalte der unteren
Einkommensgruppe) oder alternativ ganz oder anteilig fir den Bau von Studentenwohnungen — mit
der MaRgabe, dass diese dem Studentenwerk Munchen zur dort tblichen Belegung zur Verfiigung
stehen — zu erfillen.

40-Prozent-Beschluss fiir Befreiungen

Neues Wohnbaurecht kann sich nicht nur durch neue Bebauungsplane, sondern auch in Form
zusatzlicher Bebauungsmaoglichkeiten ergeben, wenn eine Befreiung von den Festsetzungen eines
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes erteilt wird. Flur zusatzliche Bebauungsmadglichkeiten, die
keine Infrastrukturkosten fur den Investor ausldsen, sind 40 Prozent der ,befreiten*
Wohnbaugeschossflache fir den geforderten Wohnungsbau zu binden. Dabei geht es um
Befreiungen hinsichtlich des Mal3es oder der Art der Nutzung oder der liberbaubaren
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Grundstucksflache (Bauraum) bei qualifizierten Bebauungsplanen (8 30 Abs. 1 BauGB) und
einfachen Bebauungsplanen (8§ 30 Absatz 3 BauGB) ,Die Bindung erfolgt grundsatzlich als EOF,
bei gréReren Vorhaben im Sinne einer Mischung der Einkommensgruppen aber auch analog der
Varianten aus der SoBoN. Weiter gelten die Regelungen der Bagatellgrenze nach ,Wohnen in
Minchen V*“. In Sanierungsgebieten gelten Sonderregelungen (siehe Wohnen in Miinchen V,
Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V08187).

5.2 Zielzahlen

Aus dem Beschluss ,Wohnen in Miinchen VI — Zeitplan und Themenvorschau® vom 29.07.2015
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 03161) besteht der Auftrag, zu prifen, ob die Zielzahl im geférderten
Wohnungsbau von derzeit 1.800 auf 2.000 Wohnungen erhoht und wie der Grad der Zielerreichung

verbessert werden kann.

Mafgeblich dafir, welche Zielzahl erreicht werden kann, ist der Umfang der Baurechtschaffung
und die Héhe der Forderquote beziehungsweise sonstiger Bindungen (siehe 16):

Baurecht Eigentumer Geforderte ergibt Zielzahl
Forderquote Wohnungen
_ _ EOF/MM!...
Gebiete mit 50 WE
bestehendem
Baurecht Belegrechte EOF/MWB
100 WE 1.050 WE
Stadtische EggémB
Flachen: MM
1.000 WE p. a. MM 550 WE
. . 30% EOF/MWB
200 WE
Genk:elﬁ:eemmlt 20 % MM
Baurecht / 30 % KMB KMB Be:ll%%r(\alsgte
B-Planen: 300 WE
4,500 SIOBr?N
Flachen:
Wohnungen 3.500 WE EOF
(WE) 0.a 700 WE KMB
p. a. 20% EOF 300 WE
10 % MM MM
bzw. SoBoN bis zu 350 WE
Eigenwohnraum
Abklrzungen: EOF - Einkommensorientierte Forderung; MWB - Minchner Wohnungsbau;
MM - Miinchen Modell; KMB - Konzeptioneller Mietwohnungsbhau

Abbildung 16: Baurechtschaffung, Férderquoten und Zielzahlen im geférderten und

preisgedampften Wohnungsbau

Ausgehend von einer erhéhten Baurechtschaffung fir bis zu 4.500 Wohnungen jahrlich — davon
rund 3.500 Wohneinheiten auf privaten SoBoN-Flachen (30 Prozent geférderter Wohnungsbau)
und rund 1.000 Wohneinheiten auf stéadtischen Flachen ware maximal eine Zielzahl fur den
geférderten und preisgedampften Wohnungsbau von rund 1050 Wohneinheiten auf
SoBoN-Flachen plus 800 Wohneinheiten auf stadtischen Flachen mdglich. Addiert man dazu noch
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geschatzte 50 geforderte Wohnungen auf nicht Gberplanten Flachen (§ 34 BauGB) und 100

Belegungsrechte/angekaufte Wohnungen im Bestand kommt man maximal auf eine Zielzahl von

2.000 geforderten beziehungsweise preisgedampften Wohnungen.

Geforderter Wohnungsbau

Steigerung der
Fertigstellungszahlen der
stadt. Gesellschaften

Konzeptioneller
Mietwohnungsbau

Wohnen fiir Auszubildende

Wohnen fir stadtische
Beschaftigte

Werksmietwohnungsbau

mitbauzentrale miinchen

Genossenschaften und
Baugemeinschaften

Einkommensorientierte Férderung (Kofinanzierung)

KomPro A, B, C, SBW, Biirgerwohnen

Minchen Modell-Miete (fiktive Einkommensstufe 1V)

Munchen Modell-Genossenschaften

auf stadtischen Flachen: 50 Prozent geférderter Wohnungsbau
auf privaten Flachen: 30 Prozent geférderter Wohnungsbau bei
Baurechtschaffung

2015 bis 2019 auf insgesamt rund 1.000 Wohneinheiten pro
Jahr
ab 2018 mindestens 1.250 Wohneinheiten

30 Prozent (in Einzelfallen bis 50 Prozent) auf stadtischen
Flachen

zwischen 35-50 Prozent unter den Verkehrswerten fir
Wohnbaugrundstiicke

Pilotprojekte (700 Wohneinheiten): ehemalige
Prinz-Eugen-Kaserne; Messestadt Riem; WA 6 der Parkstadt
Schwabing

weitere Projekt fur zirka 1.000 WE in Planung
beziehungsweise Umsetzung

Warmmiete, teilmébliert rund 270 Euro fir Einzelapartment.
Zunachst Pilotprojekte (Innsbrucker Ring, Dachauer Straf3e)

Ziel: rund 1.700 Wohneinheiten von 2015 bis 2025 fiir
stadtische Beschéftigte

Dialog der Stadt mit Miinchner Unternehmen in der
Fachkonferenz Werkswohnungsbau
Pilotprojekt Domagkpark

Beratung fir gemeinschaftsorientiertes Wohnen

27 Projekte von 9 Genossenschaften mit rund 1.500
Wohneinheiten

35 Projekte von Baugemeinschaften mit rund 730
Wohneinheiten

20-40 Prozent der Wohnbauflachen in den groRen stadtischen
Siedlungsgebieten werden nur fir diese Zielgruppe
ausgeschrieben

Tabelle 3: Uberblick der bisherigen kommunalen Wohnungsbauférderung

Die genannten maximal 2.000 Wohneinheiten sind nur unter optimalen Bedingungen und unter
Einrechnung des KMB, das heil3t dem langfristig gesicherten preisgedampften Mietwohnungsbaus,
und der Belegrechtsankaufe im Bestand erreichbar. Um die Zielzahl von 2.000 Wohneinheiten pro
Jahr mittelfristig sicher zu stellen, ist bei weiter zurlickgehenden stadtischen Flachenreserven
perspektivisch eine Erhéhung der Férderquoten auf privaten Flachen (SoBoN) erforderlich.
Daruber hinaus ist es notig, die Dichten im Wohnungsbau soweit vertretbar zu erhéhen.
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Die Zielzahl fir den Minchner Wohnungsbau und die EOF werden wie folgt aufgeschliisselt:

Zielzahlen WiM V Zielzahlen WiM VI
Programm WE p.a. Programm WE p.a.
EOF/ Kommunales Férderprogramm 900 EOF/ Munchner Wohnungsbau 1.600
Miinchen-Modell Miete 300 Muinchen-Modell (Miete)
Miinchen Modell Eigentum 300 SoBoN Eigenwohnraum
Belegrechte, Bestandsankauf 100 Belegrechte, Bestandsankauf 100
Genossenschaften / Baugemeinschaf- 200 KMB 300
ten (nicht gefordert)
Summe 1.800 Summe 2.000
nachrichtlich:
Wohnen fur Alle 2016-2019 750

Tabelle 4: Zielzahlen im geforderten und preisgedampften Wohnungsbau

Die Forderung der Wohneinheiten aus dem Programm “Wohnen fur Alle* (Sitzungsvorlage Nr.
15-20/ V 05437), mit dem im Zeitraum 2016-2019 insgesamt 3.000 geforderte Wohneinheiten in
der EOF zusétzlich entstehen sollen, also im Mittel 750 Wohneinheiten pro Jahr, ist in der
Aufstellung zur Kenntnis mit aufgefuhrt.

Aufgrund des hohen Bedarfs an geférdertem Wohnraum, der aufgrund schwindender
Flachenpotenziale in der Landeshauptstadt Minchen zukunftig nicht mehr nur im Neubau befriedigt
werden kann, wurden die Belegrechte als erganzende Moglichkeit eingefiihrt, um preiswerten
Mietwohnraum zu sichern. Die Aktivierung und Ausweitung des Belegrechtsprogramms ware ein
Baustein zur Zielzahlerh6hung. In der bisherigen Form war das Programm nur bedingt erfolgreich,
es muss daher neu aufgestellt werden (siehe Kapitel 7.3, Seite 87).

5.3 Bisherige Forderprogramme

Einkommensorientierte Férderung

Seit dem Jahr 2001 erfolgt die Férderung von Mietwohnungsbau im Rahmen des Bayerischen
Wohnungsbauprogramms im Rahmen der sogenannten ,Einkommensorientierten Férderung*
(EOF). Die EOF beruht auf einem System aus einem niedrig verzinslichen, objektabhéngigen
Darlehen, einem hoher verzinslichen subjektabhéngigen Darlehen, aus dessen Zinsen der
Zuschuss bezahlt wird, der es den Haushalten ermdglicht, die derzeit festgesetzter Eingangsmiete
von 9,40 Euro je Quadratmeter Wohnflache zu bezahlen, sowie seit 2016 neu einem Zuschuss von
max. bis zu 300 Euro je Quadratmeter Wohnflache (siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124).
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Bei Wohnungen in der einkommensorientierten Zusatzférderung (EOZ) ist die Miethéhe
aktuell festgeschrieben auf 9,40 Euro je Quadratmeter Wohnflache. Die Miete erhalt der
Vermieter direkt vom Haushalt. Zusétzlich erhalt der Eigentiimer im Rahmen der
Regularien von EOF eine staatliche Wohnbauférderung in Form eines Darlehens.

Der Mieter bzw. die Mieterin erhélt eine Zusatzférderung von maximal 3,75 Euro je
Quadratmeter in Form eines Zuschusses abhangig von seiner bzw. ihrer
Einkommensgruppe:

- Einkommensgruppe I: (9,40 — 3,75): 5,65 Euro je Quadratmeter-Miete
« Einkommensgruppe II: (9,40 — 2,75): 6,65 Euro je Quadratmeter-Miete
« Einkommensgruppe Il (9,40 — 1,75): 7,65 Euro je Quadratmeter-Miete

Die Landeshauptstadt Miinchen beteiligt sich schon bisher mit eigenen Mitteln im Rahmen einer
Kofinanzierung beim objektabh&ngigen Darlehen an den staatlichen EOF-Vorhaben. Dies ist
erforderlich, da mit den staatlichen Férdermitteln allein die von der Stadt angestrebten
Forderzahlen in der EOF nicht zu erreichen waren. Neben der Kofinanzierung bei der staatlichen
Darlehensforderung stellt die Stadt eigene Grundstiicke zur Verfiigung. Grundstiicke werden auch
von stadtischen Wohnungsgesellschaften und von privaten Dritten im Rahmen ihrer
Verpflichtungen nach den Verfahrensgrundsatzen der SoBoN bereit gestellt.

Die Forderung fur eine EOF-Wohnung von 70 Quadratmetern Wohnflache lag 2015 im Mittel bei
rund 130.000 Euro (Darlehenshéhe), wovon rund 100.000 Euro auf staatliche Mittel und 30.000
Euro auf die stadtischer Kofinanzierung entfielen. Dazu kommen Mindererlése durch die verbilligte
Grundstiickswertanséatze. Diese tragt bei den privaten SoBoN-Grundstiicken die/der
Planungsbegunstigte, bei den stadtischen Flachen die Landeshauptstadt Minchen. Je nach Lage
variiert die Grundstiicksabgabe. Bei einem geschéatzten Mindererlés von 2.200 Euro je
Quadratmeter Geschossflache waren bei einem Verhéltnis von Geschossflache zu Wohnflache von
funf zu vier fur eine Wohnung mit 70 Quadratmeter Wohnflache dann gut 190.000 Euro als
Mindererlds pro Wohnung anzusetzen.

Die kommunalen Wohnungsbauférderprogramme haben sich, beginnend mit der Einfihrung der
Kommunalen Wohnungsbauprogramme A, B und C in ,Wohnen in Minchen 111 (2001) als
Erganzung zur staatlichen EOF immer weiter ausdifferenziert. So kamen fiir die unteren
Einkommensgruppen noch die Sozial betreuten Wohnh&user (SBW) und das Birgerwohnen
(Kleinwohnungen fir untere Einkommensgruppen) mit hinzu.

Fur die mittleren Einkommensgruppen gab es im Miinchen Modell bisher die Unterprogramme
Miinchen Modell Eigentum (Selbstnutzung/ Kapitalanlage), -Miete und -Genossenschaften.

Im Grundsatz haben sich die Programme bewahrt, die immer differenzierteren Unterprogramme

hatten auch ihre Begriindung, in der Gesamtbetrachtung ist das Férdersystem aber zu
unubersichtlich und unflexibel geworden.

Bisherige Forderprogramme fiir die mittleren Einkommensgruppen (Miinchen Modell)

Die Landeshauptstadt Miinchen bietet mit dem "Minchen Modell" Minchner Haushalten mit
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mittlerem Einkommen und Familien mit Kindern die Mdglichkeit, in der Stadt Wohnungen zu
tragbaren Mieten zu finden. Es gelten bestimmte Einkommensgrenzen. Es gibt das "Minchen
Modell" fur Mieterhaushalte und das "Minchen Modell" fir Genossenschaftsmitglieder. Die
Zugangskriterien priift das Sozialreferat (Amt fir Wohnen und Migration).

Fur Kaufer gibt es bisher das "Miinchen Modell Eigentum" auf stadtischen Grundstiicken und das
"Miinchen Modell aus der Sozialgerechten Bodennutzung" (SoBoN-Eigenwohnraum) auf privaten
Flachen. Die Wohnungen entsprechen jeweils den Férderbestimmungen nach dem Bayerischen
Wohnungsbauprogramm.

Ebenso wie die Forderprogramme fiir die unteren Einkommensgruppen haben sich auch die
Forderprogramme fir die mittleren Einkommensgruppen fiir Miete und Genossenschaften bewahrt.

5.4 Miinchner Wohnungsbau, Miinchen Modell und Belegrechtsankaufsprogramm

Eines der Ziele von "Wohnen in Minchen VI" ist es, die Vielzahl der oben genannten kommunalen
Einzelprogramme mit unterschiedlichen Grundstiickswertansétzen und Férdermodalitaten
einfacher und Ubersichtlicher zu gestalten. Im Sinne einer Vereinfachung der Férderlandschaft
bietet sich eine Zweiteilung in Programme fiir die unteren Einkommen (Minchner Wohnungsbau
und EOF) und fur die mittleren Einkommen (Minchen Modell) an (siehe auch Kapitel 12.2, Seite
124). Ergénzt wird diese Fordersystematik durch ein modifiziertes Belegrechtsankaufsprogramm
(siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124). In der 17 wird die Vereinfachung der kommunalen
Wohnungsbaufdrderprogramme durch "Wohnen in Minchen VI" zusammenfassend dargestellt.

WiM V WiM VI Vorschlag
KomPro SBW
Kommunale NP 4 Munchner
Programme KomPro B Wohnungsbau
KomPro C
EOF
Einkommensorientierte . EOF
Férderung Einkommensorientierte
Forderung
MuModell
Eigentum .
Munchen MiuModell Munchgn Modell
Modell Miete (Miete,
MiiModell Genossenschaften)
Genossenschaft
q Modifiziertes Belegrechts-
Ankauf von Belegrechten im Bestand ankaufsprogramm
Abbildung 17: Vereinfachung der kommunalen Wohnungsbauférderprogramme

Die bisherige Differenzierung nach KomPro A, B, C, Sozialbetreutes Wohnen und Biirgerwohnen
soll zu Gunsten eines einheitlichen Férdermodells ,Minchner Wohnungsbau* aufgegeben werden,
wobei der Bedarf an ,Clearing-Hausern* (Kompro C) mit den vorhandenen Vorhaben gedeckt ist.
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Anstatt der verschiedenen ,KomPro“-Programme soll das einheitliche Label ,Miinchner
Wohnungsbau“ eingefuhrt werden. Dieses soll soweit moglich kompatibel mit der staatlichen EOF
gestaltet werden. Nachdem die Stadt nicht tber eine ausreichende Zahl kleiner verfligbarer
Grundstiicke fur Vorhaben des Minchner Wohnungsbaus verfiigt, wurden schon bisher solche
Vorhaben in die grof3en stadtischen Planungsgebiete integriert und auf die Férderquote der EOF
angerechnet.

Bei den MalRnahmen im ,Minchner Wohnungsbau“ handelt es sich haushaltssystematisch um
Darlehen (siehe Kapitel 12.2, Seite 124). Diese flie3en nach Ablauf der Bindung zurtick in den
stadtischen Etat.

Abschaffung des Miinchen Modell-Eigentums

Fir das Munchen Modell-Eigentum (einschlie3lich der Variante Kapitalanlage) hat sich durch die
extreme Steigerung der Grundstiickspreise und der Verkaufspreise der nicht sozial gebundenen
Eigentumswohnungen eine Problematik ergeben, die die Eigentumsvariante grundsétzlich in Frage
stellt.

Seit der Einfiihrung des Minchen Modell-Eigentum im Jahr 1996 bis zu ,Wohnen in Minchen V*
lagen die Wohnungen im Minchen Modell-Eigentum in ihrem Preisniveau nur leicht unterhalb der
Marktpreise. Es ergaben sich so fur die Kauferhaushalte Verginstigungen von rund 500 Euro je
Quadratmeter. Mit der anndhernden Verdoppelung der Eigentumswohnungspreise seit 2011 (von
3.500 Euro je Quadratmeter Wohnflache auf im Mittel von 6.500 Euro je Quadratmeter
Wohnflache) sind diese Vergiinstigungen tUberproportional angestiegen. Subventionen von rund
3.000 Euro je Quadratmeter Wohnflache und mehr (das heif3t 250.000 bis tiber 300.000 Euro je
Wohnung) fir die Eigentumsforderung sind férderpolitisch nicht mehr angemessen. Sie kénnten
auch nicht mehr durch eine verlangerte Bindungsdauer zum Beispiel auf 25 oder 30 Jahre
kompensiert werden. Es wird deshalb vorgeschlagen, das Munchen Modell-Eigentum fur
Selbstnutzer und zur Kapitalanlage abzuschaffen. Mit der Abschaffung des Minchen
Modell-Eigentum zur Kapitalanlage entféllt auch in der SoBoN diese Variante.

Durch den Wegfall des Miinchen Modell-Eigentum zugunsten von Miete und Genossenschaften
erhoht sich der Férdermittelbedarf erheblich, da bei der Eigentumsvariante nur Mindererlése (durch
verbilligte Grundstlickswertansatze) anfielen, wahrend bei der Mietvariante auch eine zuséatzliche
Darlehensforderung erfolgt. Die staatliche Eigenwohnraumférderung, die auch in der
Sozialgerechten Bodennutzung auf privaten Grundstiicken Anwendung findet, wird davon erst
einmal nicht berihrt. Die Stadt Miinchen strebt aber auch hier mehr Mietwohnungen an.

Foérderung und Bindungsdauer beim Miinchen Modell-Miete und -Genossenschaften
Im Hinblick auf den allgemeine Anstieg der Grundstiickspreise und die glinstigen Finanzierungs-
bedingungen ist es vertretbar, die maximal Darlehensférderung in Hohe von 1.250 Euro je
Quadratmeter Wohnflache trotz der Anpassung des Grundstiickswertansatzes fur das Miinchen

Modell (Miete und Genossenschaften, siehe 19) unverandert zu lassen.

Im Zusammenhang mit der Einfiihrung des Konzeptionellen Mietwohnungsbaus (KMB) mit seinen
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langen Bindungsfristen (mindestens 40 Jahre, Ziel 60 Jahre) im Sommer 2013 wurde auch die
Bindungsdauer im Miinchen Modell (Miete und Genossenschaften) generell von 25 auf 40 Jahre
erhoht (siehe Vorlage Nr. 08-14/ V 12582). Das davor bestehende Wahlrecht zwischen einer
25-jahrigen Bindung (Darlehensférderung von 750 Euro je Quadratmeter Wohnflache) und einer
40-jahrigen Bindung (Darlehensférderung von 1.250 Euro je Quadratmeter Wohnflache) wurde
damals zugunsten der langer laufenden Variante abgeschafft. Die verlangerte Variante war schon
in ,Wohnen in Miinchen V* (Beschlusspunkt 23) optional eingefiihrt worden.

Diese Bindungsdauer von 40 Jahre soll nun unverandert bleiben. Dies schlief3t nicht aus, dass in
geeigneten Einzelféllen wie zum Beispiel bei Vergabe im Erbbaurecht als Auswahlkriterium bei der
Grundstiicksvergabe auch eine lédngere Bindungsdauer beschlossen wird.

Die beiden Programme Miete und Genossenschaften sind von den Konditionen und
Voraussetzungen bereits weitgehend identisch.

Bei beiden Varianten betragt die max. Darlehensférderung 1.250 Euro je Quadratmeter
Wohnflache und im Mittel kann von einer Wohnflache von 88 Quadratmeter je Wohneinheit
ausgegangen werden. Demnach liegt hier die stadtische Forderung bei 110.000 Euro je
Wohneinheit. Dazu kommt der Grundstiicksmindererlds, der im Mittel bei rund 210.000 Euro je
Wohneinheit liegt. Auch hier kommt es wieder darauf an, ob die Wohnung auf einem stadtischen
Grundstiick liegt oder ob Private den Grundstiicksmindererlds als ,SoBoN-Last" tragen.

Bei den MaRnahmen im ,Minchen Modell* handelt es sich haushaltssystematisch um Darlehen
(siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124). Diese flieBen nach Ablauf der Bindungszeit in den stadtischen
Etat zuriick.

Verlangerung von Belegungsrechten (friiher: , Investitionskostenzuschuss* fiir dauerhafte
Bindung)

Um Wohnungen und die immer weniger zur Verfligung stehenden Flachen mdglichst dauerhaft
beziehungsweise nachhaltig fiir den geférderten Wohnungsbau zu sichern, wird bei den
stadtischen Wohnungsbaugesellschaften fir die Hingabe des Baugrundstiicks im Rahmen einer
Stammkapitaleinlage oder bei sonstigen Bestandshalter-Bauherren, die eine zusatzliche
Programmférderung von 500 Euro je Quadratmeter Wohnflache in Anspruch nehmen, das
Gebaude 70 Jahre im jeweiligen Programm gebunden und das Grundstick im Grundbuch
dauerhaft fir den geférderten Wohnungsbau gesichert. Stadtische Gesellschaften erhalten keine
zusatzliche Programmférderung, wenn sie das Grundstiick bereits im Rahmen einer
Stammkapitaleinlage zur Verfligung gestellt bekommen haben.

Bei diesem Programmbaustein handelt es sich haushaltssystematisch um ein Belegungsrecht
(siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124).

Férderung unabweisbarer Mehrkosten im Miinchner Wohnungsbau

Die staatlichen EOF-Fdrderung mit ihrem bereits dargestellten System aus Darlehens- plus
Zuschussférderung fur den Bauherrn und einer Subjektférderkomponente fir den Mieterhaushalt
(Mietzuschuss) aus dem Darlehensrickflissen des subjektabhéngigen Darlehens ist ein
Fordermodell, an das sich — dem Grunde nach und im Sinne einer Vereinheitlichung der Foérderung
— als Basisforderung auch die Foérderung im Miinchner Wohnungsbau orientieren sollte.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3031944

Seite 58

Wie im ,Erfahrungsbericht zu ,Wohnen in Miinchen V* fiir die Jahre 2013/2014 (Sitzungsvorlage
Nr. 14-20/ V 3584) bereits ausgefiuhrt, ist eine solche Basisforderung bei Projekten, bei denen sich
unabweisbare bauliche Mehrkosten ergeben, die lage- und planungsbedingt sind oder aber
nutzungs- und projektbedingte Mehrkosten anfallen, aber nicht ausreichend. Zudem zeigt es sich,
dass bei dem aktuell extrem niedrigen Zinsniveau zusatzliche Darlehen keinen Anreiz mehr
darstellen beziehungsweise die Wirtschaftlichkeit von zusatzlichen Investitionen nicht mehr sichern
kénnen. Zuschisse stellen aus Sicht der Investoren die attraktivere Forderung dar. Der Wechsel
von Darlehen auf Zuschiisse im Bereich der unabweisbaren Mehrkosten ist eine Anpassung
gegentber der bisherigen Praxis.

Es wird deshalb vorgeschlagen, im Miinchner Wohnungsbau die Basisférderung mit einer
Forderung von unabweisbaren Mehrkosten zu kombinieren, soweit dies erforderlich ist (das heif3t
die Wirtschaftlichkeit der Projekte nicht mehr gewahrleistet wird). Solche Zuschiisse kénnte es zum
Beispiel fir Gemeinschaftsraume, eine soziale Hausbetreuung, gemeinschaftliche Dachgarten,
unabweisbare Mehrkosten bei schwierigen Grundstiicken oder das Einbringen von verbilligt
angesetzten Grundstiicken durch Private erfolgen (umfassende Ausfiihrungen werden dazu im
Kapitel 6.7, Seite 80 gemacht).

Bei der Férderung unabweisbarer Mehrkosten handelt es sich haushaltssystematisch um einen
Zuschuss (siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124).

Ankauf von Grundstiicken fiir den geférderten Wohnungsbau

Damit die wohnungspolitischen Ziele auch langfristig gesichert werden kénnen, agiert die Stadt
aktiv auf dem Grundstiicksmarkt, um Grundstiicke zu akquirieren und diese insbesondere auch
gezielt fir den (gefdrderten) Wohnungsbau bereitzustellen beziehungsweise zu entwickeln. Fur
diesen Zweck werden 50 Millionen Euro fir finf Jahre zur Verfiigung gestellt. Da in der Regel nicht
vorhersehbar ist, zu welchem Zeitpunkt sich Erwerbsmdoglichkeiten bieten, welcher Finanzaufwand
hierfur erforderlich ist und inwieweit kiinftige Wohnbauflachen enthalten sind, wird die Pauschale
gleichmaRig mit Teilbetragen von 10 Millionen Euro Uber den Funfjahreszeitraum von "Wohnen in
Munchen VI" verteilt.

Beim Ankauf von Grundstiicken fiir den geférderten Wohnungsbau handelt es sich
haushaltssystematisch um einen Zuschuss (siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124).

Einbringung privater Grundstiicke

Aufgrund der stetigen Verknappung stadtischer Grundsticke wurde ein Zuschuss fur die
Einbringung beziehungsweise den Ankauf privater Grundstiicke durch Bautréger in den
Teilprogrammen B und C des Kommunalen Wohnungsbauprogramms eingefuihrt. Mithilfe des
Grundstlickszuschusses wurden innerhalb eines wirtschaftlich vertretbaren Rahmens die
kalkulatorischen Grundstiickskosten fiir die Errichtung von geférderten Bauprojekten auf 150 Euro
je Quadratmeter Geschossflache reduziert.

Die Zuschiisse wurden in Form eines Bewilligungsbescheid durch das Sozialreferat ausgereicht.
Bisher konnten sechs Objekte mit insgesamt zirka 120 Wohneinheiten mithilfe des
Grundstiickszuschusses realisiert werden. Die Zuschusshéhe betrug dabei zirka 700 Euro/m?
Geschossflache. Ohne die Bezuschussung héatten die entsprechenden Flachen nicht fir den
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sozialen Wohnungsbau gewonnen werden kdnnen.

Baugrund ist in Miinchen ein sehr lukratives Gut. Der Anreiz fur private Investoren, aul3erhalb der
SoBoN Grundsticke fir den sozialen Wohnungsbau einzusetzen, ist bisher entsprechend gering.
Da die Flachenknappheit sich weiter verscharft, soll daher der Grundstiickszuschuss kiinftig auf
alle Objekte im MlUnchner Wohnungsbau ausgeweitet werden. Es sollen folgende
Forderbedingungen gelten:

« Voraussetzung: Einbringung beziehungsweise Ankauf privater Grundstiicke im Rahmen
einer fur die Landeshauptstadt Miinchen wirtschaftlich vertretbaren Preisspanne durch den
Bautrager.

- Eintragung eines mindestens 40-jahrigen Wohnungsbindungsrechts fir die
Landeshauptstadt Minchen.

« Reduzierung der kalkulatorischen Grundstickskosten fir den Bauherren auf den
Grundstiickswertansatz fur Grundstiicke mit sozialer Bindung von 300 Euro je
Quadratmeter durch Bezuschussung durch die Landeshauptstadt Minchen.

Es handelt sich hierbei haushaltssystematisch um ein Belegungsrecht (siehe auch Kapitel 12.2,
Seite 124).

Finanzierung von Genossenschaftsanteilen

Sind Haushalte nicht in der Lage, Genossenschaftsanteile zum Bezug einer Wohnung selbst zu
bezahlen (Einkommensstufe 1), wird diese aus stadtischen Mitteln in Form eines zinslosen
Darlehens an die Genossenschaft vorfinanziert. Damit ist eine wesentliche Hurde des Zugangs fur
diese Zielgruppe in eine genossenschaftliche Wohnung genommen. Dieses Angebot gilt in allen
Forderprogrammen.

Bei der Finanzierung von Genossenschaftsanteilen handelt es sich haushaltssystematisch um ein
Darlehen (siehe auch Kapitel 9.2 und Kapitel 12.2, Seite 124).

Wertausgleich fiir SoBoN-Ubergangsfille

Im Stadtratsbeschluss vom 27.06.2012, Sitzungsvorlagen Nr. 08-14 / V 09511 hat der Stadtrat die
Stadtratsbeschlisse zur Sozialgerechten Bodennutzung fortgeschrieben und insbesondere die
Verwaltungspraxis zum fiktiven Wohnbaurecht angepasst. Danach ist die Liicke, die sich zwischen
den Normalfall einer Férderquote von 30 Prozent des neu geschaffenen Wohnbaurechts und einer
reduzierten Quote ergibt, die dann entsteht, wenn ein bestehendes gewerbliches Baurecht fiktiv als
bestehendes Wohnbaurecht angerechnet wird, aufzufiillen. Diese Liicke wird als "Foérderdelta”
bezeichnet. Die Auffillung erfolgt durch sozial orientierten Wohnraum, wahlweise in den
Forderprogrammen Minchen Modell, Werkswohnungen oder Studierendenwohnungen. Die Stadt
leistet fur diese Kompensationsleistung zur Erreichung der normalen Foérderquote einen
finanziellen Wertausgleich in Héhe von 50 Prozent (iibergangsweise 70 Prozent) der sich daraus
ergebenden "SoBoN-Last" (= Differenz des Endwertes Wohnen je Quadratmeter Geschossflache
aus der SoBoN-Rechnung bei freifinanziertem Wohnen zum festen Wertansatz fir diese
geférderten Wohnungen in Hohe von 675 Euro je Quadratmeter). Das Thema des fiktiven
Wohnbaurechts wird derzeit in der Diskussion um die SoBoN-Fortschreibung mit den Bautragern
thematisiert.
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Beim Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfalle handelt es sich haushaltssystematisch um ein
Belegungsrecht (siehe auch Kapitel 12.2, Seite 124).

Mittelfristiges Ziel der weitgehenden Harmonisierung mit der EOF

Es wird angestrebt, mittelfristig die Fordersystematik aus der EOF des Freistaates Bayern,
abgestellt auf die speziellen Verhaltnisse des Miinchner Wohnungsmarkts, weitgehend zu
Ubernehmen (Abbildung 18). So schdpft die Bewilligungsstelle Miinchen wegen der Vielzahl der
Antrage den Zuschussrahmen derzeit nur bis zu einer Héhe von max. 200 € statt 300 Euro je
Quadratmeter WF aus.

Die Zahl der zu erwartenden EOZF-Antrage hangt hierbei von der Zahl der jeweils zum Bezug
fertiggestellten Wohnungen dieser Forderart ab und steigt im selben Verhaltnis kontinuierlich mit
Zunahme des betreffenden Wohnungsbestandes (siehe auch Kapitel 11.2).

Die geplante moglichst weitgehende Vereinheitlichung von EOF und Miinchner Wohnungsbau
bringt neben einer Verwaltungsvereinfachung unter anderem folgende Vorteile:

» Der Forderaufwand je Wohnung sinkt tendenziell, da die Kostenobergrenzen der EOF
generell gelten und eine etwas geringere Darlehensférderung erforderlich ist (da die Mieten
bei Einkommensteigerungen dynamisiert werden).

»  Mieterinnen und Mieter im MUnchner Wohnungsbau und in der EOF werden gleich
behandelt, es besteht dann eine durchgéngige Subjektférderungskomponente. Bisher
haben die Mieterinnen und Mieter in EOF-Wohnungen einkommensabhéngige Mieten, im
Munchner Wohnungsbau dagegen nicht.

- Da aus Sicht der Landeshauptstadt Miinchen der staatliche Zuschuss als
EOF-Komponente finanziell attraktiver ist als die objektabhé&ngigen Darlehen, ertffnen sich
Spielrdume hinsichtlich der Frage, wer zukiinftig welche modulare Komponente finanziert.

»  Durch das modulare Férdersystem wird mehr Kostentransparenz geschaffen. Zukinftig
lasst sich dann genauer beziffern, welche etwaige Zusatz-Komponente wie viel mehr
kostet. Auch ist zu priifen, welche Einspareffekte sich mit standardisierten baulichen
Losungen erzielen lassen (vergleiche Kapitel 6.7, Seite 80).
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EOF Munchner Wohnungsbau

Minchen Modell

Staatlicher (bzw. ggf. stadtischer) Zuschuss 200 €/2m Wil

Belegungsabhéangiges Darlehen
600 - 820 €/m2 WAl.

Objektabhangiges Darlehen
950 €/m2 Wil.

Darlehen
1.250 €/m2 Wil.

25 % Eigenkapitalanteil inkl. Grundstiicks-
wertansatz von 300 €/m?, Rest Fremdkapital

Verkauf / Erbbaurecht / Sacheinlage
stadtische Grundstiicke
oder private Grundstiicke

Abbildung 18: Vereinheitlichung von EOF und Miinchner Wohnungsbau
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Einheitlicher Grundstiickswertansatz

Ein einheitlicher Grundstuckswertansatz fur alle Grundstiicke, die bestimmten
Einkommensgruppen zu Gute kommen, dient der Verfahrensvereinfachung. Die
Grundstiickswertansatze im gefdérderten Wohnungsbau folgen wie in ,Wohnen in Miinchen V*
ausgefihrt, nicht den Gesetzmafigkeiten des Marktes, sondern den Vorgaben der staatlichen
Wohnungsfoérderung beziehungsweise der kommunalen Férderprogramme. Wesentliche
Einflussgré3en dieser Betrachtungsweise sind: die Miethdhen, die fur die begiinstigten Haushalte
tragbar sein mussen; die Férderobergrenzen, die von den tatsachlichen Baukosten abgekoppelt
sind und deren Steigerung allenfalls nach Index erfolgt; ein nicht unerheblicher Einsatz von
Eigenkapital und eine ,angemessene Eigenkapitalverzinsung®.

Ziel ist es, in diesem Rahmen zu Grundstiickswertansatzen zu kommen, die das neue System mit
den nur noch zwei Programmschienen ,Minchner Wohnungsbau* und Minchen Modell
widerspiegeln und die leicht zu merken sind. Dabei sollen auch die Spielraume fir eine
angemessene Erhohung der Grundstickswertansétze ausgelotet werden. Es gibt nur noch zwei
Grundstuckspreise (Einkommensstufen I/ll 300 Euro je Quadratmeter; Einkommensstufen daruber
600 Euro je Quadratmeter) im Miinchner Wohnungsbau beziehungsweise Minchen Modell
(vergleiche Abbildung 19).

WiM V WiM VI - Vorschlag
KomPro A, KomPro B, KomPro C: 150,00 € Munchner Wohnungsbau: 300 €
EOF / SoBoN: 281,20 € EOF / SoBoN: 300 €

Stufe | + II; 375 €

Miinchen
Modell Stufe Ill: 525 € Miinchen Modell: 600 €

SoBoN - Eigenwohnraum: 600 €

Stufe IV: 675 €

SoBoN - Eigenwohnraum: 536,85 €

Alle Preise beziehen sich auf € je gm GF (Geschossflache)

Abbildung 19: Vereinfachung der Grundstiickspreise - Vergleich "Wohnen in Miinchen V" und "Wohnen
in Minchen VI"

Ab dem 1. Januar 2017 sollen die neuen Grundstliickswertansatze im geférderten Wohnungsbau
nach 19 bis zu einer ggf. SoBoN-Anpassung gelten. Fir die Falle, dass bereits ein
Bewilligungsbescheid, ein Bautragerauswahlbeschluss oder sonstige vertragliche Bindungen
existieren, tritt eine Ubergangsregelung mit Frist bis zum 31. Dezember 2017 in Kraft. Bis Ende
2017 gelten noch die Werte aus ,Wohnen in Minchen V*. Ab dem 1. Januar 2018 gelten die neuen
Grundstiickswertansatze dann auch fiir die Ubergangsfalle, bei denen es noch zu keiner Einigung
gekommen ist.



Seite 63

Fir die Programme EOF und Miinchner Wohnungsbau inklusive der Kleinwohnungen wurden
die Grundstilickswertansatze auf 300 Euro je Quadratmeter Geschossflache (GF) festgelegt. Bei
einem kalkulierten Wohnbaulandpreis von 2.500 Euro je Quadratmeter GF ergibt sich somit ein
Delta in Héhe von 2.200 Euro je Quadratmeter GF.

Fur Flachen im Miinchen Modell betragt der Grundstiickswertansatz 600 Euro je Quadratmeter
GF. Somit ergibt sich eine Differenz zum kalkulierten Preis fir Wohnbauland in Héhe von 1.900
Euro je Quadratmeter GF.

Vereinheitlichung der Mietanpassungsregelungen

Bereits in den vergangen Jahren wurden die Regelungen fir die Mietanpassungen bei den
kommunalen Forderprogrammen sukzessive vereinheitlicht. Im Sinne der Gleichbehandlung von
Mieterhaushalten in EOF-Wohnungen auf ehemals stadtischen Grundstiicken und auf privaten
Grundstlicken mit Bindungen aus der SoBoN konnte die Stadt zu Gunsten der Mieterhaushalte
beim Freistaat Bayern eine Anderung der Wohnraumférderungsbestimmungen erreichen.

WiM V WiM VI - Vorschlag
KomPro A,
KomPro B, 5,25 - 6,75 €/gm Munchner Wohnungsbau: 6,00 — 7,00 €/gm
KomPro C
EOF / SoBoN: 9,40 €% EOF / SoBoN: 9,40 €%
Miinchen Modell: 7,50 - 11,00 €/gm Miinchen Modell: 9,50 - 11,50 €
KMB: Mietspiegel mit Kappung KMB: 12,00 — 14,50 €/gm

Alle Preise beziehen sich auf € je gm WF (Wohnflache)
* In der EOF erhélt der Mieter einen einkommensabhéngigen Zuschuss auf die Miete von bis zu 3,75 €/gm

Abbildung 20: Spannweiten der Eingangsmieten in den Programmen

Seit dem Bewilligungsjahr 2015 kénnen die Bewilligungsstellen von den Bestimmungen der 88 558
und 559 BGB abweichende Regelungen zu Mietanpassungen treffen, soweit diese nicht zum
Nachteil der Mieterhaushalte sind und eine kommunale Mitférderung erfolgt. Auch dies spricht flr
das Ziel einer Harmonisierung des Miinchner Wohnungsbaus und der EOF.

Die Mietanpassungsregelung fur die geférderten Mietwohnungen unterschied sich von den
Regelungen des (freifinanzierten) Konzeptionellen Mietwohnungsbaus bisher noch darin, dass
beim KMB der Verzicht auf eine Mietanpassung in den ersten finf Jahren seit Erstbezug bisher
nicht gefordert wurde und zudem als Hochstmiete die Mietspiegelmiete angesetzt wurde.

Im Sinne einer mdglichst einheitlichen Mietanpassungsregelung fur den Minchner Wohnungsbau,
die staatliche EOF (mit kommunaler Kofinanzierung), fir das Miinchen Modell-Miete und
-Genossenschaften und auch fiir den Konzeptionellen Mietwohnungsbau wird vorgeschlagen,
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diese Regelung wie folgt zu vereinheitlichen. Die Anpassungsklausel fur die Miete sind jeweils auch
in die Mietvertrage aufzunehmen (vergleiche Abbildung 20).

Eingangsmiete: Die Eingangsmiete wird je nach Programm innerhalb der Spannweiten
der 20 festgelegt.

Eingangsmiete bei kleinen Wohnungen: Fir kompakte Einzimmer-Wohnungen bis 25
Quadratmeter ist bei speziellen Projekten ein Mietzuschlag von bis zu einem Euro je
Quadratmeter Wohnflache zulassig.

Wiedervermietung: Bei einem Mieterwechsel darf héchstens die Miete nettokalt verlangt
werden, die sich bei der Anwendung der zuldssigen Erh6hungsmaoglichkeiten zum
Zeitpunkt der Wiedervermietung ergeben hatte.

Anpassung der Miete: Die festgelegte Eingangsmiete (netto kalt) darf in den ersten funf
Jahren der Bindung (gerechnet ab dem Erstbezug) nicht erhéht werden. Unter Beachtung
der nach dem BGB zulassigen Fristen kann ab Beginn des 6. Bindungsjahres eine
Mieterh6hung erklart werden. Jede Mieterh6hung ist maximal in H6he der Veranderung
des vom Statistischen Bundesamt ermittelten nationalen nicht harmonisierten
Verbraucherpreisindexes ((Indexwert neu : Indexwert alt) x 100)-100 = prozentual
zulassige Mietsteigerung) moglich. Hierbei ist fir den ,Indexwert neu” der
Jahresdurchschnittsindexwert des Jahres heranzuziehen, welches dem Jahr vorangeht, in
dem die Mieterhdhung erklart wird, und fur den ,Indexwert alt* der
Jahresdurchschnittsindexwert des Jahres, welches fur die letzte Mieterh6hung maf3geblich
war. Fur die erstmalige Mietanpassung ist der maf3gebliche alte Indexwert der vorletzte vor
dem Auslaufen der 5-Jahres-Bindung veroffentlichte Indexwert.

Hochstmieten: Die Hochstmieten sollen in der EOF/ Miinchner Wohnungsbau zukiinftig
mindestens 25 Prozent unterhalb der ortsiiblichen Vergleichsmiete und im Miinchen-Modell
mindestens 15 Prozent unterhalb der ortsiiblichen Vergleichsmiete liegen (bisher
einheitlich mindestens 1,50 Euro je Quadratmeter darunter). Im KMB darf die ortstiblichen
Vergleichsmiete nicht Giberschritten werden. Es werden bezogen auf den Mietspiegel keine
~Spannengrenzen* mehr verwendet und somit entfallt auch die begriindete Abweichung,
die sich innerhalb der Spannen ergeben kdnnte. Dies schafft fiir die Anwender mehr
Klarheit.

Die Erwerber/ Erbbaurechtsnehmer werden wie bisher in den Kaufvertradgen bzw.
Erbbaurechtsvertrage verpflichtet, in die Mietvertrage entsprechende Bestimmungen
aufzunehmen.

Belegrechtsprogramm

Zum modifizierten Belegrechtsprogramm siehe Kapitel 7.3, Seite 87.

Es handelt sich hierbei haushaltssystematisch um ein Belegungsrecht (siehe auch Kapitel 12.2,
Seite 124).
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Qualitaten und Baukosten im geférderten Wohnungsbau

Neben Einkommen und Zielgruppen gibt es Aspekte, die im Rahmen der Wohnungsbaustrategie zu
einem nachhaltigen Angebot bezahlbarer Wohnungen gehdren. Der neu geschaffene Wohnraum
soll einer moglichst grol3en Bandbreite unterschiedlicher Haushalte (nach Gréle, Lebenssituation
und Zusammensetzung) bezahlbaren Wohnraum anbieten, der eine Verankerung im sozialen
Umfeld in allen Lebensphasen ermdglicht. Dieser muss nicht notwendigerweise in einem Gebaude,
aber nach Mdglichkeit in einem Quartier gegeben sein.

Qualitatsaspekte

Innovativer Wohnungsbau bedeutet die Ubertragung neuer Ideen und gelungener Experimente aus
dem Bereich der Objekt- und Quartiersplanung in die Planungspraxis. Um dies umzusetzen, sind
die nachfolgenden Themenfelder exemplarisch (nicht abschlieRend) aufgefiihrt, die
Berucksichtigung in der Realisierung des Wohnungsbaus in Miinchen finden sollen:

« Nachhaltige und vorausschauende Planung fir eine lange Nutzungsdauer der Gebaude
ohne erneute umfassende Eingriffe in die Substanz;

« Barrierefreiheit, um moglichst keinen Haushalt von der Nutzung der Wohnungen wegen
individueller Handicaps auszuschlie3en;

« Nachbarschaftstreffs und Gemeinschaftsraume (zum Beispiel Dachgéarten) fur die
Generierung einer positiven Stadtrendite im Sinne von Integration und Inklusion,
Kooperation und hoher Lebensqualitat im Quartier realisieren;

« Infrastrukturausstattung, um die Integration zu férdern und um die Voraussetzungen fur
eigenstandige Lebensgestaltung sicherzustellen;

- Bedarfsorientierte Planung durch friihzeitige Einbindung der Nutzerinnen und Nutzer

« Ziel- und ergebnisorientierte Bebauungsplanverfahren mit flexiblen Spielrdumen, die auch
eine spatere Anpassung an veranderte Bedurfnisse méglich machen;

- Kleinteiligkeit méglich machen, weil nicht alle Akteurinnen und Akteure am Wohnungsmarkt
groRe Projekte umsetzen kdnnen, aber fur die Minchner Mischung wichtig sind;

« Gewerbe und Einzelhandel im Wohnquartier Raum schaffen (Erdgeschoss), weil kurze
Wege in der Stadt der Zukunft immer wichtiger werden;

+ Serielles Bauen (Module) zur Kostenreduzierung einsetzen, ohne Einférmigkeit zu
erzeugen.

+ Besondere Berucksichtigung gesundheitlicher Belange (insbesondere der
Immissionsschutz und die Larmvorsorge) in Anbetracht der vermehrten Inanspruchnahme
vorbelasteter Gebiete fiir den Wohnungsbau

- Energiesparendes Bauen zur Minimierung zukinftiger Nebenkostensteigerungen.

Folgende Anforderungen an urbane Stadtteile und die darin angebotenen Wohnformen
beziehungsweise Wohnungsangebote sind qualitatsférdernd:

Gute soziale Mischung der Bewohnerinnen und Bewohner: Als Mischungskriterium sollte neben
dem Einkommen zunehmend auch das Alter Beriicksichtigung finden, da sonst zukunftig
monostrukturierte Gebiete entstehen kénnten. Dies erhéht die Komplexitat im Umgang mit
sozialer Infrastruktur (zum Beispiel Kindertageseinrichtungen, Schulen, Senioreneinrichtungen),
wobei die Gebaude verschiedene Nutzungsmaoglichkeiten aufweisen sollten.

Versorgung der vielfaltigen Zielgruppen des geférderten Wohnungsbaus mit bezahlbarem
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Wohnraum und einem breit gefadcherten Wohnungsangebot.

- Vielfaltige Typologie der Wohnformen: Die Stadt von morgen muss neben einer
Lfamiliengerechten® auch eine ,altersgerechte Stadt* sein, die es einer steigenden Zahl von
alteren Birgerinnen und Birgern ermdglicht, sich im Rahmen der ihr verbliebenen Mobilitat frei
zu bewegen und so lange als mdéglich in ihren Wohnungen und dem bekannten Umfeld zu
bleiben, wobei sich die Anforderungen jeweils Uberschneiden kénnen: zum Beispiel die
Schaffung von familienfreundlichen, barrierefreien Wohnungen und zugehdérigem Wohnumfeld.

«  Funktionsmischung von Wohnen und Arbeiten auch in den Gebauden oder in unmittelbarer
Nachbarschaft.

- In gréReren Neubaugebieten sind Nachbarschaftstreffs wichtig, da konsumfreie Raume fir viele
Bevolkerungsgruppen bedeutsamer werden, insbesondere fur Jugendliche mit begrenzten

finanziellen Méglichkeiten.
» Ausreichend Grin- und Freiflachen und 6ffentliche Raume mit hoher Aufenthaltsqualitat.

6.2 WohnungsgréRen/ Wohnungsschliissel

Geforderte Wohnungen sollen vermehrt kompakte Grundrisse aufweisen. Den schwindenden
Flachenreserven wird so Rechnung getragen. Deshalb werden zukinftig zum Beispiel pro Jahr 200
Einzimmerwohnungen mit einer Wohnflache von 25 Quadratmeter geplant. Auch im Minchen
Modell sollen vermehrt kleinere Wohnungen angeboten werden.

Wohnungsschliissel in der EOF

Typ| Anteil |Wohnrdume |Personen Bemerkung Max. Wohnflache inkl.
Y Loggia oder Balkon
1 |25% 1 Wohnraum 1 1 Wohn-Schlafraum + Kiche 20 bis 45 m?
2 1 Individualraum + Wohnkiiche < 18 m?
3 |20% 2 Wohnrdaume 2 1 Individualraum + 1 Wohnzimmer + Kiiche 45 bis 60 m?
4 2 Individualrdume + Wohnkiiche < 18 m?
5 |25% 3 Wohnraume | 3 bis4 |2 Individualrdume + Wohnzimmer + Kuche 60 bis 75 m?
6 3 3 Individualrdume + Wohnkiiche < 18 m?
7 |25% 4 Wohnrdume 4 3 Individualraume + Wohnzimmer + Kuche 75 bis 90 m*
8 5bis 6 |5 Personen 105 m? + 15 m? je zus. Person bis 105 m* oder mehr
9 | 5% 5 Wohnrdume 7 7 Personen 135 m? + 15 m? je zus. Person bis 135 m* oder mehr
oder mehr | oder mehr | bei Bedarf leicht in kleinere Typen teilbar

min. 2% | der Gesamtwohnungsanzahl rollstuhlgerecht nach R-Anforderungen DIN 18040-2, mit je +15 m?

Die Wohnungen sind orientiert an der Personenzahl so flaichensparend wie méglich zu planen.

ca. ein Drittel der 1-Zimmertypen sollte sich an der untersten Flachengrenze onentieren.

ca. ein Drittel der 1- und 2-Zimmertypen sollte mit einer Wohnkiiche < 18 m? und einem Individual-
raum je Person vorgesehen werden (Typ 2 und 4), bei 3-Zimmertypen ca. die Hélfte (Typ 6).

Wohnkiichen < 18 m? und Schlafnischen < 10 m? zahlen nicht als Wohnraum.

Stand Wohnungsaufteilungsschlissel: Juni 2015

Abbildung 21. Beispiel WohnungsgréRenschliissel EOF

Im geférderten Mietwohnungsbau (EOF) ist durch den mit dem Sozialreferat vereinbarten
Wohnungsschlissel, der sich am Bedarf der vorgemerkten Wohnungssuchenden orientiert und bei
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der Realisierung von Bauvorhaben im Neubau verpflichtend ist, ein vielféltiges Angebot
unterschiedlicher Wohnungstypen und -gréRen moglich. Angeboten wird eine Mischung aus neun
verschiedenen Wohnungstypen: von Wohnungen fir Ein- und Zweipersonenhaushalte,
Wohnungen fiir Alleinerziehende bis hin zu Wohnungen fiir kinderreiche Familien (vergleiche
Abbildung 21).
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Abbildung 22: Beispielgrundrisse nach dem Wohnungsverteilungsschliissel (Projekt Aubing-Mitte)

Der Wohnungsschlussel wurde im Jahr 2013 den aktuellen Anforderungen des Wohnungsmarktes
angepasst (vergleiche Abbildungen 21 und 22). Dabei wurden die Wohnflachen fur einzelne
Nutzergruppen, wie zum Beispiel Arbeitskréafte im Niedriglohnsektor, altere Menschen mit kleinen
Renten und Auszubildende reduziert. Auf dem freifinanzierten Wohnungsmarkt fehlen bezahlbare
Kleinwohnungen zum Beispiel fur stadtische Dienstkréfte mit geringem bis mittlerem Einkommen
und fiir Arbeitsmigrantinnen und -migranten. Es werden sehr kompakte Ein- und
Zweizimmerwohnungen nachgefragt, mit Wohnflachen von rund 15-18 Quadratmetern Wohnflache
fur eine Person und 25-35 Quadratmetern flir zwei Personen.

Um geforderten Wohnungsbau fir mehr Menschen zu ermdéglichen, werden bedarfsorientierte
Wohnformen bendtigt. Die grof3te Gruppe der Wohnungssuchenden sind die
Einpersonenhaushalte mit rund 40 Prozent der Registrierungen — zugleich sind diese Haushalte
sehr heterogen. Bisher wurden fur diese Haushaltsgrolie Wohnungen mit bis zu 45 Quadratmetern
geplant. Zu dieser Zielgruppe gehdren viele Haushalte, die weniger Platzbedarf haben, dafir aber
eine bezahlbare Miete benétigen. Ziel des Sozialreferats ist daher, mindestens ein Drittel der
Singlehaushalte mit Wohnungen mit bis zu 25 Quadratmetern zu versorgen. Knappe, funktionale
Grundrisse erftullen deren Wohnbedurfnisse. Wichtig erscheint, Drei- und Vierzimmerwohnungen
kompakter, das heil3t sparsamer in der Flache einzuplanen, um den Familien dennoch auch
ausreichend Angebote schaffen.
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Angebot und Nachfrage passen bei der EOF im Grundsatz zueinander. Es wéare mittelfristig zu
priifen, ob der Wohnungsschliissel mit Spannweiten versehen werden kann, um mehr Flexibilitat
bei Wettbewerben zu schaffen.

WohnungsgréBen im Miinchen Modell

Beim Munchen Modell wird die WohnungsgroRenstruktur den Bautréagern und der Bautragerinnen/
Wohnungsunternehmen tberlassen. In der Folge wurden in der Vergangenheit primér gréRere
familiengerechte Wohnungen gebaut. Die Auswertung der vom Sozialreferat ausgestellten
Berechtigungsscheine zeigt, dass sich die Nachfrage geandert hat. Nachgefragt werden viele
Einzimmer- und Zweizimmerwohnungen (siehe 23).

Eine Korrektur hin zu mehr kleineren Wohnungen bedeutet kein vollstandiges Umschwenken,
sondern die Entwicklung von Spannweiten fur bestimmte Wohnungstypen und Wohnungsgréf3en.
Fur eine bessere Transparenz bei der Vergabe der Wohnungen sollte eine Angebotseinstellung
nach Fertigstellungsmeldung analog zu den EOF-Wohnungen/ Minchner Wohnungsbau erfolgen,
um auch die Chancengleichheit bei den Bewerbern und Bewerberinnen zu erhdhen.

45%

B Wohnungsbestand Minchen

0,
40% Modell Miete

350% Antrage
30%

|
25%
20%
15%
10%
5%
%
1 2 3 4 5

Wohnraume der Wohnung fiur entpsrechende Personenzahl

Anteil aller gestellten Antrage fur bzw .
Bestand an Miinchen Modell Miete Wohnungen

Abbildung 23: Antrédge und Wohnungsbestand im Programm Munchen Modell Miete,
Stand 2014, Quelle: Sozialreferat

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung hat hier bereits gegengesteuert und im Infoblatt fir
die Bautrager und Bautragerinnen auf den erhdhten Bedarf an Ein- und Zwei-Zimmerwohnungen
hingewiesen.
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6.3 Baukosten

In den letzten Jahren steigen die Baukosten im engeren Sinne, aber auch die Bauland- und
Grundstiickskosten zunehmend an (vergleiche auch 4 und Kapitel 2.1 auf Seite 19ff.)

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag von 2013 auf den wachsenden Wohnungsbedarf in
den Ballungszentren, auf den notwendigen energetischen Umbau sowie auf die damit verbundenen
demografischen und sozialen Herausforderungen reagiert. Als zentrales Instrument fiir die
Intensivierung des Wohnungsbaus wurde unter Federfuhrung des Bundesministerium fir Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) das ,Buindnis fur bezahlbares Wohnen und
Bauen“ mit den Landern, kommunalen Spitzenverbéanden, der Wohnungs- und Bauwirtschaft und
anderen gesellschaftlichen Akteuren geschlossen. Ein wesentlicher Bestandteil des Biindnisses ist
die Baukostensenkungskommission (BKSK), die gemaf3 Auftrag aus dem Koalitionsvertrag
preistreibende und Uberdimensionierte Baustandards und Kosten von Materialien und Verfahren
Uberprufen sollte. Die BKSK legte im November 2015 ihre Ergebnisse in einem Endbericht vor. Der
Bericht ist unter

www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download PDF/Wohnungswirtschaft/buendnis_baukost
ensenkungskommission_bf.pdf abrufbar.

Folgende Forderungen formulierte zum einem die Baukostensenkungskommission und zum
anderen das ,Bindnis fur bezahlbares Wohnen und Bauen* an die Kommunen (Quelle, BKSK,
2015, S.135f, sowie Auszug aus dem 10-Punkte-Programm des ,Biindnis fir bezahlbares Wohnen
und Bauen®):

- Bauland bereitstellen und Grundstiicke der 6ffentlichen Hand verbilligt nach
Konzeptqualitit vergeben (siehe Kapitel 4, Seite 34).

- Wohnsiedlungen nachverdichten, Brachflachen und Baullicken schliel3en: Es ist nach
Maoglichkeit eine Nachverdichtung von Wohnsiedlungen, Brachflachen und Baulticken
unter Beriicksichtigung ihrer Nutzungsfunktion sowie sozialer, 6kologischer und
o6konomischer Aspekte anzustreben (vergleiche Kapitel 4.3, Seite 37). Entsprechende
Forderprogramme sollten MalRnahmen der Nachverdichtung, des Anbaus und der
Aufstockung besonders beriicksichtigen (vergleiche Kapitel 7.5, Seite 91). Bei der
Ausweisung von Flachen fir den Neubau sollte eine héhere Baudichte zugelassen werden.
(siehe Kapitel 4.3, Seite 37).

- Soziale Wohnraumférderung und genossenschaftliches Wohnen starken (siehe Kapitel 5,
Seite 51 und Kapitel 9.2, Seite 100).

« Serielles Bauen fur ansprechenden und gunstigen Wohnraum forcieren.

- Stellplatzverordnung flexibler ausgestalten (siehe Kapitel 6.5, Seite 78).

Die Arbeitsgemeinschaft fir zeitgemaflies Bauen e.V. (ARGE//eV) hat die Baukosten im
Wohnungsbau untersucht, die Ergebnisse flossen in den Endbericht der BKSK ein.
Der ARGE // eV konnte neun Kategorien von Kostentreibern im Wohnungsbau identifizieren. Diese
kénnen in zwei Gruppen eingeteilt werden:

- Entwicklung beziehungsweise Veranderung im Preisniveau.

- Gestiegene Vorgaben beziehungsweise Anforderungen von Bund, Landern und

Kommunen.

Laut der Untersuchung des ARGE//eV ist die Gruppe 1 fur rund 62 Prozent und Gruppe 2 fur rund
38 Prozent der Kostensteigerung zwischen 2000 und 2014 verantwortlich.


http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Wohnungswirtschaft/buendnis_baukostensenkungskommission_bf.pdf
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Innerhalb der Bauwerkskosten (Kostengruppen 300-400) konnte in der Untersuchung des
ARGE//eV eine Verschiebung der Kostenanteile fir den Rohbau und hin zum den Ausbau (zum
Beispiel technische Gebaudeausristung) ausgemacht werden. Im Jahr 2000 entsprach der Anteil
der Rohbaukosten noch 53,7 Prozent, 2014 waren es nur noch 45,9 Prozent. Damit sinkt die
mittlere Nutzungsdauer im Sinne der Abschreibung von Geb&uden, die sich aus den anteiligen
Kosten von Bauteilen in Verbindung mit den entsprechenden Nutzungsdauern und der damit
verbundenen Ersatzhaufigkeit ergibt. Untersuchungen zeigen, dass die Nutzungsdauer des
Gesamtgebaudes unter anderen aufgrund der komplexeren Anlagen heute bereits nach 36 Jahren
erreicht ist. Steuerrechtlich wird aber immer noch von einer 50jahrigen Nutzungsdauer
ausgegangen.

Neben den reinen Bauwerkskosten sind aufgrund steigender gesetzlicher und kommunaler
Anforderungen immer mehr Planungs- und Beratungskosten (Baunebenkosten KG 700)
einzuplanen. Hintergrund waren die Anderung und Neueinfilhrung verschiedener Normen und
Gesetze. In dicht besiedelten und wachsenden Standorten wirkt sich die stadtebauliche Enge
zusatzlich Kosten treibend auf folgende Herstellungsbereiche aus: Keller, Stellplatze,
Aufzugsanlagen, Baustellenlogistik und Au3enanlagen.

Die zweite Gruppe von ,Kostentreibern“ setzt sich aus Steuerrechtsanderungen, Gebtihren,
bautechnischen Bestimmungen, Normen und Qualitatsstandards, energetischen Anforderungen
und kommunalen Auflagen zusammen. Dazu gehdren Anforderungen in Bezug auf Barrierefreiheit,
Energieeffizienz, Erneuerbare Energien, Standsicherheit, Brand- und Schallschutz, aber auch
kommunale Anforderungen zum Beispiel zur Dachbegriinung und zur Anlage von
Gemeinschaftsflachen. Die kommunale Anforderungen sollen eine nachhaltige, sozial- und
klimagerechte Entwicklung in der Stadt ermdglichen.

6.4 Energieeffizienz im Neubau auf stadtischen Flachen und im geférderten
Wohnungsbau

Der Wohnungsbestand hat einen wesentlichen Anteil am Gesamtenergiebedarf und an den
Treib-hausgasemissionen in Deutschland. Deshalb sind energieeffizientes Bauen und Sanieren
wesentliche Malinahmen zur nachhaltigen Gestaltung der Stadt und zur Reduktion der zu
erwartenden Folgen des Klimawandels. Sie sind auch Ansatzpunkte fur die Wohnungspolitik in
einer Stadt wie Miinchen mit hohen Wohnpreisen, um die Betriebskosten fir die Burgerinnen und
Birger zu senken.

Aus der Sicht der Nutzer und Nutzerinnen sind die mittel- bis langfristigen Bewirtschaftungskosten
einer Immobilie von erheblicher Bedeutung. Diese Kosten werden in zunehmendem Umfang von
den Energiekosten mitbestimmt und waren ein wesentlicher Treiber der Lebenshaltungskosten in
den letzten Jahren und werden, trotz des zwischenzeitlichen Riickgangs der Olpreise, innerhalb
der Nutzungszeit der zukiinftig entstehenden oder sanierten Gebaude wieder ansteigen.

Ziel von ,Wohnen in Miinchen VI“ ist eine verbindliche Festlegung von Kriterien und MaRhahmen
zur Verbesserung des energetischen Gebaudezustands und einer bestmdglichen Abstimmung mit
den Themen Energieerzeugung und Verkehr (Mobilitatskonzepte, Stellplatze). Eine Anpassung an
die veranderten gesetzlichen Rahmenbedingungen ist eine weitere Zielstellung.
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Die Bundesregierung hat mit dem Energiekonzept aus dem Jahr 2010 und dem Gesetzespaket zur
Energiewende aus dem Jahr 2011 den langfristigen politischen Fahrplan fiir den Klimaschutz und
den Umbau der Energieversorgung in Deutschland vorgelegt. Ziel im Sektor ,Private Haushalte® ist
ein nahezu klimaneutraler Gebdudebestand bis 2050. Um dieses Ziel zu erreichen, soll der
Energiebedarf der Gebaude gesenkt und im Wesentlichen durch erneuerbare Energien gedeckt
werden (siehe auch Energieeffizienzstrategie Geb&ude der Bundesregierung). Im Rahmen der
Novellierung der Energieeinsparverordnung (EnEV) wurden die energetischen Anforderungen an
Neubauten ab dem 1. Januar 2016 vom Bund angehoben. Diese Anderungen sind ein wichtiger
Zwischen-Schritt hin zum EU-Niedrigstenergiegebdudestandard, der spatestens ab 2021 gilt.

Die Landeshauptstadt Miinchen hat sich mit ihrer Mitgliedschaft beim Klima-Biindnis e.V. den
Zielen dieses europaweiten Netzwerkes entsprechend verpflichtet, kontinuierlich die
CO.-Emissionen ab dem Jahr 1990 alle fiinf Jahre um 10 Prozent zu senken. Dabei soll unter
anderen eine Halbierung der Pro-Kopf-Emissionen bis spatestens 2030 erreicht werden. Uber die
Teilnahme am Covenant of Mayors verpflichtet sie sich, die Ziele der EU (,20-20-20") auf ihrem
territorialen Gebiet zu erreichen.

Gemeinsam fiir weltweiten Klimaschutz

Energiewende von Atomkraft
Klimaschutz—Abkommen A & fossilen Brennstoffen hin

von Paris zu Erneuerbaren Energien

: .
Erderwirmung auf deutlich unter i,g Klimafreundliches Was Energieeffizienz
begrenzen, moglichst auf unter 1, Bauen und Wohnen  UNternimmt und Innovation

Globale Treibhausgasneutralitdt in der Deutschland?

zweiten Jahrhunderthélfte

Anspruchsvotlere Klimaschutzpléne

alle fiinf Jahre

Unterstiitzung fur Entwicklungslénder

bei Klimaschutz und Anpassungen Klimaschutz in Férderung einer

Landwirtschaft und nachhaltigen
Landnutzung Mobilitat

www.bmub.bund.de

Die 21. UN-Klimakonferenz in Paris im Erdatmosphare entfernt werden. Erreichbar ist
Dezember 2015 beschloss ein das gesteckte Ziel zudem nur mit einer sehr
Klimaabkommen, das die Begrenzung der konsequenten und sofort begonnenen

globalen Erwéarmung auf deutlich unter 2°C, Klimaschutzpolitik auf allen Planungsebenen,
moglichst 1,5°C im Vergleich zur vorindustrieller da sich das Fenster rasch schlie3t. Deutschland
Zeit vorsieht. Um das gesteckte 1,5°C-Ziel hat im April 2016 als einer der ersten Staaten
erreichen zu kdnnen, missen die das Pariser Klimaschutzabkommen
Treibhausgasemissionen weltweit zwischen unterzeichnet. Ziel ist ein weitgehend

2045 und 2060 auf Null zurtickgefahren werden treibhausgasneutrales Deutschland im Jahr
und anschlieRend ein Teil des zuvor emittierten  2050.
Kohlenstoffdioxids wieder aus der

Die Landeshauptstadt Miinchen verzichtete mit dem Beschluss der Vollversammlung des
Stadtrates vom 17.12.2008 (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 01326) auf die Gewinnausschittung der
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beiden groR3en stadtischen Wohnungsbaukonzerne GEWOFAG und GWG Minchen fir die Jahre
bis 2019 (sogenannten ,Dividendenbeschluss®). Mit den Beschlissen des Stadtrates vom
01.10.2014 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 /V 00959) und vom 21.10.2015 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 /
V 03607) verzichtet die Landeshauptstadt Miinchen weiterhin bis zum Jahr 2022 auf die
Mdglichkeit von Gewinnausschiittungen.

Die erwirtschafteten Uberschiisse konnten als zusatzliches Eigenkapital fiir weitere Investitionen
unter anderen fir die energetische Optimierung der neuen Wohngebaude und des
Wohnungsbestandes eingesetzt werden. In ,Wohnen in Munchen V* verpflichteten sich die
Gesellschaften, im Neubau den KfW-Effizienzhaus 70 Standard umzusetzen. Dies bedeutete eine
Unterschreitung der gesetzlichen Anforderungen um 30 Prozent. Seit dem 1. April 2016 wird dieser
Standard aufgrund der nur noch geringen Unterschreitung der gesetzlichen Anforderungen von der
Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW) nicht mehr geférdert.

In Modellprojekten wurden von den stadtischen Wohnungsbaugesellschaften deutlich héhere, als
die gesetzlichen Standards geplant und gebaut (siehe Kapitel 3 im ,Bericht zur Wohnungssituation
2014-2015", der wird dem Stadtrat im Herbst bekannt gegeben wird, siehe Sitzungsvorlagen Nr.
14-20/ V 07098). Strategisch konnte so die Landeshauptstadt Miinchen mit ihren stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften eine Vorbildfunktion im Wohnungsbau tibernehmen und einen Beitrag
zum Klimaschutz leisten. Dartiber hinaus haben die stadtischen Wohnungsgesellschaften durch die
Selbstverpflichtung aus ,Wohnen in Miinchen V* zum Bau von Wohngeb&auden im
Effizienzhaus-70-Standard eine gute Baupraxis fiir einen hohen energetischen Standard erlangt
und sind somit fur die seit 1. Januar 2016 verschérfte Energieeinsparverordnung (EnEV) 2013
gerustet.

Energieeinsparverordnung 2013 (EnEV 2013)

Hinweis zum Sprachgebrauch zu erfullen, hat die Bundesregierung die
Anderung der EnEV 2013 beschlossen und
Die EU-Kommission hatte mit der Richtlinie verkiindet. Diese Anderung der EnEV wird vom
2010/31/EU des Europaischen Parlaments und zustéandigen Bundesministerium fur Umwelt,
des Rates vom 19. Mai 2010 uber die Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
Gesamtenergieeffizienz von Gebauden die (BMUB) und von der Obersten Baubehérde im
Mitgliedsstaaten beauftragt, bayerischen Staatsministerium des Inneren fir
Mindestanforderungen an die Bau und Verkehr (OBB) wegen der
Gesamtenergieeffizienz festzulegen und diese  Terminsetzung durch die EU-Richtlinie als
bis spatestens 2013 anzuwenden. Energieeinsparverordnung EnEV 2013, in Kraft

Um die Vorgaben der EU-Richtlinie weitgehend getreten am 01. Mai 2014, bezeichnet.

Die Bundesregierung hat am 16. Oktober 2013 die jliingste Novellierung der
Energieeinsparverordnung beschlossen, die am 1. Mai 2014 in Kraft getreten ist. Ab 1. Januar
2016 fuhrt die neue EnEV einen verscharften Energiestandard fir Neubauten ein. Der erlaubte
Jahres-Primérenergiebedarf (Qp) sinkt um 25 Prozent und der Warmeschutz der Gebaudehtille
(H'y) muss parallel dazu um durchschnittlich 20 Prozent besser werden. Die Anforderungen fur
Bestandsgebaude bleiben weitgehend unveréandert. Die Anhebung der Neubauanforderungen ist
ein wichtiger Zwischenschritt hin zum EU-Niedrigstenergiegebaudestandard, der spatestens ab
2021 gilt.
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Ab 2021 missen nach européischen Vorgaben alle Neubauten im
Niedrigstenergiegebaudestandard errichtet werden (Behérdenneubauten bereits ab 2019). Die
nationalen Vorgaben fir die energetische Mindestanforderung werden bis Ende 2016 (fur
Behordengebaude) und Ende 2018 (fir alle Neubauten) durch die Bundesregierung festzulegen
sein.

Die Baukostensenkungskommission ermittelt in den Kostengruppen 300 und 400 aufgrund der
EnEV-Verscharfung Mehrkosten von 6-7 Prozent. Damit lag die Kostensteigerung in der
volkswirtschaftlichen Betrachtung noch im ,kostenoptimalen Niveau“ im Sinne der européischen
Richtlinie fir die Gesamteffizienz von Gebauden (2013/31/EU vom 19.05.2010). Die Mehrkosten
innerhalb der Gesamtgestehungskosten fir ein Gebaude (Bau- und Planungskosten) liegen laut
Munchner Forschungsinstitut fir Warmeschutz e.V. bei 3,2 Prozent (Quellen:
Baukostensenkungskommission ,Endbericht®, 2015, S. 80; FIW Minchen ,Kritische Betrachtung
der Kostensteigerung im Mehrfamilienhausneubau durch Einfihrung der EnEV 2016", 2015).
Gemal einer Studie im Auftrag der Stadt Freiburg im Breisgau machen die aus dem hdheren
energetischen Standard resultierenden geringeren Energiekosten und die Inanspruchnahme von
Fordermitteln diese hoherwertigen Standards jedoch sogar wirtschaftlich attraktiv (Quelle:
EGS-Plan Stuttgart ,Energiekonzepte & Empfehlung zum stadtebaulichen Wettbewerb®, 2016, S.
37).

Die nachste EnEV-Novelle, die vermutlich 2018 in Kraft treten wird, ist bereits in der Diskussion.
Allerdings sind die zuklinftigen gesetzlichen Mindeststandards noch nicht bekannt. Fachleute und
Verbénde raten zu einer grundsétzlichen Neuausrichtung der EnEV, bei der sich die Bezugswerte
kiinftig an dem Endenergiebedarf/ -verbrauch und dem CO,-Ausstol? orientieren und zusétzlich
Energiebilanzierungen auf Quartiersebene eingefuhrt werden. Inwieweit die Bundesregierung diese
Forderungen in die EnEV aufnehmen wird, ist derzeit noch offen. Im Programmzeitraum von
-Wohnen in Miinchen VI“ soll deshalb entsprechend der gegebenenfalls neuen gesetzlichen
Rahmenbedingungen eine Fortschreibung der stadtischen energetischen Gebaudestandards
erfolgen.

Stadtische energetische Gebaudestandards

In ,Wohnen in Miinchen V* galten zwei verschiedene stadtische Energieeffizienzstandards: Zum
Einen der KfW-Effizienzhaus-Standard 70 (EH 70) fir den geférderten Wohnungsbau und die
Neubauten der stadtischen Gesellschaften und zum Anderen die Anforderungen an die
Gebéaudehille aus dem jeweils gilltigen Okologischen Kriterienkatalog fiir den Neubau auf
stadtischen Flachen.

Aus ,Wohnen in Miinchen V* bestand auch der Auftrag (siehe Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V08187,
Antragspunkt 29) nach einer Novellierung der EnEV zu prifen, ob eine auskdmmliche Finanzierung
des vorgeschlagenen Energiestandards EH 70 noch mdglich ist. Im Zusammenhang mit dieser
Prufung soll gleichzeitig eine Vereinheitlichung der stadtischen Standards vorgenommen werden.

Nach der Verschérfung der EnEV zum 01.01.2016 ist der Abstand des KfW-Effizienzhaus 70 zur
gesetzlichen Anforderung nur noch gering, weshalb die KfW dessen Férderung zum April 2016
eingestellt hat.
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WiM V WiM VI
Vergabe Okologischer Okologischer
stadtischer Kriterien- Kriterien-
Grundstiicke Katalog 2012 Katalog 2016
Geforderter .
Wohnungsbau auf Kfw ,Algaligghc;l;o—
privaten Effizienzhaus K?iterien—
Grundstiicken EH 70 Katalog
2016
Freifinanzierter ‘
Wohnungsbau KW rovant becser
der stadtischen Effizienzhaus als EnEV-
Gesellschaften EH 70 Anforderung
auf eigenen Flachen sein)

Abbildung 24: Mindestanforderungen an die Energieeffizienz im Wohnungsbau im Rahmen
von ,Wohnen in Miinchen VI*

Fur die Vergabe stadtischer Flachen gilt der Okologische Kriterienkatalog. Dariiber hinaus soll ab
-Wohnen in Miinchen VI“ fir den geférderten Wohnungsbau auf privaten Flachen und den
freifinanzierten Wohnungsneubau der stadtischen Gesellschaften auf eigenen Flachen (also nicht
stadtischen Flachen) mindestens das Anforderungsniveau des Okologischen Kriterienkatalogs fiir
die Qualitat der Gebaudehille (H'rvon EnEV-Referenzgebdude minus 15 Prozent) erfillt werden
(vergleiche 24).

Ambitioniertere Vorhaben (wie zum Beispiel Passivhduser) werden aus dem Férderprogramm
Energieeinsparung (FES) mit stadtischen Zuschiissen unterstitzt.

Okologischer Kriterienkatalog

Fur die Vergabe stadtischer Flachen gelten die Anforderungen des Okologischen Kriterienkatalogs.
Der Kriterienkatalog trifft Aussagen zur Gebaudeplanung, zu den zu verwendenden Baustoffen, zu
Warmeschutz, Haustechnik, Stellplatzen, AuRenanlagen und anderen Aspekten.

Fur die Qualitéat der Gebaudehille (H'y) fordert er eine Unterschreitung von 15 Prozent des
EnEV-Referenzgebaudes. Dies bedeutet keine Verschéarfung der Anforderungen auf stadtischen
Flachen beziehungsweise im gefoérderten Wohnungsbau (vergleiche 25). Miinchen bleibt damit
immer noch etwas besser als vom Gesetz gefordert, ohne jedoch den Wohnungsbau der
stadtischen Gesellschaften und auf stadtischen Flachen zusétzlich zu verteuern. Im Zuge der
sozialen und wohnungspolitischen Verantwortung der Landeshauptstadt Miinchen fur seine Blrger
und Birgerinnen ist es das Ziel, die energetisch beste und wirtschaftlich vertretbare Lésung
einzufordern.
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Beispiel der GEWOFAG, Messestadt Riem

H', Dammung 4. BA WA1 Mehrfamilienhaus

Gebaudehiille

1 ~ Verscharfung EnEV
: ab 01.01.2016

0,5 W/(m2K) Tabellenwert
EnEV

0,41 W/(m?K) Referenzgebaude

Okologischer 0,35 W/(m2K) Referenzgebaude -15 %

Kriterien-
katalog
(Anforderung
an die
Gebaudehiille,
wie KfW EH 70)

2012 2016

Abbildung 25: Beispiel Vergleich Anforderung EnEV, Okologischer Kriterienkatalog anhand eines
Mehrfamilienhauses

Foérderprogramm Energieeinsparung (FES)

Die Anderung der EnEV hatte Auswirkungen auf die FES-FérdermaRnahme ,Miinchner
Gebaudestandard®, die Neubauten im &ffentlich geférderten Wohnungsbau bezuschusst. Diese
Fordermafinahme entsprach in den FES-Richtlinien 2013 energetisch einem ,KfW-Effizienzhaus
70" und gewahrleistete bis Ende 2015 einen Mindestabstand zur EnEV von rund 30 Prozent. Nach
der Verscharfung der EnEV war dieser Abstand zur EnEV nur noch sehr gering, weshalb 2016
notwendigerweise eine Anpassung der Anforderungen erfolgte.

Zum 01.09.2016 wurde der neue ,Minchner Gebaudestandard 2016" eingefiihrt (siehe
Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 05594 vom 20.07.2016). Er gewéhrleistet einen Abstand von rund 15
Prozent fur H'yvon EnEV-Referenzgebaude und wird mit einem Fordersatz von 50 Euro je
Quadratmeter Wohnflache gefordert.

Das Referat fiir Gesundheit und Umwelt mochte im Anschluss an die Anderungen weitere
Optimierungen und Verbesserungen der Richtlinien vornehmen:
- Die Forderung von Bestandsgebaduden muss ausgebaut werden.
»  Weitere Optimierungen im Hinblick auf die Birgerfreundlichkeit.
« Anpassungen an bundesweite Entwicklungen, Gesetzesdnderungen und den technischen
Fortschritt.
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6.5 Stellplatzschliissel fiir Vorhaben im geférderten Mietwohnungsbau

Eine Forderung der Baukostensenkungskommission war die Flexibilisierung der
Stellplatzschlissel. Dieser wird im Folgenden in seiner aktuellen Entwicklung in Minchen
dargestellt.

Fur Wohnnutzungen im geférderten Wohnungsbau ist gemaR § 2 Abs. 2 Satz 2 der Satzung der
Landeshauptstadt Minchen tber die Ermittlung und den Nachweis von notwendigen Stellplatzen
fur Kraftfahrzeuge vom 19. Dezember 2007 (Stellplatzsatzung — StIPIS) in der Regel von einem
reduzierten Stellplatzbedarf auszugehen. Dies begriindet sich mit dem regelmafiig geringeren
Einkommen der Haushalte und dem daraus resultierenden niedrigeren Kfz-Besitz.

Im Rahmen des Erfahrungsberichts 2007 zu ,Wohnen in Minchen IV* vom 08. Oktober 2008
(Sitzungsvorlagen Nr. 08-14/ VV 00877) wurde die Reduzierung des Stellplatzschlissels fir
Vorhaben im gefdrderten Mietwohnungsbau — jeweils bezogen auf die einzelnen Férderwege (EOF,
KomPro A, KomPro B, KomPro C und Minchen Modell Miete und Miinchen Modell
Genossenschaften) — beschlossen.

In jiingster Zeit wurde jedoch von wichtigen Akteurinnen und Akteuren des geférderten
Mietwohnungsbaus in Miinchen vorgetragen, dass der bislang angewendete Stellplatzschliissel im
geférderten Wohnungsbau den tatséchlichen Gegebenheiten nicht mehr gerecht wird. Eine dem
tatsachlichen Zu- und Abfahrtsverkehr entsprechende Zahl an Kfz-Stellplatzen ist jedoch — neben
den entsprechenden rechtlichen Vorgaben der Bayerischen Bauordnung und der Stellplatzsatzung
—im geférderten Mietwohnungsbau ein Gebot der Wirtschaftlichkeit. Auf Basis entsprechender
Datengrundlagen ware daher der Stellplatzbedarf im geforderten Mietwohnungsbau den aktuellen
(aber auch mittel- und langfristig prognostizierten) Kfz-Dichten je Wohnung anzupassen.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wurde in ,Wohnen in Minchen V*
(Sitzungsvorlagen Nr. 08-14/ V 08187) beauftragt, die reduzierten Stellplatzschliissel fur Vorhaben
im geférderten Mietwohnungsbau bedarfsgerecht — in Abhangigkeit von den jeweiligen
Forderwegen — anzupassen.

Diesem Auftrag kam das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung nach und fuhrte Ende 2012 zur
Frage der bedarfsgerechten Anpassung des Stellplatzschliissels im geférderten Mietwohnungsbau
(stichprobenartige) Parkraumerhebungen in acht ausgewéahlten Gebieten durch. Die Erhebungen
zeigten dabei eine Streuung des Stellplatzbedarfs von 0,37 Kfz — 0,89 Kfz je Wohnung. Fir alle
acht untersuchten Gebieten ergab sich ein Durchschnittswert von 0,6 Kfz je Wohnung.

In einer Langzeitbetrachtung eines Gebietes von Miinchen-Modell-Mietwohnungen stellte sich
zudem heraus, dass bei Erstbezug der Wohnungen der Stellplatzbedarf relativ niedrig war, im
Laufe der Zeit aber von vielen Haushalten Kfz neu angemeldet wurden, das heil3t der
Stellplatzbedarf stieg nach den Jahren des Erstbezugs. Als Grund hierfur wird vor allem der
Familienzuwachs oder gréRere finanzielle SpielrAume im Haushalt angenommen.

Ergénzend zu der vorgenannten Parkraumerhebung betrachtete das Referat fur Stadtplanung und
Bauordnung 13 EOF-Wohnanlagen mit unterschiedlich langen Belegungszeiten. Festgestellt wurde
dabei, dass das Verhéltnis der zugelassenen Kfz pro Wohnung im Durchschnitt bei 0,58 Kfz je
Wohnung liegt. Die Auswertung beider Erhebungen zeigte somit, dass sich der Stellplatzbedarf in
Abhéngigkeit von den jeweiligen Férderprogrammen im Mietwohnungsbau weiter reduzieren lie3e.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=2508175

Seite 77

Der Ausschuss fiir Stadtplanung und Bauordnung beauftragte daher in seiner Sitzung am
29.06.2016 das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung, den Stellplatzbedarf im geférderten
Mietwohnungsbau weiter zu reduzieren und dabei kiinftig folgende Werte anzusetzen (siehe hierzu
Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 13593):

Programm Stellplatz je Wohnung
Munchen Modell 0,8
Einkommensorientierte Férderung - EOF 0,6
KomPro A 0,6
KomPro B 0,5
KomPro C 0,3

Tabelle 5: Stellplatzschliissel im geférderten Wohnungsbau

Erganzend wurde das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung beauftragt, den
Stellplatzschlissel im Wohnungsbau unter besonderen Voraussetzungen (Mobilitatskonzepte und
Modellprojekte wie ,Autoreduziertes/ autofreies Wohnen*) zu reduzieren. Dies betrifft alle Félle (das
heil3t sowohl den freifinanzierten als auch den geférderten Wohnungsbau), in denen im Rahmen
des Baugenehmigungsverfahrens durch den Bauherrn ein sogenanntes Mobilitatskonzept
vorgelegt wird, das den bewussten Verzicht auf den Besitz eines Kfz férdert. Je nach konkreter
Ausgestaltung des jeweiligen Mobilititskonzeptes ist dann ein Stellplatzschliissel von 0,8
Stellplatzen je Wohnung bis hin zu 0,3 Stellplatzen je Wohnung anzuwenden.

6.6 Griin- und Freiflachen

Minchen wachst. Damit kommt es vermehrt zu Flachenkonkurrenzen fir verschiedene Nutzungen.
Fur die Versorgung mit ausreichend bezahlbarem Wohnraum sind auch ausreichend 6ffentliche
und private Freiflachen erforderlich. Im Jahr 2012 wurde ein Grundsatzbeschluss zur ,Langfristigen
Freiraumentwicklung” (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ VV 09602) gefasst, mit dem das Referat fir
Stadtplanung und Bauordnung beauftragt wurde, ein raumliches Gesamtkonzept fir eine
langfristige Freiraumplanung zu erarbeiten. In diesem Beschluss wurde auch die Anwendung der
Orientierungswerte zur Freiflachenversorgung im Rahmen der Bauleitplanung differenziert
dargestellt.

Neben dem anhaltenden Bevoélkerungswachstum und der zunehmenden Verdichtung stellen auch
kiinftige gesellschaftliche und umweltbedingte Veranderungen, wie zum Beispiel die Vielfalt der
Lebensstile, die Anforderungen an Gesundheit in der Stadt und der Klimawandel die
Freiraumentwicklung Miinchens auf vielfaltigen Ebenen vor Herausforderungen. Mit dem
Konzeptgutachten ,Freiraum Minchen 2030%, mit dem das Buro bgmr aus Berlin beauftragt wurde,
sollten Wege aufzeigt werden, wie und mit welchen neuen Strategien, Instrumenten und Ideen
diesen Herausforderungen in der Frei- und Grunflachenentwicklung begegnet werden kann.

Insbesondere aus folgenden, kurz dargestellten Griinden ist eine ausreichende Versorgung mit
Griin- und Freiflachen unverzichtbar fur eine qualitatsvolle Wohnungsbau- und
Quartiersentwicklung gerade bei zunehmender Verdichtung:
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«  Griun- und Freiflachen haben eine wichtige Funktion fur den sozialen Frieden und

Zusammenhalt.

- Offentliche und gemeinschaftlich nutzbare Griin- und Freiflachen ermdglichen die
Begegnung unterschiedlicher Bevolkerungsgruppen. Durch das Erleben verschiedener
Verhaltensweisen sowie die Austragung und Befriedung von Konflikten durch Aushandeln
von Lésungen wird das Erlernen sozialvertrglicher Verhaltensweisen erleichtert und das

gegenseitige Verstandnis gefordert.

- Private Freiflachen an Wohnungen sind bei hohen Dichten mit dem damit verbundenen
Dichtestress ein notwendiger Riickzugs- und Erholungsraum, der selbstbestimmt gestaltet
und genutzt werden kann; erst durch sie entsteht ein vollstandiger Wohnraum.

- Grin- und Freiflachen sind fir gesunde Wohnverhéltnisse und die physische und

psychische Gesundheit notwendig.

« Grunflachen schaffen ein angenehmes lokales Klima (Besonnung, Verschattung, Kiihlung,
frische Luft). Dies ist insbesondere in der hoch verdichteten Innenstadt und bei
sommerlichen Hitzeperioden dringend notwendig.

«  Griunflachen bieten Raum fur vielfaltige kérperliche Betatigungen im Freien und
unterschiedliche Naturerlebnisse (Wetterstimmungen, Tiere, Pflanzen, Baume) zu
verschiedenen Tages- und Jahreszeiten.

Beispiel Dachgarten - Neubauvorhaben an der
Hochéckerstrale durch die GEWOFAG

Im Stadtbezirk Ramersdorf-Perlach soll ein
vielfaltiges Wohnquartier mit unterschiedlichen
Wohnformen und der notwendigen sozialen
Infrastruktur entwickelt werden. Der Bebauungsplan

fur dieses Quartier ist im Mérz 2014 in Kraft getreten.

Wichtige Ziele bei der Entwicklung des neuen
Quatrtiers sind qualitatsvolle Stadt- und Freirdume,
eine identitatsstiftende Stadtgestalt sowie
insbesondere auch die Nachhaltigkeit. Bei Planung
und Realisierung sollen im Gebiet an der
Hochéckerstral’e besondere MaRnahmen zum

Klimaschutz und der sinnvolle Umgang mit
Niederschlagswasser bericksichtigt werden.

Die GEWOFAG errichtet auf ihren Teilflachen im
Westen des Areals (WA 1 und WA 2.2) 244
geférderten Wohnungen mit zwei Tiefgaragen und
einer Kindertageseinrichtung mit 1.040 Quadratmeter
Geschossflache und insgesamt 75 Platzen. Von den
244 Wohneinheiten werden 201 Wohnungen
EOF-gefordert, 17 Wohneinheiten im
Munchen-Modell-Miete und 26 Wohnungen im
KomPro/B-Modell. Zur Besonderheit des Projektes
zahlt u.a die Realisierung von Dachgarten. Die
Fertigstellung ist fur April 2017 vorgesehen.

Auf Grund der Notwendigkeit zur Schaffung urbaner Wohnquartiere mit hohen Dichten steigt auch
die Erforderlichkeit, kompensatorische Malinahmen zur Sicherung hochwertiger Griin- und
Freiflachen vorzusehen. Dafiur kommen neben der Qualifizierung bereits vorhandener 6ffentlicher
Griin- und Freiflachen und deren besserer Vernetzung insbesondere auch Malinahmen an den
Gebdauden, wie die Sicherung tberdurchschnittlich gro3er Freisitze (Balkone, Loggien, Terrassen)
und gemeinschaftlich genutzter Dachgarten in Frage, die das Angebot an privaten,
gemeinschaftlich genutzten Freiflachen deutlich erweitern kbnnen. Vom Referat fiir Stadtplanung
und Bauordnung werden in Bebauungsplanen derzeit bereits gemeinschaftlich genutzte
Dachgarten gesichert, beispielsweise am EON-Gelande an der Drygalski-Allee oder im

Planungsgebiet HochéckerstralRe.

6.7 Férderung unabweisbarer Mehrkosten im geférderten Wohnungsbau
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Im Folgenden sollen Themen behandelt werden, die im Einflussbereich der Landeshauptstadt
Minchen liegen und vor allem den Bau von geférderten Wohnungen unterstitzen. Im Rahmen des
geférderten Wohnungsbaus (siehe Kapitel 5.4, Seite 57) soll die Basisférderung mit einer
Forderung der unabweisbaren Mehrkosten kombiniert werden (vergleiche 26). Gegenstand der
Forderung sind investive MaRhahmen wie zum Beispiel die Errichtung von Dachgérten als Teil
einer teilrdumlichen Nachverdichtungsstrategie (LaSie) und eines Freiraumquartierskonzeptes oder
Larmschutzmalnahmen. Diese Fdrderung bezieht sich nur auf den geférderten Wohnungsbau und
soll die Wirtschaftlichkeit der Projekte sichern. Sie wird erst nach der Inanspruchnahme aller
staatlichen (zum Beispiel KfW-Mittel) und stadtischen Mittel (zum Beispiel FES, ,Wohnen am Ring")
und Ausreizen der Kostenobergrenzen fir das ojektabhangige Darlehen (vergleiche 30, Seite 126)
vergeben. Die Forderung — in der Regel ein Zuschuss — kann maximal 950 Euro je Quadratmeter
Wohnflache betragen. Soweit es die Wirtschaftlichkeit erlaubt, kann die Férderung auch weiterhin

als Darlehen erfolgen.

EOF

Minchner Wohnungsbau Einkommensorientierte Férderung

Kombi-
nation je

I nach

Zielgruppen

und
Standort-

bedarf

Basisforderung

Lage- und planungsbedingte Mehrkosten,
zum Beispiel:

« Dachgarten
¢ LarmschutzmalRnahmen
¢ kleine Grundstiicke, im verdichteten

Nutzungs- und projektbedingte Mehrkosten,
zum Beispiel:

« Erstellung von Gemeinschaftsrdumen
« Erstellung von Raumen fir die sozial und
okologische Hausverwaltung

innerstadtischen Bereich « Realisierung vieler kleiner Wohnungen

Forderung unabweisbarer Mehrkosten

Abbildung 26: Basisférderung und Foérderung der unabweisbaren Mehrkosten im geférderten
Wohnungsbau

Kiinftig ist davon auszugehen, dass sich das Problem von Uberschreitungen der
Kostenobergrenzen fur die objektbezogenen Darlehen immer haufiger einstellen wird. Um im
angespannten Minchner Wohnungsmarkt alle Flachenressourcen zu nutzen, miissen immer mehr
Grundstiicksflachen dem geférderten Mietwohnungsbau zugefihrt werden, die aufgrund ihrer
Lageeigenschaften erhdhte Baukosten nach sich ziehen. Ferner kbnnen besondere Wohnformen
und zielgruppenorientierte Vorhaben Mehrkosten ausldsen.

Bei Beantragung ist eine Wirtschaftlichkeitsberechnung vorzulegen. Die Auszahlung nach Erteilung
eines Forderbescheids erfolgt in Raten je nach Baufortschritt, vor der Auszahlung der letzten
Zuschussrate durch das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung ist eine Schlussrechnung
inklusive einer aktualisierten Wirtschaftlichkeitsberechnung vorzulegen.
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Dachgarten

Mit der Realisierung gemeinschaftlich genutzter Dachgéarten entstehen Mehrkosten im Vergleich
zur Erstellung ebenerdiger Freianlagen. Dazu gehéren: Fihrung des Liftes bis auf das Dach
(Zugangsmadglichkeit gewahrleisten) und Dachausstieg, notwendige Statik-Anpassungen,
Absturzsicherungen und ggf. Verschattungsanlagen. Auch die Verwaltung beziehungsweise der
.Betrieb” gemeinschaftlich genutzter Dachgarten verursacht Kosten im Gebaudeunterhalt. Im
freifinanzierten Wohnungsbau kénnen die Mehraufwande durch héhere Verkaufs- beziehungsweise
Mieterlése kompensiert werden.

Larmschutzmafnahmen

Unabweisbare Mehrkosten fir Wohnungen, die sich in Lagen an stark befahren StraRen oder an
Bahnlinien befinden, zahlen in das Férdermodul. Ausgenommen davon sind Standorte am mittleren
Ring, die in das Forderprogramm ,Wohnen am Ring"“ fallen. Damit werden Schallschutznahmen,
die an der Geb&audehiille (zum Beispiel Schallschutzfenster) und an der Geb&udestruktur (zum
Beispiel ErschlielBung mit Laubengéangen und einseitige Orientierung der Wohnungen zur
larmabgewandten Seite) notwendig sind, geférdert, falls sie die Wirtschaftlichkeit des
Gesamtprojektes gefahrden.

Quartierbezogene Bewohnerarbeit - Identifikation und Integration ins Quartier

Im Sinne einer Aneignung des Quatrtiers durch die Bewohner und Bewohnerinnen und die
Integration in neue Wohngebiete ist die quartierbezogenen Bewohnerarbeit ein wichtiger Baustein.
Im Rahmen der in 2013 abgeschlossenen Wirkungsanalyse Quartierbezogene Bewohnerarbeit -
Nachbarschaftstreffs* wurde die nachhaltige ,Wirkung“ der Nachbarschaftstreffs zur Sicherung des
sozialen Friedens, der Entwicklung einer guten Nachbarschaft sowie der Identifikation und
Integration ins Quartier bestatigt.

Auf dieser Basis hat das Sozialreferat ein neues Konzept in den Stadtrat eingebracht. Die
Aktivierung und Teilhabe der Bewohnerinnen und Bewohnern erfordert sowohl ausreichende
Raumlichkeiten als auch Personal. Uber die Beschlussvorlage ,Nachbarschaftsarbeit in Miinchen
starken...“ vom 29.07.2015 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 01597) stimmte der Stadtrat einer
personellen Grundausstattung zu.

Aus Sicht des wohnungspolitischen Handlungsprogramms ist eine entsprechende Sicherung der
Raumlichkeiten ein wichtiger Baustein fiir die Umsetzung in den Quartieren. Uber das Férdermodul
werden die Mehrkosten fur die Errichtung der Raumlichkeiten finanziert. Die R&umlichkeiten
mussen flexibel nutzbar sein und eine Mindestgréf3e von rund 150 Quadratmeter haben. Diese
sollen als fester Baustein in die stadtebaulichen Konzepte und Planungen integriert werden. Die
Finanzierung konnte erleichtert werden, indem die Gemeinschaftsflachen als zusétzliche nicht
kaufpreisrelevante Geschossflache (Bonusflachen) festgesetzt werden.

Aktuell gibt es 38 Nachbarschaftstreffs, die sich allerdings je nach Situation vor Ort in der
Ausgestaltung unterscheiden. Ziel ist eine gute Abdeckung Uber das Stadtgebiet, das hei3t ab 200
neuen (geférderten) Wohnungen sowie zur Aufwertung in Bestandsgebieten sollte ein
Nachbarschaftstreff neu aufgebaut werden. Je nach Beteiligung der Akteurinnen und Akteure im
Gebiet kdnnen die Raumlichkeiten zum Beispiel auch durch Genossenschaften zur Verfligung
gestellt werden.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3440297
http://www.muenchen.info/soz/pub/pdf/515_Wirkungsanalyse_Nachbarschaftstreffs.pdf
http://www.muenchen.info/soz/pub/pdf/515_Wirkungsanalyse_Nachbarschaftstreffs.pdf
http://www.muenchen.info/soz/pub/pdf/515_Wirkungsanalyse_Nachbarschaftstreffs.pdf
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Wohnungsbau/Laermschutzprogramm-Wohnen-am-Ring.html
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Die quartierbezogene Bewohnerarbeit ist zukiinftig auch starker mit anderen Elementen, zum
Beispiel der sozial- und 6kologisch orientierten Hausverwaltung im geférderten Minchner
Wohnungsbau und anderen sozialen Infrastruktureinrichtungen zu verzahnen. Dadurch kdénnen die
Einrichtungen auch intensiver genutzt werden. Im Rahmen von konzeptorientierten
Ausschreibungen kdnnte die Planung der Raumlichkeiten eines Nachbarschaftstreffs im
Auswabhlverfahren positiv bewertet werden. Zur Auswahl des Betreibers wird wie bisher im
Sozialreferat ein Tragerschaftsauswahlverfahren durchgefuhrt.

Soziale und 6kologische Hausverwaltung

Die sozial und 6kologische Hausverwaltung ist konzeptioneller Bestandteil des geférderten
Wohnungsbaus. Sie bietet Unterstiitzung fur Mieterinnen und Mieter, die aus Einrichtungen der
Wohnungslosenhilfe oder aus stadtischen Notquartieren in ein dauerhaftes Mietverhaltnis vermittelt
werden konnten. Sie arbeitet vernetzend mit den Fachdiensten vor Ort zusammen und tragt
entscheidend zu einer erfolgreichen Integration der Haushalte in ihr neues Wohnumfeld bei.
Aufgrund des damit verbundenen Mehraufwands wird fir die sozial und 6kologische
Hausverwaltung zusétzlich zur Verwaltungspauschale fiir die ersten drei bis fiinf Jahre ein
Zuschuss gewahrt, dessen Hohe sich an der gesetzlichen Verwaltungspauschale fur
Sozialwohnungen nach der Il. Berechnungsverordnung orientiert. Diese Zuwendungen werden aus
dem Zuschusshaushalt des Sozialreferats finanziert.

Die entstehenden Mehrkosten fur die Errichtung der Verwaltungsraume der sozial, 6kologischen
Hausverwaltung werden, falls sie die Wirtschaftlichkeit des Gesamtprojekt gefahrden, geftrdert.

Aufgrund weitreichender positiver Effekte der sozial und 6kologischen Hausverwaltung ist
angedacht, ihren Einsatz auf weitere Zielgruppen im geférderten Wohnungsbau auszuweiten. Die
Realisierung eines entsprechenden Pilotprojektes soll im Rahmen des ,Gesamtplan Il Miinchen
und Region, Soziale Wohnraumversorgung — Wohnungslosenhilfe* geprift werden.
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7 Bestandsentwicklung und Sanierung

Ein weiterer zentralen Baustein des wohnungspolitischen Handlungsprogramms ,Wohnen in
Munchen VI“ sind die Programme zur Bestandsentwicklung. Dazu z&hlen die:
- stadtebauliche und energetische Ertlichtigung der Bestandsquatrtiere,
» Realisierung von Belegungsbindungen von Bestandswohnungen,
«  Prufung einer modglichen Umstrukturierung und Umnutzungen von Geb&auden mit
Nichtwohnnutzung in Wohnnutzung sowie
« die Prufung einer Férderung von Nachverdichtungen in Kombination mit der Schaffung von
geférderten Wohnungsbau.
Die These: ,Im Bestand liegt die Zukunft, dafiir muss er qualifiziert weiterentwickelt und
energetisch ertiichtigt werden“ aus dem Themenvorschau-Beschluss zu ,Wohnen in Minchen VI*
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 03161) hatte diesen Themenschwerpunkt bereits umrissen.

Fast 40 Prozent des Energieverbrauchs in Deutschland gehen auf das Konto des Gebaudesektors.
In Privathaushalten benétigen allein Heizung und Warmwasseraufbereitung 85 Prozent der
Energie. Hier liegen deshalb auch grof3e Einsparpotenziale. Rund drei Viertel des Altbestands in
Deutschland wurden noch vor der 1. Warmeschutzverordnung 1979 errichtet, in Miinchen sind dies
71 Prozent des Wohngebaudebestands. Diese Gebaude sind oft gar nicht oder kaum energetisch
saniert. Die Uberwiegende Mehrheit der Heizungssysteme entspricht nicht dem Stand der Technik.

Die Bundesregierung formulierte bereits in ihnrem Energiekonzept von 2010 das Ziel, den
Warmebedarf des Gebaudestands langfristig zu senken (Klimaneutralitat bis 2050). Daftir ist eine
Verdopplung der energetischen Sanierungsrate von jahrlich etwa ein Prozent auf zwei Prozent
erforderlich und der verbleibende Energiebedarf ist iUberwiegend durch erneuerbare Energien zu
decken.

Stadtquartiere mit besonderen sozialen, stadtebaulichen und planerischen Herausforderungen
kénnen unter anderem mit Grundlagenuntersuchungen wie zum Beispiel der Minchner
Stadtteilstudie und dem Sozialmonitoring identifiziert werden. Bisher fehlten Untersuchungen zum
energetischen Zustand des Wohnungsbestands in den Stadtquartieren, die eine Auswabhl
energetischer Stadtsanierungsgebiete ermoglichen.

In ,Wohnen in Miinchen V* (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 08187) wurde die Durchflihrung einer
solchen stadtweiten Voruntersuchung beauftragt (Beschlussnummer 33). Dieser Auftrag wird im
Rahmen der Erstellung des gesamtstadtischen Energienutzungsplans fur Minchen mit bearbeitet.
Dies umfasst die Erstellung einer Warme-/ Kéltebedarfs- und Potenzialanalyse. Damit wird ein
fortschreibbares, monitoringfahiges und erweiterbares Datenbanksystem zum energetischen
Zustand der Gesamtstadt aufgebaut. Die Auswahl von Gebieten mit energetischen
Herausforderungen beziehungsweise Missstanden kann damit auf einer fundierten und in sich
konsistenten Datengrundlage durchgefuhrt werden. Das Energienutzungsplan-System bildet damit
eine Grundlage fur die Auswahl von formlich festlegten Sanierungsgebieten, von energetischen
Quartierskonzepten mit KfW-Férderung, von raumlichen Foérderschwerpunkten zum Beispiel
innerhalb des Forderprogramms Energieeinsparung (FES) und speziellen Beratungsangeboten des
Bauzentrums, die in Stadtquartieren mit energetischen Missstanden etabliert werden. In einem
Wohnungsmarkt mit steigenden Miet- und Immobilienpreisen ist die Senkung beziehungsweise
Stabilisierung der ,zweiten Miete" (Nebenkosten) wichtig, um langfristig bezahlbaren Wohnraum
bereit zu halten.



https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2508175
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialreferat/Leitung-und-Zentrale/Sozialplanung/monitoring.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Grundlagen/monitoring.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Grundlagen/monitoring.html
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3667675
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7.1 Sozial und 6kologisch nachhaltige Stadterneuerung und Stadtsanierung

In der Landeshauptstadt Miinchen bestehen zur Zeit acht Gebiete der Stadtebauférderung in allen
Phasen des Sanierungsprozesses in den Bund-Lander-Programmen ,Soziale Stadt“ und ,Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren®, im stadtebaulichen Denkmalschutz sowie im Grundprogramm.

Im Rahmen der von der Stadtsanierung fur diese Gebiete verfolgten Erhaltung und Stabilisierung
sozialer und stadtrAumlicher Strukturen sowie zentraler Versorgungsbereiche ist auch die
Verbesserung der Wohnverhéltnisse und des Wohnumfeldes ein wichtiges Ziel. Dabei wird als eine
der grof3en Herausforderungen zukiinftig auch die energetische Sanierung im Bestand zur Aufgabe
der Stadtsanierung. Sanierungstrager und Treuhander der Landeshauptstadt Miinchen in den
genannten Gebieten ist die Munchner Gesellschaft fur Stadterneuerung mbH (MGS).

Beispiel Energetische Sanierungsaktivierung in erprobt werden soll. Mit einem Zuschuss aus
Neuaubing-Westkreuz den Stadtebauférdermitteln fur die energetisch
bedingten Modernisierungskosten soll deren
Umlage auf die Miete reduziert werden. (-
Sozialvertraglichkeit der Sanierung, Beschluss
im 2. Halbjahr 2016 geplant)

Energieberatungen werden in zwei
Stadtteilbiros im Sanierungsgebiet
Neuaubing-Westkreuz angeboten, inklusive
eines kostenlosen Gebaudemodernisierungs-
und Energie-Checks (enthélt: Analyse des
energetischen Zustands, Instandsetzungs- und
Modernisierungsvarianten unter
Bericksichtigung von Dringlichkeit,
Wirtschaftlichkeit und Férdermdoglichkeiten).
Es wird eine intensive Offentlichkeitsarbeit mit
Veranstaltungen (zum Beispiel Energieherbst,
Tag der Stadtebauférderung), Printmedien
(Magazin Energiezeit, Flyer) und Internetauftritt
(www.neuaubing-westkreuz.de) rund um die
Themen Energieeinsparung und Erhéhung der
Energieeffizienz betrieben.

Das Sanierungsgebiet ist zusammen mit
Freiham Pilotgebiet des EU-Smart City
Projektes ,Smarter Together" der
Landeshauptstadt Miinchen. Hier werden im
Themenfeld ,Niedrigenergiequartiere® unter
anderen ein Beratungs- und
Sanierungsleitfaden speziell fur
Wohnungseigentimergemeinschaften erstellt
und 400 Wohneinheiten mit
Smart-Home-LOsungen ausgestattet.

Weitere Informationen zum Projekt:

http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltu
ng/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung
[Stadtentwicklung/Perspektive-Muenchen/Sma
rt-City.html).

Fir das Gebiet wird ein kommunales
Forderprogramm zur Sanierungsaktivierung
erarbeitet, das zunachst in Pilotprojekten

Im Sanierungsgebiet Neuaubing-Westkreuz wurde erstmals eine energetische Komponente
aufgenommen. Fir die Gebiete Neuperlach und Moosach mit &hnlich erweitertem Aufgabenkanon
wurde am 28.09.2016 in der Vollversammlung der Beginn der ,Vorbereitenden Untersuchung*
(siehe Sitzunsvorlage Nr. 14-20/ VV 05024) beschlossen. Weitere Informationen zu den
bestehenden Sanierungsgebieten erscheinen im ,Bericht zur Wohnungssituation Miinchen
2014-2015" (siehe dort Kapitel 8, siehe Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ VV 07098).

Das Sanierungsgebiet Neuaubing-Westkreuz kann im Hinblick auf die Balance zwischen sozialen
und 6kologischen Zielsetzungen als Beispiel- und Pilotgebiet angesehen werden. Im Rahmen des
Integrierten Stadtteilentwicklungskonzeptes (ISEK) wurde flir das Gebiet ein Energieleitplan


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3925673
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Perspektive-Muenchen/Smart-City.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Perspektive-Muenchen/Smart-City.html
http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Stadtplanung-und-Bauordnung/Stadtentwicklung/Perspektive-Muenchen/Smart-City.html
http://www.neuaubing-westkreuz.de/
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7.2

aufgestellt, der die Themen Energieeinsparung, -effizienzsteigerung, den Einsatz von erneuerbaren
Energien sowie innovativen Versorgungskonzepten fiir den Gebaudebestand untersucht,
Potenziale abschéatzt und entsprechende MalRnahmen vorschlagt. Fur zukiinftige Gebiete kann auf
die Warme- und Kéltebedarfsanalyse innerhalb eines Energieleitplans, wie in
Neuaubing-Westkreuz, verzichtet werden, da das Energienutzungsplan-System Minchen die
Analyse der Warme- und Kéaltebedarfe und Potenziale sowie erste Mal3hahmenvorschlage liefert
(Ergebnisse liegen im 1. Halbjahr 2018 vor, Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V07115). Damit entsteht ein
entscheidender Kosten- und Zeitvorteil.

Im Satzungsbeschluss (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 13733) fiir das Sanierungsgebiet
Neuaubing-Westkreuz wurden als energetische Sanierungsziele unter anderen:

- die Reduzierung des Primar- und Endenergiebedarfs von Wohn- und Gewerbebauten und
- die Beférderung der energetischen Gebaudemodernisierung festgelegt (Sanierungsrate
zwei Prozent pro Jahr, die der Zielsetzung der Bundesregierung entspricht).

Weitere Sanierungsziele leiten sich aus dem Energieleitplan Neuaubing-Westkreuz ab:

- Deutliche Steigerung bei der Erneuerung der Heizsysteme beziehungsweise Erh6hung der
Anschlussrate an das Fernwarmenetz auf drei Prozent inklusive Umstellung auf
klimafreundliche Fernwarme (Geothermie);

« Reduzierung des Verbrauchs fossiler Energietrager und Verminderung der
CO,-Emissionen;

«  Durchschnittlich anzustrebender Sanierungsstandard KfW-Effizienzhaus-Standard 100
(Neubau-Standard nach EnEV 2009) als Querschnittsziel fiir das gesamte Gebiet;

«  Weitgehend klimaneutrale Stromversorgung im Quartier und

« Erhéhung der installierten Photovoltaik- Anlageflachen.

Durch die Balance von 6kologischen und sozialen Zielen (Energieeffizienz und
Sozialvertraglichkeit) der Sanierung soll die Verdrangung sozial Schwacher vermieden und eine
nahezu ,warmmietstabilisierende” Umsetzung der energetischen Sanierungsmalinahmen erreicht
werden. Zum einen werden in den Sanierungszielen keine hoch ambitionierten energetischen
Standards festgeschrieben und zum anderen wird ein gesondertes Foérderprogramm aufgelegt,
dass die umlegbaren Kosten auf die Miete weiter reduziert.

Das Bestehen energetischer Missstande wird spatestens seit der Verankerung des Begriffs im
Baugesetzbuch (BauGB, Novellierungen 2011 und 2013) in allen Untersuchungsgebieten gepruift
und fuhrt zu energetischen Zielsetzungen bei der formlichen Festlegung als Sanierungsgebiet.

Forderung der energetischen Bestandssanierung in Miinchen

Nicht alle MaRhahmen zur energetischen Ertlichtigung kénnen in der Landeshauptstadt Miinchen
unter den besonderen Bedingungen eines férmlich festgelegten Sanierungsgebietes durchgefihrt
werden. Die Landeshauptstadt Miinchen bietet allen Eigentiimerinnen und Eigentiimern zum
Beispiel Uiber das Bauzentrum ein breites Beratungsangebot an.

Entwicklung einer Dachmarke Energieeffizienz


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3180234
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Die Entwicklung einer Dachmarke ,Foérderung der Energieeffizienz im Wohnungsbau in Minchen*
soll den Biirgerinnen und Birgern sowie den Eigentiimerinnen und Eigentiimern einen schnellen
Uberblick tiber alle Beratungsleistungen und Férdermoglichkeiten (zum Beispiel tiber das
Forderprogramm Energieeinsparung (FES)) zu diesem Thema bieten. Mit der Entwicklung einer
solchen Dachmarke innerhalb des Geltungszeitraums von ,Wohnen in Minchen VI* werden das
Referat fir Gesundheit und Umwelt und das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung beauftragt.
Im Sanierungsgebiet ,Neuaubing-Westkreuz“ wurde bereits mit dem ,E* (fir Energie) eine Marke
fur die Beratung und Férderung der Energieeffizienz entwickelt. Diese Marke ist im Gebiet etabliert
und wurde als solche eingetragen. Basierend auf diesen Arbeiten und Erfahrungen kénnte eine
gemeinsame Dachmarke fiir die Landeshauptstadt Minchen entstehen. So kénnte das ,E" als
Marke fur die gesamte Stadt weiterentwickelt werden.

Sanierungsaktivierung von Wohneigentiimergemeinschaften

Die Eigentiimerquote liegt in Miinchen knapp ber 25 Prozent des gesamten Wohnungsbestands.
Die Sanierungsaktivierung einer Wohnungseigentiimergemeinschaft — als besondere
Eigentumsform — stellt sich angesichts verschiedener Zielgruppen (Selbstnutzer, Kapitalanleger),
der unterschiedlichen finanziellen Mdglichkeiten der Eigentiimer/ Eigentiimerinnen und der
Rahmenbedingungen des Wohnungseigentumsgesetzes sehr komplex dar. Auf Bundesebene
wurde deshalb ein Leitfaden fir die Sanierungsberatung von Wohnungseigentiimergemeinschaften
erstellt (Bundesministerium fir Wirtschaft, 2014). Auf stadtischer Ebene hat das Bauzentrum
gesonderte Veranstaltungen fir Wohneigentiimergemeinschaften erarbeitet. Im Rahmen des EU
Smart City Projektes ,Smarter Together” erarbeitet die Miinchner Gesellschaft fur Stadterneuerung
mbH (MGS) gemeinsam mit Projektpartnern einen Sanierungsleitfaden, der die
Wohneigentimergemeinschaften Schritt fir Schritt durch die Sanierung fuhrt und auch
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen enthalt.

Die bestehenden Bausteine sollen zusammengefiihrt werden und zu einem umfassenden Paket fur
Wohnungseigentimergemeinschaften (Beratung, Begleitung, Nachverdichtungsoptionen inklusive
pauschale Abgabe fir soziale Infrastruktur, Beratung Mobilitdtskonzepte) gemeinsam vom Referat
fur Stadtplanung und Bauordnung, der MGS und dem Referat fir Gesundheit und Umwelt
weiterentwickelt werden. Die Erfahrungen aus dem Sanierungsgebiet Neuaubing-Westkreuz und
dem ,Smarter Together” Projekt flieBen in die Entwicklung des Pakets mit ein.

7.3 Belegrechtsankauf - ein Forderprogramm zur Sicherung von bezahlbarem
Wohnraum im Bestand

Mit ,Wohnen in Minchen IV wurde das Belegrechtsprogramm erstmals mit dem Ziel
aufgenommen, private Wohnungseigentiimerinnen und -eigentiimer im gesamten Stadtgebiet
anzuwerben, die der Landeshauptstadt Belegungsrechte fur ihre Wohnungen zu festen
Konditionen einrdumen, um preiswerten Wohnraum fur einkommensschwéchere Haushalte zu
sichern. Der Erfolg blieb leider aus — auch trotz Anpassung des Programms in ,\Wohnen in
Munchen V*.

Das Ziel des Programms ist heute jedoch aktueller denn je. Die Lage auf dem Munchner Mietmarkt
verscharft sich stetig. Die Nachfrage nach bezahlbaren Wohnraum ist hoch - mit steigender
Tendenz. Die Aktualisierung des Belegrechtsprogramms ist daher als Alternative zum Neubau ein
wichtiges Instrument, um der Stadt ein Eingreifen in den Wohnungsmarkt zu erméglichen. Mit


https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/energetisch-und-altersgerecht-sanieren,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/energetisch-und-altersgerecht-sanieren,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/energetisch-und-altersgerecht-sanieren,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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diesem Programm kann bezahlbarer Wohnraum im Bestand gesichert werden. Das neue
Programm tragt den Untertitel ,Entspannt vermieten®.

Um das Programm erfolgreich auf dem Wohnungsmarkt zu etablieren und fur private
Wohnungseigentimerinnen und -eigentiimer attraktiver zu machen, werden Vereinfachungen und
Erweiterungen der Programmbestandteile entwickelt. Dazu gehdren im Schwerpunkt die
Erweiterung der Mieter-Zielgruppen und die Vereinfachung der Férderbedingungen. Zudem soll im
Rahmen des ,Belegrechtsprogramms - Entspannt Vermieten“ ein Untermodell entwickelt werden,
um es fur die am Wohnungsmarkt benachteiligte Burgerinnen und Biirger (zum Beispiel akut von
Wohnungslosigkeit bedrohte Haushalte beziehungsweise Haushalte mit sehr geringen
Einkommen) besser zugénglich zu machen. Die Modalitaten werden aktuell erarbeitet und dem
Stadtrat Ende 2017 in einem separaten Beschluss zur Entscheidung vorgelegt. Haushaltstechnisch
erhoéht sich dadurch gegebenenfalls zu einem spéateren Zeitpunkt das Finanzvolumen von "Wohnen
in Mianchen VI".

Erweiterung der Mieterzielgruppen

Um die Attraktivitat fir die Anbieterseite zu erhéhen, werden die Mieterzielgruppen um alle
registrierten Haushalte im Sozialreferat in den Einkommensgruppen | bis 11l (Artikel 11 BayWoFG)
sowie um stadtische Dienstkrafte unabhangig vom Einkommen erweitert. Der Eigentimer oder die
Eigentiimerin kann den favorisierten Mieterkreis selbst auswahlen. Das Programm bietet eine hohe
Flexibilitdt sowohl fiir die Landeshauptstadt Miinchen als auch fir die Vermieter oder die
Vermieterinnen.

Mietzuschussregelung analog der EOZF

Das Programm EOF (vergleiche Kapitel 5.3, Seite 55) wird fir das Belegrechtsprogramm
modifiziert. Da es sich um ein Bestandsprogramm handelt, ist eine staatliche Wohnbauférderung
nicht moglich. Der Eigentiimer beziehungsweise die Eigentiimerin erhalt die ortstibliche
Vergleichsmiete fur sein Objekt (maximal genehmigte Miethéhe 15,00 Euro je Quadratmeter). Die
Mietzahlung erfolgt monatlich. Zudem erhélt der Eigentimer beziehungsweise die Eigentimerin
eine einmalige zinsfreie Teilnahmepramie als Gegenleistung fir die EinrAumung eines Belegrechts,
der zu Beginn des ersten Mietverhdltnisses ausgezahlt (je nach Bindungsdauer: 10 Jahre 15.000
Euro und 15 Jahre 30.000 Euro).

Die Mietzahlung erfolgt Gber die Mieterinnen und Mieter. Je nach Einkommensstufe wird die
Differenz zwischen dem zu leistenden Eigenanteil und der ortsiblichen Vergleichsmiete von der
Landeshaupt Munchen monatlich bezuschusst. Zum Beispiel:

Die Miete betragt 15 Euro je Quadratmeter. Die Mieterin in der Einkommensgruppe Il zahlt
demnach pro Quadratmeter Wohnflache 7,65 Euro selbst, die Differenz zur Mietspiegelmiete
bezuschusst die Stadt, in diesem Fall mit 7,35 Euro je Quadratmeter.

Finanzierung

Zur Umsetzung des Programms wird ein Finanzvolumen in Héhe von rund 48 Millionen Euro Uber
die Laufzeit von ,Wohnen in Minchen VI* beziehungsweise Uber die maximale Bindungslaufzeit
von 15 Jahren pro Wohnung benétigt, dass sich aus investiven und konsumtiven Bestandteilen,
siehe Tabelle Seite 88, zusammensetzt. Hinzu kommen Sachmittel in Héhe von 350.000 Euro tber
die Laufzeit von "Wohnen in Miinchen VI". Die Zielzahl fiir die Belegrechte belauft sich auf 100
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Wohnungen im Jahr. Uber die Laufzeit von "Wohnen in Miinchen VI" sollen somit in fiinf Jahren
500 Wohnungen lber das Belegrechtsprogramm angekauft werden. Die Laufzeit beziehungsweise
Bindung des Programms betragt max. 15 Jahre. Dieser Zeitraum wird fiir die Berechnung der
Gesamtkosten angenommen.

Fur die Berechnung wird weiterhin eine durchschnittliche Wohnungsgrof3e von 50 Quadratmeter
sowie die maximale Bindungsdauer von 15 Jahren und die maximal zuléssige Miethéhe von 15
Euro/m2 Wohnflache angenommen. Zudem wird angenommen, dass sich die 100 Wohnungen im
Jahr wie folgt verteilen:

100 Wohnungen Zielgruppe
davon
50 Wohnungen EKG |
50 Wohnungen (jeweils ein Drittel pro EKG II, Il und stédtische Dienstkrafte
Zielgruppe)
Ausgaben Einmalige Gesamt Ausgaben
Mietzuschuss Teilnahmepramie Zuschuss und
(30.000 €) Teilnahmepramie
1 Jahr 437.531,40 € 3.000.000,00 € 3.437.531,40 €
100 Wohnungen
5 Jahre 6.562.971,00 € 15.000.000,00 € 21.562.971,00 €
500 Wohnungen
15 Jahre 32.814.855,00 € 15.000.000,00 € 47.814.855,00 €
(max. Bindungslaufzeit)
500 Wohnungen

Bei einer Laufzeit des Programms von fiinf Jahren und mit der Annahme das im
.Belegrechtsprogramm — Entspannt Vermieten® Belegrechte fiir 100 Wohnungen pro Jahr
angekauft werden kdnnen, entstehen der Landeshauptstadt Miinchen in den ersten funf Jahren
Kosten fiir Mietzuschuss und Zahlung der Teilnahmepréamie in Héhe von rund 21,6 Millionen Euro.
Bei einer Bindung von 15 Jahre je Wohnung ergeben sich bei 500 angekauften Wohnungen
Gesamtkosten in Héhe von rund 48 Millionen Euro (weitere Ausfiihrungen siehe Kapitel 12.4, Seite
132).

Budget Sachmittel

Fur eine erfolgreiche Umsetzung des Programms ist eine zielgerichtete und 6ffentlichkeitswirksame
Bewerbung notwendig. Fir Anzeigen in einer gréReren Minchner Tageszeitung sowie fiir die
Erstellung von Flyern und das Werben auf Plakatwanden ist ein Budget von 350.000 Euro uber

5 Jahre (Laufzeit von "Wohnen in Minchen VI") erforderlich.

Weiterentwicklung des Programms

Besonders akut von Wohnungslosigkeit bedrohte Haushalte und Menschen mit sehr geringen
Einkommen sind von dem Wohnungsmangel in Minchen stark betroffen. Die Anzahl der
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betroffenen Haushalte ist in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen. Aktuell leben um die
5.800 Personen in Einrichtungen des Sofortunterbringungssystems. Der Anschlusswohnraum ist
knapp. Das Belegrechtsprogramm ist fur die Zielgruppe daher auch aul3erst attraktiv.

Beispiel Kosten fiir den Ankauf eines
Belegrechts fiir eine Wohnung

Der Landeshauptstadt Miinchen wird eine
50 Quadratmeter grof3e Wohnung in einem
Minchner Stadtteil angeboten. Die
ortsuibliche Vergleichsmiete betragt 15.00
Euro/m2. Nach Besichtigung der Wohnung
und Prufung auf Ausstattung und Zustand
werden die 15.00 Euro/m? von der Stadt
bestatigt. Der Eigentiimer bzw. die
Eigentiimerin benennt als
Mieterwunschzielgruppe Personen in der
Einkommensgruppe | und rdumt der Stadt
ein Belegungsrecht auf 15 Jahren ein.

Die monatliche Miethdhe betragt anhand

oben genannten Faktoren demnach
750,00 Euro. Der Mieter bzw. die Mieterin
zahlt von den 15,00 Euro je Quadratmeter
im Minimalfall 5,65 Euro je Quadratmeter
Wohnflache. Die restlichen Kosten in Héhe
von 9,35 Euro je Quadratmeter
bezuschusst die Stadt. Das heil3t die Stadt
bezuschusst die Miete monatlich mit
467,50 Euro, jahrlich mit 5.610,00 Euro.
Uber die gesamte Bindungslaufzeit betragt
der Zuschuss 84.150 Euro. Zudem erhalt
der Eigentiimer bzw. die Eigentiimerin fur
die Einrdumung des Belegrechts eine
einmalige Teilnahmepramie in H6he von
30.000 Euro. Die Beispielwohnung kostet
der Landeshauptstadt Miinchen fur 15
Jahre somit insgesamt 114.150 Euro.

Die Erfahrung der letzten Jahre hat jedoch gezeigt, dass die Unsicherheit vieler Privateigentimer
bei der Vermietung an Menschen aus der akuten Wohnungslosigkeit ist grof3. Die Sorge vor
Mietausfall und/oder Schaden an der Mietsache fiihrte in der Vergangenheit dazu, dass viele
Privateigentiimer trotz Interesses an einer Kooperation mit der Landeshauptstadt Miinchen einen
Belegrechtsankauf ablehnten. Zu gering waren die Sicherheiten fir den Vermieter bzw. die
Vermieterin.

Um verstarkt den auf dem Wohnungsmarkt benachteiligten Menschen einen Zugang zum
Belegrechtsprogramm zu ermdglichen, ist das Sozialreferat aktuell in der konzeptionellen
Entwicklung eines Rundum-Sorglos-Pakets. Dieses soll etwaige Unsicherheiten bei private
Eigentimer und Eigentiimerinnen entgegenwirken. Das gesamte Verfahren des
Belegrechtsprogramms und die Modalitdten werden dem Stadtrat in einem separaten Beschluss
Ende 2017 im Sozialausschuss zur Entscheidung vorgelegt.
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7.4 Umbau von Biiro in Wohnen in Miinchen

Im Rahmen des wohnungspolitischen Handlungsprogramms ,Wohnen in Miinchen V*
(Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 08187) wurde unter dem Beschlusspunkt 34 das Referat fir
Stadtplanung und Bauordnung mit der Prifung eines kommunalen Férderprogramms zum Umbau
von Biro- in Wohngebaude beauftragt. Es wurde untersucht, in wieweit Umbaumalnahmen durch
eine gezielte Forderung verstarkt angestof3en werden kdnnen. Hierbei sollten Empfehlungen und
Hemmnisse fur Umwandlungen aufgezeigt werden sowie ggf. Richtlinien fir ein entsprechendes
Forderprogramm erarbeitet werden.

Die Untersuchung der Fragestellung erfolgte anhand der Auswertung von vorhandenen Daten,
Sekundardatenanalysen sowie Experteninterviews. Die Ergebnisse zeigen, dass die meisten
rentablen Umwandlungen in Minchen bereits durchgefuhrt wurden. Erfahrungen mit kommunalen
Forderprogrammen anderer Stadte haben gezeigt, dass es vermehrt zu Mithahmeeffekten kommt.
Die Programme in den anderen Stadten wurden mittlerweile wieder eingestellt. Die Ergebnisse der
Untersuchung werden im ,Bericht zur Wohnungssituation 2014-2015" ( siehe Sitzungsvorlagen Nr.
14-20/ V 07098) dargestellt. Die Einfihrung eines Forderprogramms fur den Umbau von Biiro zu
Wohnen fir die Landeshauptstadt Minchen wird nicht empfohlen.

7.5 Nachverdichtung mit geférderten Wohnungsbau

In Programmzeitraum von ,Wohnen in Miinchen VI* soll in Anlehnung an die Aussagen im
LaSie-Statusbericht (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 06054, Kapitel 4.6 im Vortrag) die Entwicklung
eines Forderprogramms fur den Dachgeschossausbau beziehungsweise die Aufstockung gepruft
werden. Der Fokus sollte auf der Schaffung von geférderten Mietwohnraum liegen. Bestehenden
Regelungen wie zum Beispiel bei Befreiungen (- 40-Prozent-Beschluss, das heildt vom
neugeschaffenen Wohnraum werden 40 Prozent als geférderte Wohnungen errichtet, siehe Kapitel
5.1, Seite 51) sind zu bertcksichtigen. Dem Stadtrat wird in einem der Erfahrungsbericht zu
-Wohnen in Miinchen VI“ das Ergebnis der Prifung beziehungsweise ein Entwurf eines
Forderprogramms zur Entscheidung vorgelegt. Haushaltstechnisch erhéht sich dadurch
gegebenenfalls zu einem spéteren Zeitpunkt das Finanzvolumen von "Wohnen in Miinchen VI".


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=4047584
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2508175
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8 Schutzinstrumente der Bestandspolitik

Wohnungsmangel, hohe Mieten und Bodenpreise, Aufwertung, Verdrangung und drohender
Identitatsverlust sind seit Gber 40 Jahren zentrale Themen der stadtentwicklungs- und
wohnungspolitischen Diskussion in Munchen. Bedingt durch den anhaltenden starken Zuzug nach
Minchen, hat sich die Situation auf dem Wohnungsmarkt in den vergangenen fiinf Jahren noch
einmal verschérft. Umso wichtiger ist der Schutz des bestehenden Wohnraumes.

Aus kommunaler Sicht gibt es nach wie vor leider nur wenige teilraumlich wirksame
Handlungsinstrumente, um Entwicklungen wie Gentrifizierungsprozesse oder Zweckentfremdung

und damit den Verlust von Wohnraum planerisch zu beeinflussen. Die wichtigsten Instrumente zur
Sicherung des Wohnungsbestandes werden im Folgenden kurz dargestellt.

8.1 Bestandssicherungsmafnahmen - Erhaltungssatzung

Stand der Erhaltungssatzungen in Miinchen
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Abbildung 27: Entwicklung der Erhaltungssatzungsgebiete 1988-2016

Angesichts der weiterhin steigenden Mieten bleibt die Anwendung des Instruments der
Erhaltungssatzung gemaf § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB ein wichtiges Element der
Wohnungsbestandspolitik. Es beinhaltet einen Genehmigungsvorbehalt fiir Riickbau, Anderung
und Nutzungsénderung von Gebauden sowie seit Marz 2014 auch fiir die Umwandlung von Miet- in
Eigentums-wohnungen. In Verbindung mit 8 24 Abs. 1 Nr. 4 BauGB besteht zudem ein
Vorkaufsrecht fur die Gemeinden, wenn ein Grundstlick innerhalb des Erhaltungssatzungsgebietes
verkauft wird.

Damit schopft die Stadtverwaltung die vorhandenen rechtlichen Mdglichkeiten aus, die
Modernisierung von Wohngebauden so zu steuern, dass die Zusammensetzung der
Wohnbevdlkerung erhalten bleibt. Begriindet werden diese Milieuschutzsatzungen damit, dass
negative stadtebauliche Entwicklungen zum Beispiel in Hinblick auf die gebietsspezifische
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Infrastruktur vermieden werden sollen.

Die Untersuchungen der Gebiete sowie der Erlass der Erhaltungssatzungen werden vom Referat
fur Stadtplanung und Bauordnung durchgefuihrt. Dabei werden die verwendeten Indikatoren, die
das Aufwertungspotenzial des Gebaudebestandes sowie das Verdréangungspotenzial der
ansassigen Bevolkerung abbilden, laufend weiterentwickelt (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 11695).
Lag der Schwerpunkt bisher eher auf Gebieten mit einem hohen Anteil an Geb&auden, die vor 1949
errichtet wurden, werden inzwischen auch Gebiete mit Geb&uden aus den 1950er bis 1970er
Jahren untersucht und gegebenenfalls als Erhaltungssatzungsgebiete vorgeschlagen. Somit
kommen nicht mehr nur innerstadtische Gebiete sondern zunehmend auch Bereiche auf3erhalb
des mittleren Rings als potenzielle Erhaltungssatzungsgebiete in Frage.

Alle bestehenden Erhaltungssatzungen werden vor Ablauf erneut untersucht. Dabei wird auch das
Umfeld betrachtet. Wenn mdglich, wird dem Stadtrat der erneute Erlass der bestehenden Gebiete
(gegebenenfalls mit verandertem Umgriff) empfohlen. Aktuell gibt es in Miinchen 20
Erhaltungssatzungsgebiete mit rund 137.000 Wohnungen, in denen etwa 247.000 Einwohnerinnen
und Einwohner leben. Die Satzungen werden auf die Dauer von funf Jahren erlassen.

Genehmigungsvorbehalt baulicher Verdanderungen

Mieterinnen und Mieter in den Erhaltungssatzungsgebieten kénnen insofern vor Verdrangung durch
Luxussanierung geschitzt werden, als insbesondere bauliche Veranderungen einer speziellen
Genehmigung bedurfen. Das Sozialreferat, Amt fir Wohnen und Migration, prift, ob die geplanten
baulichen MafRBhahmen oder Modernisierungen zu einem Uberdurchschnittlichen Standard der
Wohnungen fiihren wiirden. Modernisierungsmaf3nahmen, die zur Herstellung eines zeitgemafien
Ausstattungsstandards bzw. der Anpassung an die baulichen oder anlagentechnischen
Mindestanforderungen der Energieeinsparverordnung dienen, sind zu genehmigen.

Folgen/ Wirkungen des Genehmigungsvorbehalts bei Umwandlung

Der Genehmigungsvorbehalt bei der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen gilt seit Marz
2014 und fir vorerst funf Jahre. Er stellt einen effektiven Schutz vor spekulativen Umwandlungen
und Verkaufen dar. In 2014 wurden fur rund 100 Anwesen mit rund 1.200 Wohneinheiten Antrage
auf Umwandlung gestellt. Davon wurden Antrage zu 66 Anwesen mit rund 780 Wohneinheiten
abgelehnt. Im Jahr 2015 wurden 561 Wohnungen auf diese Weise geschiitzt.

Zustandig fur den Vollzug des Genehmigungsvorbehaltes bei der Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen ist ebenfalls das Amt fir Wohnen und Migration im Sozialreferat (siehe
Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 00431).

Vorkaufsrecht und Abwendungserklarungen

Im Geltungsbereich von Erhaltungssatzungen steht der Gemeinde beim Verkauf von Grundstiicken
grundsétzlich ein Vorkaufsrecht zu. Zusténdig fur die Austubung der Vorkaufsrechte ist das
Kommunalreferat.

Seit dem Stadtratsbeschluss vom 30.09.2015 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 03607) ubt die
Landeshauptstadt Miinchen Vorkaufsrechte zu Gunsten der stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften aus, die die Wohnungen in ihren Bestand Gbernehmen.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3704559
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3322438
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2938709
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Die Kauferseite kann die Austibung des Vorkaufsrechtes abwenden (§ 27 BauGB), indem sie sich
im Rahmen einer so genannten Abwendungserklarung fiir die Dauer der jeweiligen
Erhaltungssatzung, maximal fur bis zu 10 Jahre, verpflichtet, keine "Luxusmodernisierung” und
keine Aufteilung in Wohnungseigentum nach dem Wohneigentumsgesetz (WEG) oder eine
ahnliche Aufteilung in Verbindung mit Sondernutzungsrechten vorzunehmen.

Vorkauf in Erhaltungssatzungsgebieten 1993 - 2015
(geschiitzter Wohnraum nach Wohnflache)
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Abbildung 28: Vorkauf in Erhaltungssatzungsgebieten 1993 bis 2015

Haufig entscheidet sich der Kéaufer fir die Abgabe einer Abwendungserklarung. Daher wird das
Vorkaufsrecht eher selten ausgelibt (siehe 28). Eine Neufassung bzw. Erweiterung der Auflagen fur
die Abwendungserklarung wird derzeit diskutiert. Bei einer Verscharfung der Auflagen dirfte sich
das Verhaltnis zwischen der Abgabe von Abwendungserklarungen und der Austibung des
Vorkaufsrechtes stark zu Gunsten der Ausiibung des Vorkaufsrechts verschieben. Damit wirden
auf die Stadt voraussichtlich hdhere Auszahlungen als bisher zu kommen.

8.2 Mietspiegel fiir Miinchen 2015 und 2017

In Minchen, der Stadt mit den hdchsten Mieten Deutschlands, gibt es bereits seit 1975
Mietspiegel. Mietspiegel bilden die ortsubliche Vergleichsmiete im Sinne des § 558 Burgerliches
Gesetzbuch (BGB) ab und dienen dazu, das Mietpreisgefuge im nicht preisgebundenen
Wohnungsbestand mdglichst transparent zu machen. Auf diese Weise kdnnen
Mietpreisstreitigkeiten, die sich oft aus der Unkenntnis des Mietpreisgefliges ergeben, vermieden
werden. Aulzerdem dient der Mietspiegel den Zivilgerichten im Streitfall als zuverlassige
Entscheidungshilfe. In vielen Fallen eriibrigt sich so die Einholung eines zeit- und kostenintensiven
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Sachverstandigengutachtens.

Seit der Mietrechtsreform im Jahr 2001 wird rechtlich zwischen dem einfachen und dem
qualifizierten Mietspiegel unterschieden. Der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen hat sich
seitdem regelmaf3ig dazu entschieden, einen qualifizierten Mietspiegel zu erstellen. Dieser wird flr
Minchen seit vielen Jahren mittels der wissenschaftlich anerkannten Methode der
Regressionsanalyse erstellt. Diese Methodik hat sich bewahrt und wird von den Gerichten sowie
der Anwenderschaft des Mietspiegels anerkannt. Sie wird deshalb auch fir den kommenden
Mietspiegel fur Minchen 2017 erneut angewandt werden.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen hat in seiner Vollversammlung am 25.03.2015 den
Mietspiegel fur Miinchen 2015 als qualifizierten Mietspiegel anerkannt. Er ist wie seine Vorganger
2011 und 2013 eine Neuerstellung. Als wesentliche Neuerung wurde in diesem Mietspiegel der
Tatsache Rechnung getragen, dass Wohnungen in bestimmten, zentrumsnahen Gebieten eine
héhere Miete ausweisen als Wohnungen in anderen Lagen (sogenannte Makrolage). Dies hatte die
Datenanalyse der knapp tber 3.000 erhobenen Datenséatze zweifelsfrei ergeben. Erste Anzeichen
fur diese Entwicklung konnten bereits anlésslich der Arbeiten am Mietspiegel fur Minchen 2013
beobachtet werden. Diese haben sich bei der neuerlichen Analyse fiir den Mietspiegel 2015
bestatigt, deshalb wurden erstmals Makrolagen in die Wohnlagenkarte des Mietspiegels fur
Minchen 2015 aufgenommen.

Die Ausweisung der Makrolage fihrte zu einer genaueren Abbildung der Mietpreise entsprechend
ihrer Verteilung im Stadtgebiet. Sie wird entsprechend den Ergebnissen der Datenanalyse fiir den
Mietspiegel fur Miinchen 2017 weiterentwickelt.

Angesichts der von der Bundesregierung beschlossenen Mietpreisbremse, die am 01.06.2015 in
Kraft getreten ist und seit dem 01.08.2015 auch in Miinchen gilt, erlangt der Mietspiegel fur
Minchen auRerdem eine noch gréRere Bedeutung. Die Bundesregierung diskutiert aktuell neben
einer Erganzung zur Mietpreisbremse auch den Erlass einer Mietspiegelverordnung, mit der
Vorgaben fir die Erstellung von Mietspiegeln spezifiziert werden sollen.

Zu den Wechselwirkungen zwischen dem Mietspiegel und den Programmen Miinchen Modell
beziehungsweise KMB wird auf die Ausfilhrungen in Kapitel 4.9, Seite 48 hingewiesen. Die sich
aus dem Mietspiegel ergebende ortsiibliche Vergleichsmiete bildet die Mietpreis-Obergrenze im
KMB.

Mietberatung

In Miinchen gibt es viele konfliktbehaftete Mietverhaltnisse mit erheblichen Auswirkungen vor allem
fur Mieterinnen und Mieter. Die Landeshauptstadt Minchen hat deshalb schon 1981 die
Beratungsstelle in Miet- und Wohnungsfragen, auch ,Mietberatung“ genannt, eingerichtet und so
ein Stlick soziale Verantwortung bernommen.

Die Munchner Birgerinnen und Burger kénnen sich dort kostenlos zu allen Fragen rund um das
Wohnraummietrecht beraten lassen. Insbesondere einkommensschwache Menschen werden mit
der Beratung unterstitzt, ihre Rechte wahrzunehmen. Die Stelle steht zudem vor allem zahlreichen
anderen stadtischen Dienststellen und Einrichtungen zur Verfligung und erflllt damit eine wichtige
Lotsen- und Vermittlungsfunktion. Sie ist im Amt fir Wohnen und Migration angesiedelt.
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8.3 Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum

In Miinchen ist es verboten, Wohnraum zu anderen als zu Wohnzwecken zu nutzen. Dabei stellt
das Zweckentfremdungsverbot das effektivste rechtliche Instrument dar, um einer Umwidmung von
Wohnraum in Gewerberaum im gesamten Stadtgebiet entgegentreten zu kénnen. Die Nutzung von
Wohnraumen in Wohnvierteln ist gerade fiir kleine Unternehmen und Gewerbebetriebe sowie
Anwaltinnen und Anwadlte, Steuerberater/-innen, medizinische Berufe und Dienstleister/-innen
attraktiv, da die Dienste so in unmittelbarer Nahe zu Kundinnen und Kunden angeboten werden
kénnen. ,Klassische" Gewerbeeinheiten stellen auf Grund ihrer Gré3e und Lage oft keine
Alternative fur die Uberwiegende Zahl der potentiellen ,Zweckentfremder” dar.

Aufgrund der angespannten Situation auf dem Wohnungsmarkt, dem prognostizierten weiteren
Bevolkerungszuwachs und den damit verbundenen Schwierigkeiten, die dafuir notwendigen
Neubauzahlen zu erreichen, ist das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum weiterhin ein
unverzichtbares Instrument zur Sicherung des Wohnungsbestandes. Mit anderen Mitteln kann der
Zunahme gewerblicher Nutzungen, insbesondere im Innenstadtbereich, und den damit
verbundenen stadtebaulichen und sozialpolitisch unerwiinschten Folgen nur sehr begrenzt
entgegengewirkt werden.

Um zu verhindern, dass dem Wohnungsmarkt Wohnraum entzogen wird, bedirfen die berufliche
oder gewerbliche Nutzung, der Abbruch oder ein Leerstand von mehr als drei Monaten einer
Genehmigung. Ist fiir eine MalBnahme eine Genehmigung nicht erforderlich, weil im Sinnes des
Gesetzes eine Zweckentfremdung nicht vorliegt oder kein Wohnraum betroffen ist, so bescheinigt
die Vollzugsbehoérde dies dem bzw. der Verfigungsberechtigten und gegebenenfalls auch dem
Mieter bzw. der Mieterin auf Antrag (Negativbescheinigung).

Das Sozialreferat deckt jahrlich knapp 200 illegale Zweckentfremdungen von Wohnungen auf und
beendet diese. In den Jahren 2005-2014 wurden rund 1.800 illegale Zweckentfremdungen entdeckt
und beendet (weitere Daten zur Zweckentfremdung von Wohnraum werden im ,Bericht zur
Wohnungssituation 2014-2015" veroéffentlicht, siehe Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 07098). Damit
konnte eine Gesamtwohnflache von zirka 125.000 Quadratmeter gerettet, beziehungsweise dem
Wohnungsmarkt erfolgreich wieder zugefuhrt werden. Dies entspricht in der Wohnflache dem
Neubaugebiet am Ackermannbogen.

Wenn man davon ausgeht, dass die Herstellungskosten (inklusive Grundstiick) fir eine nach
EOF-geforderte Wohnung rund 233.000 Euro (aus dem Bericht zur Wohnungssituation 2012/2013)
betragen, so wurden durch den konsequenten Vollzug des Zweckentfremdungsrechts in den
letzten zehn Jahren 6éffentliche Gelder in Hohe von rund 42,4 Millionen Euro eingespart.

Touristen- und Ferienwohnungen

Ein relativ neues Phdnomen auf dem Miinchner Wohnungsmarkt stellt die illegale Nutzung von
Wohnraum als Ferienwohnung oder andere hoteldhnliche Kurzzeit-Vermietung dar. Auch bei dieser
Art der Nutzung handelt es sich in vielen Fallen um illegale Zweckentfremdungen von Wohnraum,
gegen die auch in den kommenden Jahren verstarkt vorgegangen wird. Darunter féllt auch der
sogenannte ,Medizintourismus“. Hierbei werden Wohnungen lber einen Zeitraum von einigen
Wochen oder Monaten an die Familien von ausléndischen Patientinnen und Patienten, die sich in
Munchner Kliniken behandeln lassen wollen, zu meist sehr hohen Preisen vermietet.
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Seit Sommer 2015 verstarkt ein eigens eingerichtetes Sonderermittlungsteam die bestehende
Verwaltungseinheit im Sozialreferat. Dies wurde notwendig, da bei diesen Fallen der
Kurzzeitnutzungen durch wechselnde Touristen ein deutlich héherer Ermittlungsaufwand betrieben
werden muss, um Zweckentfremdungen nachweisen zu kénnen. Daneben wird eine Anlaufstelle fir
Fragen und Hinweise der Miinchnerinnen und Miinchner eingerichtet, die Internetrecherchen
verstarkt und die AuRenkontrollen intensiviert. Unabh&ngig hiervon untersuchen
AuRendienstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter der Abteilung Wohnraumerhalt des Amtes fur
Wohnen und Migration ganzjéhrig das gesamte Stadtgebiet intensiv auf ungenehmigte
Zweckentfremdungen aller Art.

Das Zweckentfremdungsverbot gilt im Bereich der Landeshauptstadt Miinchen seit 1972 und
wurde 2009 im Rahmen der Foderalismusreform kommunalisiert. Die 2009 erlassene
Zweckentfremdungssatzung war bis Ende 2013 giiltig. Die Satzung wurde am 30.12.2013 neu
erlassen und ist nun bis Ende 2018 gultig.

Das bayerische Innenministerium prift derzeit, das aktuelle Gesetz Uiber das Verbot der
Zweckentfremdung von Wohnraum tber den 30. Juni 2017 hinaus unbefristet zu verlangern.
Gepriift wird aktuell auch eine Anhebung des BulRgeldrahmens bei Versté3en von derzeit 50.000,--
Euro auf 500.000,-- Euro (analog dem baurechtlichen Bul3geldrahmen). Erleichterungen beim
Vollzug des Zweckentfremdungsrechts sollen die Gemeinden zum Beispiel auch Uber weitere
spezielle Auskunftsrechte erhalten oder durch Sanktionen, wenn Mitwirkungspflichten verletzt
werden.

8.4 Konzept Soziale Mietobergrenzen

Das Konzept Soziale Mietobergrenzen (KSM) gilt fur nicht mehr gebundene Wohnungen der
stadtischen Gesellschaften sowie fiir die Restbestéande der Stadt. Es regelt die Miethéhe, wenn
diese Wohnungen an Haushalte vergeben werden, die die Voraussetzungen fir eine geférderte
Wohnung erflllen. Bislang sieht das Konzept eine Festmiete vor (6,25 Euro je Quadratmeter fir
Wohnungen tber 50 Quadratmeter und 6,75 Euro je Quadratmeter fir Wohnungen unter 50
Quadratmeter). Dadurch werden Lage, Ausstattung und baulicher Zustand der Wohnung nicht
berlcksichtigt. Kiinftig soll ein Abschlag von der ortsiiblichen Vergleichsmiete die Miethéhe
bestimmen.

Das neue Konzept wird dem Stadtrat noch zur Entscheidung vorgelegt.
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9 Wichtige Akteure

9.1 Stadtische Wohnungsgesellschaften
Struktur

Die Landeshauptstadt Miinchen ist am Stammkapital der Wohnungsbaukonzerne GWG Stadtische
Wohnungsgesellschaft Minchen mbH (GWG Miinchen) sowie GEWOFAG Holding GmbH
(GEWOFAG) jeweils zu 100 Prozent beteiligt.

Die Beteiligung der Landeshauptstadt Miinchen an der stadtischen Sanierungstrégergesellschaft
und Treuh&nderin MGS erfolgt mittelbar zu 94 Prozent Uber die GWG Munchen beziehungsweise
zu 6 Prozent Uber die GEWOFAG Wohnen GmbH (94,9 Prozent-Tochtergesellschaft der
GEWOFAG Holding GmbH). An der HEIMAG Miinchen GmbH ist die Landeshauptstadt Miinchen
ebenfalls mittelbar Uber die GEWOFAG Wohnen GmbH zu 94,9 Prozent beteiligt. Der
Unternehmenszweck der Gesellschaften ist vorrangig in einer sicheren und sozial verantwortbaren
Wohnungsversorgung der breiten Schichten der (Miinchner) Bevélkerung begriindet. Der
raumliche Geschéftskreis umfasst vornehmlich die Region Miinchen mit Schwerpunkt innerhalb
des Stadtgebiets.

Wohnungsbestand und wirtschaftliche Leistungsfahigkeit

Insgesamt bewirtschaften die stadtischen Wohnungsbaukonzerne GEWOFAG sowie GWG
Minchen rund 62.000 Wohneinheiten (Stand 31.12.2015). Mit den rund 59.000 eigenen
Wohnungen halten die stadtischen Gesellschaften damit einen Anteil von rund 7,5 Prozent des
gesamten Wohnungsbestandes in Miinchen.

Der Jahresabschluss der Gesellschaften weist im Jahr 2015 Bilanzsummen von zusammen rund
3,3 Milliarden Euro aus. In den Jahren 2016 bis 2020 ist ein Investitionsvolumen rund 1,9
Milliarden Euro geplant, der GrofR3teil davon fliest in NeubaumafRnahmen.

Mit ihren kontinuierlich hohen Investitionen fungieren die stadtischen Wohnungsgesellschaften
zudem als Auftraggeberinnen fur die mittelstdndische Bauwirtschaft beziehungsweise fir
Handwerksbetriebe. Sie geben insoweit indirekt auch arbeitsmarktpolitische Impulse und tragen zur
Entwicklung des Wohnungs- und Wirtschaftsstandortes Miinchen und der Region Miinchen bei.

Bedeutung fiir den Miinchner Wohnungsmarkt

Neben ihrer finanzwirtschaftlichen Bedeutung leisten die stadtischen Wohnungsgesellschaften
einen wesentlichen Beitrag zur Wohnraumversorgung vor allem fur die unteren und mittleren
Einkommensgruppen. Sie erfillen, entsprechend der vom Stadtrat beschlossenen strategischen
Ziele und der Controllingberichte, ein umfangreiches Wohnungsneubauvolumen vornehmlich im
geférderten Mietwohnungsbau. Dartiber hinaus wird bezahlbarer Wohnraum durch Modernisierung
der Bestéande an neuzeitliche Bediirfnisse angepasst. Dabei tibernahmen die Gesellschaften durch
ihre Verpflichtung zur Energieeinsparung beim Neubau und zur energetischen Bestandssanierung
eine Vorreiterrolle auf dem Wohnungsmarkt. Durch gezielte Nachverdichtung im Bereich der
bestehenden (GroR3-) Siedlungen kénnen Strukturdefizite ausgeglichen, zuséatzlicher Wohnraum
geschaffen und bestehende Infrastruktur effektiver genutzt werden. Die
Nachverdichtungsmafnahmen werden durch ein aktives Quartiersmanagement begleitet.
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Daruber hinaus erbringen die Gesellschaften einen wichtigen Beitrag:

» zur Sicherung einer auch in Zukunft fur alle lebenswerten Stadt,

« zur spezifischen Baukultur und Quartiersentwicklung durch ihr Angebot eines
bedarfsgerechten Wohnungsmixes inklusive altengerechten Bauens und

« neuer Wohnformen des Zusammenlebens fir Jung und Alt sowie

- spezieller Angebote flr generationengerechtes Wohnen (,WGplus“ und ,Wohnen im
Viertel"),

« durch das Konzept soziale Mietenobergrenzen (KSM) fur Teile ihrer nicht oder nicht mehr
preisgebundenen Wohnungen und

» durch ihr Soziales beziehungsweise Quartiersmanagement zur Sicherung intakter und
aktiver Nachbarschaften.

Mit anspruchsvollen Neubauten und den SanierungsmalRnahmen tragen sie zudem zur Qualitat
des Stadtbilds bei. Durch die systematische Beteiligung an Modellvorhaben unterschiedlicher
Trager und in Eigeninitiative leisten die Gesellschaften einen unverzichtbaren Beitrag zur
Innovation im Wohnungsbau.

Der Wohnungsbestand der Gesellschaften bildet auch ein beachtenswertes Regulativ fiir den
Minchner Wohnungsmarkt. Die Bestdnde der kommunalen Wohnungsunternehmen stellen
einerseits Vermogenswerte dar, andererseits steht — anders als bei freien Unternehmen — nicht die
Gewinnmaximierung im Vordergrund. Vornehmlich geht es um die Erflllung ihres per Satzung
definierten Unternehmenszweckes. Das Aufgabenprofil und die Tatigkeitsfelder bewegen sich
dabei in einem Spannungsfeld zum Teil konkurrierender Zielsetzungen.

Die beiden stadtischen Wohnungsbaukonzerne GWG Miinchen und GEWOFAG erfillen die vom
Stadtrat jahrlich festgelegten strategischen und operativen Zielsetzungen, die sich dabei
kontinuierlich im Rahmen der wohnungspolitischen Handlungsprogramme der Stadt bewegen. Die
Steuerung durch die Landehauptstadt Miinchen erfolgt auf der Grundlage der Stadtratsbeschlisse,
wie zum Beispiel die oben genannten Controlling- und Beteiligungsberichte mit
Handlungsempfehlungen, Giber die stadtischen Vertreterinnen und Vertreter in den Organen
(Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung) der Gesellschaften. Zusatzlich werden die
wohnungswirtschaftlichen Interessen der Landeshaupt Miinchen Uber separate Einzelbeschliisse
an die Gesellschaften herangetragen.

Kinftige Rolle der stadtischen Wohnungsbaugesellschaften

Mit betriebswirtschaftlichen und steuerlichen Optimierungen haben die Gesellschaften auf die seit
der Verabschiedung von ,Wohnen in Miinchen V* eingetretenen rechtlichen, wohnungs- und
finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen fir den Wohnungsbau reagiert.

Intensivierung des Wohnungsbaus durch die stadtischen Gesellschaften

Um die Folgen des Bindungsentfalls vieler belegungsgebundener Wohnungen in Miinchen durch
den Neubau geférderter Wohnungen zu kompensieren, kommt der Intensivierung der Bautatigkeit
der beiden stadtischen Gesellschaften auf eigenen Flachen, wie auch auf Grundstiicken der Stadt
verstarkte Bedeutung zu. Neben den beiden Aspekten der Quantitat und der Beschleunigung tritt
auch die langfristige Sicherung fur den geférderten Mietwohnungsbau immer stéarker in den
Vordergrund.
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9.2

Die Konzerne GEWOFAG und GWG mit MGS leisten einen aktiven Beitrag zur Errichtung
bezahlbaren Wohnraums in der Landeshauptstadt Minchen. So sollen die
Wohnungsfertigstellungszahlen im Zeitraum 2013 bis 2018 im Schnitt auf insgesamt rund 1.000
Wohneinheiten pro Jahr erhéht und verstetigt werden (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 12310). Ab dem
Jahr 2018 soll diese Jahresrate sodann auf mindestens 1.250 Wohneinheiten gesteigert werden.
Zu diesem Zweck wurden folgende MalRnahmen (siehe Sitzungsvorlage 14-20/ V 03607):

« Einbringung stédtischer Grundstiicke in das Stammkapital der
Wohnungsbaugesellschaften
« Jahrliche Bareinlagen in das Stammkapital in Hohe von insgesamt 325 Millionen Euro
durch die Landeshauptstadt Miinchen bestehend aus
« 15 Millionen Euro pro Jahr in den Jahren 2016-2020
« 250 Millionen Euro in den Jahren 2016-2025
« Fortsetzung des Verzichts auf Gewinnausschittung bis 2022
« Ausgabe von Schuldscheindarlehen mit Mitteln aus der Freiwilligen Finanzreserve (FR)
Pensionen im Umfang bis zu 150 Millionen Euro.

Projekt ,,Wohnen fiir Alle*

Im Zeitraum 2016 bis 2019 sollen die Gesellschaften im Rahmen von ,Wohnen fir Alle” (siehe
Kapitel 1.2) ihre Wohnungsfertigstellungszahlen weiter erhéhen und auf teils von der Stadt
Ubertragenen sowie auf eigenen Grundstiicken zusatzlich (Uber die 1.250 Wohnungen pro Jahr
hinaus) insgesamt 1.500 geférderte Wohnungen fiir Haushalte (einschlie3lich Haushalte von
anerkannten Fluchtlingen) der Einkommensstufen | bis Il (Nr. 19.3 WFB 2012) errichten.

Ankauf von Mietwohnungsbestidnden

Uber die genannten MaRnahmen hinaus begriiRt es die Stadt ausdriicklich, wenn sich die
stadtischen Gesellschaften auch weiterhin um den Erwerb privater Wohnbauflachen insbesondere
fur den geforderten Wohnungsbau bewerben. Der Zukauf von Mietwohnungen durch die
stadtischen Gesellschaften zur weiteren Starkung der sogenannten ,Eingriffsreserve” der Stadt
verbleibt, wie vom Stadtrat wiederholt bekraftigt, eine wohnungspolitische Aufgabenstellung und
Anforderung an die Gesellschaften.

Die Landeshauptstadt Miinchen hat die Méglichkeit, das kommunale Vorkaufsrecht in
Erhaltungssatzungsgebieten zu Gunsten der stadtischen Wohnungsbaugesellschaften auszutiben.
Es ist unter anderem in Abhangigkeit von der Entscheidung des Stadtrates somit moglich, dass
weitere Immobilienobjekte von den stadtischen Wohnungsbaugesellschaften angekauft werden.
Die Finanzierung maglicher Erwerbe wird durch die Landeshauptstadt Miinchen tber Bareinlagen
unterstutzt. Gleiches gilt fir Ank&aufe von Objekten der GBW Gruppe, sofern Kaufangebote auch
nach dem Auslaufen des vertraglichen Vorkaufsrechts herangetragen werden.

Genossenschaften

Die Genossenschaften sind wichtige Akteure bei der Umsetzung des wohnungspolitischen
Handlungsprogramms. Eine Aufgabe der mitbauzentrale miinchen (Kapitel 10.1, Seite 105) ist es
Genossenschaftsgriindungen zu begleiten. Bisher konnte die mitbauzentrale miinchen bereits vier
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Gruppen bis zur erfolgreichen Genossenschaftsgriindung begleiten. Drei weitere befinden sich
derzeit noch in Griindung. Da die letzte Genossenschaftsgriindung bereits 15 Jahre zuriickliegt, ist
diese Entwicklung besonders erfreulich.
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Abbildung 29: Neubauaktivitaten Minchner Wohnungsbaugenossenschaften

Die Genossenschaften setzen die Munchner Mischung in der Regel unmittelbar in den eigenen
Bestédnden um und bieten unterschiedlichen Einkommensgruppen die Moglichkeit der Integration.
Fur diejenigen Haushalte, die nicht in der Lage sind die Genossenschaftsanteile zu bezahlen
(Einkommensgruppe der Stufe 1), wird diese aus stadtischen Mitteln in Form eines zinslosen
Darlehens an die Genossenschaft vorfinanziert. Damit ist eine wesentliche Hurde des Zugangs fir
diese Zielgruppe in eine genossenschaftliche Wohnung genommen. Dieses Angebot gilt in allen
Forderprogrammen. Grundsétzlich stehen den Genossenschaften alle Forderprogramme offen, die
in dieser Vorlage ausgefuhrt werden und zudem der KMB als wichtiger Baustein von
genossenschaftlichen Vorhaben (in der Regel 40 Prozent KMB, 40 Prozent Miinchen
Modell-Genossenschaften und 20 Prozent EOF).

Bis Ende 2015 wurden auf stadtischen Flachen 22 genossenschaftliche Vorhaben mit rund 1.500
Wohneinheiten mit Grundstiicken und staatlichen und stadtischen Fordermitteln unterstitzt, ,
davon rund 550 Wohneinheiten in den letzten beiden Jahren. Im Jahr 2014 konnte die
Landeshauptstadt stadtische Grundstiicke fir 148 Wohnungen an zwei Alt-Genossenschaften, die
Eisenbahner-Baugenossenschaft Minchen-Hauptbahnhof eG (ebm) und Grundstticke fiir 50
Wohnungen an den Beamtenwohnungsverein Miinchen e.G (bwv), vergeben. Darliber hinaus
wurden von Anfang 2014 bis Ende des 1. Quartals 2015 205 neue Genossenschaftswohnungen
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fertiggestellt und bezogen.

Domagkpark — Bespiel der Flachenvergabe an  Wohnungen, die Genossenschaften haben 19
Genossenschaften und Baugemeinschaften: Prozent der Gesamt-Geschossflache (blau
Baugemeinschaften (violett markiert) haben 17 umrandet) fiir rund 267 Wohnungen erhalten.
Prozent der Gesamt-Geschossflache fir 230

Auch 2015 wurden weitere Flachen flr den genossenschaftlichen Wohnungsbau fur insgesamt 360
Genossenschaftswohnungen im Planungsbereich Prinz-Eugen-Park vergeben, unter anderen an
die Progeno Wohnungsgenossenschaft e.G., eine neu gegriindete Genossenschaft. Fir 2016 ist
die Ausschreibung von Grundstiicken fiir 175 Genossenschaftswohnungen im Planungsbereich
Riem Ost (WA 1 und WA 2) vorgesehen. Daruiber hinaus stehen ausreichend Flachen zur
Verfigung, um ab dem Jahr 2017 Grundstiicke fur weitere mindestens 1.800
Genossenschaftswohnungen auszuschreiben, so zum Beispiel in den Planungsbereichen
Freiham-Nord, Kreativquartier, ehemalige Bayernkaserne und Zschokkestral3e.

Ein weiteres Feld fur Aktivitdten der mitbauzentrale miinchen im Bereich Griindungen kdnnte der
Aufbau von Kooperationen mit den grof3eren Arbeitgebern in Miinchen sein. Beispielsweise kénnte
eine Genossenschaft gegriindet werden, deren Genossen die einzelnen Unternehmen sind. Ziel
dieser Genossenschaft sollte die Bereitstellung von Wohnraum fir ihre Angestellten sein. Vortell
gegeniiber dem traditionellen Werkswohnungsbau ist die Ausgliederung dieser Aktivitaten in eine
eigene Gesellschaft, die das Thema als Kernaufgabe betreibt.
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Es wird angeregt, dass die mitbauzentrale minchen die in Frage kommenden Unternehmen zu
einer Informationsveranstaltung einladt und bei der konkreten Umsetzung berét.

9.3 Baugemeinschaften

Eine Baugemeinschaft ist ein gemeinschaftsorientierter Zusammenschluss von bauwilligen
Haushalten, die eine Alternative zum ,klassischen® Erwerb von Wohneigentum im Rahmen von
Angeboten gewerblicher Bautrégerinnen und Bautrager suchen. Eine Unterscheidung zwischen
Baugruppe (fur Objekte mit Realteilung, zum Beispiel sogenannte Stadthauser) und
Baugemeinschaft (fur Objekte mit Wohnungseigentiimergemeinschaft) trifft die Stadt Minchen
nicht. Die Mitglieder der Baugemeinschaft sollen bereits in einer frithen Phase mitplanen kénnen
und ihre zukinftige Nachbarschaft schon vor Baubeginn kennenlernen.

Die klassische Form ist die Baugemeinschaft mit Architekt (ggf. unterstitzt durch einen
Baubetreuer zur Steuerung und Beratung der Baugemeinschaft). Durch ihren stark partizipativen
Charakter wird die Identifikation innerhalb der Baugemeinschaft sowie innerhalb des Baugebietes
gefdrdert, dies kommt einer positiven Quartiersentwicklung entgegen. Sie werden komplementar zu
den Genossenschaften gesehen und sind ebenfalls an dem Anteil der stadtischen Flachen fur
besondere Akteure im Umfang von 20-40 Prozent der Grundstiicksflachen berechtigt, wobei ihr
Anteil entsprechend des Riickgangs der Bedeutung der Eigentumskomponente in der Férderung
kleiner ist. Bisher wurden auf stadtischen Flachen 35 Projekte von Baugemeinschaften mit zirka
730 WE durch die Vergabe von Grundstiicken (davon zirka 30 Prozent fir den geforderten
Wohnungsbau) unterstiitzt. Die Vergabe weiterer Flachen insbesondere in den grol3en
Planungsgebieten (zum Beispiel Freiham, Bayernkaserne) aber auch auf kleineren Flachen (zum
Beispiel Elisabeth-Baerlein-Stral3e) sind vorgesehen. Mit der Abschaffung des Miinchen
Modell-Eigentum werden sich die Baugemeinschaften auf Vorhaben im freifinanzierten
Wohnungsbau beschranken. Anders als beim KMB sind jedoch im Eigentumsbereich keine
preisdampfenden Bindungen maoglich.

9.4 Stiftungen

Die Akquise von privaten Grundstticken und Mitteln fiir den bezahlbaren Wohnungsbau ist
aufgrund des aktuellen Wohnungs- und Grundstiicksmangels ein dringend erforderliches
Instrument, um die Zielzahlen zu erfiillen. Aus diesem Grund sind auch Akteure verstarkt
anzusprechen, die bisher nicht im Fokus des wohnungspolitischen Handlungsprogramms standen.
Insbesondere die Stiftungen sind in zweierlei Hinsicht wichtige Akteure.

Die Stiftungen verfigen tber ein erhebliches Grundsticksvermdgen, dass zum Beispiel im
Rahmen des Minchner Wohnungsbau genutzt werden konnte. Vielen Stiftungen ist es zwar nicht
mdglich, die Grundstlicke zu verauRRern, aber sie kénnen im Rahmen einer Erbbaurechtslésung
aktiviert werden. Hierzu wurde in einem Grundsatzbeschluss (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 03021)
bereits ein Losungsansatz entwickelt, der auch fur andere Akteurskonstellationen geeignet ist, in
denen das Grundstiick nicht verauRert werden kann oder soll.

Eine weitere Facette ist die Nutzung des Kapitals, dass in den nicht selbststandigen Stiftungen in
der Verwaltung der Landeshaupt Minchen vorhanden ist. Die Mittel kénnen am Kapitalmarkt nur
selten mehr ertragbringend eingesetzt werden. Fir das Vermogen der Stiftungen des Sozialreferats
ware der Erwerb stadtischer Grundstticke im Erbbaurecht und die Realisierung von Objekten im
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KMB eine nachhaltige und rentable Investition. Mithilfe externer Bautrager kdnnen
zielgruppenspezifische Bauprojekte umgesetzt werden, die dem jeweiligen Stiftungszweck
entsprechen. Uber die Vermietung und den vergiinstigten Erbbauzins im KMB kann das
Stiftungsvermogen so langfristig erhalten beziehungsweise vermehrt werden, ohne dass es dem
aktuell niedrigen Zinsniveau zum Opfer fallt. Gleichzeitig gewinnt die Landeshauptstadt Miinchen
einen weiteren wertvollen Partner fir die Erfullung ihrer wohnungs- und sozialpolitischen Ziele.
Eine bevorzugte Grundstiicksvergabe, also ohne Beteiligung an einem o6ffentlichen
Ausschreibungsverfahren, ist fir Stiftungen aber nicht moglich.

Engagement der Miinchner Firmen fiir mehr Wohnungsbau

Der angespannte Minchner Wohnungsmarkt wird zunehmend ein kritischer Standortfaktor fiir
Unternehmen. Das hohe Miet- und Preisniveau fihrt zu Einschrankungen beim Wohnstandard oder
zur Akzeptanz immer gro3erer Pendelentfernungen. Es besteht die Gefahr, dass bei einer weiteren
Verscharfung der Wohnungsproblematik in weniger gut bezahlten Dienstleistungsberufen
ernsthafte Versorgungsprobleme entstehen kdnnten.

Deshalb geht die Landeshauptstadt mit Modellprojekten neue Wege, um ein Engagement im von
Arbeitgebern geférderten Wohnungsbau attraktiver werden lassen. Ein wichtiger Faktor hierbei sind
stadtische Flachenangebote fir den Werkswohnungsbau wie zum Beispiel im Domagkpark (siehe
Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 02675). Die Stadtwerke Minchen nehmen mit ihren
Wohnungsbauaktivitdten eine Vorreiterfunktion ein. Im Jahr 2011 starteten die SWM ihre
+Ausbauoffensive Werkswohnungen“. Zu den 550 Bestandswohnungen sollen bis 2022 weitere 500
neue Werkswohnungen hinzukommen. Angesicht des wachsenden Fachkraftemangels werden
sich Unternehmen verstérkt mit der Frage der Wohnungsversorgung ihrer Mitarbeiter auseinander
setzen mussen. Siehe hierzu auch die Sitzungsvorlagen Nr. 08-14/V 10159 und Nr. 08-14/ V
13100.
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10 Umsetzung

10.1 mitbauzentrale miinchen

Mit der Einrichtung der ,mitbauzentrale miinchen — Beratung flr gemeinschaftsorientiertes
Wohnen* im September 2014 wurde ein weiterer Baustein des wohnungspolitischen
Handlungsprogramms ,Wohnen in Miinchen V* umgesetzt.

Die Landeshauptstadt Minchen hat die Beratungsstelle fir Baugemeinschaften und
Baugenossenschaften bundesweit ausgeschrieben und im Rahmen des Vergabeverfahrens der
Stattbau Minchen GmbH den Zuschlag erteilt. Das Vertragsverhdltnis lauft seit Anfang September
2014 und ist auf drei Jahre befristet. Danach steht der Stadt ein einseitiges Optionsrecht fur eine
Verlangerung um weitere zwei Jahre zu. Vertragsgemaf hat die Stattbau Miinchen GmbH die
Beratungstatigkeit seit Anfang Oktober 2014 unter dem Namen ,mitbauzentrale miinchen —
Beratung fiir gemeinschaftsorientiertes Wohnen* in ihren barrierefreien Raumlichkeiten in der
Schwindstral3e 1 (nahe U-Bahn-Haltestelle TheresienstraRe) aufgenommen.

Die mitbauzentrale miinchen bietet Interessierten kostenlose Beratungen zum Themenfeld
gemeinschaftsorientiertes Wohnen an. Sie informiert Uber mégliche Organisationsformen
(Baugemeinschaften, Baugenossenschaften, Mietergemeinschaften), zu Grundlagen und
Voraussetzungen der Realisierbarkeit von Wohnprojekten (Finanzierung, Planung, Férderung,
Durchflihrung etc.) sowie Uber stadtische Grundstiicke. Die Beratung richtet sich an Menschen
aller Alters- und Einkommensgruppen, unterschiedlicher Haushaltsformen und Herkunft, an
Menschen mit Behinderung und besonderen Bedurfnissen (zum Beispiel altengerechtes und
inklusives Wohnen). Das Angebot beschrankt sich auf die Initiierung, Beratung und Information von
Wohnprojekten bis zur Griindung und ist fir Projekte im Stadtgebiet Minchen kostenfrei.

Neben der personlichen Beratung bietet die mitbauzentrale miinchen vielfaltige Informationen
(unter anderem eine Projekt- und Expertenbdrse) auf ihrer Internetseite
www.mitbauzentrale-muenchen.de an. Ferner organisiert sie regelmafig
Informationsveranstaltungen zu allgemeinen Themen (zum Beispiel ,Was ist ein Wohnprojekt®,
.Baugemeinschaften®) in den eigenen Raumlichkeiten oder auch extern (zum Beispiel in Alten- und
Servicezentren zum Thema ,Wohnen im Alter*) sowie themenbezogene Veranstaltungen (zum
Beispiel ,Baugemeinschaften und Baugenossenschaften im Prinz-Eugen-Park*), die aufgrund des
grof3en Interesses (zum Teil bis zu 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer) in angemieteten
Ré&umlichkeiten stattfinden. Eingebunden in ein bundesweites Netzwerk férdert sie die Vernetzung
und den Austausch von Fachleuten aus der Wohnungswirtschaft, Institutionen und Verb&nden
sowie den stadtischen Referaten.

10.2 Arbeitsgruppe Wohnungsbauoffensive (AG WBO)

In ,Wohnen in Minchen V* wurde unter Antragsziffer 2 vom Stadtrat die Bildung einer
Arbeitsgruppe Wohnungsbauoffensive auf Ebene der Referatsleitung des Referats fir
Stadtplanung und Bauordnung beschlossen. Die Zielvorgabe dieser Arbeitsgruppe wurde darin
gesehen, angesichts der knapper werdenden Flachenreserven kurzfristig Flachen fiir den
Wohnungsbau zu aktivieren sowie Strategien der mittel- bis langfristigen Siedlungsentwicklung zu
entwickeln.


http://www.mitbauzentrale-muenchen.de/
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Die Arbeitsgruppe Wohnungsbauoffensive (AG WBO) wurde daraufhin im Mérz 2012 ins Leben
gerufen. Die AG WBO hat eine hauptabteilungsiibergreifende Steuerungsfunktion innerhalb des
Referats fir Stadtplanung und Bauordnung. Es geht dabei vor allem um die Verknipfung der
Themen Baurechtschaffung — Vergabe geférderter und freifinanzierter Wohnungsbau —
bauaufsichtliche Verfahren. Dabei gilt es, neben der kontinuierlichen Verfolgung der Zielerreichung
auch etwaige Hemmnisse bei der Schaffung von Wohnraum zu identifizieren und zu beseitigen.
Dies soll insbesondere auch einer Beschleunigung der Verfahren dienen.

Im Rahmen der AG WBO wurde zudem mit dem Arbeitsgruppenhandbuch ein Instrument
entwickelt, das eine Dokumentation und eine transparente und kontinuierliche Verfolgung der
Zielzahlen durch die Referatsleitung und die Hauptabteilungen ermdglicht. Durch die quartalsweise
Evaluierung kénnen Fehlentwicklungen frihzeitig erkannt werden, kurzfristige
KorrekturmaRnahmen zur Erreichung der Zielzahlen sind dadurch méglich. Durch die intensive
Einbindung der Arbeitsgruppe Wohnungsbauoffensive konnten die Ziele im Hinblick auf die Zahl
der Baugenehmigungen und Baufertigstellungen sowie der Baurechtschaffung verstetigt,
beziehungsweise deutlich verbessert werden. Dabei ist auch zu beriicksichtigen, dass die
Wirksamkeit der MaRnahmen erst mit einer gewissen zeitlichen Verzégerung eintreten konnte.

Wie der 1, Seite 6 zu entnehmen ist, zeigt sich seit Einfilhrung der Arbeitsgruppe eine Verstetigung
und deutliche Zunahme der Baurechtschaffungen in den Jahren 2014 und 2015. Das Ziel von
3.500 Wohneinheiten pro Jahr wurde im Jahr 2014 mit 3.982 Wohneinheiten und im Jahr 2015 mit
7.923 Wohneinheiten deutlich Ubertroffen. Auch die Verstetigung und der deutliche Anstieg der
Baugenehmigungen, insbesondere in den Jahren 2014 (8.563 Wohneinheiten) und 2015 (8.445
Wohneinheiten), lassen auf eine spirbare Zunahme der Baufertigstellungen in den kommenden
Jahren hoffen.

10.3 Koordinierungsrunde zur Umsetzung von ,Wohnen in Miinchen*“ (KOOR)

Zur Umsetzung von ,Wohnen in Minchen IlI“ wurde Ende 2001 die ,Koordinierungsrunde zur
Umsetzung von Wohnen in Minchen* gegriindet. Diese Arbeitsgruppe ist federfiihrend beim
Referat fur Stadtplanung und Bauordnung angesiedelt. Die Leitung erfolgt zusammen mit dem
Sozialreferat. Dartiber hinaus nehmen an den Sitzungen auch das Kommunalreferat und die
StadtkAmmerei regelmafiig teil. Weitere Referate werden bei Bedarf eingeladen. Die KooR tragt zu
einer verbesserten Transparenz und Information aller betroffenen Referate und Dienststellen im
Bereich der kommunalen Wohnungspolitik bei. Ein besonderer Schwerpunkt liegt in der
Abstimmung und der gemeinsamen Erarbeitung von Vorgehensweisen und Strategien zu
wohnungspolitischen Themen, die eine referatsubergreifende Behandlung erfordern.

Neben Einzelprojekten oder speziellen Fragestellungen werden auch regelmaRig Themen erortert,
die einer kontinuierlichen Berichterstattung und Beobachtung bediirfen (insbesondere der aktuelle
Stand der jahrlichen Forderprogramme). Sofern ein Bedarf fiir eine generelle Nachsteuerung
erkennbar wird (zum Beispiel Anpassungen bei einzelnen Férderprogrammen) oder bei der
Entwicklung oder Realisierung von Fordervorhaben Probleme auftreten, verstandigt sich die KooR
auf kurzem Wege und verbindlich auf geeignete MaRnahmen oder gibt Handlungsempfehlungen
ab. Um auch Erfahrungen und Sichtweisen von Beteiligten au3erhalb der Verwaltung in die
Entscheidungsprozesse einflieRen zu lassen, werden fallweise auch externe Gaste eingeladen
(zum Beispiel Bautragerinnen und Bautréger, Genossenschaften). Die KooR hat sich bewahrt und
soll auch den Vollzug des wohnungspolitischen Handlungsprogramms ,Wohnen in Minchen VI*
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begleiten. Zur Verbesserung ihrer strategische Funktion sollen zukiinftig verstarkt themenbezogene
Unterarbeitsgruppen eingerichtet werden.
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11 Personalbedarf

11.1 Personal- und Sachmittelbedarf des Referats fiir Stadtplanung und Bauordnung -
HA 1l

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung hat folgenden zusétzlichen Bedarf in der Abteilung
HA 11l Stadtsanierung und Wohnungsbau zur Bewaéltigung der Aufgaben im Programm ,Wohnen in
Minchen VI beziehungsweise ,Wohnen in Minchen VI“ in Verbindung mit dem Programm
~Wohnen fir Alle“.

+ 1 Stelle ,Sachbearbeitung Wohnen fir Alle und Wohnungsbauoffensive” im
Sachgebiet HA 111/11
1VZA in der Qualifikationsebene 3 (A13: 61.070 Euro)

- 1 Stelle ,Sachbearbeitung Wohnungsbauférderung und SoBoN" im Sachgebiet HA 111/11
1VZA in der Qualifikationsebene 3 (A12: 59.030 Euro)

+ 1 Stelle ,Sachbearbeitung Wohnungsbauférderung” im Sachgebiet HA 111/13
1VZA in der Qualifikationsebene 3 (A12: 59.030 Euro)

« 1 Stelle ,Sachbearbeitung Wohnungsbauférderung Technik* in der Abteilung HA I11/2
1 VZA in der Qualifikationsebene 3 (E12: 87.700 Euro)

Nachrichtlich sei erwdhnt, dass bei den drei beantragten Beamtenstellen eine Pensionsriickstellung
in Hohe von 40 Prozent des Jahresmittelwertes hinzuzurechnen ist.

Es wird beantragt, alle Stellen dauerhaft einzurichten.
Begriindung

Bereits im Vorfeld von ,Wohnen in Minchen VI“ hat der Stadtrat mit Beschluss vom 29.07.2015
(Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 03607) beschlossen, die Zielzahl bei den Fertigstellungen von
Wohnungen von 7.000 auf 8.500 Wohneinheiten pro Jahr zu erhdhen. Geprift werden sollte in
diesem Zusammenhang auch, wie die Zahl der geférderten Wohnungen von bisher 1.800 auf 2.000
Wohneinheiten pro Jahr erhéht werden kann. Dies ist erfolgt und die erhdhte Zielzahl fur den
geférderten Wohnungsbau wird in ,Wohnen in Miinchen VI umgesetzt. Begleitend zur Erh6hung
der Zielzahlen wurden die Prozessablaufe in der Baurechtschaffung und im
Baugenehmigungsverfahren untersucht und in der Stadtplanung und der Lokalbaukommission im
erheblichen Umfang, die zur Ausweitung und Optimierung der Verfahren notwendigen Stellen
geschaffen.

Die Erhdéhung der Zielzahlen und die Optimierung der Verfahren in der Stadtplanung und der
Lokalbaukommission wirkt sich tber:

- eine erhoéhte Zahl von Ausschreibungsverfahren fiir stadtischen Grundstiicke,

« zusatzliche soziale Bindungsvertrage mit Privaten im Rahmen der SoBoN,

« zusatzliche soziale Bindungsvertrage mit Bauherrn im Rahmen von Befreiungen im
Baugenehmigungsverfahren (40-Prozent-Beschluss),

- eine erhdhte Zahl von Férderantragen mit entsprechenden technischen und
wirtschaftlichen Prifungen im Forderverfahren, bei der Auszahlung der Férdermittel und
der Prifung der Schlussrechnungen, bei der Begleitung der Verfahren in der
Umsetzungsphase und bei der Priifung der Einhaltung des Forderzwecks wéhrend der


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3704559
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Bindungsdauer
aus.
Um die positiven Effekte hinsichtlich Quantitat und Qualitat aus den kiinftig optimierten und
zahlenmaRig gesteigerten Bebauungsplan- und im Genehmigungsverfahren weder im Verfahren
selbst noch in der Umsetzung der Bauvorhaben durch einen personellen Engpass bei der HA lll zu
beeintrachtigen, missen fur diese Aufgaben auch in der HA Il entsprechende zuséatzliche
personelle Kapazitaten zur Verfigung stehen. Die vertragliche Regelung der Sozialbindung
(Forderquote) durch die HA Il ist namlich in den Bebauungsplanverfahren, die den
Verfahrensgrundséatzen der SoBoN unterliegen Voraussetzung fir die Billigung des
Bebauungsplanes. Im Baugenehmigungsverfahren kann in den Féallen, in denen zusatzliches
Baurecht durch Befreiungen von den Festsetzungen eines bestehenden Bebauungsplanes erteilt
wird, dies ist gerade bei Nachverdichtungsmafinahmen haufig der Fall, die Baugenehmigung erst
erteilt werden, wenn die erforderliche Sozialbindung (40 Prozent der befreiten Flache) durch die HA
[l erfolgt ist.

Die Zahl der Bindungsvertrdge und der dadurch gebundenen Wohneinheiten hat sich in beiden
Fallen in den letzten Jahren enorm erhoht:

SoBoN 40-Prozent - Beschluss
Jahre Vertrage pro Jahr Gebundene Vertrage pro Jahr Gebundene Wohneinheiten
Wohneinheiten pro pro Jahr (rund)
Jahr (rund)
2011/2012 6 200 4 12
2013-2015 10 840 10 103

Die in den kommenden Jahren zu erwartenden weiteren Steigerungen sind mit dem vorhandenen
Personal nicht mehr zu bewaltigen.

Im Zusammenhang mit den Ausschreibungsverfahren fiir stddtischen Grundstticke ist darauf
hinzuweisen, dass in ,Wohnen in Minchen VI der Konzeptionelle Mietwohnungsbau (KMB) von
der Pilotphase in ein dauerhaftes Programm tberfihrt wird. Aufgrund seiner umfangreichen und
langjahrigen Bindungen, die eine Dampfung beim Grundstiickspreis erst moglich machen, fiihrt der
KMB — anders als der bisher tbliche Verkauf dieser Flachen fur freifinanzierte
Eigentumsmalinahmen oder Mietvorhaben ohne Bindungen — durch die Festlegung von Kriterien
fur die Vergabe, die Auswertung der angebotenen Konzepte und ein intensives und langjéhriges
Controlling (in der Regel 60-jahrige Bindungen) zu einem erhéhten Aufwand und zu steigenden
Anforderungen sowohl fiir Verwaltung als auch fir die Technik. Hinzu kommt, dass im Rahmen von
+~Wohnen in Munchen VI* fur den KMB erstmalig eine Zielgruppenorientierung eingefuhrt werden
soll, was Aufwand und Anspruch der Aufgabenstellung weiter erhoht.

Mit einem Anteil von in der Regel 30 Prozent an den zu vergebenden stadtischen Flachen kommt
dem KMB auch mengenmaliig eine erhebliche Bedeutung zu.

Auch auf die vom Stadtrat am 21.10.2015 beschlossene Verdopplung der Fertigstellungszahlen der
stadtischen Wohnungsbaugesellschaften (Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V 03607) auf bis zu 1.250
Wohneinheiten pro Jahr muss die HA Il bei der Planung der Grundstiicksvergaben und der
anschlieBenden Férderverfahren reagieren.
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Am 16.03.2016 hat der Stadtrat unter dem Betreff ,Wohnen fir Alle - WAL" (Sitzungsvorlagen Nr.
14-20/ V 05437) ein zusatzliches Férderprogramm im Umfang von 3.000 Wohneinheiten fir
wohnberechtigte Haushalte einschlief3lich anerkannter Fliichtlinge beschlossen. Auch zur
Bewadltigung dieser mengenmanig erheblichen Aufgabenstellung sind die beantragten
Personalzuschaltungen im Umfang von 4,0 VZA erforderlich.

Neben der aus WAL resultierenden Aufgabenmehrung fiir den Bereich der
Grundstiicksvermarktung, der Sozialen Bindungsvertrage (fur die Vorhaben Privater) und der
forderrechtlichen und — technischen Prifung, hat sich bereits in der Konzeptionsphase des
Programms und bei der Vorbereitung der ersten MaRnahmen (,Sofortprogramm der stadtischen
Gesellschaften“) gezeigt, dass gerade die Anforderungen in der Vorbereitung und Abstimmung der
Vorhaben wegen des enormen Zeitdrucks und der Besonderheit in der Konzeption (baulich und
Zielgruppen) deutlich anspruchsvoller sind als bei normalen Foérdervorhaben. So ist es im
Sofortprogramm das Ziel, bis Ende 2016/ Anfang 2017 erste Fertigstellungen zu erreichen, also
innerhalb eines Jahres nach Programmbeschluss.

Dies erforderte unter anderem die Einrichtung entsprechender Gremien (unter anderen der
referatsiibergreifenden Arbeitsgruppe ,Wohnen fur Alle* - AG WAL, die in kurzen Zeitintervallen das
Programm hinsichtlich der erforderlichen Grundstiicke, der Offentlichkeitsarbeit (gesonderte
Veranstaltungen zur Birgerinformation, viele Birgeranfragen) und der Klarung der planerischen
und baulichen Problemstellungen der einzelnen Vorhaben steuert. Dies geschieht im engen
Zusammenwirken mit der Arbeitsgruppe ,Wohnungsbauoffensive — AG WBO*, in der insbesondere
die Projekte der Privaten vorbesprochen werden, die erst in der zweiten Phase (ab 2017, nach dem
Sofortprogramm) in der AG WAL behandelt werden. Zudem steigt auch die Zahl der schwierigen
Einzelprojekte zum Beispiel aus Nachverdichtungsmafnahmen (siehe hierzu auch die bereits
genannte Entwicklung der Fallzahlen im 40-Prozent-Beschluss), die in der AG WBO behandelt
werden. Die HA Il hat bereits bisher die Geschaftsfuhrung in der AG WBO und neu dazu auch die
Geschaftsfiihrung in der AG WAL Ubertragen bekommen. Wegen des Sachzusammenhanges
sollen beide Geschéftsfiihrungen kinftig in der neu zu schaffenden Stelle der Wertung A 13
zusammengefasst werden.

Folgende Aufgabenschwerpunkte sollen der kiinftige Stelleninhaber/die kiinftige Stelleninhaberin
Ubernehmen:

1,0 VZA-Stelle ,Sachbearbeitung Wohnen fiir Alle und Wohnungsbauoffensive®,
Qualifikationsebene 3, Verwaltung A13
«  Geschéftsfuhrung der referatsiibergreifenden Arbeitsguppe Wohnungsbauoffensive — AG
WBO
«  Geschéftsfuhrung der referatstuibergreifenden Arbeitsguppe Wohnen fur Alle — AG WAL
«  Abwicklung der Bautragerauswahlverfahren fir die Projekte aus WAL
- Bearbeitung schwieriger Einzelfalle insbesondere mit Bezug zu AG WBO und AG WAL

1,0 VZA-Stelle ,Sachbearbeitung Wohnungsbauférderung und SoBoN*, Qualifikationsebene 3,
Verwaltung A12
«  Vermarktung von stadtischen Wohnbauflachen mit Durchfiihrung von
Ausschreibungsverfahren und Angebotsbearbeitung
« Projektbegleitung in der Realisierungsphase
- Mitwirken bei stéadtebaulichen Vertrdgen beziehungsweise bei der Ausarbeitung von
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sozialen Bindungsvertrégen (SoBoN und 40-Prozent-Beschluss)
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1,0 VZA-Stelle ,Sachbearbeitung Wohnungsbauférderung®, Qualifikationsebene 3, Verwaltung A12

+ Umfassende Beratung von privaten Investoren, Bautragern, Wohnungsbauunternehmen,
Genossenschaften und Baubetreuern zu den staatlichen und stadtischen Programmen des
geférderten Mietwohnungsbaus und artnaher Férderprogramme. Bei Bedarf Koordinierung
von kumulierenden FérdermalRnahmen

« Bearbeitung von Forderantrdgen auch hoher Schwierigkeitsgrade bis zur Unterschriftsreife

« Bearbeitung von Schlussabrechnungen und Schlussbestatigungen auch hoher
Schwierigkeitsgrade bis zur Unterschriftsreife

1,0 VZA-Stelle ,Sachbearbeitung Wohnungsbauférderung” ,Qualifikationsebene 3, Technik E12:

- Begleitung grofRerer Wohnbauvorhaben von der Entwicklung bis zur Umsetzung

- Beratung von Wohnbautrager vor Stellung Forderantragen, insbesondere Klarung der
Anforderungen an die Planung

- Bearbeitung von Forderantragen

«  Mitwirkung bei der Auslobung von Wettbewerben fur den geférderten Wohnungsbau bei
den stadtischen Wohnungsbaugesellschaften

- Mitwirkung bei der konzeptorientierten Ausschreibung von Wohnbaugrundstiicken

Die dauerhafte Einrichtung aller Stellen ist erforderlich, da angesichts der aktuellen Prognosen fir
das anhaltende Wachstum der Bevolkerung nicht damit zu rechnen ist, dass die Zielzahlen fir den
Wohnungsbau reduziert werden kdnnen. Zudem ist auch nach dem Auslaufen des Programms
-Wohnen fir Alle* (hier ist ohnehin mit einer Nachwirkung fur den Arbeitsbereich der HA 11l Giber das
Ende der Genehmigung der Vorhaben in 2019 hinaus zu rechnen) davon auszugehen, dass das
Thema der Unterbringung anerkannter Flichtlinge beziehungsweise der erhdhte Bedarf fiir
wohnberechtigte Haushalte die Stadt weiter beschaftigen werden.

Die Arbeitsplatzkosten und die Personalkosten sind bisher nicht im Budget des Referates fir
Stadtplanung und Bauordnung enthalten. Die Arbeitsplatzkosten fiir die vier Arbeitsplatze belaufen
sich auf einmalig 9.480 Euro fur 2017 und auf jahrlich 3.200 Euro laufende Arbeitsplatzkosten ab
dem Jahr 2017. Die derzeit absehbaren Aufgaben kdnnen mit der beantragten Stellenzuschaltung
erfullt werden.

Die Primarbuchungen der Personalkosten erfolgen auf der Kostenstelle 18310000 und werden im
Umlegeverfahren in Hohe von bis zu 266.830 Euro auf das Produkt Wohnungsbauférderung
(5838000) verrechnet. Das Produktkostenbudget des Referates fiir Stadtplanung und Bauordnung
erhoht sich aufgrund der bendtigten Personalauszahlungen um bis zu 266.830 Euro, die ab dem
Jahr 2017 anteilig (abhéngig von der Stellenbesetzung) jahrlich kostenwirksam werden.

Der erforderliche Personalbedarf wird aufgrund der zu erwartenden anhaltenden angespannten
Situation am Wohnungsmarkt als dauerhaft angesehen.

Die Bereitstellung der Haushaltsmittel ist sachlich und zeitlich aufgrund der vom Stadtrat
beschlossenen zusatzlichen Aufgaben, Programme und Maflinahmen (siehe vorstehende
Ausfiihrungen) unabweisbar.
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Zusatzlicher Arbeitsplatzbedarf Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung

Die unter Ziffer 11.1 beantragten Arbeitsplatze missen in den Verwaltungsgebauden des Referates
fur Stadtplanung und Bauordnung untergebracht werden. Das zusatzlich beantragte Personal kann
aus Sicht des Referates fiir Stadtplanung und Bauordnung nicht mehr in den bereits zugewiesenen
Flachen untergebracht werden. Es werden daher zusatzliche Flachen fir vier Arbeitsplatze
bendtigt.

Neuausrichtung der Wohnungsbauférderung

Wie die obigen Ausfuihrungen sowie die Anpassungsvorschldge zu den Wohnungsbauprogrammen
deutlich machen (siehe Kapitel 5.4) finden im Bereich des gefdrderten und preisgedampften
Wohnungsbaus eine stetige beziehungsweise zur Zeit sehr dynamische Weiterentwicklungen der
Programme und Verfahren statt. Neben den in dieser Vorlage dargestellten und beantragten akut
notwendigen Personalmehrungen wird sich das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung deshalb
separat damit befassen, wie die derzeitigen organisatorischen Strukturen den deutlich gestiegenen
Anforderungen angepasst werden kénnen.

11.2 Personal- und Sachmittelbedarf des Sozialreferats

Zur Erreichung der Zielzahlen und einer langfristigen Sicherung der erfolgreichen Umsetzung des
Programms ist ein bedarfsgerechter Stellenausbau an den betroffenen Stellen im operativen
Bereich und in der Steuerung im Sozialreferat, Amt fir Wohnen und Migration erforderlich.

Personalbedarf Belegrechte

Vor dem Hintergrund der immer weiter steigenden prekaren Wohnraumsituation ist es dringend
erforderlich alle MaRnahmen zur Sicherung an bezahlbarem Wohnraum auszuschépfen. Da das
Neubaupotenzial begrenzt ist, stellt das Belegrechtsprogramms als Alternative zum Neubau ein
sehr wichtiges Instrument dar, um der Stadt ein Eingreifen in den Wohnungsmarkt zu erméglichen
und bezahlbarer Wohnraum im Bestand zu sichern. In den Jahren seiner Existenz war das
Belegrechtsprogramm bisher aber wenig erfolgreich, trotz Anpassung des Programms und trotz
Interesses seitens privater Eigentiimer.

Mit Stadtratsauftrag vom 06.11.2014 (VB Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 00979) wurde das
Belegrechtsprogramm daher in beinahe allen seinen Bestandteilen intensiv tiberarbeitet und
weiterentwickelt. Grundlegende Veranderung ist die Entwicklung von zwei Modellen im Rahmen
des Programms, die Erweiterung der Mieter-Zielgruppen sowie die Vereinfachung der
Forderbedingungen. Das neue Belegrechtsprogramm ist Bestandteil des vorliegenden
Handlungsprogramms ,Wohnen in Munchen VI* und wird dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

Im Falle der Zustimmung zur Umsetzung des neu aufgelegten Belegrechtsprogramms durch den
Stadtrat ist zur Bewaltigung der zusatzlichen Aufgabenstellung und zur Sicherstellung einer
erfolgreichen Umsetzung des Programms die Entfristung der 0,5 VZA Stelle (V 401125) in E13 im
Fachbereich S-111-S/ PW Planung und Wohnen im Amt fir Wohnen und Migration erforderlich.
Neben der Steuerung und des Programmcontrollings werden auch Offentlichkeitsarbeit und die
Anwerbung von privaten Eigentiimern eine zentrale Aufgabe darstellen.
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Personalbedarf Erweiterte EOZF

Mit Einfihrung der erweiterten EOZF fir die Landeshauptstadt Miinchen kommt es zu einer
erheblichen Aufgabenmehrung im im Sachgebiet Belegungssicherung im Amt fiir Wohnen und
Migration. Zur ordnungsgemaRen Aufgabenerledigung ist die Zuschaltung von Stellen zwingend
notwendig. Dabei verhélt sich das Verfahren fiir die erweiterte EOZF Wohnungen analog dem
Verfahren fur die Belegrechtsankauf. Die Abwicklung beziehungsweise die Aufgaben der
erweiterten EOZF und der Belegrechte sind im Sachgebiet Belegungssicherung verortet und
werden daher gemeinsam betrachtet.

Zum Zeitpunkt des erstmaligen Bezuges von Wohnungen dieser Forderart miissen rechtzeitig
erstmalig Dienstkrafte zugeschaltet werden. Das Ausmald und die Geschwindigkeit der
Personalmehrung bemisst sich dann nach der Zahl der jeweils neu zum Bezug anstehenden
Wohnungen der EOF der Landeshauptstadt Miinchen. Eine verzdgerte oder zu geringe
Stellenzuschaltung fuhrt in jedem Fall zur Verzégerung der Auszahlung der EOZF, die die
Mieterinnen und Mieter dringend zur Bestreitung ihrer Mietkosten benétigen. Damit wéren diese
Haushalte vom Wohnungsverlust wegen Mietschulden bedroht.

Zur Sicherstellung eines reibungslosen Ablaufs ist eine personelle Aufstockung der Arbeitsgruppe
EOZF im Sachgebiet Belegungssicherung bei den zusatzlichen geplanten 900 erweiterten
EOZF-Wohnungen und den 100 geplante Belegrechtswohnungen um zwei Vollzeitstellen in der
Einwertung A 9/E8 dringend erforderlich. Bendtigt werden die Stellen ab erstmaligen Bezug dieser
insgesamt 1000 Wohnungen. Da das Bestandsprogramm Belegrechtsprogramm ab 2017 anlauft,
ist ein Stellenanteil von 0,5 (0,2) VZA ab 2017 erforderlich, die weiteren 1,5 (1,8) VZA sind
spéatestens ab 2019 zu besetzen.

Die Aufgaben der Stellen umfassen im Schwerpunkt die Einkommensberechnung nach BayWoFG,
die Errechnung des Forderanspruchs sowie die Anweisung des Mietzuschuss.

Im Bereich Erstvergabe Neubau im Sachgebiet Belegungssicherung bemisst sich der notwendige
Stellenbedarf fur die Erfassung der 1000 Wohnungsdatensétze (inklusive Belegrechtswohnungen)
sowie der Erstvergabe von 900 Wohnungen (exklusive Belegrechte) auf 5,25 VZA in der
Einwertung A9/ES.

Der Bedarf errechnet sich wie folgt:

Fur die Objekterfassung einer Wohnung wurde ein zeitlicher Aufwand von 5,1 Stunden ermittelt.
Fir 1000 Wohnungen errechnet sich ein Aufwand von 5100 Stunden pro Jahr. Somit liegt im
Bereich der Wohnungsdatenerfassung ein Stellenbedarf von rund 3 VZA vor.

Die Zuschaltung der notwendigen Stellen fur die Objekterfassung wird ab Start des Programms
notwendig. Das heilt alle dafiir notwendigen 3 VZA-Stellen sind ab 2017 zu besetzen.

Fur die Erstvergabe der Neubauwohnungen wurde ein Zeitaufwand von 4 Stunden
beziehungsweise 2 Vergaben pro Tag ermittelt. Bei 200 Arbeitstagen im Jahr errechnet sich fir
eine VZA 400 Vergaben im Jahr. Somit besteht ein Bedarf von 2,25 VZA fiir die Vergabe von 900
Wohnungen.

Zum Zeitpunkt des erstmaligen Bezugs von Wohnungen der Forderart erweiterte EOZF mussen
erstmalig Dienstkrafte im Bereich Erstvergabe Neubau zugeschaltet werden. Das heifl3t die daftr
notwendigen 2,25 VZA-Stellen miissen spatestens 2019 besetzt sein, um eine ordnungsgemafke
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Aufgabenerledigung zu gewahrleisten.

Das neue Programm ,Wohnen fiir Alle* (Siehe Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 05437) mit einem
Umfang von 3.000 geférderten Wohneinheiten fur wohnberechtigte Haushalte einschlief3lich
anerkannter Flichtlinge fUhrt zu einer erheblichen Aufgabenmehrung im Sachgebiet
Belegungssicherung. Die Wohnungen und Férderungen missen analog der erweiterten EOZF bei
der Arbeitsgruppe Wohnungsdatei / Neubauvergabe erfasst und gepflegt werden. Au3erdem
koénnen die Mieterhaushalte auch einen Antrag auf die erweiterte EOZF stellen, der von der
Arbeitsgruppe EOZF zu bearbeiten ist. Zur Sicherstellung eines reibungslosen Ablaufs ist eine
Personalzuschaltung gemaf Fallzahlenschliissel notwendig.

Wie die obigen Ausfliihrungen sowie die Anpassungsvorschlage zu den Wohnungsbauprogrammen
deutlich machen (siehe Kapitel 5.4) finden im Bereich des geférderten und preisgedampften
Wohnungsbaus eine stetige beziehungsweise zur Zeit sehr dynamische Weiterentwicklungen der
Programme und Verfahren statt. Neben den in dieser Vorlage dargestellten und beantragten akut
notwendigen Personalmehrungen wird sich das Sozialreferat deshalb separat damit befassen, wie
die derzeitigen organisatorischen Strukturen den deutlich gestiegenen Anforderungen angepasst
werden kdnnen.

11.3 Personal- und Sachmittelbedarf des Kommunalreferats

Das Kommunalreferat hat folgenden zusatzlichen Personalbedarf zur Bewaltigung der anfallenden
Aufgaben im Programm ,Wohnen in Miinchen VI beziehungsweise ,Wohnen in Miinchen VI“ in
Verbindung mit dem Programm ,Wohnen fir Alle* (WAL):

Abteilung KR-IS-KD

1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Wohnungsbau A 10, 3. Qualifikationsebene

1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Erbbaurechte A11, 3. Qualifikationsebene

1,0 VZA-Stelle Projektleitung neue Baugebiete/WAL A12, 3. Qualifikationsebene
1,0 VZA-Stelle Teamassistenz A 8, 2. Qualifikationsebene

Abteilung KR-RV
1,0 VZA-Stelle Juristische Sachbearbeitung A 14, 4. Qualifikationsebene
1,0 VZA-Stelle Teamassistenz E 8, 2. Qualifikationsebene

Abteilung KR-IM
1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Erbbaurechte A 10, 3. Qualifikationsebene

KR Bew.Amt

1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Bewertung von Grundstiicken und Gebauden E 12, 3.
Qualifikationsebene

2,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Bewertung von Grundstiicken und Gebauden E 11, 3.
Qualifikationsebene

1,0 VZA-Stelle Teamassistenz E 9, 2. Qualifikationsebene (technischer Dienst)

Nachrichtlich wird erwahnt, dass bei den beantragten Beamtenstellen eine Pensionsriickstellung in
Hoéhe von 40 Prozent des Jahresmittelwertes hinzuzurechnen ist.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_dokumente.jsp?risid=3967368
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Es wird beantragt, die Stellen dauerhaft einzurichten.
Begriindung

Mit Beschluss vom 20.07.2016 (Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 /V 06057) hat der Stadtrat der
Ausweitung der Personalkapazitaten im Kommunalreferat zugestimmt, die sich aus der personellen
Verstarkung im Referat fur Stadtplanung und Bauordnung im Zusammenhang mit der Optimierung
der Bebauungsplanverfahren (Beschlussvorlage vom 16.03.2016, Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V
04459) ergeben. Gleichzeitig wurde die Entfristung der zur Umsetzung des wohnungspolitischen
Handlungsprogramms ,Wohnen in Miinchen V* zuerkannten Stellen beschlossen.

Mit der Ausweitung der Personalkapazitaten in der HA Ill des Referates fur Stadtplanung und
Bauordnung (siehe Punkt 11.1) besteht die Gefahr, dass die im Referat fir Stadtplanung und
Bauordnung erreichte Beschleunigung bei der Bearbeitung im Kommunalreferat ins Stocken gerét.
Um die sich aus dem Beschluss zum wohnungspolitischen Handlungsprogramm ,Wohnen im
Minchen VI sowie aus den bereits im Vorfeld von "Wohnen in Minchen VI" am 21.10.2015 und
16.03.2016 gefassten Beschliissen zur Verdoppelung der Fertigstellungszahlen der stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften (Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ V03607) und des zusatzlichen
Forderprogramms ,Wohnen fiir Alle* (Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/ VV 05437) ergebende
Aufgabenstellung in der erforderlichen Qualitat und Quantitat termingerecht erfillen zu kénnen,
muss das Kommunalreferat entsprechend reagieren.

Die vorliegende Beschlussvorlage sieht neben der Erhdhung der Zielzahlen fur den gefdrderten
Wohnungsbau folgende weitere Aufgabenstellungen vor, die zu einem erheblichen Mehraufwand in
der Verwaltung fihren. Hierzu gehdren zum Beispiel die stark vermehrte Vergabe von
Erbbaurechten, die Ausweitung der Immobilienakquise auch auf Objekte mit anhaftenden
rechtlichen Fragestellungen und Gestaltungen, die verstarkte Einbringung von Grundstiicken als
Sacheinlage, wodurch mit einer Vielzahl von Problemstellungen zu rechnen ist, die aufgrund der
anspruchsvollen rechtlichen Konstruktion mit einem deutlich erhéhten juristischen
Beratungsaufwand verbunden sind. Insgesamt gilt es, die Interessen der Stadt jeweils Uber einen
sehr langen Zeitraum zu wahren und Regelungen vertraglich zu fixieren, die fur den
Vertragspartner und die Stadt auf Dauer angemessen und praktikabel sind.

Bei samtlichen Vorhaben in der letzten Zeit hat sich gezeigt, dass die Anforderungen in der
Vorbereitung und Abstimmung immer komplexer werden und sich wegen des enormen Zeitdrucks
deutlich anspruchsvoller in verwaltungs- und bewertungstechnischer Sicht und auch bei der
juristischen Betreuung als bisher gestalten.

Weiter erhoht die dauerhafte Installierung des Konzeptionellen Mietwohnungsbaus (KMB) und die
erstmalig neu vorgesehene Einfihrung der Zielgruppenorientierung den Aufwand und den
Anspruch der Aufgabenstellung im Vergleich zum Verkauf der Flachen fur freifinanzierten
Eigentumswohnungsbau ohne Bindungen — auch im bewertungstechnischen Bereich — deutlich.
Durch die Festlegung von Kriterien und Konzepten, sowie die langjdhrigen Bindungen bedarf es
einer dauerhaften intensiven Vertragstiberwachung, da es anders als beim Verkauf eines
Grundstiickes ohne Bindungen gilt, die Interessen der Stadt Giber einen sehr langen Zeitraum
(Minimum 40 Jahre) hin zu wahren. Dariber hinaus gestalten sich durch die vorgesehene
vermehrte Vergabe dieses Wohnungsbaumodells im Erbbaurecht die Anforderungen aufgrund der
anspruchsvolleren rechtlichen Konstruktion und der regelmafigen Mitwirkung der Stadt als
Grundstuckseigentiimerin noch deutlich aufwéndiger. Vor dem Hintergrund, dass der KMB kunftig


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3967368
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3967368
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3704559
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3819117
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=3819117
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=4047737

Seite 115

zirka 30 Prozent der zu vergebenden stadtischen Flachen umfasst, kommt dem auch
mengenmalfig eine erhebliche Bedeutung zu.

Im Marz 2016 hat der Stadtrat das Sonderférderprogramm ,Wohnen fiir Alle — WAL" beschlossen,
mit dem in relativ kurzer Zeit 3.000 Wohneinheiten fir die berechtigte Zielgruppe geschaffen
werden sollen. Neben der rein zahlenmaRigen Erhéhung der Kapazitéaten stellt auch dieses
Programm die Verwaltung vor erhebliche fachliche Herausforderungen, die zumeist unter Zeitdruck
geldst werden mussen. Die Anforderungen zum Beispiel bei der Suche nach geeigneten Flachen
und der vertraglichen Umsetzung der Konzepte (zum Beispiel ,Stelzenbauten” tiber 6ffentlichen
Verkehrsflachen im Wege der Sacheinlage) sind erheblich anspruchsvoller und aufwéndiger als bei
normalen Vorhaben.

Insgesamt zeigt die Analyse von "Wohnen in Miinchen VI", dass es zur Realisierung der
angestrebten Wohnungsbauzahlen zwingend notwendig ist, auch Geb&ude und Grundstiicke zu
aktivieren, die nur unter erschwerten Bedingungen — seien diese baurechtlicher oder zivilrechtlicher
Art — schnell zu Wohnzwecken bereitgestellt werden kdnnen. Diese erschwerten Bedingungen sind
einzelfallbezogen und werden eine umfangreiche und stark individualisierte Vertragsgestaltung
erforderlich machen. Ebenso erfordert die vorgesehene verstarkte Einbringung von Grundstiicken
als Sacheinlage erhebliche juristische Ressourcen. Insgesamt gesehen steigt mit "Wohnen in
Minchen VI" die Zahl der schwierigen Einzelprojekte und damit die Anforderungen und der
notwendige Aufwand.

Eine bedeutende Rolle wird kiinftig auch der Projektbetreuung und -steuerung grél3erer Vorhaben
zufallen. Aufgrund der komplexeren Gegebenheiten und Zusammenhénge entstehen deutlich
gestiegene Anforderungen sowohl im verwaltungs- und bewertungstechnischen Bereich als auch
bei der juristischen Begleitung. Die mit voranschreitender Verdichtung der Bebauung verbundenen
planerischen und baulichen Problemstellungen, die es in grol3erer Anzahl und unter zeitlich eng
gesteckten Rahmenbedingungen vertraglich umzusetzen gilt, erfordern zusatzliche personelle
Kapazitaten.

Die mit dieser Beschlussvorlage geforderte Quantitat ist in der erforderlichen Qualitét termingerecht
nur zu leisten, wenn die Verwaltung ausreichend Personalkapazitat hat. Die angestrebten Ziele der
Landeshauptstadt Minchen sind mit dem vorhandenen Personal nicht mehr zu bewéaltigen.

Folgende Aufgabenschwerpunkte sollen die kiinftigen Stelleninhaber/innen Ubernehmen:
IS

1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Wohnungsbau A 10
«  Vollzug der Ausschreibungsergebnisse des PLAN und SOZ
« Selbstandige Abwicklung des allg. Grundstiicksverkehrs
- Fertigen von Beschlussvorlagen
« Ausarbeiten und Verhandeln von Grundstiicks- und Erbbaurechtsvertragen
- Umfassende Beratung der Beteiligten und Vertragspartner
- Vertreten der Stadt bei Beurkundungen
«  Uberwachung der Vertragsbedingungen

1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung in herausgehobener Tétigkeit A 11
« wie oben und zusatzlich
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Sachbearbeitung von besonders schwierigen und komplexen Grundstlicksgeschéften
Projektkoordination

Projektsteuerung der Erbbaurechte

Key-Account fir den Erwerb von integrierten Einrichtungen im Teileigentum

1,0 VZA-Stelle Projektleitung neue Baugebiete/WAL und Vertragsmanagement A12

Entwicklung, Ausarbeitung und Umsetzung von Strategien im Rahmen
wohnungswirtschaftlich bedeutender Ziele

Zentrale Koordination, Strukturierung und Steuerung der Vergabeprozesse
Begleitung gréRerer Wohnbauvorhaben von der Entwicklung bis zur Umsetzung
Aufbereitung neuer Baugebiete und Projektbegleitung in der Realisierungsphase
Management der zielgruppenorientierten Verfahren

Vertragsmanagement

1,0 VZA-Stelle Teamassistenz A 8

RV

Koordinierungs- und Unterstiitzungsaufgaben

Entlastung von Routinetéatigkeiten

Beschaffung von Grundlageninformationen wie Lagepléane, Urkunden,
Grundbuchauszige etc.

Erstellen einfacher informatorischer Schreiben

Organisieren, Koordinieren und Betreuen von Besprechungsterminen
Protokollfihrung in internen und externen Besprechungen
Organisatorische Betreuung von Beschlussvorlagen

Termin- und Fristentiberwachung

1,0 VZA-Stelle Juristische Sachbearbeitung A 14

Bearbeitung von Mietrechtsfragen und sonstigen Rechtsfragen im Zusammenhang mit
der Anmietung von Wohnungen und der Uberlassung beziehungsweise
Weitervermietung an Personen, die anderweitig auf dem Wohnungsmarkt
Schwierigkeiten haben

Bearbeitung von Aufgabenstellungen aus dem Bereich des Erbbaurechts

Bearbeitung sonstiger Rechtsfragen aus dem Bereich Wohnen und Grundstiicksrecht,
zum Beispiel Beratung bei Nachbarschaftskonflikten

1,0 VZA-Stelle Teamassistenz: Koordinierungs- und Unterstiitzungsaufgaben E 8

Protokollfihrung in internen und externen Besprechungen und Versenden der
Besprechungsprotokolle

Organisatorische Betreuung von Beschlussvorlagen

Erstellen einfacher informatorischer Schreiben

Einsicht in das Grundbuch und Beschaffung von Grundbuchausziigen
Terminkoordination und -vereinbarung innerhalb des Referates, mit Vertretern anderer
Referate und Externen (zum Beispiel Notare, Anwalte)

Organisieren, Koordinieren und Betreuen von Besprechungsterminen

Versenden erarbeiteter Vertragsentwirfe, Mustervertrage- und -klauseln etc.

Termin- und Fristeniiberwachung
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IM

1,0 VZA-Stelle Sachbearbeitung Erbbaurechte A 10
- laufende Verwaltung der Erbbaurechtsvertrage
- Bearbeitung interner und externer Einspriiche
«  Zahlungsmanagement
« Vertragsvollzug
«  Controlling

Bew.Amt

1,0 VZA-Stelle Bewertungsfachkraft E 12
- Erstellen von terminsicheren Wertgutachten unter bewertungsrelevanten Aspekten
- Projektbetreuung WAL
« Bewertungen im Rahmen SoBoN
«  Entschadigungswerte von teil- oder nichtursachlichen Gemeinbedarfseinrichtungen
im Rahmen stéadtebaulicher Vertréage

2,0 VZA-Stelle Bewertungsfachkraft E 11
« Erstellen von terminsicheren Wertgutachten unter bewertungsrelevanten Aspekten
«  Projektbetreuung SEM Minchen Nordost
- Begutachtung Anmietungen Belegrechte
» Residualwertableitungen im Konzeptionellen Mietwohnungsbau
«  Wertermittlung fir Erbbaurechte

1,0 VZA-Stelle technische Teamassistenz E 9

- Koordinierungs- und Unterstiitzungsaufgaben

« Entlastung von Routinetatigkeiten

« Beschaffung von Grundlageninformationen (zum Beispiel Einsicht in Grundbuch- und
Grundakten, Kopieren wesentlicher Unterlagen)

« Recherche und Aufbereitung von Daten

«  Flachenberechnungen (z.B Wil nach WoFIV, BGF nach Din 277, GF nach BauNVO und
Def. GAA, Gif-Flachen, umbauter Raum)

«  Durchfiihrung von Objektbesichtigungen mit Dokumentationen

« Planeinholungen im PLAN (LBK, HA I, HA 1II)

« Beschaffung von Dokumentationen und allgemeinen Informationen zu Altlasten,
Kampfmitteln, Aushub- und Abbruchkosten usw.

Die dauerhafte Einrichtung aller Stellen ist erforderlich, da angesichts der aktuellen Prognosen fur
das anhaltende Wachstum der Bevolkerung nicht damit zu rechnen ist, dass die Zielzahlen fir den
Wohnungsbau reduziert werden kénnen oder dass die Wohnraumschaffung kinftig unter
erleichterten Bedingungen stattfinden kann.

Die Arbeitsplatzkosten und die Personalkosten sind bisher nicht im Budget des Kommunalreferates
enthalten. Die Arbeitsplatzkosten fiir die 11 Stellen belaufen sich einmalig auf 26.070 € fir 2017
und auf jahrlich 8.800 € laufende Arbeitsplatzkosten ab dem Jahr 2017. Die derzeit absehbaren
Aufgaben kénnen mit der beantragten Stellenzuschaltung erfillt werden.

Die Bereitstellung der Haushaltsmittel ist sachlich und zeitlich aufgrund der vom Stadtrat
beschlossenen zusatzlichen Aufgaben, Programme und MalRnhahmen unabweisbar.
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Die beantragten Arbeitsplatze missen in den Verwaltungsgebauden des Kommunalreferates
untergebracht werden. Das zusatzlich beantragte Personal kann aus Sicht des Kommunalreferates
nicht mehr in den bereits zugewiesenen Flachen untergebracht werden. Es werden daher
voraussichtlich zusatzliche Flachen fur diese Arbeitsplatze benétigt.

11.4 Personal- und Sachmittelbedarf der Stadtkiammerei

Die Stadtkdmmerei hat in der Hauptabteilung Il Haushaltswirtschaft, im Sachgebiet Finanz- und
Investitionsplanung den zusétzlichen Bedarf von einer Stelle in der Qualifikationsebene 3,
Verwaltungsdienst in der Einwertung BesGr. A 12 / EGr. E 11.

Begriindung

Das Programm "Wohnen in Munchen VI" fiihrt im Vergleich zum auslaufenden Programm "Wohnen
in Minchen V" unter anderem zu einer weiteren Steigerung der Zielzahlen im geférderten und
preisgedampften Wohnungsbau von 1.800 Wohneinheiten um 200 Wohneinheiten auf 2000
Wohneinheiten jahrlich. Ergdnzend sollen durch das Programm ,Wohnen fir Alle (= WAL)" in den
Jahren 2016 mit 2019 zuséatzlich weitere geférderte 3.000 Wohneinheiten, das heif3t jahrlich
rechnerisch 600 Wohneinheiten, errichtet werden.

Der Bereich "Wohnen in Miinchen VI" umfasst hauptsachlich MaRnahmen/ Programme des
Planungs-, Kommunal- sowie des Sozialreferates, in geringerem Umfang auch des Referates fir
Gesundheit und Umwelt.

Im Sachgebiet werden im Zusammenhang mit dem Erarbeiten und der anschlieienden Umsetzung
der WiM-Programme insbesondere folgende Téatigkeiten wahrgenommen:

- Teilnahme an Arbeitsgremien, Besprechungen, insbesondere Herbeifiihren von
Abstimmungen unter Berucksichtigung der Belange der Stadtkdmmerei bei neuen oder
geanderten Sachverhalten (hier unter anderem Plausibilisieren von Fachbedarfen und
daraus abgeleiteten Mengen), Finanzbedarfen sowie Klaren beziehungsweise Ableiten von
finanzierungsrelevanten Sachverhalten bis hin zum Erarbeiten von Textvorschlagen mit
den betroffenen Fachreferaten beziehungsweise Mitwirken beim Erarbeiten von
Mustertexten zur Darstellung der Finanzbedarfe und der Finanzierung. Ferner Mitwirken an
referatsiibergreifenden Koordinierungs- und Umsetzungsgremien, wie zum Beispiel
Koordinierungs- und Lenkungsgruppen sowie Mitwirken bei der Erstellung von
Grundsatzbeschlissen, wie zum Beispiel "Wohnen in Minchen VI", sowie den
entsprechenden Entscheidungen auf Verwaltungsebene (wie zum Beispiel Darstellung der
Bedarfe und Aufbau ergénzender Controllingelemente).

« Prufen von Fach- und Finanzierungsbeschlissen sowie Erstellen von Stellungnahmen der
StadtkAmmerei, zum Beispiel zur Feststellung der Infrastrukturkosten und deren
Finanzierung, Prifung der Flachennutzungs- und Bebauungspléane im Hinblick auf Belange
der Stadtkdmmerei, unter anderem im Hinblick auf die Ursachlichkeit von genehmigten
Bauvorhaben auf die Infrastruktur sowie finanztechnische Abwicklung der Finanzierung bei
SoBoN- und stédtebaulichen Siedlungsvorhaben und Berechnung der Zufihrung und
Entnahme zu Finanzreserven oder Grundstiicksgeschéfte mit Externen oder stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften.

«  Planung, Fortschreibung sowie laufende Uberwachung der entsprechenden MaRnahmen
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und Haushaltspositionen der Investitionsprogramme, Beurteilung und Vollzug von
Kammereiverfiigungen, Abgleich mit dem Jahreshaushalt.

« Jahrliche Grundlagenermittlung des Zahlen- und Prognosematerials fur die mittelfristige
Finanzplanung sowie der gro3en Vorhaben fiir den Bereich "Wohnen in Minchen VI".

« Wahrnehmen (inhaltlich, Taktung und Umfang) des einschlagigen Finanzcontrollings (zum
Beispiel unterjahriges kAmmerei-internes Berichtswesen) der einschlégigen investiven Ein-
und Auszahlungen.

«  Abrechnung der SoBoN-Félle im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten.

Bereits im laufenden Programm "Wohnen in Miinchen V" haben sich, um die Zielzahlen zu
erreichen, durch programmatische Ergdnzungen des Grundsatzbeschlusses deutlich komplexere
Sachverhalte und neue, bisher nicht bestehende Verfahren und Konstellationen ergeben.
Beispielhaft ist der Grundsatzbeschuss zum Konzeptionellen Mietwohnungsbau sowie WAL zu
nennen, der zu einem deutlichen Ausweiten des geférderten beziehungsweise preisgedampften
Wohnungsbaus, insbesondere auch durch die stadtischen Wohnungsbaugesellschaften gefuhrt
hat. Die Umsetzung dieser vielfaltigen Férdermdglichkeiten hat durch die zunehmende Zahl von
Beteiligten zu zunehmend neuen und komplexeren Beschlusskonstruktionen, wie zum Beispiel
In-House-Vergaben, gefiihrt. Dies erfordert konzeptionell bereits bei "Wohnen in Miinchen V" zum
gleichen Sachverhalt hdufig sowohl Grundstiicks-, als auch wohnungsbauliche Beschlisse
beziehungsweise Sachverhaltsprifungen.

Dies hat bereits zu deutlich héherem zeitlichen Aufwand bei allen vorstehend genannten
Tatigkeiten gefuhrt. Dennoch hat die Stadtkdmmerei im Vergleich zu den anderen beteiligten
Referaten weder fir im Beschluss "Wohnen in Minchen IV" und im Beschluss "Wohnen in
Minchen V" eine Personalzuschaltung geltend gemacht.

Die nochmalige Steigerung der Zielzahlen bei "Wohnen in Miinchen VI" sowie der vielfaltigere
Programmmix im Vergleich zu "Wohnen in Minchen V" flihrt bei den oben genannten Tatigkeiten
Zu einem weiteren quantitavien und qualitativen Anstieg, der ohne erhebliche fachliche
Einschrankungen mit dem bestehenden Ressourcen nicht mehr bewaltigt werden kann.

So ist beispielsweise zur Umsetzung von "Wohnen in Minchen VI" von einer weiteren deutlichen
Zunahme von Beschlissen aller beteiligten Referate unter Einbindung der stadtischen
Wohnungsbaugesellschaften auszugehen. Des weiteren ist aufgrund der bisherigen Erfahrungen
auch von einem hdheren Abstimmungsaufwand in den referatsiibergreifenden Gremien
auszugehen. Quantitativ wird durch "Wohnen in Minchen VI" unter Einbeziehung der Erfahrungen
aus "Wohnen in Miinchen V" von einem Zusatzaufwand von rund 0,5 VZA ausgegangen.

Neben dem quantitativen Anstieg steigen, wie oben ausgefihrt, durch "Wohnen in Minchen VI*
auch die qualitativen Anforderungen bei allen oben genannten Tatigkeiten weiter an. Beispielhaft
kdonnen die nochmals deutlich gestiegenen Anforderungen an die investive Planung und das
begleitende unterjahrige Finanzcontrolling (unter anderem Einbeziehung der Bindungen und
Verpflichtungserméachtigungen) genannt werden. Auch die Sachverhalte und
Umsetzungsbeschliisse gewinnen durch die zuséatzlichen Programme und neuen Beteiligten weiter
an Komplexitat. Die héhere Qualitat und fachlichen Anspriiche an die planenden, prifenden und
verarbeitenden Sachverhalte bedingen einen weiteren Ressourcenbedarf von 0,5 VZA.

Zur Sicherstellung einer zeitnahen und korrekten Bearbeitung ist daher die unbefristete
Zuschaltung einer Stelle fur eine Verwaltungsfachkraft der Einwertung BesGr. A 12 / EGr. E 11
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(Verwaltungsdienst, 3. QE) in der Stadtkammerei erforderlich. Da die Erfahrung zeigt, dass die
folgenden WiM-Programme eher umfangreicher werden, besteht der Zusatzaufwand dauerhatft.

11.5 Gesamter Personalbedarf ,Wohnen in Miinchen VI“

Bereich Funktionsbezeichnung Einwer- | VZA zum jeweiligen
tung Zeitpunkt
der Stellenzuschaltung
2017 2018 2019
Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung
PLAN HA Il | SB Verwaltung Al13 1,0
PLAN HA Il | SB Verwaltung Al2 2,0
PLAN HA Il | SB Technik E12 1,0
Zwischensumme Referat fiir Stadtplanung und 4,0
Bauordnung
Sozialreferat
S-11I-S/BF SB EOZF / VD A9/ES8 0,5
S-1lI-S/BF SB Wohnraumvergabe / VD A9/E8 3,0
S-IlI-S/ PW | SB Steuerungsunterstiitzung E13 0,5
Entfristung
S-IlI-S/BF SB Wohnraumvergabe /VD A9/E8 3,75
Zwischensumme Sozialreferat 3,5 0.5 3.75
Kommunalreferat
IS SB Wohnungsbau A10 1,0
IS SB Erbbaurecht All 1,0
IS SB Projektleitung Al2 1,0
IS Teamassistenz A8 1,0
RV Jurist. Sachbearbeitung Al4 1,0
RV Teamassistenz E8 1,0
IM SB Erbbaurecht A10 1,0
BewA SB Bewertung E12 1,0
BewA SB Bewertung E11 2,0
BewA Teamassistenz E9 1,0
Zwischensumme Kommunalreferat 11,0
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Bereich Funktionsbezeichnung Einwer-t |VZA zum jeweiligen Zeitpunkt
ung der Stellenzuschaltung
Stadtkdmmerei
SKA HAII/2 SB Investitions- und Finanzplanung Al12/E11 |1,0
Zwischensumme SKA 1,0
2017 2018 2019
Gesamtsumme Personalbedarf jeweils ab 19,5 0,5 3,75

Das Personal- und Organisationsreferat ist als Querschnittreferat der Landeshauptstadt Miinchen betroffen, wenn
zusatzliche Stellen eingerichtet und besetzt werden, sowie das gewonnene Personal betreut werden muss.
Betroffen sind regelmafig die Abteilung 1 Recht, die Abteilung 2 Personalbetreuung, die Abteilung 3 Organisation,
die Abteilung 4 Personalleistungen sowie die Abteilung 5 Personalentwicklung, Bereich Personalgewinnung.

Das Personal- und Organisationsreferat wird den sich durch diese Beschlussvorlage ergebenden zusatzlichen
Aufwand zu gegebener Zeit gesondert im zustandigen VPA geltend machen.
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12 Finanzierung

12.1 Kassensturz "Wohnen in Miinchen V"

Im Friihjahr 2016 wurde im Rahmen des Kassensturzes ein Uberblick tiber die zwischen den
Jahren 2012 bis 2015 gebundenen Mittel sowie ein Ausblick fiir die im Jahr 2016 voraussichtlich zu
bindenden Mittel erstellt. Ausloser des Kassensturzes zu ,Wohnen in Minchen V* war der
Beschluss ,Wohnen fir Alle®, der haushaltstechnisch neutral finanziert werden sollte. Dafur wurden
unter anderem Mittel des Referates fiir Stadtplanung und Bauordnung fir "Wohnen in Miinchen V"
zu den stadtischen Gesellschaften umgeschichtet. Aufgrund der Entnahme von Mitteln fir das
Sofortprogramm ,Wohnen fir Alle®, der Einfihrung der Férderung von Flexi-Wohnheimen sowie der
unerwarteten Zunahme der Grundstiicksmindererldse wurde der zur Verfiigung stehende
stadtische Mittelrahmen fur ,Wohnen in Miinchen V* voll ausgeschépft, obwohl die
Forderzielzahlen nicht erreicht werden konnten.

Im Rahmen des Kassensturzes wurde ferner ermittelt, welche Mittel in den Jahren 2012-2015
bereits durch Férderbescheide oder Vertrage gebunden und welche davon bereits abgeflossen
sind. Zudem wurde prognostisch erhoben, mit welchen Bindungen beziehungsweise
Mittelabflissen im Jahr 2016 zu rechnen ist und wie die Mittelabflisse in den Folgejahren sein
koénnten. Hierbei wurden die Mittel alternativ mit und ohne Grundstiicksmindererlése dargestellt.

In der Regel flie3en die Mittel bei den Férderprogrammen aufgrund der zum Teil langen
Zeitspannen zwischen Mittelzusage/ -bindung und Bauausfiihrung rund zwei bis drei Jahre,
manchmal auch lénger, zeitversetzt und zudem in Raten nach Baufortschritt ab. Daher erfolgen
auch nach Ende des Programmzeitraums hier ebenfalls noch mehrere Jahre lang Auszahlungen
aus den einschlagigen Programmen bis alle gebundenen Mittel ausgereicht sind. Fur das Jahr
2016 sowie 2017 ff. stehen daher fur WiM V derzeit insgesamt noch rund 413 Millionen Euro zur
Auszahlung zur Verfligung, die in den letzten Jahren bereits gebunden wurden, deren Mittelabfluss
jedoch erst in den néchsten Jahren erfolgt.

Fiar "Wohnen in Minchen VI" werden daher im Finanzhaushalt und
Mehrjahresinvestitionsprogramm fur jedes Programm neue Haushaltspositionen eingestellt, um die
verschiedenen Auszahlungen je WiM-Programm transparent darstellen zu kénnen.

12.2 Finanzbedarf

Im Rahmen der Arbeiten fiir den Beschluss "Wohnen in Miinchen VI" wurde von den beteiligten
Fachreferaten und der Stadtkammerei eine Ubersicht erarbeitet, die die angestrebten Wirkungen
(Zielzahlen, Zielgruppen usw.), den einzelnen Foérderprogrammen zuordnet und diese wiederum
mit den damit erforderlichen Auszahlungen verknilpft. Ebenso lassen sich gegebenenfalls
erforderliche Anpassungen der Wirkungsparameter darstellen.



Seite 123

An Hand der Ubersicht wurden auch verschiedene Forderanséatze lberpriift und — soweit moglich —
der Ansatz mit der besten Wirkungs-Kosten-Relation gewahlt. Zusatzlich wurden die verschiedenen

Forderprogramme aus "Wohnen in Miinchen V" evaluiert.

Der Finanzbedarf fir die einzelnen Foérderprogramme stellt sich wie folgt dar:

Forderung

a
Berechnungen:
EOF Gesamt
(ohne staatliche
Zuschiisse)

Miinchner
Wohnungsbau Gesamt

Kleinwohnungen
Miinchner
Wohnungsbau (ehem.
KomPro) Gesamt

Miinchen Modell
Gesamt

Belegrechte,
Bestandskauf

Einbringung privater
Grundstiicke

Ankauf v.
Grundstiicken

Finanzierung von
Genossenschafts-
anteilen
Forderung
unabweisbarer
Mehrkosten

Wertausgleich
fir SoBoN
Ubergangsfille

Verlangerung Bele-
gungsrechte

Gesamt

Tabelle 6: Bengtigte Haushaltsmittel nach Férderprogrammen

Einkom-

mens-Stufe

untere

untere

untere

mittlere

Zielzahl
wWimvi

5x k

2.500

1.400

1.100

3.000

500

betrifft nicht
die Zielzahlen

betrifft nicht
die Zielzahlen

betrifft nicht
die Zielzahlen

betrifft nicht
die Zielzahlen

betrifft nicht
die Zielzahlen

betrifft nicht
die Zielzahlen

GF

2 €lm?
WHl. Wil
d e i

dx0,8 jile
88 70 950
88 70 950
31 25 950
110 88 1.250
63 50 1.912
75 60 1.500
88 70 3.143
88 70 750
88 70 950

pauschale Annahme

88 70 500

2

FOMI/WE

66.880

66.880

23.560

110.000

95.630

90.000

220.000

52.500

66.880

35.000

Zielzahl WiM
Vip.a.

500

280

220

600

100

50

45

20

300

30

Bendtigte
Mittel p.a.

I
kxj

33.440.000

18.726.400

5.183.200

66.000.000

9.560.000

4.500.000

10.000.000

1.050.000

20.064.000

3.000.000

1.050.000

Gebundene
Mittel
WiM VI
(2017-2021)
(gerundet)

t
| x 5 Jahre

168.000.000

94.000.000

26.000.000

330.000.000

48.000.000

23.000.000

50.000.000

5.250.000

100.000.000

15.000.000

5.250.000

864.500.000

Insgesamt sollen im Programmzeitraum von 2017 bis 2021 fur WiM VI 864,5 Millionen Euro
gebunden werden. Mit den 413 Millionen Euro aus dem Programm ,Wohnen in Minchen V*, die

noch fir WiM V zur Verfligung stehen, siehe ,12.1 — Kassensturz®, steht insgesamt ein

Fordermittelbudget von rund 1,278 Milliarden Euro zur Verfigung (vergleiche 30).
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100%

90%

80%

70%

60%

50%

40%

30%

20%

10%

0%

Gesamtsumme: rd. 1.278 Mio. Euro

1.250 Mio. €

1.000 Mio. €
Kommunale Fordermittel

865 der LHM

750 Mio. €

500 Mio. € ¥ gebundene Mittel aus WiM
V (Mittelabfluss erfolgt im
Zeitraum WiM VI)

250 Mio. €

Mio. €

Abbildung 30: Kommunale Férdermittel fur "Wohnen in Minchen VI" und gebundene Mittel aus

.Wohnen in Miinchen V*

In 6 werden die bendtigten Mittel nach Férderprogrammen beziehungsweise Ausgabepositionen
aufgeschlisselt. Die angesetzten Werte basieren auf Erfahrungswerten der letzten Jahre.
Weiterhin wurden Annahmen zu Zielzahlen sowie zur Verteilung der Zielzahlen auf privaten und
stadtischen Flachen vorgenommen. Der Konzeptionelle Mietwohnungsbau (KMB) z&hlt
haushaltstechnisch nicht als ausgabenwirksames Férderprogramm.

In der Wohnungsbaufdrderung wurde mit folgenden Anséatzen kalkuliert:

Die erwarteten staatlichen Mittel wurden in die Planung mit rund 58 Millionen Euro
jahrlich eingestellt (siehe 7). In dieser Zahl sind die Mittel des Wohnungspakts Bayern nicht
enthalten.

Die kommunale Férdersumme wurde bei der EOF mit jeweils 66.880 Euro je Wohneinheit
kalkuliert. Hierin sind keine staatlichen Zuschiisse enthalten. In Abhangigkeit von den zur
Verfugung stehenden staatlichen Fordermitteln in der EOF und deren Bindungen, miissen
gegebenenfalls auch Zuschiisse aus den kommunalen Mittel bezahlt werden. Die
Forderung ergibt sich aus einem Darlehen in Hohe von 950 Euro je Quadratmeter
Wohnflache. Durchschnittlich verfligen EOF-Wohnungen ber eine Flache von rund 70
Quadratmeter. Beim Bau von 500 Wohneinheiten pro Jahr ergibt sich somit ein benétigtes
Fordervolumen in Hohe von rund 33,4 Millionen Euro pro Jahr beziehungsweise rund 168
Millionen Euro im Programmzeitraum 2017 bis 2021.

Die Fordersumme fur Wohnungen im Miinchner Wohnungsbau werden ebenfalls mit
jeweils 66.880 Euro je Wohneinheit kalkuliert, ohne staatliche Zuschiisse. Die Férderung
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ergibt sich aus einem Darlehen in Hohe von 950 Euro je Quadratmeter Wohnflache.
Durchschnittlich verfigen die Wohnungen tber eine Flache von rund 70 Quadratmeter.
Beim Bau von 280 Wohneinheiten pro Jahr ergibt sich somit ein benétigtes Férdervolumen
in Héhe von rund 19 Millionen Euro pro Jahr beziehungsweise 94 Millionen Euro im
Programmzeitraum 2017 bis 2021.

Der Ansatz fur Kleinwohnungen im Miinchner Wohnungsbau geht ebenfalls von einem
Darlehen von rund 950 Euro je Quadratmeter Wohnflache aus. Da die Flachen jeder
Wohneinheit mit rund 25 Quadratmeter deutlich kleiner sind, ergibt sich somit ein
Forderaufwand je Wohneinheit in Hohe von 23.560 Euro. Beim Bau von 220
Wohneinheiten pro Jahr ergibt sich somit ein benétigtes Férdervolumen in Hohe von rund
5,2 Millionen Euro pro Jahr beziehungsweise 26 Millionen Euro im Programmzeitraum
2017 bis 2021.

Neu ist die Férderung unabweisbarer Mehrkosten (siehe hierzu Kapitel 5.4, Seite 57):
Fur die Kalkulation wurde davon ausgegangen, dass rund 25 Prozent der Wohnungen in
den Programmen EOF und Munchner Wohnungsbau eine zusétzliche Forderung in Hohe
von bis zu 950 Euro je Quadratmeter erhalten. Somit ergibt sich ein Férdervolumen in
Hoéhe von rund 20,06 Millionen Euro p.a. beziehungsweise rund 100 Millionen bis zum Jahr
2021.

Fir die Wohnungen im Miinchen Modell wurde ein Férderbetrag von 1.250 Euro je
Quadratmeter Wohnflache sowie eine durchschnittliche Wohnungsgrof3e von 88
Quadratmetern zugrunde gelegt. Der Foérdermittelbedarf in diesen Programmen erhéht sich
im Vergleich zu "Wohnen in Minchen V" erheblich. Dies hat zwei Griinde: zum Einen hat
der Stadtrat im Zusammenhang mit der Einfihrung des KMB im Sommer 2013 die
Bindungsdauer einheitlich auf 40 Jahre festgelegt (zuvor wahlweise auch 25 Jahre mit
einer Forderung von max. 750 Euro je Quadratmeter Wohnflache). Zum Anderen wird mit
-Wohnen in Miinchen VI“ das Miinchen Modell-Eigentum, bei dem keine stadtische
Darlehensforderung geleistet wird, abgeschafft und die Flachenanteile fir das Minchen
Modell-Miete beziehungsweise -Genossenschaften verwendet. Dem steigenden
Finanzbedarf steht auch eine deutlich héhere Zahl an geférderten Mietwohnungen fiir
mittlere Einkommen und eine erheblich langere Bindungsdauer gegeniiber. Somit ergibt
sich eine Forderung in Hohe von 110.000 Euro je Wohnung. Bei einer Zielzahl von jahrlich
600 Wohneinheiten werden Mittel in Héhe von 66 Millionen Euro pro Jahr,
beziehungsweise 330 Millionen Euro fir den Programmzeitraum benétigt.

Bei der Verlangerung von Belegungsrechten (friher Investitionskostenzuschuss fiir
dauerhafte Bindungen; nur noch auf privaten Grundstiicken - vergleiche Kapitel 5.4, Seite
57) wird von einem Férderbetrag von 500 Euro je Quadratmeter Wohnflache
ausgegangen. In der Kalkulation wurde von einer durchschnittlichen Wohnflache von etwa
70 Quadratmetern ausgegangen. Somit ergibt sich ein Finanzbedarf von 35.000 Euro je
Wohneinheit. Es wurde unterstellt, dass der Férderzuschuss fir 30 Wohneinheiten pro Jahr
in Anspruch genommen wird. Dementsprechend wurden 1,05 Millionen Euro pro Jahr
beziehungsweise 5,25 Millionen Euro im Programmzeitraum kalkuliert.

Fir den Ankauf von Belegrechten im Bestand wurde von einem Férderbetrag in Hohe
von 1.912 Euro je Quadratmeter Wohnflache und einer durchschnittlichen Wohnungsgréi3e
von rund 50 Quadratmetern ausgegangen. Je Wohneinheit ergibt sich so eine
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Fordersumme in Hohe von 95.630 Euro. Bei einem geplanten Ankauf von rund 100
Wohneinheiten im Jahr ergibt sich ein Fordervolumen in H6he von rund 9,6 Millionen Euro
pro Jahr beziehungsweise 48 Millionen Euro von 2017 bis 2021. In dieser Summe sind die
dargestellten Sachmittel fiir Offentlichkeitsarbeit und Bewerbung enthalten, jedoch keine
Personalkosten.

Bei der Einbringung privater Grundstiicke fir den gefdrderten Mietwohnungsbau wird
die Annahme zugrunde gelegt, dass jahrlich rund 50 Wohneinheiten auf von privat
eingebrachten oder erworbenen Grundstiicken entstehen sollen. Bei einer
Durchschnittsgréf3e von 75 m2 Geschossflache pro Wohneinheit und einem
angenommenen Grundstiickswert von 1.500 Euro/ m? ist mit einer Bezuschussung von
1.200 Euro je Quadratmeter Geschossflache (Unterschied zwischen Grundstiickswert und
Wertansatz mit sozialer Bindung) beziehungsweise 1.500 Euro/ m2 Wohnflache zu
rechnen. Daraus ergibt sich eine Zuschusssumme von 90.000 Euro je Wohneinheit. Uber
die Laufzeit von "Wohnen in Miinchen VI" und einer jahrlichen Férderung von 50
Wohneinheiten ergibt sich eine Gesamtsumme von insgesamt rund 23 Millionen Euro.

Der Ansatz fiir die Ubernahme von Genossenschaftsanteilen fiir Haushalte in der EOF
bis zur Einkommensstufe | wurde mit 750 Euro/m2 Wohnflache angesetzt. Bei einer
Wohnflache von rund 70 Quadratmetern und einem Férderziel von rund 20
EOF-Wohneinheiten im Jahr ergibt sich ein Férderaufwand in Héhe von 1,05 Millionen
Euro pro Jahr beziehungsweise rund 5,25 Millionen Euro im Programmzeitraum.

Dariiber hinaus muss mit einer Ausgleichszahlung fiir SoBoN-Ubergangsfille
gerechnet werden. Hierfur wurden pauschal 3,0 Millionen Euro jahrlich veranschlagt, was
sich fur den Programmzeitraum auf insgesamt 15 Millionen Euro aufsummiert. Die Stadt
dringt in den Verhandlungen zur SoBoN-Novellierung darauf, solche Ausgleichszahlungen
abzuschaffen.

Dazu kommen noch Grundstiicksmindererldse, das heif3t die Landeshauptstadt verzichtet beim
Grundstucksverkauf auf Einnahmen, damit dort glinstige Wohnungen entstehen. In der Summe
sind das zuséatzlich mehrere hundert Millionen Euro. Angesichts der Entwicklung auf dem
Wohnungsmarkt wird auch der Wertverzicht bei den stadtischen Grundstucksverk&ufen weit hoher
ausfallen als in den Vorjahren.

Grundstliicksmindererldse entstehen durch die Differenz zwischen dem Marktwert und dem
tatsachlichen reduzierten Verkaufspreis gemal des Grundstiickswertansatzes, der sich durch die
Bindungen ergibt. Grundstiicksmindererldse stellen keinen Mittelabfluss im Finanzhaushalt,
sondern lediglich einen bilanziellen Buchungsvorgang dar und wurden aus diesem Grund nicht
mehr zum Férderrahmen von ,Wohnen in Minchen VI* hinzugerechnet.
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12.3 Vergleich der Foérderprogramme

Gesamtsumme: rd. 865 Mio. Euro
100% S —
50 B Wertausgleich fir SoBoN
800 Mio. € Ubergangsfille
90% N N
Ankauf v. Grundstiicken fir
) den geforderten Wohnungsbau
80% 700 Mio. € o .
B Einbringung privater
Grundsticke
70% 600 Mio. € B Belegrechte, Bestandskauf
Finanzierung von Genos-
0 senschaftsanteilen
60% 500 Mio. €
B Minchen Modell
50% ' W Verlangerung Belegungsrechte
400 Mio. € (EOF und Muinchner Woh-
40% nungsbau)
. B Forderung unabweisbarer
300 Mio. € Mehrkosten Gesamt (EOF und
30% Munchner Wohnungsbau)
200 Mio. € Kleinwohnungen Miinchner
20% Wohnungsbau (ehem.
KomPro)
10% 100 Mio. € B Miinchner Wohnungsbau
(ehem. KomPro)
. [ |
0% Mio. € EOF

Abbildung 31: Fordermittel je Férderprogramm fiir den Gesamtzeitraum "Wohnen in Minchen
VI", ohne Grundstiicksmindererlése und staatlicher Férderung

Im Vergleich der Férderprogramme (siehe 31) zeigt sich, dass rund 20 Prozent der Mittel fiir die
Einkommensorientierte Férderung (EOF) verwendet werden. Weitere 25 Prozent werden fur den
Munchner Wohnungsbau inklusive der Kleinwohnungen und der unabweisbaren Mehrkosten
verwendet. In diesen Forderprogrammen kommen zusatzlich staatliche Mittel zum Einsatz (rund 58
Millionen Euro jahrlich). Wohnungen, die im Miinchen Modell errichtet werden, erhalten fast 40
Prozent der Fordermittel, wahrend sich die Gbrigen 15 Prozent der Férdergelder auf die sonstigen
Forderprogramme verteilen. Fir den Konzeptionellen Mietwohnungsbau fallen lediglich
Grundstiicksmindererlose an, weshalb das Modell in der 31 nicht bertcksichtigt wurde.
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Mittelbedarf fiir den geférderten WiM VvV WiM VI Entwicklung Entwicklung
Mietwohnungsbau 2012- 2016 2017- 2021 WiM V-WiM VI WiM V-WiM VI
in Millionen Euro insgesamt  insgesamt insgesamt pro Jahr

EOF | Miinchner Wohnungsbau

(ehem. KomPro) 350,0 398,5 48,5 9,7
hohere Zielzahl 25,0 28,7 3,7 0,7
Ausgleich staatlicher Mittelriickgang 30,0 0,0 -30,0 -6,0
Finanzierung von 10,0 53 4.8 1,0

Genossenschaftsanteilen
Forderung unabwc_alsbarer Mehr_kosten 25,0 100,0 75,0 15,0

/ allgemeine Kostensteigerung
Verlangerung Belegungsrechte - 5,3 53 1,1
Miinchen Modell 50,0 330,0 280 56

(Miete/Genossenschaften)

Erhéhung des Darlehens
um 500 € je m? Wfl aufgrund - 132,0 132,0 26,4
verlangerter Bindungsdauer

héhere Zielzahl

(Erhshung von 300 auf 600 WE) i S “ELY Bl
weitere Forderung / flexible Mittel 75,0 136,0 61 12,2
Belegrechtsankauf 25,0 48,0 23,0 4,6
Zuschus_s fur Elnbrlng}mg i 23.0 23,0 46
privater Grundstiicke
Ankauf von Grundstlicken fir den geférder- 50,0 50,0 0.0 0.0
ten Wohnungsbau
Wertausgleich fur
SoBoN Ubergangsfélle i = L0 &40
Grundstiicksmindererlose
(nur bis WiM V) el
Haushaltsansatz 800 865
Mittelzuweisung Bund + Freistaat 255 288 33 7
Summe insgesamt 730 1.153 423 85

@ ab WiM VI entfallt die Eigenwohnraumférderung, fiir die Programmzeitraume WiM 1V-V inklusive Miinchen
Modell Eigentum

Tabelle 7: Férdermittelrahmen insgesamt — Vergleich Wohnen in Miinchen V und VI

Fur das Programm ,Wohnen in Miinchen V* (2012-2016) betrug der Haushaltsansatz
(einschlie3lich Grundstiicksmindererlése) 800 Millionen Euro. Davon wurden 325 Millionen Euro fir
Mindererlose einkalkuliert.
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Die Baukosten haben sich in den letzten finf Jahren um rund 11 Prozent erhéht. Die Anspannung
auf dem Wohnungsmarkt hat sich ebenfalls weiter verscharft, wahrend die staatliche Férderung
nicht angestiegen ist. Dies macht eine Anhebung der Fordergelder fur ,Wohnen in Miinchen VI*
notwendig.

Fir das Programm ,Wohnen in Minchen VI* (2017-2021) wird mit einem Haushaltsansatz von 865
Millionen Euro kalkuliert.

Rund 70 Prozent der kommunalen Fordergelder werden als Darlehen ausbezahlt, dass heifl3t, es ist
mit einem Ruckfluss in den kommenden Jahren zu rechnen. Es ist beabsichtigt, in einem
Erfahrungsbericht zu ,Wohnen in Miinchen VI* die H6he der jahrlichen Darlehensrickflisse aus
dem Programm ,Wohnen in Miinchen” darzustellen.

Die Entwicklung der Férdermittel von ,Wohnen in Miinchen V* zu ,Wohnen in Minchen VI* wird in
der Tabelle 7 dargestellt. Die Kostenmehrungen begriinden sich hauptsachlich aus den
Verénderungen im Minchen Modell Miete sowie der Einfiihrung der Férderung fur unabweisbare
Mehrkosten.

Das Munchen Modell Eigentum soll zugunsten des Miinchen Modell Miete abgeschafft werden und
die Darlehensférderung im Miinchen Modell wurde schon in ,Wohnen in Miinchen V*
(Beschlusspunkt 23) aufgrund der optionalen Verlangerung des Bindungszeitraums auf 40 Jahre
von 750 Euro je Quadratmeter auf 1.250 Euro je Quadratmeter erhoht. Dies fuhrt insgesamt zu
einer Steigerung der Férdermittel um rund 280 Millionen Euro von rund 50 Millionen Euro in WiM V
auf rund 330 Millionen Euro in WiM VI.

700 Mio.
600 Mio.
500 Mio.
400 Mio.
300 Mio.
200 Mio.
100 Mio.

a o d o o o o M

Mio.
EK-Stufe I+l EK-Stufe llI+IV weitere Forderung /
(EOF / Miinchner (Minchen Modell)  flexible Mittel

Wohnungsbau)

Abbildung 32: Férdermittel nach Einkommensstufen (inklusive staatlicher Darlehen und
Zuschusse)

Insgesamt werden rund 60 Prozent der gesamten Fordermittel fir den Wohnungsbau fur die
Einkommensstufen | und Il verwendet (vergleiche 32). Die Einkommensstufen Il und IV, die beim
Minchen-Modell berticksichtigt werden, erhalten fast 30 Prozent der Gelder. Auf die weitere
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Forderung, die nicht immer direkt einem Forderprogramm zugeordnet werden kann, entfallen rund
10 Prozent der Mittel. Es erscheint sachgerecht, die stadtischen Finanzmittel fir den geférderten
Wohnungsbau als einen einheitlichen, gegenseitig deckungsfahigen Ansatz zu betrachten, um die

fur die sehr vielfaltigen Forderprogramme notwendige Flexibilitat zu haben.

12.4 Finanzhaushalt 2017 ff.

12.4.1 Finanzbedarf des Referats fiir Stadtplanung und Bauordnung

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit des Referats fir
Stadtplanung und Bauordnung:

Folgende Tabelle gibt einen Uberblick (iber die beantragten Personalressourcen beim Referat fiir
Stadtplanung und Bauordnung:

Beantragtes Personal fiir PLAN-HA Il

Produktzuordnung:Produkt 5838000 Wohnungsbauférderung

Zeitraum Funktionsbezeichnung / VZA Einwertung Dahrlicher Mittelbedarf
Fachrichtung bis zu
Ab 2017 ISachbearbeitung 1,0 IA13 61.070 €
unbefristet \Wohnen fiir Alle und
\Wohnungsbauoffensive
IAb 2017 ISachbearbeitung 1,0 IA12 59.030 €
unbefristet \Wohnungsbauférderung und
ISoBoN
IAb 2017 ISachbearbeitung 1,0 IA12 59.030 €
unbefristet \Wohnungsbauférderung
IAb 2017 ISachbearbeitung 1,0 E12 87.700 €
unbefristet \Wohnungsbauférderung -
[Technik
Summe 1.0 266.830 €

Fir die neu zu schaffenden 4,0 VZA-Stellen sind Arbeitsplatze erforderlich. Die
arbeitsplatzbezogenen Kosten stellen sich wie folgt dar:

2.370 Euro einmalige investive Sachkosten fir die Einrichtung und Ausstattung des
Arbeitsplatzes
800 Euro dauerhafte konsumtive Sachkosten fir den Arbeitsplatz

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit

dauerhaft einmalig befristet
Summe zahlungswirksame Kosten 267.990,--
ab 2017
davon:
Personalauszahlungen (Zeile 9)* 264.790,--
ab 2017
IAuszahlungen fur Sach- und Dienstleistungen 3.200,--
Zeile 11) ab 2017
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Transferauszahlungen (Zeile 12) ,--

Sonstige Auszahlungen aus Ifd.
Verwaltungstatigkeit (Zeile 13)
Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen (Zeile 14)),--

Nachrichtlich Vollzeitdquivalente 4.0

* Die nicht zahlungswirksamen Kosten (wie zum Beispiel interne Leistungsverrechnung, Steuerungsumlage,
kalkulatorische Kosten ) kdnnen in den meisten Féllen nicht beziffert werden.

Bei Besetzung von Stellen mit einem Beamten/einer Beamtin entsteht im Ergebnishaushalt zusétzlich zu den
Personalauszahlungen noch ein Aufwand fur Pensions- und Beilhilfertickstellungen in Hohe von etwa 40
Prozent des Jahresmittelbetrages.

** ohne arbeitsplatzbezogene IT-Kosten

Ab 2015 gelten flr die Verrechnung der Leistungen mit it@M die vom Direktorium und der StadtkAmmerei
genehmigten Preise. Die zur Zahlung an it@M erforderlichen Mittel fur die Services ,Arbeitsplatzdienste” und
»Telekommunikation” werden im Rahmen der Aufstellung des Haushalts- beziehungsweise
Nachtragshaushaltsplanes in die Budgets der Referate eingestellt. Eine gesonderte Beschlussfassung tber
die Mittelbereitstellung ist daher nicht mehr erforderlich.
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Zahlungswirksame Kosten im Bereich der Investitionstitigkeit

dauerhaft

einmalig

befristet

Summe zahlungswirksame Kosten (entspr. Zeile S5 des
Finanzrechnungsrechnungsschemas)

in 2017
0.480 €

in 2017:
7.438.200 €

n 2018:
52.067.400 €
n 2019:
111.573.000 €
n 2020:
163.640.400 €
n 2021
163.640.400 €
n 2022:
163.640.400 €
n 2023:
10.910.100 €
n 2024
40.910.100 €

davon:

Auszahlungen fir den Erwerb von Grundstiicken und
Gebdauden (Zeile 20)

Auszahlungen fiir BaumafRnahmen
(Zeile 21)

Auszahlungen flr den Erwerb von beweglichem
Vermdgen (Zeile 22)

Arbeitsplatzkosten
Belegrechtsankaufe:

Verlangerung Belegungsrechte
Wertausgleich fir SoBoN-Ubergangsfille

in 2017
0.480 €

In 2017:
202.500 €

n 2018:
1.417.500 €
n 2019:
3.037.500 €
n 2020:
1.455.000 €
n 2021:
4.455.000 €
n 2022:
1.455.000 €
n 2023:
1.113.750 €
n 2024:
1.113.750 €
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Auszahlungen fiir den Erwerb von - -
Finanzvermoégen (Zeile 23)

Auszahlungen fir InvestitionsféorderungsmaflZinahmen |- --
(Zeile 24)

Forderung unabweisbarer Mehrkosten (Zuschuss) In 2017:
752.400 €

n 2018:
5.266.800 €
n 2019:
11.286.000 €
n 2020:
16.552.800 €
n 2021:
16.552.800 €
n 2022:
16.552.800 €
n 2023:
1.138.200 €
n 2024,--
4.138.200 €
IAuszahlungen fur sonstige Investitionstatigkeit (Zeile 25) 0.0 -- In 2017:
6.483.300 €
Darlehen fur die Bereiche: n 2018:
MaRnahmen im geforderten Mietwohnungsbau (EOF, 45.383.100 €
Miunchner Wohnungsbau inklusive Kleinwohnungen) n 2019:
Maflinahmen im Minchen Modell 07.249.500 €
Forderung unabweisbarer Mehrkosten n 2020:
Finanzierung von Genossenschaftsanteilen 142.632.600 €
n 2021:
142.632.600 €
n 2022:
142.632.600 €
n 2023:
35.658.150 €
n 2024:
35.658.150 €
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12.4.2 Finanzbedarf des Sozialreferates:

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit des
Sozialreferats:

Folgende Tabelle gibt einen Uberblick (iber die beantragten Personalressourcen beim Sozialreferat:

Beantragtes Personal fur Sozialreferat, Amt fir Wohnen und Migration
Produktzuordnung: LfdNr. 1 und 3 - Produkt: 4.1.2; Lfd.Nr. 2 - Produkt: 4.1.8
Zeitraum | Funktionsbezeichnung / VZA Einwertung Jahrlicher
Fachrichtung Mittelbedarf
bis zu
Ab 2017 SB EOZF / VD 0,5 A9/E8 25.965 €
SB Wohnraumvergabe / VD 3,0 A9/E8 (51.930 €) 155.790 €
Ab 2018 SB Steuerungsunterstitzung / | 0,5 E13 (74.270 €) 37.135 €
SO
(Entfristung)
Ab 2019 SB Wohnraumvergabe /VD 3,75 A9/E8 (51.930 €) 194.7375€
Summe 7.8 413.627,5 €

Fur die neu zu schaffenden 3,5 VZA-Stellen sind Arbeitsplatze erforderlich. Die
arbeitsplatzbezogenen Kosten stellen sich wie folgt dar:

2.370 Euro einmalige investive Sachkosten fiir die Einrichtung und Ausstattung des

Arbeitsplatzes

800 Euro dauerhafte konsumtive Sachkosten fur den Arbeitsplatz
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Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit

dauerhaft einmalig befristet
Summe zahlungswirksame Kosten IAb 2017 2017: 537.531,40 € 2018 bis 2021
197.680€ 2018: 875.062,80 € jahrlich 62.500 €
2019: 1.312.594,20 €
ab 2018 2020: 1.750.125,60 € 2021 bis 2031
14.360 € 2032: 1.750.125,60 € ahrlich
2033: 1.312.594,20 € 2.187.657 €
ab 2019 2034: 875.062,80 €
211.800 € 2035: 437.531,40 €
davon:
Personalauszahlungen (Zeile 9)* IAb 2017
194.880 €
ab 2018
43.960 €
ab 2019
208.800 €

Auszahlungen fir Sach- und
Dienstleistungen (Zeile 11)**
Arbeitsplatzkosten ab 2017: 2.800 €
ab 2018: 400 €

ab 2019: 3.000 €
ab 2017: 100.000 €

Offentlichkeitsarbeit 0017 2018 bis 2021
100.000 € jahrlich 62.500 €

Transferauszahlungen (Zeile 12) 2017: 437.531,40€

Mietzuschuss 2018: 875.062,80 € 2021 bis 2031

2019: 1.312.594,20 € ahrlich

2020: 1.750.125,60 € 2.187.657 €
2032: 1.750.125,60 €
2033: 1.312.594,20 €
2034: 875.062,80 €
2035: 437.531,40 €

Sonstige Auszahlungen aus Ifd.
Verwaltungstatigkeit (Zeile 13)
Zinsen und sonstige
Finanzauszahlungen (Zeile 14)
Nachrichtlich Vollzeitaquivalente ab 2017: 3,5
ab 2018: 0,5
Entfristung)

ab 2019: 3,75

* Die nicht zahlungswirksamen Kosten (wie zum Beispiel interne Leistungsverrechnung, Steuerungsumlage,
kalkulatorische Kosten ) kénnen in den meisten Fallen nicht beziffert werden. Bei Besetzung von Stellen mit
einer Beamtin/einem Beamten entsteht im Ergebnishaushalt zusatzlich zu den Personalauszahlungen noch
ein Aufwand fir Pensions- und Beilhilferiickstellungen in H6he von etwa 40 Prozent des Jahresmittelbetrages.
** ohne arbeitsplatzbezogene IT-Kosten

Ab 2015 gelten flr die Verrechnung der Leistungen mit it@M die vom Direktorium und der StadtkAmmerei
genehmigten Preise. Die zur Zahlung an it@M erforderlichen Mittel fur die Services ,Arbeitsplatzdienste” und
»Telekommunikation” werden im Rahmen der Aufstellung des Haushalts- beziehungsweise
Nachtragshaushaltsplanes in die Budgets der Referate eingestellt. Eine gesonderte Beschlussfassung tber
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die Mittelbereitstellung ist daher nicht mehr erforderlich. Sonstige IT-Kosten, wie zum Beispiel Zahlungen an
externe Dritte, sind hier mit aufzunehmen

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der Investitionstatigkeit

dauerhaft einmalig befristet
Summe zahlungswirksame Kosten (entspr. Zeile S5 dds In 2017 2017 bis 2021
Finanzrechnungsrechnungs- schemas) 8.295 € ahrlich
In 2018 3.000.000 €
1.185 €
In 2019 017 bis 2021
3.887,50 € ahrlich
1.600.000 €
davon:
Auszahlungen fir den Erwerb von Grundstiicken und,-- -~ -~
Gebéauden (Zeile 20)
Auszahlungen fir BaumalRnahmen -~ -~
(Zeile 21)
Auszahlungen fiir den Erwerb von beweglichem
Vermogen (Zeile 22)
Arbeitsplatzkosten In 2017
8.295 €
In 2018
1.185 €
In 2019
3.887,50
Teilnahmepramie 2017 bis 2021
ahrlich
3.000.000 €
Grundstuckssubventionierung 2017 bis 2021
ahrlich
1.600.000 €
Auszahlungen fir den Erwerb von -~ -
Finanzvermégen (Zeile 23)
Auszahlungen fir - -
Investitionsforderungsmafnahmen (Zeile 24) Y
IAuszahlungen fiir sonstige Investitionstatigkeit (Zeile 25) |--
Nachrichtlich Vollzeitaquivalente 3.5 0,5 (Entfristung) 3,7
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12.4.3 Finanzbedarf des Kommunalreferats:

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit des
Kommunalreferats:

Folgende Tabelle gibt einen Uberblick (iber die beantragten Personalressourcen beim
Kommunalreferat:

Beantragtes Personal fiir das Kommunalreferat

Produktzuordnung: 54500 (IS), 54130 (RV), 54300 (IM), 54142 (BewA)

Zeitraum Funktionsbezeichnung / VZA Einwertung Jahrlicher
Fachrichtung Mittelbedarf

bis zu

Ab 2017 IS

unbefristet SB Wohnungsbau 1,0 A 10 48.580 Euro
SB Erbbaurechte 1,0 All 53.040 Euro
SB Projektleitung 1,0 Al2 59.030 Euro
Teamassistenz 1,0 A8 40.800 Euro

Ab 2017 RV

unbefristet Jurist. Sachbearbeitung 1,0 Al4 70.250 Euro
Teamassistenz 1,0 E8 55.680 Euro

Ab 2017 IM

unbefristet SB Erbbaurechte 1,0 A10 48.580 Euro

Ab 2017 BewA

unbefristet SB Bewertung 1,0 E 12 87.700 Euro
SB Bewertung 2,0 E 11 160.720 Euro
Teamassistenz 1,0 E9 65.030 Euro

Summe 11.0 689.410 Euro

Fur die neu zu schaffenden 11,0 VZA-Stellen sind Arbeitsplétze erforderlich. Die
arbeitsplatzbezogenen Kosten stellen sich wie folgt dar:

- 2.370 Euro einmalige investive Sachkosten fiir die Einrichtung und Ausstattung des
Arbeitsplatzes
« 800 Euro dauerhafte konsumtive Sachkosten fur den Arbeitsplatz
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Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit
dauerhaft einmalig befristet
Summe zahlungswirksame Kosten 698.210,- - -
ab 2017
davon:
Personalauszahlungen (Zeile 9)* 689.410,- - -
*  Abt. IS (Produkt 54500)
1,0 VZA/A 10 48.580,-
1,0VZA /A1l 53.040,-
1,0VZA/A12 59.030,-
1,0 VZA/AS8 40.800,-
* Abt. RV (Produkt 54130)
1,0 VZA/A 14 70.250,-
1,0VZA/ES8 55.680,-
* IM (Produkt 54300)
1,0 VZA/A10 48.580,-
*  Bewertungsamt (Produkt 54142)
1,0VZA/E 12 87.700,-
20VZA/E 11 160.720,-
1,0VZA/E9Q 65.030,-
Auszahlungen fiir Sach- und Dienstleistungen (Zeilg| 8.800 € - -
11)
Ifd. Arbeitsplatzkosten FiPo 0350.650.0000.8 1.600 €
Ifd. Arbeitsplatzkosten FiPo 0640.650.0000.8 4.000 €
Ifd. Arbeitsplatzkosten FiPo 6121.650.0000.3 3.200 €
Transferauszahlungen (Zeile 12) - - -
Sonstige Auszahlungen aus Ifd. Verwaltungstatigkeit - - -
(Zeile 13)
Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen (Zeile 14) - - -
Nachrichtlich Vollzeitaquivalente 11.0 0 0

* Die nicht zahlungswirksamen Kosten (wie zum Beispiel interne Leistungsverrechnung, Steuerungsumlage,
kalkulatorische Kosten ) kénnen in den meisten Fallen nicht beziffert werden. Bei Besetzung von Stellen mit
einem Beamten/einer Beamtin entsteht im Ergebnishaushalt zusatzlich zu den Personalauszahlungen noch
ein Aufwand fir Pensions- und Beihilferiickstellungen in Héhe von etwa 40 Prozent des Jahresmittelbetrages.
** ohne arbeitsplatzbezogene IT-Kosten
Ab 2015 gelten fur die Verrechnung der Leistungen mit it@M die vom Direktorium und der Stadtkdmmerei
genehmigten Preise. Die zur Zahlung an it@M erforderlichen Mittel fir die Services ,Arbeitsplatzdienste” und

»Telekommunikation” werden im Rahmen der Aufstellung des Haushalts- beziehungsweise

Nachtragshaushaltsplanes in die Budgets der Referate eingestellt. Eine gesonderte Beschlussfassung tber
die Mittelbereitstellung ist daher nicht mehr erforderlich.
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Zahlungswirksame Kosten im Bereich der Investitionstéatigkeit

dauerha] einmalig befristet
ft

Summe zahlungswirksame Kosten (entspr. Zeile S5 - 26.070,- 50.000.000,- €
des Finanzrechnungsrechnungs- schemas) in 2017 von 2017-2021

davon:
Auszahlungen fir den Erwerb von Grundstiicken - - 50.000.000,- €
und Gebauden (Zeile 20) von 2017-2021
Auszahlungen fir BaumaRnahmen - - -

(Zeile 21)
Auszahlungen fir den Erwerb von beweglichen - -
Vermdgen (Zeile 22)

Ersteinrichtung Arbeitsplatz (FiPo 0350.935.9330.5) 4740 €
Ersteinrichtung Arbeitsplatz (FiPo 0640.935.9330.5)
Ersteinrichtung Arbeitsplatz (FiPo 6121.935.9330.0) 11.850 €

9.480 €
Auszahlungen fir den Erwerb von Finanzvermdgen - - -
(Zeile 23)
Auszahlungen fir - - -
Investitionsforderungsmafinahmen (Zeile 24)

Auszahlungen flr sonstige Investitionstatigkeit 0.0 - -
(Zeile 25)
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12.4.4 Finanzbedarf der Stadtkdmmerei

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit der
Stadtkdmmerei

Folgende Tabelle gibt einen Uberblick tiber die beantragten Personalressourcen bei der
Stadtké&mmerei, Abteilung 2 Mehrjahreshaushaltswirtschaft:

Beantragtes Personal fiir SKA - HAII/2

Produktzuordnung:Produkt 6102000 ,Haushaltswirtschaft”

Zeitraum Funktionsbezeichnung / \VZA Einwertung Dahrlicher Mittelbedarf
Fachrichtung bis zu

IAb 2017 ISachbearbeitung 1.0 A12 /[ E11 80.360€

unbefristet Investitionsplanung und -kontrolle
Verwaltungsdienst

ISumme 1.0 80.360 €

Fur die neu zu schaffende 1,0 VZA-Stelle ist ein neuer Arbeitsplatz erforderlich. Die
arbeitsplatzbezogenen Kosten stellen sich wie folgt dar:
- 2.370 € einmalige konsumtive Sachkosten Kosten fur die Einrichtung und Ausstattung
des Arbeitsplatzes
« 800 € dauerhafte konsumtive Sachkosten fur den Arbeitsplatz

Zahlungswirksame Kosten im Bereich der laufenden Verwaltungstatigkeit

dauerhaft einmalig befristet
Summe zahlungswirksame Kosten * ab 2017 017
davon:
Personalauszahlungen 80.360 €
Sachauszahlungen** Arbeitsplatz-koste JArbeitsplatz-ersta
n usstattung
800 € 2.370 €
Transferauszahlungen
Nachrichtlich Vollzeitaquivalente 1 VZA

* Die nicht zahlungswirksamen Kosten (wie zum Beispiel interne Leistungsverrechnung, Steuerungsumlage,
kalkulatorische Kosten und Ruckstellungen u. a. fur Pensionen) kdnnen in den meisten Féllen nicht beziffert
werden. Bei Besetzung von Stellen mit einem Beamten/einer Beamtin entstehen zusétzlich zuden
Personalauszahlungen noch Pensions- und Beihilfertickstellungen in Hohe von 40 Prozent des
Jahresmittelbetrages.
** Ab 2015 gelten fur die Verrechnung der Leistungen mit it@M die vom Direktorium und der Stadt-
kadmmerei genehmigten Preise. Die zur Zahlung an it@M erforderlichen Mittel fiir die Services
LArbeitsplatzdienste“und ,Telekommunikation“ werden im Rahmen der Aufstellung des Haushalts-
beziehungsweise Nachtragshaushaltsplanes in die Budgets der Referate eingestellt. Eine gesonderte
Beschlussfassung tber die Mittelbereitstellung ist daher nicht mehr erforderlich.
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12.4.5 Begriindung des Nutzens der Personalzuschaltungen

Wie bei den Begriindungen des Personalbedarfs der einzelnen Referate bereits ausgefiihrt, liegt
der Nutzen der Personalzuschaltungen darin, dass erst damit die personellen Voraussetzungen
dafur geschaffen werden, die erhéhten Mengenziele (zum Beispiel 2.000 geforderte Wohneinheiten
pro Jahr parallel zu den 3.000 zusatzlichen geférderte Wohneinheiten im Projekt WAL 2016 —
2019) und die Qualitatsziele (zum Beispiel Vereinfachung und Harmonisierung der
Forderprogramme, verbessertes Belegrechtsprogramm, Subjektférderkomponente beim
Miinchener Wohnungsbau, umfassendes Finanzcontrolling) zu erreichen.

12.4.6 Nutzen im Bereich der Investitionstatigkeit

Mit den Investitionen wird die Grundlage fir den Bau oder die Belegungsbindung von zirka 10.000
geférderten Wohneinheiten fir Haushalte mit unteren und mittleren Einkommen und aus
unterschiedlichen Zielgruppen und fir den Bau von weiteren 1.500 Wohneinheiten im
preisgedampften freifinanzierten Mietwohnungen im Konzeptionellen Mietwohnungsbau wahrend
des 5-jahrigen Programmzeitraums geschaffen. Die MaRBnahme ist hinsichtlich der geférderten
Wohnungen und im genannten Umfang auch zwingend erforderlich, da sie gesetzlich
vorgeschrieben ist. Aus einem Grof3teil der vorgeschlagenen Programme erfolgen zudem uber
einen Zeitraum von 25 (EOF auf privaten Grundstlicken mit stadtischer Kofinanzierung)
beziehungsweise 40 Jahre (EOF und Munchen Modell auf stéadtischen Grundstuicken)
Darlehensruckflisse (in der Regel 1-2 Prozent Tilgung und 0,5 Prozent Zins).

12.4.7 Finanzierung, vorlaufige Haushaltsfiihrung, Unabweisbarkeit

Die Finanzierung kann weder durch Einsparungen noch aus dem eigenen Referatsbudget erfolgen.
Uber die Finanzierung muss sofort entschieden werden. Entsprechend Art. 69 Abs. 1 Nr. 1 GO darf
die Gemeinde bis zur Genehmigung der Haushaltssatzung (haushaltslose Zeit) nur finanzielle
Leistungen erbringen, zu denen sie rechtlich verpflichtet ist oder die fir die Weiterfuhrung
notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind. Sie darf insbesondere Leistungen des
Finanzhaushalts, fur die im Haushaltsplan eines Vorjahres Betréage vorgesehen waren, fortsetzen.

Der Stellenplan ist Teil des Haushaltsplans. Solange die Haushaltssatzung nicht genehmigt ist,
kénnen nur vorbereitende Arbeiten fur die jeweiligen Stellenschaffungen und
Stellenbesetzungsverfahren erfolgen. Die Stellenschaffung kann erst nach Genehmigung der
Haushaltssatzung beginnen.

Eine Unabweisbarkeit liegt bei allen finanziellen Ausweitungen vor, da die Versorgung der
Munchner Haushalte innerhalb der Einkommensgrenzen der Wohnraumférderung eine kommunale
Pflichtausgabe ist. Aufgrund der besonderen Minchner Situation ist es zudem geboten, auch
preisgedampften Mietwohnraum fur Haushalte tber diesen Einkommensgrenzen zu schaffen.
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12.5 Mehrjahresinvestitionsprogramm 2016-2020

Darstellung im MIP 2016-2020 in Investitionsliste 1

Das Mehrjahresinvestitionsprogramm 2016-2020 ist daher wie folgt auszuweiten:

12.5.1 Mittelbedarf des Referats fiir Stadtplanung und Bauordnung:

a) MaBnahmen im geférderten Mietwohnungsbau (EOF, Miinchner Wohnungsbau inklusive
Kleinwohnungen)

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Darlehen fir den geférderten Mietwohnungsbau (EOF, Minchner Wohnungsbau inklusive

Kleinwohnungen), "Wohnen in Miinchen VI"

Investitionsliste 1, UA 6200, Malinahmen-Nr. 3001, Rangfolgen-Nr. 10 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (925) 288.000 |0 129.600 |0 2.880 20.160 |[43.200 |63.360 |63.360 |95.040
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |288.000 |0 129.600 |0 2.880 20.160 |[43.200 |63.360 |63.360 |95.040
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 288.000 |0 129.600 |0 2.880 20.160 |[43.200 |63.360 |63.360 |95.040

b) MaBnahmen im Miinchen Modell Darlehen
MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Darlehen fir Miinchen Modell-Miete und -Genossenschaften, "Wohnen in Miinchen VI"
Investitionsliste 1, UA 6200, MalRnahmen-Nr. 3101, Rangfolgen-Nr. 11 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (925) |330.000 148.500 |0 3.300 23.100 |[49.500 |[72.600 |72.600 |108.900
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 330.000 148.500 |0 3.300 23.100 |[49.500 |[72.600 |72.600 |108.900
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A 330.000 148.500 |0 3.300 23.100 |[49.500 |[72.600 |72.600 |108.900

c) Verlangerung Belegungsrechte (frither: Investitionskostenzuschuss fiir dauerhafte
Bindungen)




MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Belegungsrechtsankauf fir dauerhafte Bindungen, "Wohnen in Minchen VI"
Investitionsliste 1, UA 6200, Malinahmen-Nr. 7720, Rangfolgen-Nr. 12 (in T€)
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Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (935) |5.250 2.363 0 52 368 788 1.155 1.155 1.732
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 5.250 2.363 0 52 368 788 1.155 1.155 1.732
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 5.250 2.363 0 52 368 788 1.155 1.155 1.732

d) Férderung unabweisbarer Mehrkosten

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Darlehen und Zuschuss fur die Férderung unabweisbarer Mehrkosten fiur EOF/Minchner

Wohnungsbau, "Wohnen in Minchen VI"
Investitionsliste 1, UA 6200, Malinahmen-Nr. 7670, Rangfolgen-Nr. 13 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (925) |25.080 11.286 |0 250 1.756 3.762 5.518 5.518 8.276
B (985) |75.240 33.858 |0 752 5.267 11.286 |16.553 |[16.553 |24.829
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 100.320 45.144 |0 1.002 7.023 15.048 |22.071 |22.071 |33.105
Z(361) |O 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 100.320 45.144 |0 1.002 7.023 15.048 |22.071 |22.071 |33.105

e) Finanzierung von Genossenschaftsanteilen

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Darlehen fir die Finanzierung von Genossenschaftsanteilen
Investitionsliste 1, UA 6200, MalRnahmen-Nr. 7680, Rangfolgen-Nr. 15 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (928) |5.250 2.363 0 53 367 788 1.155 1.155 1.732
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G 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |5.250 2.363 0 53 367 788 1.155 1.155 1.732

Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 5.250 2.363 0 53 367 788 1.155 1.155 1.732

f) Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfille

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Belegrechsankauf fiir den Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfalle

Investitionsliste 1, UA 6200, Malinahmen-Nr. 7710, Rangfolgen-Nr. 16 (in T€)

Finanz. Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- . -
Bez.(Nr.) | kosten bis Finanz.
2015 | Summe 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff

B (935) 15.000 6.750 0 150 1.050 2.250 3.300 3.300 4.950
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe 15.000 0 6.750 0 150 1.050 2.250 3.300 3.300 4.950
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 15.000 0 6.750 0 150 1.050 2.250 3.300 3.300 4.950

12.5.2 Mittelbedarf des Sozialreferats

g) Belegrechtsankaufprogramm , Teilnahmepramie“ - Belegrechtsankauf

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Miinchner Wohnungsbau, Belegrechtsankauf, Bestandsbauten ("Wohnen in Miinchen VI")
Investitionsliste 1, UA 4030, Malinahmen-Nr. 7501, Rangfolgen-Nr. 03 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (935) [15.000 |O 12,000 (O 3,000 3,000 3,000 3,000 3,000
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |15.000 (O 12,000 |0 3,000 3,000 3,000 3,000 3,000 0
Z(361) |O 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 15.000 |0 12,000 (O 3,000 3,000 3,000 3,000 3,000

h) Zuschusse fiir die Einbringung privater Grundstiicke - Belegrechtsankauf

MIP alt: noch nicht enthalten




MIP neu:
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Miinchner Wohnungsbau, Belegrechte, Neubauten, Grundstiickssubventionierung ("Wohnen in
Minchen VI")
Investitionsliste 1, UA 4030, MalRnahmen-Nr. 7511, Rangfolgen-Nr. 04 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (935) [23.000 |0 18,400 |0 4,600 4,600 4,600 4,600 4,600 0
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |[23.000 |0 18,400 |0 4,600 4,600 4,600 4,600 4,600 0
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 23.000 |0 18,400 |0 4,600 4,600 4,600 4,600 4,600 0

12.5.3 Mittelbedarf des Kommunalreferats:

i) Ankauf von Grundstiicken fiir den geférderten Wohnungsbau

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Ankauf von Grundstticken fir den geférderten Wohnungsbau, "Wohnen in Minchen VI"
Investitionsliste 1, UA 8800, MalRnahmen-Nr. 8310, Rangfolgen-Nr. 06 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
G(932) 50.000 |0 40.000 |0 10.000 |10.000 |10.000 |10.000 |10.000 (O
Summe | 50.000 40.000 |0 10.000 |10.000 |10.000 |10.000 |10.000
Z(361) |O 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 50.000 40.000 |0 10.000 |10.000 |10.000 |10.000 |10.000

12.5.4 Gesamtiibersicht Investitionen WiM VI

In der folgenden Ubersicht werden die Mittelbedarfe, firr die einzelnen WiM VI-Programme nach dem
Finanzrechnungsschema entsprechend der angemeldeten Raten 2016 bis 2022 sowie die
Gesamtsumme dargestellt. Erganzend wird der verbleibende Betrag fiir das Programm WiM V sowie die

Gesamtsumme WiM VI und V ausgewiesen.
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Zahlungswirksame Kos- | Gesamt- | Summe | 2016 2017 2018 | 2019 | 2020 2021 | 2022 ff
ten fiir Investitionen in | kosten | 2016-20
WIM Vi in Mio. €

davon
Auszahlungen f. Erwerb
von Gundstiicken und
Gebéuden (GR 932) 50,0 40,0 0,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 0,0
Auszahlungen fiir Bau-
malinahmen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Auszahlungen f. Erwerb
von beweglichem
Vermdgen (GR 935) 58,3 39,6 0,0 7,9 9,1 10,7 12,1 12,1 6,7
Auszahlungen fiir den Er-
werb v. Finanzvermdgen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
Auszahlungen fur
Investitionsforderungs-
maf3nahmen (GR 985) 75,2 33,9 0,0 0,8 5,3 11,3 16,6 16,6 24,8
Auszahlungen fiir sonst.
Investitionstatigkeit
(GR 925, 928) 648,3 291,7 0,0 6,5 45,4 97,3 142,6f 142,6) 2139
Summe WiM VI 831,9 405,2 0,0 25,1 69,8 129,2 181,3 181,3 2455
Nachrichtlich: Ohne 33 Mio. € konsumtiver Mietkostenzuschuss (831,9 + 33,0 = 864,9 Mio. €) und inv. Arb.platzkosten
Summe WiM V Rest 4129 354,4 85,2 99,3 97,6 72,3 24,9 33,6 0,0
Summe WiM VI + V 1.244,8 759,6 85,2 1244 167,4 201,5 206,2 214,9 2455

12.5.5 weitere Anderungen im Mehrjahresinvestitionsprogramm 2016-2020

Im Mehrjahresinvestitionsprogramm 2015-2019, das im Dezember 2015 vom Stadtrat beschlossen

wurde, wurden in der Investitionsliste 2 im Vorgriff auf das kommende Programm "Wohnen in Miinchen
VI" bereits verschiedene Platzhalter-Malinahmen im Volumen von 800 Mio. € eingestellt. Diese
Malnahmen werden mit dem heutigen Beschluss durch die vorstehend genannte Programme und
MafRnahmen ersetzt. Sie sind daher im Mehrjahresinvestitionsprogramm 2016-2020 aus der
Investitionsliste 2 zu streichen.
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Das Kommunalreferat hat der Sitzungsvorlage zugestimmt.

Das Sozialreferat hat der Sitzungsvorlage zugestimmt.

Die Stadtkdmmerei hat der Sitzungsvorlage zugestimmt.

Das Referat fur Gesundheit und Umwelt hat der Sitzungsvorlage zugestimmt.

Das Personal und Organisationsreferat hat der Sitzungsvorlage zugestimmt.

Der Frauengleichstellungsstelle sowie den stadtischen Wohnungsbaugesellschaften GWG,
GEWOFAG und MGS sind Abdriicke der Sitzungsvorlage zugeleitet worden.

Die Bezirksausschuss-Satzung sieht in vorliegender Angelegenheit keine Beteiligung der
Bezirksausschusse vor. Die Bezirksausschiisse der Stadtbezirke 1 bis 25 haben jedoch Abdrucke
der Sitzungsvorlage erhalten.

Dem Korreferenten des Referats fir Stadtplanung und Bauordnung Herrn Stadtrat Amlong, der
Korreferentin des Kommunalreferats, Frau Stadtratin Boesser, dem Korreferenten des
Sozialreferats Herrn Stadtrat Muller, dem Korreferenten der Stadtkdmmerei Herrn Stadtrat Kuffer
und den jeweiligen Verwaltungsbeirédten Herrn Stadtrat Bickelbacher (PLAN HA 1), Herrn Stadtrat
Podiuk (PLAN HA IIl, KR IS), Herrn Stadtrat Kuffer (PLAN Beteiligungsmanagement), Herrn
Stadtrat Offman (S Ill), Herrn Stadtrat Kaplan (SKA HA Il)sind Abdricke der Sitzungsvorlage
zugeleitet worden.

E]
E]


Marianne Sagerer, 27.07.11
Grundsätzlich ist nur der Verwaltungsbeirat der federführenden HA zu beteiligen.
Soweit Vorlagen von mehreren HAen erstellt wurden, und sich dies aus dem Kopf der Vorlage ergibt, sind mehrere Ver-waltungsbeiräte zu beteiligen.

Marianne Sagerer, 28.07.11
Der Passus über die Mitzeichnung der Fremdreferate und der Beteiligung des Bezirksausschusses/
der Bezirksausschüsse kann ggf. bei einer Vorlage zur Behandlung
eines Stadtratsantrages im Rahmen des sog. zweistufigen Verfahrens (AGAM
Ziffer 2.7.6) entfallen, wenn keine Vorwegbindungen getroffen werden.]
[Begründung nach ziffer 2.7.2 AGAM
Bei verspäteter Vorlagenach Abstimmung mit SG3 einfügen.
Siehe "Formulierung in Beschlüssen zur Fristverkürzung (AGAM Ziffer 2.7.2)" im Intranet Serviceangebot SG3
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Il. Antrag der Referentinnen und Referenten

Aufgrund des Umfangs erfolgte eine Gliederung der Antragsziffern und eine Voranstellung von
Uberschriften.

Wir beantragen Folgendes:

Ziele und Zielgruppen der Wohnungspolitik

1. Der Stadtrat nimmt die Ausfiihrungen zu den aktuellen Herausforderungen der Miinchner
Wohnungsbaupolitik und zu den Handlungsmadglichkeiten der Stadt zur Kenntnis. Der
Weiterentwicklung des Handlungsprogramms "Wohnen in Miinchen" mit den folgenden Eckpunkten
wird grundsétzlich zugestimmt:

« Zielgruppen der Wohnungspolitik

« Mehr bezahlbarer Wohnungsbau in Stadt und Region

- Vergabe stadtischer Grundstiicke

« Minchner Wohnungsbau und Miinchen Modell

« Qualitaten und Baukosten im geférderten Wohnungsbau

« Bestandsentwicklung und Sanierung

« Personal- und Sachmittelbedarf

« Mittel fiir Investitionstatigkeit und Anderung des Mehrjahresinvestitionsprogramms.

2. Zielgruppenerweiterung im Minchen Modell: Die Einkommensgrenzen fir das Miinchen Modell
werden wie folgt fortgeschrieben: Sie erhéhen sich fur einen Ein-Personen-Haushalt von 22.800
Euro auf 26.400 Euro im Jahr und fir einen Zwei-Personen-Haushalt von 34.200 Euro auf 39.600
Euro im Jahr. Fir jede weitere Person wird anstatt bisher 7.700 Euro zukiinftig 8.900 Euro
zugeschlagen. Fur jedes Kind unter 18 Jahren wird der Zuschlag von 1.250 Euro auf 1.500 Euro
erhoht. Die genannten Grenzen beziehen sich auf die Einkommensdefinition der bayerischen
Wohnungsbauférderung.

3. Zielgruppen: Sowohl das familien- als auch das altengerechte Wohnen bleiben zentrale
Handlungsfelder der Miinchner Wohnungspolitik. Daneben sollen spezielle Zielgruppen
beziehungsweise Wohnformen im Fokus der Wohnungsbauoffensive stehen wie zum Beispiel:

- spezielle Wohnformen (zum Beispiel fur ,Junges Wohnen“, Azubis, Studierende etc.),
- Werkswohnungen fur Beschéftigte der stadtischen und 6ffentlichen Daseinsvorsorge.
Neben der staatlichen Wohnungsbauférderung sollen zur Versorgung dieser Zielgruppen die

kommunalen Forderprogramme (Miinchner Wohnungsbau und Miinchen Modell) und der
Konzeptionelle Mietwohnungsbau (KMB) flexibel eingesetzt werden.

Mehr (bezahlbarer) Wohnungsbau in Stadt und Region

4. Zielzahl Baurechtschaffung: Das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, im
Programmzeitraum 2017-2021 neues Baurecht nach § 30 Baugesetzbuch (BauGB) firr rund 22.500
Wohneinheiten, das heif3t fir durchschnittlich rund 4.500 Wohneinheiten jahrlich, zu schaffen. Damit
werden die Voraussetzungen fur einen jahrlichen Wohnungsbau von 8.500 Wohnungen im
mehrjéahrigen Mittel geschaffen.
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5. Zur Flachenvorsorge fur den Wohnungsbau und um den mittelfristig steigenden Wohnungsbedarf zu
befriedigen sind die Strategien und Instrumente der Langfristigen Siedlungsentwicklung
Nachverdichtung, Umstrukturierung und Stadtrand weiter zu entwickeln und konsequent in der
Bauleitplanung und in der Genehmigungspraxis umzusetzen.

6. Das Referat fUr Stadtplanung und Bauordnung bleibt beauftragt, zur Aktivierung der regionalen
Wohnungsbaupotenziale und fiir eine starker abgestimmte Siedlungsentwicklung in der gesamten
Region die bestehenden Kooperationen weiterzufiihren.

Vergabe stadtischer Grundstiicke

7. Konzeptioneller Mietwohnungsbau (KMB): Der KMB wird als Programm fir den freifinanzierten
preisgedampften Mietwohnungsbau dauerhaft eingefiihrt. Auf stéadtischen Flachen werden in der
Regel 30 Prozent (in Einzelfallen bis zu 50 Prozent) der Flachen im Konzeptionellen
Mietwohnungsbau vergeben. Die Bindungsdauer soll zukiinftig mindestens 60 Jahre betragen.

8. Grundstiuicksvergabe (1) ): Stadtische Wohnbauflachen werden weiterhin als Regelfall im Rahmen
von Konzeptausschreibungen ohne Preiswettbewerb in ein- oder zweistufigen
Ausschreibungsverfahren mit Kriterienbeschluss aber ohne einen separaten
Bautragerauswahlbeschluss ausgeschrieben. Die Vergabe stadtischer Wohnbaugrundstiicke an die
stadtischen Wohnungsbaugesellschaften erfolgt weiterhin im Rahmen einer In-House-Vergabe durch
den Stadtrat, wobei in diesem Beschluss auch die einzuhaltenden Vorgaben und Kriterien geregelt
werden.

9. Grundstiicksvergabe (2): Bei den Konzeptausschreibungen sollen verstarkt (siehe auch
Beschlusspunkt 3) die Belange von speziellen Zielgruppen bericksichtigt werden.

10. Grundstiicksvergabe (3): Die Flachenkontingente von 20-40 Prozent auf stadtischen
Wohnbauflachen fir Genossenschaften und Baugemeinschaften werden beibehalten.
Insbesondere die Rolle der Genossenschaften als privater Investor mit dem Ziel ,,Bezahlbarer
Mietwohnungsbau* soll weiter gestarkt werden.

11. Erbbaurecht (1): Die Variante Erbbaurecht fir stadtische Wohnbauflachen bleibt weiterhin eine
wichtige Option, damit der Stadt Minchen nach Ablauf des Erbbaurechts wieder Grundstiicke fir
den Wohnungsbau zur Verfligung stehen.

12. Erbbaurecht (2): Grundstiicke, die flr die ausschlie3liche Bebauung mit einem Vorhaben im
Konzeptionellen Mietwohnungsbau vorgesehen sind, werden im Erbbaurecht vergeben.
Grundsatzlich soll hierfur eine kapitalisierte Einmalzahlung am Anfang vorgesehen werden.

13. Erbbaurecht (3): Darliber hinaus tritt die Landeshaupt Miinchen auch als Erbbaurechtsnehmerin
auf, um Grundstiicke von Stiftungen, Wohlfahrtsverbénden, Kirchen fur den geférderten
Wohnungsbau zu akquirieren und im Untererbbaurecht an Dritte weiterzugeben.

14. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, in Abstimmung mit dem Sozialreferat
und dem Kommunalreferat ein Konzept zur Sicherung und Verwertung von stadtischen
Kleinstgrundstiicken zu entwickeln.

Miinchner Wohnungsbau und Miinchen Modell

15. Foérderquoten auf stadtischen Flachen: Die in ,Wohnen in Minchen IV* festgelegten
Forderquoten auf stéadtischen Flachen (grundsatzlich 50 Prozent geférderter Wohnungsbau, davon
30 Prozent fur den geférderten Mietwohnungsbau — EOF beziehungsweise Miinchner Wohnungsbau
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und 20 Prozent fir die Programme des Munchen Modells) werden beibehalten.

16. Férderquoten SoBoN: Die Neuregelung dieser Férderquoten einschlieRlich der Varianten, in
welchen Forderprogrammen die Férderquote erfillt werden kann, erfolgt im Rahmen der
anstehenden Novellierung der Verfahrensgrundsatze in einem gesonderten Stadtratsbeschluss.

17. Zielzahl geforderter und preisgedampfter Wohnungsbau: Im Programmzeitraum 2017-2021 soll
im mehrjahrigen Durchschnitt ein jahrliches Neubauvolumen von insgesamt bis zu 2.000
Wohneinheiten im geforderten Wohnungsbau in folgender Differenzierung bewilligt werden:

+ 1.600 Mietwohnungen fir Haushalte mit einem Einkommen bis maximal zu den
Einkommensgrenzen des Miinchner Wohnungsbaus beziehungsweise Miinchen Modells,
davon 200 Mietwohnungen in Form von kompakten Kleinwohnungen,

+ 100 Mietwohnungen uber das Belegrechtsprogramm.

« 300 Wohnungen fir Vorhaben im Rahmen des Konzeptionellen Mietwohnungsbaus ohne
Einkommensgrenzen.

Wichtig ist, dass im gesamten Zeitraum des Handlungsprogramms, ungeachtet von Abweichungen in
Einzeljahren, die Ziele durch das Eingehen von Bindungen erreicht werden.

18. Programmvereinfachung (1): Statt der bisherigen verschiedenen Teilprogramme des Kommunalen
Wohnungsbauprogramms (,KomPro*) soll einheitlich der Miinchner Wohnungsbau eingefihrt
werden. Dieser soll soweit mdglich auch in der Férderung mit der staatlichen EOF kompatibel
gestaltet werden. Dafur werden vom Referat fur Stadtplanung und Bauordnung bis Ende 2017
Forderrichtlinien erarbeitet.

19. Programmvereinfachung (2): Das kommunale Programm Miinchen Modell-Eigentum fur
Selbstnutzer und Kapitalanleger wird abgeschafft. Damit entfallt auch die an das Minchen
Modell-Eigentum gebundene Variante Kapitalanlage in der SoBoN. Die staatliche
Eigenwohnraumférderung, die auch in der Sozialgerechten Bodennutzung auf privaten
Grundstiicken Anwendung findet, wird davon nicht berthrt.

20. Programmvereinfachungen (3): Die festen Grundstiickswertansétze in den Programmen des
gefdrderten Wohnungsbaus werden wie folgt anpasst und vereinfacht:

«  Minchner Wohnungsbau (Einkommensstufen | und 11): 300 Euro je Quadratmeter
Geschossflache (GF)

«  Miinchen Modell- Miete und -Genossenschaften: 600 Euro je Quadratmeter GF.
Die Betrage sind erschliel3ungbeitragsfrei.

21. Ubergangsregelung fiir die neuen Grundstiickswertansitze und die Fordermodelle: Ab dem
01.01.2017 gelten die neuen Grundstiickswertansatze und die neuen Férdermodelle im geférderten
Wohnungsbau. Fir die Falle, in denen bereits ein Bewilligungsbescheid, ein
Bautragerauswahlbeschluss, ein laufendes Ausschreibungsverfahren oder sonstige vertragliche
Bindungen existieren, besteht eine Ubergangsregelung bis zum 31.12.2017. In diesen Fallen gelten
noch die Werte beziehungsweise Fordermodalitaten aus ,Wohnen in Miinchen V*. Ab dem
01.01.2018 gelten nur noch die neuen Grundstiickswertansétze beziehungsweise Férdermodalitéten
nach ,Wohnen in Minchen VI“.

22. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, im Rahmen der Umstellung der
Forderkonditionen, die Abstimmung der staatlichen und kommunalen Férdermittel mit der
Obersten Baubehorde vorzunehmen.

23. Vereinheitlichung der Mietanpassungsregelungen: Die Regelungen zur Mietanpassung werden
im geforderten und im Konzeptionellen Mietwohnungsbau wie folgt vereinheitlicht:

- Die Eingangsmiete wird je nach Programmen innerhalb von Spannweiten festgelegt. Die
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Spannweiten betragen im Munchner Wohnungsbau solange noch eine Fehlbetragsforderung
erfolgt 6,00 - 7,00 Euro je Quadratmeter Wohnflache, bei einem Ubergang zur
Festbetragsforderung nach dem System der EOF gilt dann die EOF-Eingangsmiete (derzeit
9,40 € je Quadratmeter Wohnflache), im Miinchen Modell 9,50 bis 11,50 Euro je Quadratmeter
Wohnflache und im Konzeptionellen Mietwohnungsbau 12,00 bis 14,50 Euro je Quadratmeter
Wohnflache. Fur kompakte Einzimmer-Wohnungen bis 25 Quadratmeter Wohnflache kann die
Miete im Munchen Modell auf 12,50 Euro je Quadratmeter Wohnflache erhdht werden.

- Die festgelegte Eingangsmiete netto kalt darf in den ersten funf Jahren der Bindung (gerechnet
ab dem Erstbezug) nicht erhéht werden. Die in den ersten 5 Jahren nicht zulassigen
Erhéhungen diirfen nicht nachgeholt werden. Unter Beachtung der nach dem BGB zulassigen
Fristen kann also frihestens ab dem 6. Jahr eine Mieterh6hung erklart werden. Jede
Mieterh6hung ist maximal in H6he der Veranderung des vom Statistischen Bundesamt
ermittelten nationalen, nicht harmonisierten Verbraucherpreisindexes méglich. Herangezogen
wird jeweils der Indexwert des Kalenderjahres vor dem Jahr der Mieterhéhung.

- Bei einem Mieterwechsel darf hochstens die Miete netto kalt verlangt werden, die sich bei der
Anwendung der zulassigen Erh6hungsmaoglichkeiten bis zum Vertragsabschluss des neuen
Mieters beziehungsweise der neuen Mieterin maximal ergeben hétte.

- Die Hoéchstmieten sollen in der EOF und im Miinchner Wohnungsbau im Falle einer
Mietanpassung mindestens 25 Prozent unterhalb der ortsiiblichen Vergleichsmiete und im
Miinchen Modell mindestens 15 Prozent unterhalb der ortsiiblichen Vergleichsmiete liegen. Im
KMB darf hochstens die Hohe der ortsiiblichen Vergleichsmiete erreicht werden. Die
Berechnung erfolgt auf Basis des jeweils aktuellen Mietspiegels ohne Bertlicksichtigung
begrindeter Abweichungen und zuséatzlicher Spannen.

- Staffelmietvertrage sind grundsatzlich ausgeschlossen.

- Die Erwerber / Erbbaurechtsnehmer werden in den Kaufvertragen / Erbbaurechtsvertragen
verpflichtet, in die Mietvertrédge entsprechende Bestimmungen aufzunehmen.

24. Einem privaten Bauherrn kann fur die dauerhafte Widmung des Grundstiicks im Grundbuch und
damit die Verlangerung der Belegungsrechte im jeweiligen Programm auf 70 Jahre eine
Foérderung in Héhe von 500 Euro je Quadratmeter Geschossflache gewahrt werden.

25. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung pruft die Einfiilhrung eines Férderprogramms zur
Schaffung von geférderten Mietwohnraum bei Aufstockung und Nachverdichtung im Bestand
und berichtet dem Stadtrat iber die Ergebnisse in einem ,Erfahrungsbericht zu Wohnen in Miinchen
VI

26. Das Sozialreferat und das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung werden beauftragt, ein
Vorgehensvorschlag und ein Umsetzungskonzept zur Aktivierung der Mittel der nicht
selbststidndigen Stiftungen in der Verwaltung der Landeshauptstadt Minchen fiir den
preisgedampften und den geforderten Wohnungsbau zu erarbeiten. Das Umsetzungskonzept
schliel3t die Verwaltung der so entstehenden Wohnungen durch die stadtischen Gesellschaften ein
und wird dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

27. Soweit in dieser Beschlussvorlage gegentber friheren wohnungspolitischen
Handlungsprogrammen keine neuen Regelungen zu Férderquoten, Férderprogrammen,
Vergabeverfahren oder damit im Zusammenhang stehenden Regelungen getroffen werden, gilt die
alte Beschlusslage weiter.

Qualitaten und Baukosten im geférderten Wohnungsbau

28. Im Rahmen des Miinchner Wohnungsbaus werden weitere spezielle Férderbausteine fur die
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unabweisbaren Mehrkosten im geférderten Wohnungsbau eingefihrt. Dazu gehort unter
anderem die Realisierung von Dachgarten, Gemeinschaftsraumen und LarmschutzmalBnahmen. Wie
schon bisher werden in Summe maximal 950 Euro pro Quadratmeter Wohnflache der
unabweisbaren Kosten gefoérdert. Die Férderung wird in der Regel als Zuschuss ausgereicht, wenn
zuvor alle anderen Finanzierungsmdoglichkeiten inklusive der Inanspruchnahme von Foérdergeldern
ausgeschopft wurden, und die Wirtschaftlichkeit des Projektes ansonsten geféahrdet ware. Soweit es
die Wirtschaftlichkeit erlaubt, kann die Foérderung auch weiterhin als Darlehen erfolgen.

29. Energetische Standards im Neubau: Fir die Vergabe von stadtischen Wohnbauflachen gilt der
Okologische Kriterienkatalog. Dariiber hinaus gilt fiir den geférderten Wohnungsneubau auf privaten
Flachen sowie fiir freifinanzierten Wohnungsneubauten der stadtischen Wohnungsbaugesellschaften
auf nicht-stadtischen Grundstiicken mindestens das Anforderungsniveau des Okologischen
Kriterienkataloges fir die Qualitat der Gebaudehtille (H'y).

30. Priifauftrag bei Novellierung der EnEV: Falls im Zeitraum von ,Wohnen in Miinchen VI* eine neue
EnEV in Kraft tritt, erfolgt eine Uberpriifung der stadtischen energetischen Standards fiir den
geférderten Wohnungsneubau, die Vergabe von stadtischen Flachen, sowie Wohnungsneubauten
der stadtischen Gesellschaften, auf der Grundlage eines entsprechenden Kostengutachtens sowie
unter Berticksichtigung von Qualitat und Klimaschutz.

31. Abstimmung der stadtischen Forderprogramme: Das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung
wird gemeinsam mit dem Referat flir Gesundheit und Umwelt beauftragt, zur Férderung der
Energieeffizienz im geférderten Wohnungsbau Vorschlage fur mehr Transparenz der Férderangebote
der Landeshauptstadt Miinchen sowie fiir ein vereinfachtes Beantragungsverfahren zu erarbeiten.
Dabei soll mittelfristig eine Miinchner Dachmarke ,,Férderung der Energieeffizienz im
Wohnungsbau in Miinchen* unter Einbindung der verschiedenen bisher existierenden Angebote
entwickelt werden.

Bestandsentwicklung und Sanierung

32. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die verschiedenen raumlichen
Ebenen der Planungen zum Thema Erhdéhung der Energieeffizienz (Energienutzungsplan-System
Minchen, vorbereitende Untersuchungen zum Thema Energieeffizienz, Energie-/Quartierskonzepte)
weiter zu standardisieren und hinsichtlich der erhobenen/ dargestellten Kriterien soweit méglich zu
vereinheitlichen.

33. Der Arbeitsauftrag aus ,Wohnen in Miinchen V* (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/ V 08187, Antragspunkt
33) — die Untersuchung der energetischen Qualitat beziehungsweise des Warmebedarfs in den
Stadtbezirksteilen — wird mit der Analyse zur Aufstellung des ersten Teils des
Energienutzungsplan-Systems Miinchen (= Warme- und Kaltebedarfsanalyse, Potenzialberechnung
und MaRRnahmenkatalog) bearbeitet, die Beauftragung der Referats fur Stadtplanung und
Bauordnung wird in einer eigenen Beschlussvorlage (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ V 07115) im Herbst
2016 in den Stadtrat eingebracht.

34. Energetische Bestandssanierung: Erfahrungen aus dem Sanierungsgebiet Neuaubing-Westkreuz
mit verstarkter Behandlung energetischer Missstande und aus dem europaischen Smart City Projekt
~Smarter Together” mit dem Fokus auf Sanierungsaktivierung von
Wohnungseigentimergemeinschaften flie3en in die Fortentwicklung von ,Wohnen in Miinchen* ein
und zeigen ein modellhaftes Vorgehen auf. Das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung wird
gemeinsam mit dem Referat fir Gesundheit und Umwelt unter Einbeziehung der Miinchner
Gesellschaft fur Stadterneuerung mbH (MGS) beauftragt, eine Konzeption fir ein Sanierungspaket
speziell fir Wohnungseigentiimergemeinschaften zu erarbeiten.


https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_vorlagen_detail.jsp?risid=2508175
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35. Um das Belegrechtsprogramm fir private Wohnungseigentiimerinnen und -eigentimer attraktiver
zu machen, wurden die Mieter-Zielgruppen (alle Zielgruppen des geférderten Wohnungsbau und
stadtische Bedienstete) erweitert und Vereinfachungen in den Férderbedingungen vorgenommen.
Zudem soll das Belegrechtsprogramm auch fir am Wohnungsmarkt benachteiligte Biirgerinnen und
Birger besser zuganglich gemacht werden. Dieser Neuausrichtung des Belegrechtsprogramms wird
im Grundsatz zugestimmt. Das Sozialreferat wird beauftragt bis Ende 2017 die genauen
Konzeptmodalitaten gesondert dem Stadtrat vorzustellen.

Schutzinstrumente der Bestandspolitik

36. Rechtliche Schutzinstrumente der Bestandspolitik: Es werden alle rechtlichen Méglichkeiten
(Erhaltungssatzungen, Zweckentfremdungsverordnung, Mieterberatung) ausgeschopft. Das Referat
fur Stadtplanung und Bauordnung bleibt beauftragt, weiterhin auf eine Verbesserung der
gesetzlichen Mdaglichkeiten hinzuwirken.

Personal-und Sachmittelbedarf

Personal- und Sachmittelbedarf des Referats fiir Stadtplanung und Bauordnung

37. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die Einrichtung von vier Stellen
sowie die Stellenbesetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu veranlassen.
Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die erforderlichen Haushaltsmittel in
Hohe von bis zu 266.830 Euro bei den Ansatzen der Personalauszahlungen, Kostenstellenbereich
18310000, Unterabschnitt 6200 im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung fir den Haushalt 2017 bei
der Stadtkdmmerei anzumelden.
Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamten/-innen durch die Einbeziehung der
erforderlichen Pensions- und Beihilfertickstellungen ein zusatzlicher Personalaufwand in Hohe von
bis zu 40 Prozent des Jahresmittelbetrages.
Das Produktkostenbudget fiur das Produkt 5838000 erhoht sich um den dargestellten Betrag, der in
dieser Hohe auch zahlungswirksam wird.

38. Arbeitsplatzkosten: Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die einmalig
investiven Sachkosten fir die Arbeitsplatzerstausstattung fur 2017 in Héhe von 9.480 Euro im
Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2017 sowie die konsumtiven Sachkosten fiir den Arbeitsplatz
fir 2017 in H6he von 3.200 Euro zum Haushaltsaufstellungsverfahren 2017 ff. bei der
Stadtkd&mmerei anzumelden.

39. Das Produktkostenbudget fiir das Produkt 5838000 erhéht sich um die dargestellten Betrage. Diese
sind in voller H6he zahlungswirksam.

40. Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die aus seiner Sicht dargestellten
zusatzlichen Biroflachenbedarfe fur vier Arbeitsplatze rechtzeitig gegentiber dem Kommunalreferat
anzumelden.

Personal- und Sachmittelbedarf des Sozialreferats

41. Das Sozialreferat wird erméchtigt, die fur die auskdmmliche Bewirtschaftung der erweiterten EOZF
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notwendigen Stellen fur die Bearbeitung und Auszahlung der Einkommensorientierten
Zusatzférderung (EOZF) durch das Sachgebiet Belegungssicherung im Amt fir Wohnen und
Migration gemaf Fallzahlenschliissen analog der Stellenzuschaltung fir die staatliche EOF
vorzunehmen.

42. Das Sozialreferat wird beauftragt, die Einrichtung von 3,5 Stellen ab 2017, die
Einrichtung/Entfristung der 0,5 Stelle ab 2018 sowie die Einrichtung von 3,75 Stellen ab 2019 sowie
die Stellenbesetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu veranlassen.

Das Sozialreferat wird beauftragt, die dauerhaft erforderlichen Haushaltsmittel in H6he von bis zu
194.880 Euro fur 2017, in Hohe von 43.960 Euro in 2018 sowie in Hohe von 208.800 Euro
entsprechend der tatsachlichen Besetzung der Stellen bei den Ansatzen der Personalauszahlungen
im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2017 bis 2019 beim Kostenstellenbereich SO20335
anzumelden.

43. Arbeitsplatzkosten: Das Sozialreferat wird beauftragt, die einmalig investiven Sachkosten zur
Arbeitsplatzerstausstattung fiir 2017 in Héhe von 8.295 Euro; fir 2018 in H6he von 1.185 Euro und
fur 2019 in H6he von 8.887,5 Euro im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2017 bis 2019 sowie
die konsumtiven Sachkosten firr den Arbeitsplatz fur 2017 in Hohe von 2.800 Euro; fiir 2018 in Héhe
von 400 Euro und in 2019 in H6he von 3.000 Euro in den Haushaltsplanen 2017 bis 2019
anzumelden. Das Produktkostenbudget fur das Produkt 60 4.1.2 erhdht sich um die dargestellten
Betrage. Diese sind in voller Héhe zahlungswirksam.

44, Sachkosten
Das Sozialreferat wird beauftragt, die einmalig erforderlichen Haushaltsmittel im Rahmen der
Haushaltsplanaufstellung
2017: 437.531,40 Euro
2018: 875.062,80 Euro
2019: 1.312.594,20 Euro
2020: 1.750.125,60 Euro
2032: 1.750.125,60 Euro
2033: 1.312.594,20 Euro
2034: 875.062,80 Euro
2035: 437.531,40 Euro
bei der Stadtkdmmerei zusatzlich anzumelden. Das Sozialreferat wird beauftragt, die befristeten
Haushaltsmittel in Hohe von 2.187.657,00 Euro jahrlich von 2021 bis 2031 bei der
Stadtkdmmerei zusatzlich anzumelden. (Produkt 60 4.1.2.3 Finanzpositionen 4030.718.0000.3,
Innenauftrag 603900158). Das Produktkostenbudget (Produkt 60 4.1.2.3) erhéht sich ab
2017: 437.531,40 Euro
2018: 875.062,80 Euro
2019: 1.312.594,20 Euro
2020: 1.750.125,60 Euro
2032: 1.750.125,60 Euro
2033: 1.312.594,20 Euro
2034: 875.062,80 Euro
2035: 437.531,40 Euro
Des Weiteren erhoht sich das Produktkostenbudget befristet ab 2021 bis einschlie3lich 2031 um
jahrlich 2.187.657,00 Euro. Diese sind in voller Hohe zahlungswirksam.

45. Das Sozialreferat wird beauftragt, die einmalig erforderlichen Haushaltsmittel im Rahmen der
Haushaltsplanaufstellung 2017 in H6he von 100.000 Euro, sowie die befristeten Haushaltsmittel in
Héhe von 62.500 Euro jahrlich von 2018 bis 2021 bei der Stadtkammerei zuséatzlich anzumelden
(Produkt 60 4.1.8, Finanzpositionen 4030.601.0000.1 Kostenstelle 20331000). Das
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Produktkostenbudget (Produkt 60 4.1.8) erhéht sich ab 2017 um einmalig 100.000,- Euro sowie
befristet von 2018 bhis 2021 um jahrlich 62.500,- Euro, davon sind einmalig 100.000,- Euro fiir 2017,
sowie befristet von 2018 bis 2021 um jahrlich 62.500,- Euro zahlungswirksam (vergleiche Kapitel
7.3).

46. Das Sozialreferat wird beauftragt, die aus seiner Sicht dargestellten Flachenbedarfe fir acht
Arbeitsplatze rechtzeitig gegentber dem Kommunalreferat anzumelden sobald weitere Flache
zugewiesen werden soll.

Personal- und Sachmittelbedarf der Stadtkammerei

47. Die Stadtkdmmerei wird beauftragt, die dauerhafte Einrichtung von 1,0 VZA-Stelle ab 2017 sowie
die Stellenbesetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu veranlassen.

Die Stadtkdmmerei wird auBerdem beauftragt, die dauerhaft erforderlichen Haushaltsmittel in H6he
von bis zu 80.360 Euro ab 2017 im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung, erstmalig ab 2017, bei
der Kostenstelle 21200200, Unterabschnitt 0300, anzumelden.

Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit einer Beamtin/ einem Beamten durch die
Einbeziehung der erforderlichen Pensions- und Beihilfertickstellungen ein zusatzlicher
Personalaufwand in Hhe von bis zu 40 Prozent des Jahresmittelbetrages.

Die Kosten des Produkts Haushaltswirtschaft (Produkt-Nummer 6102000) erhéhen sich
entsprechend.

48. Die Stadtkdmmerei wird weiter beauftragt, die einmaligen investiven Kosten zur
Arbeitsplatzerstausstattung in Héhe von 2.370 Euro sowie die dauerhaften konsumtiven Sachkosten
fur den Arbeitsplatz in Hohe von 800 Euro zum Haushalts 2017 ff. anzumelden.

Die Kosten des Produkts Haushaltswirtschaft (Produkt-Nummer 6102000) erhthen sich
entsprechend.

49. Die Stadtkdmmerei wird beauftragt, die aus ihrer Sicht dargestellten Flachenbedarfe fiir 1
Arbeitsplatz rechtzeitig gegentiber dem Kommunalreferat anzumelden sobald weitere Flache
zugewiesen werden soll.

Personal- und Sachmittelbedarf des Kommunalreferats

50. Das Kommunalreferat wird beauftragt, die Einrichtung von 11 Stellen (11,0 VZA) sowie die
Stellenbesetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu veranlassen. Das Kommunalreferat
wird auf3erdem beauftragt, die ab 2017 dauerhaft erforderlichen Haushaltsmittel in Héhe von
689.410 € im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2017 bei der Stadtkdmmerei anzumelden. Im
Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamtinnen/Beamten zusatzlich zu den
Personalauszahlungen noch ein Aufwand fiir Pensions- und Beihilfertickstellungen in H6he von bis
zu 40 Prozent des Jahresmittelbetrages.

51. Das Kommunalreferat wird weiter beauftragt, die mit der Schaffung der 11 Stellen verbundenen
einmaligen (investiven) Sachauszahlungsmittel fiir die Ersteinrichtung der Arbeitsplatze in Hohe von
26.070 € und die fir laufende Buroarbeitsplatzkosten ab dem Jahr 2017 erforderlichen
Haushaltsmittel in Hohe von 8.800 €/Jahr im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2017 bei der
Stadtkdmmerei anzumelden.

Das Produktkostenbudget des Kommunalreferates erhéht sich im Jahr 2017 um insg. 698.210 €;
davon entfallen auf folgende Produkte jeweils:

Produkt 54500 ,Allgemeines Grundvermdégen” 205.450 €
Produkt 54130 ,hoheitliche Umsetzung von Planungen im Bereich Grund und Boden* 127.530 €
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Produkt 54300 ,,Grundstiicks- und Gebdudemanagement* 48.580 €
Produkt 54142 ,Immobilienbewertung* 316.650 €
Samtliche vorgenannten Kosten sind zahlungswirksam (Produktauszahlungsbudget).

52. Das Kommunalreferat wird beauftragt, die Finanzierung/Kosten fir den zusétzlichen Flachenbedarf
von 11 Arbeitsplatzen beziehungsweise fiir die vorgenannten Flachenbedarfe der beteiligten
Referate dem Stadtrat zeitgerecht zur Entscheidung vorzulegen.

Mittel fiir Investitionstitigkeit und Anderungen des Mehrjahresinvestitionsprogramms

53. Foérdermittel: Im Programmzeitraum 2017 bis 2021 stellt die Landeshauptstadt Miinchen zuséatzlich
zu den erwarteten staatlichen Foérdermitteln in Héhe von rund 350 Millionen Euro (durchschnittlich 75
Millionen Euro jahrlich) stadtische Mittel in Form von Darlehen (rund 70 Prozent), Zuschissen und
Belegungsrechten in Hohe von rund 865 Millionen Euro (durchschnittlich rund 173 Millionen Euro
jahrlich) bereit, davon unter anderem

« rund 288 Millionen Euro fir Malinahmen im geférderten Mietwohnungsbau (EOF, Minchner
Wohnungsbau);

« rund 330 Millionen Euro fir MaBnahmen im Miinchen Modell-Miete und Genossenschaften

« rund 5,25 Millionen Euro fur Investitionskostenzuschuisse fur dauerhafte Bindungen

« rund 100 Millionen Euro fur Férdermodule fur unabweisbare Mehrkosten

- rund 5,25 Millionen Euro fur die Finanzierung von Genossenschaftsanteilen

« rund 15 Millionen Euro fiir den Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfille

« rund 48 Millionen Euro fiir das Belegrechtsankaufsprogramm (konsumtive und investive Mittel)
« rund 23 Millionen Euro fur Zuschisse fir die Einbringung privater Grundstticke

« rund 50 Millionen Euro fiir den Ankauf von Grundstiicken fur den geférderten Wohnungsbau

Das Mehrjahresinvestitionsprogramm 2016-2020 ist daher wie folgt anzupassen:
54. Mittelbedarf des Referats fiir Stadtplanung und Bauordnung

a) MaBnahmen im geférderten Mietwohnungsbau (EOF, Miinchner Wohnungsbau inklusive
Kleinwohnungen)

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Darlehen fiir den geférderten Mietwohnungsbau (EOF, Minchner Wohnungsbau inklusive
Kleinwohnungen), "Wohnen in Minchen VI"

Investitionsliste 1, UA 6200, Malinahmen-Nr. 3001, Rangfolgen-Nr. 10 (in T€)

Finanz. | Programmijahr 2016 bis 2020 nachrichtlich

bis Finanz.
2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (925) |288.000 |0 129.600 | O 2.880 20.160 |43.200 |63.360 |63.360 |95.040

Gruppe | Gesamt-
Bez.(Nr.) | kosten
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G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |[288.000 |0 129.600 | O 2.880 20.160 |[43.200 |63.360 |[63.360 |95.040
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A 288.000 |0 129.600 | O 2.880 20.160 |[43.200 |63.360 |[63.360 |95.040

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die fir das Jahr 2017 benétigten
Auszahlungsmittel in H6he von 2.880.000 Euro auf der Finanzposition 6200.925.3001.8, Darlehen
fur den geforderten Mietwohnungsbau (EOF, Munchner Wohnungsbau inklusive Kleinwohnungen),
"Wohnen in Minchen VI" im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der
Stadtké&mmerei zu beantragen.

b) MaBnahmen im Miinchen Modell Darlehen

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Darlehen fir Miinchen Modell-Miete und Genossenschaften, "Wohnen in Minchen VI"
Investitionsliste 1, UA 6200, MalRnahmen-Nr. 3101, Rangfolgen-Nr. 11 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (925) |330.000 148.500 |0 3.300 23.100 |[49.500 |72.600 |72.600 |108.900
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 330.000 148.500 |0 3.300 23.100 |[49.500 |72.600 |72.600 |108.900
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 330.000 148.500 |0 3.300 23.100 |[49.500 |72.600 |72.600 |108.900

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die fir das Jahr 2017 benétigten
Auszahlungsmittel in H6he von 3.300.000 Euro auf der Finanzposition 6200.925.3101.6, Darlehen
fur Minchen Modell-Miete und Genossenschaften, "Wohnen in Minchen VI" im Rahmen des
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der Stadtkdmmerei zu beantragen.

c) Verlangerung Belegungsrechte (friiher: Investitionskostenzuschuss fiir dauerhafte
Bindungen)

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Belegungsrechtsankauf fir dauerhafte Bindungen, "Wohnen in Minchen VI"
Investitionsliste 1, UA 6200, Malinahmen-Nr. 7720, Rangfolgen-Nr. 12 (in T€)

Gruppe | Gesamt-
Bez.(Nr.) | kosten

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
bis Finanz.
2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
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B (935) [5.250 2.363 0 52 368 788 1.155 1.155 1.732
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 5.250 2.363 0 52 368 788 1.155 1.155 1.732
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 5.250 2.363 0 52 368 788 1.155 1.155 1.732

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die fur das Jahr 2017 benétigten
Auszahlungsmittel in H6he von 52.000 Euro auf der Finanzposition 6200.935.7720.8,
Belegungsrechtsankauf fur dauerhafte Bindungen, "Wohnen in Miinchen VI" im Rahmen des
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der Stadtkdmmerei zu beantragen.

d) Férderung unabweisbarer Mehrkosten

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Darlehen und Zuschuss fir die Férderung unabweisbarer Mehrkosten fur EOF/Miuinchner

Wohnungsbau, "Wohnen in Minchen VI"
Investitionsliste 1, UA 6200, MalRnahmen-Nr. 7670, Rangfolgen-Nr. 13 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (925) 25.080 11.286 |0 250 1.756 3.762 5.518 5.518 8.276
B (985) 75.240 33.858 |0 752 5.267 11.286 |[16.553 |16.553 |24.829
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |100.320 45144 |0 1.002 7.023 15.048 |[22.071 |22.071 |33.105
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 100.320 45144 |0 1.002 7.023 15.048 |[22.071 |22.071 |33.105

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die fur das Jahr 2017 benétigten
Auszahlungsmittel in Héhe von 1.002.000 Euro auf den Finanzpositionen 6200.985.7670.0,
6200.925.7670.6, Darlehen und Zuschuss fir die Férderung unabweisbarer Mehrkosten fur EOF/

Munchner Wohnungsbau, "Wohnen in Munchen VI" im Rahmen des

Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der Stadtkdmmerei zu beantragen.

e) Finanzierung von Genossenschaftsanteilen

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:

Darlehen fir die Finanzierung von Genossenschaftsanteilen
Investitionsliste 1, UA 6200, MalRnahmen-Nr. 7680, Rangfolgen-Nr. 15 (in T€)
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Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (928) |[5.250 2.363 0 53 367 788 1.155 1.155 1.732
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe |5.250 2.363 0 53 367 788 1.155 1.155 1.732
Z(361) |O 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 5.250 2.363 0 53 367 788 1.155 1.155 1.732

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die fir das Jahr 2017 benétigten
Auszahlungsmittel in H6he von 50.000 Euro auf der Finanzposition 6200.928.7680.9, Darlehen fir
die Finanzierung von Genossenschaftsanteilen im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens
2017 ff. bei der Stadtkdmmerei zu beantragen.

f) Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfille

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Belegrechsankauf fiir den Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfille
Investitionsliste 1, UA 6200, MalRnahmen-Nr. 7710, Rangfolgen-Nr. 15 (in T€)

Finanz. Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- bis -
Bez.(Nr.) | kosten Inanz.
2015 [symme | 2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021 | 2022ff
B (935) 15.000 6.750 150 1.050 2.250 3.300 3.300 4.950
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 15.000 0 6.750 0 150 1.050 2.250 3.300 3.300 4.950
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 15.000 0 6.750 150 1.050 2.250 3.300 3.300 4.950

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die fir das Jahr 2017 bendétigten
Auszahlungsmittel in Hohe von 150.000 Euro auf der Finanzposition 6200.935.7710.9,
Belegrechsankauf fiir den Wertausgleich fiir SoBoN Ubergangsfalle im Rahmen des
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der StadtkAmmerei zu beantragen.

55. Mittelbedarf des Sozialreferats:

a) Belegrechtsankaufprogramm ,, Teilnahmepramie“ - Belegrechtsankauf

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Miinchner Wohnungsbau, Belegrechtsankauf, Bestandsbauten ("Wohnen in Miinchen VI")
Investitionsliste 1, UA 4030, Maf3nahmen-Nr. 7501, Rangfolgen-Nr. 03 (in T€)
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Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt-k | . -

bis Summ Finanz.
Bez.(Nr.) | osten

2015 |e 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (935) |15.000 0 12,000 |0 3,000 3,000 3,000 3,000 3,000
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 15.000 0 12,000 |0 3,000 3,000 3,000 3,000 3,000 0
Z(361) |O 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 15.000 0 12,000 |0 3,000 3,000 3,000 3,000 3,000

Das Sozialreferat wird beauftragt, die fiir die Jahre 2017 bis 2021 bendtigten Auszahlungsmittel in
Héhe von jahrlich 3.000.000 € auf der Finanzposition 4030.935.7501.3 (Miinchner Wohnungsbau,
Belegrechtsankauf, Bestandsbauten ("Wohnen in Miinchen VI")) im Rahmen des
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der StadtkAmmerei zu beantragen.

b) Zuschiisse fiir die Einbringung privater Grundstiicke - Belegrechtsankauf

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Miinchner Wohnungsbau, Belegrechte, Neubauten, Grundstiickssubventionierung ("Wohnen in
Munchen VI")
Investitionsliste 1, UA 4030, MalRnahmen-Nr. 7511, Rangfolgen-Nr. 04 (in T€)
Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe |Gesamt- | . -
bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten
2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
B (935) 23.000 0 18,400 |0 4,600 4,600 4,600 4,600 4,600 0
G 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Summe | 23.000 0 18,400 |0 4,600 4,600 4,600 4,600 4,600 0
Z (361) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 23.000 0 18,400 |0 4,600 4,600 4,600 4,600 4,600 0

Das Sozialreferat wird beauftragt, die fiir die Jahre 2017 bis 2021 bendtigten Auszahlungsmittel in
Hoéhe von jahrlich 4.600.000 € auf der Finanzposition 4030.935.7511.2 (Minchner Wohnungsbau,
Belegrechte, Neubauten, Grundstiickssubventionierung ("Wohnen in Miinchen VI")) im Rahmen des
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der Stadtkdmmerei zu beantragen.

56. Mittelbedarf des Kommunalreferats:

a) Ankauf von Grundstiicken fiir den geférderten Wohnungsbau

MIP alt: noch nicht enthalten

MIP neu:
Ankauf von Grundstuicken fir den geférderten Wohnungsbau, "Wohnen in Minchen VI*



Seite 161

Investitionsliste 1, UA 8800, Malinahmen-Nr. 8310, Rangfolgen-Nr. 06 (in T€)

Finanz. | Programmjahr 2016 bis 2020 nachrichtlich
Gruppe | Gesamt- | . -

bis Finanz.
Bez.(Nr.) | kosten

2015 Summe | 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 ff
G(932) 50.000 |0 40.000 |0 10.000 |10.000 |10.000 |10.000 |10.000 (O
Summe | 50.000 40.000 |0 10.000 |10.000 |10.000 |10.000 |[10.000
Z(361) |O 0 0 0 0 0 0 0 0 0
St. A. 50.000 40.000 |0 10.000 |10.000 |10.000 |10.000 |[10.000

Das Kommunalreferat wird beauftragt, die fur das Jahr 2017 benétigten Auszahlungsmittel in Hohe
von 10.000.000 Euro auf der Finanzposition 8800.932.8310.4, Ankauf von Grundstticken fir den
geférderten Wohnungsbau, "Wohnen in Miinchen VI" im Rahmen des
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2017 ff. bei der StadtkAmmerei zu beantragen.

57. Fur die Antragspunkte 36 mit 55 sind fur die Stellenzuschaltungen sowie die Ausweitung der
Auszahlungen im Finanzhaushalt 2017 die Vorschriften des Art. 69 Gemeindeordnung Uber die
vorlaufige Haushaltsfiihrung zu beachten.

Zudem liegt die Unabweisbarkeit bei allen finanziellen Ausweitungen vor, da die Versorgung der
Munchner Haushalte innerhalb der Einkommensgrenzen der Wohnraumférderung eine kommunale
Pflichtausgabe ist. Aufgrund der besonderen Miinchner Situation ist es zudem geboten, auch
preisgedampften Mietwohnraum fur Haushalte tber diesen Einkommensgrenzen zu schaffen.

58. Im Mehrjahresinvestitionsprogramm 2015-2019, das im Dezember 2015 vom Stadtrat beschlossen
wurde, wurden in der Investitionsliste 2 im Vorgriff auf das kommende Programm "Wohnen in
Minchen VI" bereits verschiedene Platzhalter-Malinahmen im Volumen von 800 Mio. € eingestellt.
Diese Maflinahmen werden mit dem heutigen Beschluss durch die vorstehend genannte Programme
und MaRRnahmen ersetzt. Sie sind daher im Mehrjahresinvestitionsprogramm 2016-2020 aus der
Investitionsliste 2 zu streichen.

59. Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Programmzeitraum von ,Wohnen in Miinchen VI*
Grundstiicksmindererlése und damit nicht realisierbare Einzahlungen fir die zukinftigen
Finanzhaushalte und Finanzplanungen ergeben.

Allgemeine organisatorische Punkte

60. Erfahrungsberichte: Das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, dem Stadtrat
jahrlich tber die Umsetzung des Handlungsprogramms im Vorjahr zu berichten.

61. Beschlussvollzugskontrolle: Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.
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lll. Beschluss

nach Antrag

E]

Uber den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrates endgiiltig

entschieden.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen

Die Vorsitzender

Referat fur Stadtplanung und
Bauordnung
Die Referentin

Sozialreferat
Die Referentin

Kommunalreferent
Der Referent

Der Referent

Dr. Ernst Wolowicz
Stadtkdmmerer

Reiter Prof. Dr. (1) Merk Schiwy Markwardt
Ober-/Blrgermeister Stadtbauratin BerufsmaRige BerufsmaRiger
Stadtratin Stadtrat
StadtkAmmerei

IV. Abdruck von . - lll.

Uber den Stenographischen Sitzungsdienst
an das Direktorium Dokumentationsstelle <nuR BEI SATZUNGSBESCHLUSSEN>

an das Revisionsamt

an die Stadtkdmmerei

mit der Bitte um Kenntnisnahme.



Tina Torres, 11.12.13
Mind. 3 Zeilen zwischen „nach Antrag“ und „Der Stadtrat...“ für Stenogr. Sitzungsdienst.
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E Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — SG 3 <oper FEDERFUHRENDE ABTEILUNG>
orweiteren Veranlassung.

Zu V.
Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird bestatigt.
An das Direktorium HA Il — BA (<ANZAHL>E|
An das Direktorium HA 1I/V 1
An den Bezirksausschuss 1-
[= Has Baureferat
) las Kreisverwaltungsreferat
An das Personal- und Organisationsreferat

An das Referat fiir Arbeit und Wirtschaft

An das Referat fir Gesundheit und Umwelt
10. An das Referat fiir Bildung und Sport
11. An die Sozialreferat
12. An das Kommunalreferat
13. An die Frauengleichstellungsstelle
14. An die GWG Miinchen
15. Andie GEWOFAG
16. Andie MGS
17. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — SG 3
18. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — SG 2
19. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — SG 1

20. |= pas Referat fir Stadtplanung und Bauordnung — HA |

21. as Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 1/01 BVK
22. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA Il
23. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA Il
24. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

E?HM

©CoNoO N
il

25. Mit Vorgang zuriick zum Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung HA 1/22

Am
Referat fuir Stadtplanung und Bauordnung SG 3 <0ODER FEDERFUHRENDE. ABTEILUNG>



Marianne Sagerer, 27.07.11
Alle HAen erhalten Abdruck. Ggf. zusätzlich speziell 
tangierte Fachbereiche ergänzen, z. B. HA I/40

Marianne Sagerer, 27.07.11
Alle fachlich tangierten Referate/Stellen
sowie alle Referate die Abdruck der beh.
Anträge/Empfehlungen vom Dir. erhalten haben sind hier aufzuführen

Marianne Sagerer, 27.07.11
Die BA´s die laut Vortrag beteiligt wurden erhalten Abdruck

Marianne Sagerer, 27.07.11
Je Stadtratsantrag ein Abdruck 

Marianne Sagerer, 27.07.11
Je BV-Empfehlung und je BA-Antrag 1x Abdruck (Zum neuen Verteilermodus siehe Schreiben SG3 vom 08.10.2009).

Marianne Sagerer, 27.07.11
Verteiler zu V. bitte nicht trennen (nicht über zwei Seiten)
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